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Er Vorwort. 

Die Kommission für Ausgestaltung der Auslandsstudien 
an der Universität Halle-Wittenberg hat im Sommersemester 
1919 Vorträge über die innere Entwicklung des Auslandes 
seit 1914 veranstaltet, die unsere Ausgabe einer größeren 
Öffentlichkeit in erweiterter Form zugänglich macht. Die 
Ausführung des in der Einleitung des ersten Vortrages ent- 
wickelten Programms stieß auf Schwierigkeiten, die, in den 
Zeitumständen begründet, sich nicht ganz überwinden ließen. 
Auf einen Vortrag über die Schweiz mußte in letter Stunde 
wegen Verhinderung des Redners verzichtet werden. Über 
die Vorträge über Australien und die Vereinigten Staaten 
hatten ihre Verfasser schon anderweit verfügt. Von der 
Veröffentlichung des Ganzen konnten diese Lücken des 
ursprünglichen Programms nicht abhalten, weil sie sich in 
einer Fortseßung unseres Unternehmens ausfüllen lassen, 
und die Beantwortung der Frage, wie es heute in England, 
Frankreich, Italien, Rußland usw. aussieht, nicht länger 
verschoben werden durfte. Da sich die Vorträge über das 
ganze Sommersemester erstreckten, ist durch Nachträge in 
jedem Kapitel die Entwicklung bis zum Herbst 1919 verfolgt 
worden. Für die Auswahl der Redner kam lediglich Sach- 
kunde in Betracht. Die Verantwortung für die auf diese 
Weise entstandene Auslandsschilderung trägt jeder Verfasser 
für sein Kapitel allein. 


Halle, November 1919. 
Richard Fester. 
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R. Fester: 


Die Internationale 1914—1919 


Zum zweiten Male!) tritt unsere Hochschule mit Einzel- 
vorträgen zur Förderung des politischen Verständnisses der 
Gegenwart vor eine größere Öffentlichkeit. Im vierten Kriegs- 
winter hatten die Historiker den Anfang gemacht. Im Sommer 
1918 waren auch Vertreter anderer Fächer ihrem Beispiele 
gefolgt. Der hinter uns liegende Revolutionswinter unter- 
brach hier wie anderwärts Bestrebungen, die bei Redner wie 
Hörern, wenn sie fruchtbar sein sollen, ein Mindestmaß 
seelischen Gleichgewichtes voraussetzen. Auch heute sind 
noch Zweifel erlaubt, ob die Mehrheit unseres Volkes dieses 
Gleichgewicht wiedergefunden hat. Der Deutsche steht am 
Grabe seiner Hoffnungen, aber er steht doch anders da als 
im November 1918. Wie in dem großen Haushalt der Natur 
alljährlich auf den winterlichen Verwesungsprozeß die Auf- 
erstehung des Frühlings folgt, erinnert uns jedes sprossende 
grüne Blatt und jeder Vogelruf an die selbstverständliche 
- Pflicht der Arbeit. Nicht um der Verzweiflung zu entgehen, 
nicht um neue trügerische Hoffnungen am Grabe der Ver- 
gangenheit aufzupflanzen, raflt sich die Menschheit nach 
Katastrophen wieder zur Arbeit auf, sondern weil die Natur 
es so will. Arbeitslosigkeit ist kein Dauerzustand. Das 
widerspricht allen kosmischen Geseten. Unter der Arbeit 
aber entweicht die auf schwere Schicksalsschläge folgende 
Betäubung. Wir dürfen daher hoffen, bei unseren Hörern 
die Resonanz geistiger Mitarbeit wiederzufinden, auf die un- 
mittelbar nach der Novemberrevolufion nicht durchweg zu 
rechnen gewesen wäre. 

!) Der Vortrag fand mit einigen Kürzungen am Schluß am 
7. Mai statt. 
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Unsere früheren Vorträge hatten sich das Ziel gesteckt, 
die langen Wurzeln einiger Hauptprobleme des Weltkrieges 
aufzudecken. Berücksichtigung aller Fragen, die der Krieg 
aufgeworfen hatte, war schon dadurch ausgeschlossen. Unser 
Zweck durfte als erreicht angesehen werden, wenn die 
gewählten Beispiele in jedem Hörer die Erkenntnis be- 
festigten, daß das politische Verständnis der Gegenwart 
Einsicht in weit zurückführende geschichtliche Zusammen- 
hänge vorausseßt. 

Was wir mit den gemeinverständlichen wissenschaftlichen 
Vorträgen dieses Semesters über die politische und soziale 
Entwicklung des Auslandes seit 1914 beabsichtigen, sagt 
am besten die an unsere Herrn Mitarbeiter ausgegebene 
Generalidee.. „An einen Querschnitt der Parteiverhältnisse 
vor Ausbruch des Weltkrieges soll sich in jedem Vortrag 
eine bis zur Gegenwart fortgeführte Übersicht der Ver- 
änderungen in der inneren Struktur des behandelten Staates 
anschließen. Besonderer Berücksichtigung wird die Ent- 
wicklung der Sozialdemokratie und ihr Verhältnis zu den 
anderen Parteien empfohlen. Der Hörer soll instand gesett 
werden, sich selbst ein Urteil über die in jedem Staate wirk- 
samen inneren Kräfte zu bilden“ Es gereicht uns zur 
besonderen Genugtuung, festzustellen, daß unser schon im 
November 1918 entworfenes Programm sich so ziemlich mit 
dem Reformplane des Herrn Reichsminister des Äußeren Graf 
Brockdorff-Rantau deckt. „Jedes wichtige Land wird,“ wie 
er am 9. April in der Nationalversammlung in Weimar aus- 
führte, „seinen Spezialreferenten bekommen. Dadurch werden 
wir wirkliche Sachkenner heranbilden, die ein Land in seiner 
Gesamtheit übersehen können. Den Auslandskommissionen 
sollen besondere Sachverständige zugeteilt werden, um die 
sozialen Einrichtungen jedes Landes zu studieren.“ Was 
sich das Auswärtige Amt als Daueraufgabe gestellt hat, 
wollen wir hier zunächst einmal für den Augenblick zu lösen 
versuchen. Die ganze Welt ist seit 1914 eine andere geworden. 
Der Deutsche wühlt heufe leidenschaftlich in seiner Vergangen- 
heit, um die Ursachen des Zusammenbruches zu ergründen. 
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Soll aus dieser unfruchtbaren Arbeit eine fruchtbringende 
werden, so wird er sich erst wieder daran gewöhnen müssen, 
an seine nähere wie an seine weitere Ulmgebung wie an ein 
Naturobjekt heranzutreten. Wir gewinnen auch für unser 
eigenes Schicksal wieder die richtigen Maßstäbe, wenn wir 
uns mif den Schicksalen unserer Ulmwelt vertraut machen. 
Wohl jeder von uns hat in den letten Monaten Stunden 
. der Verzweiflung erlebt, wo er das ganze Treiben um sich 
herum so ansah, als ob es ihn nichts mehr anginge. Von 
dieser Stimmung befreien wir uns am besten, wenn wir sie 
bewußt in uns hervorrufen. Wer mit Erwartungen an das 
Ausland herantritt, bevor er eine genauere Vorstellung davon 
hat, wohin in jedem Lande eigentlich die Reise geht, ist der 
Gefahr der Illusionen um so mehr ausgesett, je weniger er 
Herr seines eigenen Schicksals ist. Neuorientierung der 
deutschen Politik und politische Selbsterkenntnis gehen Hand 
in Hand. 

Was das Auswärtige Amt durch eine Erweiterung des 
Stabes seiner Mitarbeiter zu erreichen sucht, kann eine Uni- 
versität nur in Angriff nehmen, wenn sie kollegiale auswärtige 
Hilfe in Anspruch nimmt. Nationalökonomen und Historiker 
einer Hochschule können sich nicht vervielfältigen, wie es bei 
unserm Thema erforderlich wäre, das für jedes Kapitel Ver- 
trautheit und Einarbeitung des Spezialisten voraussetzt. 
Halle-Wittenberg hat die Generalidee ausgegeben, aber auf 
die Ausführung hätte es verzichten müssen, wenn unserer 
Einladung zur Mitarbeit nicht eine stattliche Reihe namhafter 
Forscher bereitwillig gefolgt wäre. Zugleich in ihrem Namen 
sei kurz vorweggenommen, was wir bringen oder besser 
gesagt, was wir bringen können. Wer in das uns feindliche 
Ausland reist, wird es vermutlich ebensowenig wiedererkennen 
wie die englischen oder französischen Journalisten unser 
Vaterland, als sie es im November 1918 nach mehr als vier- 
jähriger Abwesenheit wiedersahen. Jene Sachkenntnis, die 
nur der Augenschein verschaffen kann, will durchweg neu 
erworben sein. Auch die neutralen Länder sind im Kriege 
kaum zu Studienzwecken besucht worden. Das Material 
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unserer Neuorientierung ist daher überwiegend ein literarisches, 
und es braucht nicht weiter ausgeführt zu werden, daß der 
durch Zensur, Blockade und Grenzsperre unterbundene 
literarische Weltverkehr die Frage der Materialbeschaffung 
äußerst erschwert hat. Jeder Darsteller wird also damii 
rechnen müssen, an die Stelle von Tatsachen häufig Frage- 
zeichen zu seen. Das darf uns aber, wie wir schon in der 
Einladung an unsere Mitarbeiter betont haben, nicht davon 
abschrecken, an Fragen heranzutreten, deren Beantwortung 
der Neuorientierung der deutschen Politik vorauszugehen 
hat. Nur da, wo die Schwierigkeiten unüberwindliche waren, 
haben wir vorläufig auf Kapitel verzichten müssen, die unser 
Vortragszyklus vermissen läßt. Die Nachrichten über Japan, 
die nach Deutschland gelangt sind, würden wohl nicht 
hinreichen, sich auch nur in den Umrissen ein deutliches 
Bild von den inneren Wandlungen dieses Reiches seit 1914 
zu machen. Polen, der tschechisch-slowakische und der 
südslawische Staat sind als unfertige neue Bildungen noch 
zu unentwickelt, als daß es sich heute schon wagen ließe, 
einen Querschnitt zu versuchen. Über Ungarn schlagen 
augenblicklich die Flammen des Bolschewismus zusammen, 
die es unseren Blicken fast entziehen. Unsre Hauptgegner 
aber und die kontinentalen neutralen Mächte mit Ausnahme 
Norwegens konnte schon unser Sommerzyklus berück- 
sichtfigen, dessen Ergänzung späteren Semestern vorbehalten 
bleibt. 

Auf dem Leben und den Lebensbedingungen der 
einzelnen Völker wird auch in Zukunft die Fortentwicklung 
der Welt beruhen. Die Kultur der Menschheit ist die Summe 
der Kultur der Nationalitäten. Das Spalier der Staaten wird 
sie nie entbehren können. Wollen wir erfahren, wohin die 
Reise der Menschheit geht, so gibt es keinen andern Weg 
als den von uns eingeschlagenen. Die in dem Begriffe der 
Menschheit enthaltenen Entwicklungsmöglichkeiten bleiben 
an staatliche Voraussetungen gebunden, die wir kennen 
müssen, ehe wir uns ein Bild von dem Ganzen zu machen 
suchen. | 
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Daß wir dabei die Bedeutung des zwischenstaatlichen 
Momentes keineswegs übersehen haben, soll der einleitende 
Vortrag über die Internationale beweisen. Als der Schwede 
Rudolf Kjellen es vor dem Weltkriege unternahm, die Groß- 
mächte der Gegenwart zu schildern, hat er es unterlassen, 
den Staatskolossen die internationalen Großmächte der Kirche, 
des Kapitals und der sozialistischen Internationale gegen- 
überzustellen. Eine Wiederaufnahme seines Versuches wird 
das nachholen müssen. Über das Papsttum und die römische 
Frage hat hier vor einem Jahre Albert Werminghoff ge- 
sprochen und damit den politisch wichtigsten Abschnitt des 
kirchlichen Kapitels bereits behandelt. An die noch un- 
geschriebene Geschichte des Kapitals wird man vielleicht eher 
denken können, wenn die Vorherrschaft des amerikanischen 
Kapitals die in Wallstreet zusammenlaufenden einzelnen Fäden 
seines krausen Gespinstes besser erfassen läßt. Auf die 
Wandlungen der Internationale seit 1914 dürfen wir heute 
schon einen Blick werfen, weil der Weltkrieg das Wesen 
dieser zwischenstaatlichen Großmacht von den Schleiern 
befreit hat, die auf das Greifbare ausgehende Staatsrechts- 
lehrer und Historiker wie Kjellen und Heinrich Friedjung 
vor dem Kriege abhalten mochten, ihr näher zu treten. 

Die Internationale wurzelt wie die Arbeiterbewegung 
der Welt in Ideen, die über die sozialistischen Denker des 
neunzehnten Jahrhunderts bis in das Zeitalter der Aufklärung 
zurückführen. Ins Leben getreten ist sie erst, als England 
längst ein Industriestaat geworden war, und auch auf dem 
europäischen Kontinente die industrielle Entwicklung die 
Struktur des Gesellschaftsbaus zu verändern begann. Die 
Londoner Weltausstellung von 1862 hat französischen 
Arbeitern und Handwerkern die Gelegenheit geboten, mit 
englischen Genossen in einen Ideenaustausch zu treten, bei 
dem noch Proudhon Gevatter stand. Als 1864, wiederum in 
London, die „international workmen association“ gegründet 
wurde, machte sich schon der Einfluß des Verfassers des 
kommunistischen Manifestes Karl Marx geltend, um in den 
nächsten Jahren nach Erscheinen seines bahnbrechenden 
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Buches über das Kapital so stark zu werden, daß Franzosen 
wie Laskine heute von einer alldeutschen Periode der Inter-. 
nationale reden, weil sie in der geistigen Herrschsucht des 
Sprößlings rheinischer Rabbinergenerationen den Typus des 
Pangermanismus verkörpert sehen. Jährliche Kongresse 
und ein vom Kongreß zu wählender Generalrat sollten im 
Sinne des kommunistischen Manifestes die Vereinigung der 
Proletarier aller Völker in die Wege leiten. Auch die Arbeiter- 
bewegung der einzelnen Länder empfing einen frischen 
Impuls durch die Anregung des nationalen Zusammen- 
schlusses der verschiedenen Organisationen. Der Kongreß 
war von vornherein als ein proletarischer Völkerbund ge- 
dacht, in welchem weniger die verschiedenen Gruppen und 
Richtungen als die geschlossene Arbeiterschaft jedes Landes 
zu Wort kommen sollte. 

Es liegt auf der Hand, daß die Entwicklung der inter- 
nationalen Arbeiterassoziation und die Weiterentwicklung 
der Arbeiterbewegung im Sinne des Marxistischen Pro- 
gramms sich gegenseitig bedingten. Karl Marx besaß die 
Geduld des Wartens. Der Russe Michael Bakunin hatte 
schon 1849 den Kommunismus der Tat nur widerwillig ver- 
tagt. Das kommunistische Manifest wurde das Arsenal, 
dem er die Waffen gegen dessen Verfasser entnahm. 
Während Marx sich begnügte, eine Weltumwälzung anzu- 
bahnen, wollte Bakunin die Internationale zum Organ einer 
beschleunigten allgemeinen Weltrevolution machen. Das Er- 
gebnis war nach Scheitern der lokalisierten Pariser Kommune 
von 1871 keine Weltrevolution, sondern die 1876 erfolgte 
Auflösung der Internationale nach zwölfjährigem Bestehen. 

Die wachsende Macht des vierten Standes hat nach 
einer Pause von anderthalb Jahrzehnten von selbst zu einer 
Erneuerung der proletarischen Völkerverbrüderung geführt. 
In den Entstehungsjahren der französisch-russischen Entente 
stellte sich neben und über die in verschiedene Gruppen 
auseinanderfallende Staatenwelt die zweite Internationale als 
neue zwischenstaatliche Großmacht. 1889 ist auf einem 
Sozialistenkongreß in Paris dazu der Grund gelegt worden. 
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1891 wurde in Brüssel ein Neubau begonnen, der sich 
äußerlich und innerlich in wesentlichen Stücken von der 1876 
aufgelösten Organisation unterschied. Der Kongreß wurde 
jetzt erst die von Marx gewünschte verfassungsmäßfige 
Gesamtvertretung des proletarischen Völkerbundes. Zwischen 
1891 und 1910 ist er siebenmal zusammengetreten, seit dem 
Amsterdamer Kongreß von 1904 alle drei Jahre. Der Kopen- 
hagener Tagung von 1910 sollte der nächste Kongreß aus- 
nahmsweise statt 1915 erst im August 1914 in Wien zur 
Erinnerung an die Gründung der ersten Internationale vor 
50 Jahren folgen. Die europäische Spannung hat jedoch 
schon 1912 den Anlaß zur Einberufung eines außerordent- 
lichen Sozialistenkongresses nach Basel gegeben. 

Aus dem Generalrat der ersten Internationale wurde in 
der zweiten das 1900 gegründete internationale sozialistische 
Bureau mit dem ständigen Sitze in Brüssel. Die Geschäfts- 
leitung war demgemäß in belgischen Händen. Den Vorsitz 
hatte Emil: Vandervelde, das Sekretariat verwaltete Camille 
Huysmans. Die Angliederung einer interparlamentarischen 
Kommission an das Bureau sollte 1904 keine neue mit dem 
Kongreß konkurrierende Vertretung schaffen, sondern durch 
engere Fühlung zwischen den sozialistischen Parteien der 
einzelnen Parlamente die Abrede über einheitliche Aktionen 
erleichtern. 

Das Endziel war auch für die zweite Internationale nach 
der Stuttgarter Formulierung von 1%7 die „Schaffung einer 
auf sozialistischer Grundlage ruhenden Wirtschaftsordnung“, 
aber sie unterdrückte die Bakuninsche Richtung, die es durch 
Herbeiführung einer Weltrevolution erreichen wollte. Welt- 
revolution bedeutete Bürgerkrieg über das ganze Erden- 
rund, die Losung aber lautete Krieg dem Kriege in jeglicher 
Form. Das unaufhaltsame Wachstum der Arbeiterbewegung 
hatte auch den Glauben an den unausbleiblichen Sieg der 
Marxistischen Ideen gestärkt. Der Sozialismus wollte den 
Kapitalismus entthronen, um sein Erbe anzutreten, und die 
weiterblickenden Führer verschlossen sich nicht der Einsicht, 
daß äußerer oder innerer Krieg sie. voraussichtlich zu Erben 
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des Pauperismus machen würde. Der Revisionismus, wie er 
in Deutschland in dem Erfurter Programm festgelegt worden 
war, behauptete auch in den andern am weitesten fort- 
geschrittenen Industriestaaten die Oberhand. 

Die Weiterentwicklung der Internationale seit 1914 wird 
uns trogdem auf die radikale Linke mehr als bisher achten 
lassen. Die Quellen der zweiten Internationale sind die 
Bulletins des Brüsseler Bureau, die Protokolle der Kongresse 
und die Protokolle der Parteitage der einzelnen Länder, mit 
andern Worten die offiziellen Akten der internationalen Arbeiter- 
bewegung. Wie in den Akten der Parlamente bleiben die 
Kommissions- und Fraktionsberatungen der Öffentlichkeit 
vorenthalten. Wie Beschlüsse zustande gekommen sind, 
läßt sich in günstigen Fällen nur erraten. Die Geheimdiplo- 
 matie ist kein Privileg des Absolutismus oder Imperialismus. 
Die vorbereitende Tätigkeit des internationalen Bureau war 
mit dem gleichen Geheimnis umgeben wie die Besprechungen 
der Führer. 

Die historische Motivenforschung ist für die erste Inter- 
nationale durch das Bekanntwerden des Briefwechsels von 
Karl Marx, Friedrich Engels, Michael Bakunin auf eine ur- 
kundliche Basis gestellt worden. Die Geschichte der zweiten 
Internationale kann wie die Geschichte des Imperialismus 
erst seit 1914 geschrieben werden, nachdem der Krieg Zu- 
sammenhänge bloßgelegt hat, die ein nicht innerhalb der 
Bewegung stehender Beobachter früher mehr ahnen als wirk- 
lich greifen konnte. 

Daß Unterdrückung der radikalen Revolutionäre noch 
nicht ihre Ausschaltung bedeutete, beweist die Losung: Krieg 
dem Krieg. In Stuttgart waren 1%7 leitende Grundsätze für 
den Kampf gegen den Krieg festgestellt worden, die in 
Kopenhagen und Basel wiederholt eingeschärft wurden. Der 
erste lautete: „Droht der Ausbruch eines Krieges, so sind 
die arbeitenden Klassen und deren parlamentarische Ver- 
tretungen in den parlamentarischen Ländern verpflichtet, 
untersfüßt durch die zusammenfassende Tätigkeit des inter- 
nationalen Bureaus, alles aufzubieten, um durch die An- 
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wendung der ihnen am wirksamsten erscheinenden Mittel 
den. Ausbruch des Krieges zu verhindern, die sich je nach 
der Verschärfung des Klassenkampfes und der Verschärfung 
der allgemeinen politischen Situation naturgemäß ändern.“ 
Pazifizistische Propaganda gegen Militarismus und Marinismus 
konnte bei unmittelbar drohender Kriegsgefahr den Ausbruch 
des Gewitters nicht beschwören. Das Mittel der Verweigerung 
der Kriegskredite wäre erst wirksam geworden unter der 
Voraussetung, daß in allen großen Mächten das Parlament 
den Ausschlag gab, und daß in allen Parlamenten die Sozial- 
demokratie die absolute Mehrheit hatte. Alle anderen Mittel 
konnten vielleicht im besten Falle einige Regierungen lähmen, 
während andere, und unter Umständen gerade die angrifis- 
lustigsten, die Arme freibehielten. Darüber war man sich ja 
klar, daß Ausdehnung des Generalstreiks der Arbeiter auf 
die zur Fahne berufenen Arbeitersoldaten die Militärrevolution, 
mit andern Worten den Bürgerkrieg vor Beginn des äußeren 
Krieges bedeutete. Das aber wollte die Mehrheit nicht 
und konnte es auch nicht wollen, weil selbst in England 
und Deutschland mit keinem sicheren Erfolg zu rechnen war. 
Denn in den modernen Staatskolossen setzte bei der Mobil- 
machung der Druck auf einen Knopf gewaltige Schwungräder 
in Bewegung, die auch Millionen Arbeiterhände nicht aufzu- 
halten vermochten. Während des Krieges ist über die Be- 
siegung der Materie durch den Geist viel geredet und 
geschrieben worden. Der Ausbruch des Weltkriegs beweist 
das Gegenteil. Im Zeitalter der Technik hat 1914 die ent- 
fesselte Maschine die Herrschaft über die Menschheit erlangt, 
und vom Staatenlenker bis zum Arbeiter hat keiner ihr 
ungefährdet Einhalt zu tun vermocht, bis sie sich selbst 
totgelaufen hatte. Das historische Urteil gelangt daher heute 
zu dem Schluß, daß die Internationale wirksame Mittel zur 
Verhinderung des Weltkrieges 1914 noch nicht besessen hat. 
Karl Radek hat in Kopenhagen als Delegierter Polens einer 
zum Äußersten bereiten Aktion das Wort geredet, und Klara 
Zetkin hat in Basel mitten in die Friedensreden der Führer 
hineingerufen: „wir sozialistischen Frauen aller Länder können 
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die Unsrigen kämpfen und fallen sehen, wenn es die Sache 
der Freiheit gilt“. Die Mehrheit ging über die empfohlene 
Politik der Verzweiflung mit dem in Stuttgart formulierten 
dehnbaren Grundsatz zur Tagesordnung über. 

Standen hinter dem ersten der Stuttgarter Grundsäte 
verschiedene Ausdeufungsmöglichkeiten, so erschien der 
zweite Grundsaß ganz eindeutig. „Falls der Krieg dennoch 
ausbrechen sollte — fuhr die in Basel noch einmal bestätigte 
Resolution fort —, ist es die Pflicht, für’ dessen rasche 
Beendigung einzutreten und mit allen Kräften dahin zu streben, 
die durch den Krieg herbeigeführte wirtschaftliche und poli- 
tische Krise zur Aufrüftelung des Volkes auszunuten und 
dadurch die Beseitigung der kapitalistischen Klassenherrschaft 
zu beschleunigen.“ Die Mehrheit fürchtefe aus gufen Gründen 
den Weltkrieg und sah ihn keineswegs als eine günstige 
Gelegenheit: zur Schaffung einer auf sozialistischer Grund- 
lage ruhenden Wirtschaftsordnung an, aber eine Gelegenheit 
war ein Weltkrieg doch, und es bestanden innerhalb der 
Internationale keine Meinungsverschiedenheiten darüber, daß 
sie energisch benütt werden müßte. Auf die sozialistische 
Weltumwälzung wollte die Mehrheit, wie Karl Marx, mit 
gläubiger Zuversicht warten. Auf den Weltkrieg. wollten 
Mehrheit wie Minderheit die Weltrevolution folgen lassen. 
Die Gedanken über die Organisation der Revolution hat 
dann erst der Krieg entwickelt. Vor dem Kriege hat die 
Denker der Partei wie Karl Kautsky mehr das Problem 
beschäftigt, was „am Tage nach der sozialen Revolution“ 
geschehen müsse, wobei durchweg die von den Politikern 
deutlicher vorhergesehene totale Veränderung der wirtschaft- 
lichen Lage zu wenig oder gar nicht in Rechnung gestellt 
worden ist. 

Auch die großen Mächte haben, so wenig sie vor lokali- 
sierten Kriegen zurückschreckten, den drohenden Weltkrieg 
gefürchtet: Die Haager Friedenskonferenz, die Konferenz 
von Algeciras und das schlechtgestimmte Londoner Konzert 
der Mächte in der Zeit der Balkankrisis sind gewiß Versuche 
mit untauglichen Mitteln gewesen, aber sie verdienen nicht 
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strenger kritisiert zu werden, als die ebenso unzureichenden 
Friedensbemühungen der Internationale, die, selbst furcht- 
erfüllt, 1912 in Basel „eine wesentliche Bürgschaft des Friedens 
in der Furcht der herrschenden Klassen vor einer proleta- 
rischen Revolution im Gefolge eines Weltkrieges“ zu sehen 
glaubte. 

Überblickt man die Resolutionen der Internationale gegen 
den Krieg von 1889 bis zum Ausbruch des Weltkrieges, so 
fällt der Übergang von theoretischer Kritik des Imperialismus 
zu konkreter Beurteilung der politischen Weltprobleme in die 
Augen. Das Baseler Manifest vom 25. November 1912 wird 
auch der Gegner der sozialistischen Weltanschauung heute 
nicht ohne Bewegung lesen. Mag es Jaures allein zum Ver- 
fasser haben, mag der Wiener Viktor Adler dabei beteiligt 
gewesen sein, soviel ist gewiß, daß es ein Werk aus einem 
Guß und von dem Schwunge eines begeisterungsfähigen 
Idealismus getragen is. Um so auffallender erscheint die 
Unfähigkeit der führenden Poilitiker der Internationale, die 
kriegsschwangeren Weltprobleme bis in ihre äußersten Kon- 
sequenzen durchzudenken. Auf dem Londoner Sozialisten- 
kongreß war zum ersten Male von der Internationale das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker gefordert worden. Heute 
wissen wir, daß damit auch die Internationale Österreich- 
Ungarn das Todesurteil gesprochen hat. Auflösung der 
Monarchie auf friedlichem Wege war aber, wie jeder Kenner 
dieses zähen dynastischen Staates sich sagen mußte, völlig 
ausgeschlossen. Die Internationale stellte mithin eine Forde- 
rung, deren Konsequenz ein Weltkrieg war. In Basel hat 
nur der Holländer Troelstra an die Londoner Resolution 
über das Nationalitätenprinzip erinnert, als er voraussagte, 
daß Belgien und Holland, wenn England und Deutschland 
in einem europäischen Kriege sich bekämpften, das Schlacht- 
feld abgeben müßten. Das Manifest aber hat Serbien geradezu 
ermuntert, Österreich-LIngarn weiter zu unterminieren, indem 
es den sozialdemokratischen. Parteien der Monarchie „zur 
Pflicht machte, ihre wirkungsvolle Aktion gegen einen Angriff 
der Donaumonarchie auf Serbien mit aller Kraft fortzusetzen“, 
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während andererseits das Recht der vom Hause Habsburg 
beherrschten Südslawen auf demokratische Selbstregierung 
anerkannt wurde. | 

Noch bezeichnender ist die Stellungnahme zu dem 
russischen Problem. Das Basler Manifest hat von dem 
Zarismus treffend gesagt, daß er „zwischen der Furcht vor 
den Folgen eines Krieges für ihn selbst und der Furcht vor 
den Drängen einer nationalistischen Bewegung, die er selbst 
geschaffen habe, schwanke“. Nur gegen die Behauptung, 
daß der Zarismus der Vater des Panslawismus gewesen 
sei, wird der Historiker Einspruch erheben. Wenn aber 
die Internationale es als eine ihrer vornehmsten Aufgaben 
ansah, den Untergang des grimmigsten Feindes der Demo- 
kratie herbeizuführen, so war das wiederum sicherlich kein 
dem Weltfrieden förderlicher Entschluß. Mochte man der 
deutschen Sozialdemokratie den Vorwurf machen, daß sie 
durch Unterstützung der auf die Erhaltung Österreich- 
Ungarns abzielenden Politik des Zweibundes gegen das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker verstoße, so lastete auf 
den französischen Sozialisten die weit schwerere Mit- 
verantwortung für die russisch-französische Entente. 

Es hat kürzlich in Frankreich einen Entrüstungssturm 
entfesselt, als behauptet wurde, daß Jaures, wenn er nicht 
ermordet worden wäre, in der Kammer die Kündigung der 
Entente beantragt haben würde. Das klingt um so un- 
wahrscheinlicher, als es im August 1914 natürlich zu spät 
war. Wie französische Sozialisten über diesen Punkt 
dachten, sagt uns besser eine Auseinandersetzung Sembats 
von 1913. Die Äußerung des alten Bebel, daß er selbst 
noch die Flinte auf die Schulter nehme, wenn es gegen 
Rußland gehe, stößt bei ihm auf Verständnis. Die deutschen 
Genossen, sagt dieses spätere Mitglied des französischen 
Koalitionsministeriums, hassen nicht nur die russische Auto- 
kratie. Sie fürchten auch, daß die asiatische Barbarei über 
die deutsche Ostgrenze fluten werde. Wir Franzosen 
können uns am Westrande der europäischen Kultur Bar- 
hareneinfälle seit Jahrhunderten nicht mehr recht vorstellen. 
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Für uns sind die Russen die Landsleute Turgenjefis, 
Tolstois und Gorkis. Wir setzen daher auf den rus- 
sischen Sozialisten besonders große Hoffnungen. Vielleicht 
sieht der wirkliche Russe anders aus. Dieser aber ist 
mein Russe. 

Das sind Sätze, die wir uns merken müssen, um auch 
die gegenwärtige Haltung der französischen Sozialisten zu 
verstehen. Wie Sembat könnten heute Cachin oder Longuet 
sagen: der wirkliche Bolschewist sieht vielleicht anders aus, 
als ich ihn mir vorstelle. Dieser aber ist mein Bolschewist. 
Auf die französische Denkungsart wirft das ein bezeichnendes 
Licht, aber die Haltung der französischen Sozialdemokratie 
wird durch solche Flausen weder erklärt noch entschuldigt. 
Denn das Entscheidende war 1914, daß die russische und 
die polnische Sozialdemokratie aus eigner Kraft die von 
Rußland drohende Kriegsgefahr nicht beseitigen konnten, 
so wie heute das Entscheidende ist, daß der wirkliche 
Bolschewist auch Frankreich mit mongolischer Barbarei 
bedroht. 

Die Internationale hat es sich zum Verdienst angerechnet, 
daß der Faschodahandel zwischen England und Frankreich 
und die Marokkokrisis überwunden wurden. Ein aufmerk- 
samer Leser des Basler Manifestes wird heute feststellen 
müssen, daß das eine große Selbstüberschäßung war. Wer 
schon 1912 die russische Gefahr für den Weltfrieden so 
deutlich erkannte, durfte es nicht lediglich den russisch- 
polnischen Genossen überlassen, dafür zu sorgen, daß nicht 
eines Tages der schwache Finger Nikolaus II. auf den 
Knopf zur Mobilmachung seines Weltreiches drücke. War 
es, wie das Manifest betonte, „die Aufgabe der Sozialisten 
Englands, Frankreichs und Deutschlands sich mit aller 
Kraft der Eroberungspolitik in Vorderasien zu widersetzen“, 
so mußten sie sich auch darüber klar werden, daß ihr Bundes- 
genosse auf diesem Wege eigentlich das deutsche Reich war, 
das an der Erhaltung der Türkei ein Interesse hatte, weil es 
wegen seiner geographischen Lage sich an einer territorialen 
Aufteilung des Osmanenreiches nicht beteiligen konnte. Wohin 
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wir auch blicken, überall stoßen wir auf gordische Knoten 
der Weltpolitik, die sich ohne das Risiko eines Weltbrandes 
nicht lösen ließen. Auch der Internationale blieb nur die 
Wahl zwischen völliger Resignation oder gefährlicher Ini- 
tiative. Indem auch sie aktive Großmachtpolitik trieb, ist 
sie in den Weltkonflikt rettungslos verstrickt worden. An 
der Lösung der Quadratur des Zirkels mußte die mensch- 
liche Weisheit im sozialistischen wie im imperialistischen 
Lager im Juli 1914 scheitern. | 
Nichtsdestoweniger ist man über die Hilflosigkeit des 
proletarischen Völkerbundes in den Wochen der Entscheidung 
erstaunt. Wie würde Karl Marx mit seiner scharfen poli- 
tischen Witterung sofort nach der Ermordung des Erzherzogs 
“Franz Ferdinand eingegriffen haben, um zu reften, was noch 
zu retten war. Das internationale Bureau ließ sich einen 
ganzen Monat Zeit, um seine Mitglieder erst auf den 
29. Juli zu einer außerordentlichen Situng nach Brüssel 
einzuberufen. Wenn die deutschen und die französischen 
Proletarier auf ihre Regierungen drücken sollten, damit 
Deutschland auf Österreich-Ungarn und Frankreich auf 
Rußland mäßigend wirke, so hinkte die Aufforderung der 
Internationale der Friedensaktion der nationalen Arbeiter- 
parteien am 29. Juli schon nach. Was haben sich die 
deutschen Delegierten eigentlich gedacht, als sie mit Zu- 
stimmung der französischen Genossen den vom Bureau 
angenommenen Antrag stellten, den auf den 25. August 
angesetzten Wiener Kongreß schon zu einem früheren Zeit- 
punkte auf den 9. August nach Paris einzuberufen. Ebenso- 
gut kann ein Wanderer, wenn die ersten Tropfen eines 
schweren Gewitterregens fallen, beschließen, sich in der 
übernächsten Woche einen Regenschirm zu kaufen. Man 
gewinnt doch den Eindruck, daß es den Führern in ihrer 
Verzweiflung nur noch um eine prinzipielle Demonstration zu 
tun war. Die Pariser Tagesordnung: „Der Krieg und das Pro- 
letariat* wurde wohlweislich noch am 9. Juli in einer Brüssler 
Volksversammlung vorweggenommen, in der Vandervelde, 
Haase, Morgari, Keir-Hardie, Rubanowitsch, Troelstra und 
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Jaures sprachen. In letter Stunde wandten sich Haase und 
Jaures gegen den aus dem Zweibunde und der Entente 
sich. ergebenden Zwang zu kriegerischer Bundeshilfe. 
Während Haase erklärte, daß der Zweibund, den er einen 
Geheimbund nannte, das deutsche Proletariat nicht verpflichte, 
versicherte Jaures mit kaum mehr verständlicher Harmlosig- 
keit, daß die französische Regierung Rußland Ratschläge 
der Klugheit und Geduld erteil..e Wenn Rußland nicht auf 
uns hört — fuhr er fort — ist es unsere Pflicht, aus- 
zusprechen: wir kennen nur das Bündnis mit den Menschen- 
geschlecht. Was er nach der russischen allgemeinen Mobil- 
machung vom 51. Juli und ihrer Beantwortung durch die 
deutsche Mobilmachung vom 1. August gesagt haben würde, 
wissen wir nicht.!) Seinem Mörder Vaillant aber haben wohl 
jene Worte am 51. Juli den Revolver in die Hand gedrückt. 

Die Einsicht, daß es für einen Kongreß auch am 
9. August zu spät sein werde, veranlaßte den deutschen 
Parteivorstand, Hermann Müller nach Paris zu schicken. In 
Brüssel schloß sich ihm vom Bureau Huysmans an und als 
Dolmetscher Henri le Man. Am 1. August fand in Paris eine 
Besprechung mit den ihres Führers beraubten französischen 
Genossen statt. Diese gewannen den Eindruck, daß die 
deutschen sozialdemokratischen Parlamentarier entweder 
gegen den Kriegskredit stimmen oder sich der Abstimmung 
enthalten würden. Sie selbst wollten sich im Hinblick auf 
die Möglichkeit eines deutschen Angriffes zu nichts ver- 
pflichten. Daß durch die russische Mobilmachung der An- 
griff auf Deutschland bereits erfolgt war, stand nicht zur 
Erörterung, weil die französische Regierung die Nachricht 
zurückgehalten hatte. Ob die französische Sozialdemokratie 
den Standpunkt, den sie selbst einnahm, auch den deutschen 
Genossen zugebilligt hätte, wenn sie am 1. August über die 
Lage besser unterrichtet gewesen wäre, darf nach ihrer 
späteren Haltung bezweifelt werden. Englische Sozialisten 


!) Es ist neuerdings behauptet worden, er habe Wilsons Ver- 
mittlung anrufen wollen. 
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wie Humphrey haben loyal anerkannt, daß die deutsche 
Sozialdemokratie zur eignen Verteidigung nach der russischen 
Mobilmachung den Kriegskredit bewilligen mußte. Die 
Franzosen bezichtigten die Genossen von Gestern des Ver- 
rates an der Internationale. Ein Recht zu diesem Vorwurf 
hätten sie nur dann, wenn sie beschwören könnten, daß die 
Verweigerung des Kriegskredits durch die deutschen Sozial- 
demokraten den gleichen Schritt von ihrer Seite zur Folge 
gehabt haben würde. Der Krieg aber wäre selbst dann nicht 
aufzuhalten gewesen. Die Brüchigkeit des ersten Grund- 
satzes der Stuttgarter Resolution brachte, wie es voraus- 
zusehen war, die zweite Internationale zu Fall. 

Ein Vorwurf, der sich gegen alle richtete, kam von 
andrer Seite. Am besten hat ihn Trotki in seiner Broschüre 
über den „Krieg und die Internationale“ formuliert. Im 
Augenblicke der Mobilmachung hat auch er sich von einer 
sozialistischen Gegenrevolufion gegen den Krieg nichts ver- 
sprochen. Das hätte aber die Sozialisten seiner Meinung 
nach nicht abhalten dürfen, „ihr Urteil über den gegen- 
wärtigen Krieg auszusprechen, jede Verantwortung für ihn 
abzulehnen und ihren Regierungen das Vertrauen und die 
Kriegskredite zu verweigern“. In dem sie ihre Schuldigkeit 
erfüllten, „hätten sie eine abwartende politische Position ein- 
genommen, deren oppositioneller Charakter den Regierenden 
wie den Volksmassen in gleicher Weise klar gewesen wäre“. 
Der Zusammenbruch der Internationale führte auch zu einer 
Scheidung der Geister. Den Sozialisten, denen es mit der 
Verteidigung ihres Vaterlandes ernst war, traten die inter- 
nationalen Revolutionäre gegenüber. Von den „Sozial- 
patrioten* oder „Scheidemännern“ trennten sich in allen 
Ländern die Unabhängigen, unter denen Russen und Ost- 
juden bald die Führung übernahmen. Die Internationale 
hielt sie noch insofern zusammen, als beide Richtungen sich 
um ihre Wiedererneuerung bemühten, aber der Gegensatz 
sollte sich gerade dabei immer deutlicher herausarbeiten. 
Nach Erledigung des ersten Stuttgarter Grundsatzes hatte 
der Kriegsausbruch den zweiten auf die Tagesordnung 
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gesetzt. Wenn der Stuttgarter Beschluß die Weltumwälzung 
erst nach rascher Beendigung des Weltkrieges vorgesehen 
hatfe, so erhob sich, je mehr sich der Krieg in die Länge zog, 
die Frage, ob man durch unverweilte Entfaltung der roten 
Fahne nicht den doppelten Endzweck der Beendigung des 
Krieges und der Aufrichtung einer neuen Wirtschaftsordnung 
erreichen könne. | | 

Es wird die Aufgabe der folgenden Vorträge sein, die 
Neugruppierung in jedem Lande näher zu verfolgen. Für 
uns kann es sich nur darum handeln, die verbindenden 
Linien zu ziehen. Wöhrend die Proletarier der kriegführenden 
Mächte, statt sich miteinander zu vereinigen, gegeneinander 
ins Feld zogen, erklärte das Brüsseler Bureau nicht dem 
Kriege, sondern dem Deutschen Reiche den Krieg. In einem 
Rundschreiben führte es aus, daß die Verlesung der belgischen 
und der luxemburgischen Neutralität zeige, wer als Angreifer 
an dem Verbrechen des Weltkrieges schuldig sei. Als das 
Bureau in einem Aufruf an das deutsche Volk den deutschen 
Genossen am ‘14. August 1914 die in Beigien begangenen 
Greuel zur Kenntnis brachte, wiesen der Parteivorstand und 
der „Vorwärts“ diese verleumderische Beleidigung des 
deutschen Proletariates in Waffen mit Entrüstung zurück. 
Die Flammen des Völkerhasses ergriffen auch das Gebäude 
des proletarischen Völkerbundes.. In Brüssel war das 
internationale-sozialistfische Bureau nicht mehr am rechten 
Ort. Obwohl Emil Vandervelde in das belgische Ministerium 
eintrat, hat er den Vorsitz erst unmiftelbar vor der Berner 
Erneuerung der zweiten Internationale im Januar 1919 nieder- 
gelegt. Nach Amsterdam übergesiedelt führte das Bureau, 
wie die Unabhängigen mit Recht gesagt haben, „eine 
Scheinexistenz“. Bulletins aus der Zeit» von 1915 bis zum 
Februar dieses Jahres sind mir nicht zu Gesicht gekommen. 
Wenn der Holländer Troelstra das Banner der Internationale 
ergriff, so brachte er schließlich in dem holländisch- 
skandinavischen Komittee nicht mehr als eine schwache 
proletarische Nebenregierung zustande. Den Versuch, einen 
internationalen Sozialistenkongreß nach dem Haag ein- 
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zuberufen, hat Troelstra 1915 aufgeben müssen, weil die 
französische Parteileitung einen solchen Kongreß weder für 
möglich noch für wünschenswert erklärte. Von den An- 
regungen, die von dieser Seite ausgingen, haben wir uns 
nur die im Januar 1915 in Kopenhagen erhobene, auch in 
deri Ententeländern aufgenommene Forderung zu merken, 
daß gleichzeitig mit der Friedenskonferenz am gleichen Orte 
auch ein Sozialistenkongreß zusammentreten solle, um dem 
Friedensprogramm der Internationale größeren Nachdruck zu 
verleihen. 

Der Erfolg, der Troelstra und dem Schweden Branting 
vorläufig versagt bleiben mußte, weil sie alle feindlichen und 
neutralen Genossen wieder unter einen Huf bringen wollten, 
wandte sich einer Gruppe der Unabhängigen zu, die sich nur 
mit den Parteien, Arbeiterorganisationen und kleineren Ver- 
einigungen in Verbindung sebtten, von denen sie annehmen 
durften, „daß sie bereit wären, gegen die Burgfriedenspolitik 
aufzutreten und auf der Grundlage des proletarischen Klassen- 
kampfes für eine gegen den Krieg gerichtete gemeinsame, 
gleichzeitige Aktion der Sozialisten in den verschiedenen 
Ländern einzustehen.“ In dem Bulletin der internationalen 
sozialistischen Kommission zu Bern haben sie sich mif Offen- 
heit über ihr Vorgehen ausgesprochen. Daß sie nicht alles, 
was der Historiker wissen möchte, sagten und sagen 
konnten, versteht sich auch bei diesen heftigsten Gegnern 
der Geheimdiplomatie von selbst. Soviel steht .fest, daß 
Italiener mit dem Talente dieses Volkes für . Zerstörung be- 
stehender Bünde und Anzettelung von Verschwörungen den 
Grund gelegt haben, auf dem dann vornehmlich Lenin, Troßki 
und ihr Kreis weiterbauen sollten. Die Rolle des ehrlichen 
Maklers übernahm‘ der Schriftleiter der „Berner Tagwacht“, 
der Zeitschrift „Neues Leben“ und des vom September 1915 
bis zum Sommer 1916 ausgegebenen Bulletins, Nationalrat 
Robert Grimm, der 1917 viel genannt worden ist, als bekannt 
wurde, daß Bundesrat Hoffmann sich seiner zu einer diplo- 
matischen Mission bedient halte. Als die erste Etappe ist 
eine italienisch-schweizerische Konferenz im September 1914 
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in Lugano anzusehen. Eine Rundreise, die Oddino Morgari 
scheinbar zu dem gleichen Zwecke wie Troelstra unternahm, 
diente wohl schon der Sondierung, die es dem italienischen 
Parteivorstande erlaubte, am 15. Mai 1915, also kurz vor dem 
Eintritt des Regno in den Krieg, in Bologna das Programm 
zu entwerfen. Nachdem noch am 11. Juli 1915 in Bern eine 
Vorbesprechung statfigefunden hatte, trat in dem Döfrfchen 
Zimmerwald bei Bern am 5. September und den drei folgenden 
Tagen die Konferenz der geladenen Vertretungen zusammen. 

Italien hatte als offizielle Vertreter der Partei und der 
Kammersozialisten Modigliani und Constantino Lazzari ge- 
schickt. Auch der rumänische Delegierte Racovski erschien 
‘als Sprecher der geschlossenen Partei seines Landes. Die 
Polen zeichneten für die drei sozialdemokratischen Organi- 
sationen Russisch-Polens und Litauens, die Russen für das 
Zentralkomittee und das Organisationskomittee der sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei und für das Zentralkomittee 
der sozialistisch-revolutionären Partei- Neben Lenin erschien 
hier noch Axelrod, der im Februar 1919 in Bern als Ankläger 
gegen den Bolschewismus auftrat. Alle andern Länder, von 
den Neutralen Bulgarien, Schweden, Norwegen, Holland und 
die Schweiz waren repräsentiert, aber nicht eigentlich ver- 
treten. Die unabhängige Arbeiterpartei Englands und ein 
Bruchteil der Britischen Sozialistenpartei hatten für ihre 
Delegierten keine Pässe erlangt. Die Franzosen Bourderon 
und Merrheim hatten nur den Metallarbeiterverband und eine 
Minderheit des allgemeinen Arbeiterbundes hinter sich. 
Adolf Hoffmann und Georg Ledebour waren von der in der 
Bildung begriffenen Gruppe der deutschen Unabhängigen 
entsandt. 

Auch bei dieser Zusammenkunft internationaler Revo- 
lutionäre mußte zwischen Franzosen und Deutschen erst eine 
Brücke geschlagen werden, bevor eine Einigung erzielt 
werden konnte. Das geschah in einer gemeinschafflichen 
Erklärung der deutschen und französischen Teilnehmer, worin 
die Verlegung der belgischen Neutralität entschieden ver- 
urteilt und die ungeschmälerte Wiederherstellung Belgiens 
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gefordert wurde. Auch damit war nicht sogleich die Formel 
für ein Manifest an die Proletarier aller Länder gefunden. 
Die Vertreter des Zentralkomittees der russischen Arbeiter- 
partei, der Letten, des polnischen Landesvorstandes, des 
schwedisch-norwegischen Jugendverbandes, ein Deutscher — 
vermutlich Ledebour — und ein Schweizer hatten eine Reso- 
lution über den Weltkrieg und die Aufgaben der Sozial- 
demokratie entworfen, worin die Sozialpatrioten für gefähr- 
lichere Feinde des Proletariates erklärt wurden als die bürger- 
lichen Apostel des Imperialismus. Auch mit der Taktik des 
Kampfes gegen den Weltkrieg beschäftigte sich die Resolution 
eingehender. Sie forderfe „die Ablehnung der Kriegs- 
kredite, den Austritt der sozialistischen Minister aus den 
Ministerien, die Denunzierung des kapitalistisch-anfisozia- 
listischen Charakters des Krieges von den Tribünen des 
Parlamentes, in den Spalten der legalen und, wo nötig, 
illegalen Presse, die schrofiste Bekämpfung des Sozialpatrio- 
tismus, die Ausnüßung jeder durch die Kriegsfolgen, Not 
und große Verluste verursachten Bewegung des Volkes zur - 
Organisation von Straßendemonstratfionen gegen die Regie- 
rungen, die Propaganda der internationalen Solidarität in 
den Schütengräben, die Förderung der ökonomischen Streiks, 
das Bestreben, sie bei günstigen Bedingungen in politische 
zu verwandeln, Burgkrieg, nicht Burgfrieden.“ Grimm, den 
wir wohl unter dem Schweizer Unterzeichner dieser Resolution 
zu verstehen haben, sorgte zwar dafür, daß sie in die zweite 
Nummer des Bulletins Aufnahme fand, aber die Mehrheit 
der Zimmerwalder war doch der Ansicht, man „dürfe in 
keiner Weise den Anschein erwecken, als wolle diese Kon- 
ferenz eine Spaltung herbeiführen und eine neue Inter- 
nafionale gründen.“ Das Zimmerwalder Septembermanifest 
machte neben der kapitalistischen Gesellschaft auch die Sozial- 
patrioten für den Krieg verantwortlich, aber es befonte doch 
die internationale Solidarität des Proletariates, zu der die 
Arbeiterklasse durch Selbstbesinnung den Weg zurückfinden 
müsse. Es verdeckte also nur notdürftig einen neuen Spalt, 
der, weniger tief, doch auch die Minderheit in zwei Gruppen 
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schied. Die erste Opposifion war von den Unabhängigen 
ausgegangen. Hinter ihnen fauchten in Zimmerwald unter 
Führung Lenins zum ersten Male die Spartakisfen auf. 

Schon auf einer zweiten Konferenz, die vom 24. bis 
50. April 1916 in dem Berner Dörfchen Kiental tagte, gewann 
der radikale Flügel die Oberhand. In dem Manifest vom 
1. Mai „an die Völker, die man zu Grunde richtet und tötet,“. 
wurden die Arbeiter in Stadt und Land zum Kampfe für den 
sofortigen Frieden ohne Annexionen aufgeboten. „Denkt 
daran — redete es sie an — daß ihr die Mehrzahl seid und 
wenn ihr es wollt, die Macht sein könnt.“ Das bisher stets 
betonte Verlangen einer gleichzeitigen Aktion in allen krieg- 
führenden Ländern wurde jet fallen gelassen. „Der Militaris- 
mus einer Nation kann nur durch sie selbst vernichtet werden.“ 
Die Tore einer längst vorbereiteten Propaganda für.die Revo- 
lution wurden aufgestoßen. 

Der Schotte Ramsay Macdonald hat sich in der „Humanite“ 
vom 14. April 1919 der Bolschewisten und ihrer Führer an- 
genommen. Er meint, man müsse ihnen Zeit lassen, ihre 
Ideen zu entwickeln; denn sie hätten in Rußland eine Ent- 
wicklung vorgefunden, für die sie nicht verantwortlich seien. 
Wer so urteilt, verschließt die Augen vor der Tatsache, daß 
Lenin, Trotki, Radek und Sinowjew, durch den Zusammen- 
bruch Rußlands begünstigt, ihr kommunistisches, schon lange 
festgelegtes Programm bis auf den Buchstaben durchgeführt 
haben. In Zimmerwald war der Gedanke einer Spaltung 
der Internationale noch zurückgewiesen worden. In Kiental 
trat bereits zufage, daß es die radikale Linke auf die 
Gründung einer neuen kommunistischen Internationale ab- 
gesehen hatte. | 

Die Arbeit der Kientaler ist aus dem Dunkeln erst ins 
Helle gerückt worden, als die selbstmörderische Politik der 
deutschen Regierung Lenin und Genossen im April 1917 die 
Rückkehr nach Rußland ermöglicht hatte. An der Newa 
haben sie im November 1917 nach dem erneuten Zusammen- 
bruch des Imperialismus, der Kadetten und des Sozial- 
revolutionärs Kerenski die Erbschaft der Revolution an- 
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getreten, um den Geist des Bolschewismus von dort nach 
Mitteleuropa zu verpflanzen. Während die Propaganda in 
den .Schüßengräben durch die Verbrüderungen zugleich die 
deutsche Ostfront verseuchte, und die Ansteckung allmählich 
auch bei uns Etappe und Heimat ergriff, wurde Brest-Litowsk 
für Trobki zur Rednertribüne, von der er die Proletarier aller 
Länder zur Abrechnung mit dem kapitalistischen Imperialis- 
mus aufforderte. Der aufgehaltene deutsche Generalstreik im 
Januar 1918 läßt sich mit Lenins vergeblichkem Anlauf im 
Juli 1917 vergleichen. Die Novemberrevolution konnte von 
Ledebour und Karl Liebknecht in Szene gesebt werden, 
nachdem die Erschütterung der Westfront, der Abfall Bulgariens 
und die wankende Haltung der Donaumonarchie ähnliche 
Vorbedingungen geschaffen hatten wie ein Jahr zuvor in 
Rußland das. Scheitern der letten Verzweiflungsoffensive 
Brussilows. Wenn auch die beiden Zimmerwalder Richtungen 
der Unabhängigen und Spartakisten sich in Deutschland mit 
den Mehrheitssozialisten in das Erbe der Revolution zunächst 
teilen mußten, um es ihnen schließlich im Machtkampf er- 
liegend zu überlassen, so war doch die Welteroberung durch 
Kiental eingeleitet. Bei einer Zusammenkunft der Propagan- 
disten. in Beatenberg am Thuner See im Oktober 1918 waren 
Deutschland, Ungarn und Italien als erste Felder ihrer Tätig- 
keit bezeichnet worden. Durch die deutschen Rückschläge 
haben sie sich nicht entmutigen lassen. Mit einem Menschen- 
alter mehr oder minder blutiger Kämpfe hat Radek 1917 
gerechnet, bis die Diktatur der proletarischen Minderheit nach 
Vernichtung der Bourgeoisie die sozialistische Arbeitsgemein- 
schaft durchgesett habe. Der den Weltkrieg ablösende 
Bürgerkrieg soll sich nach dieser Berechnung selbst er- 
nähren. Im Herbst 1918 ist russisches Geld nach Deutschland 
geströmt. 1919 hat der Sieg des Kommunismus in Budapest 
neue Propagandaquellen zur Eroberung Wiens und der 
größeren Städte Deutschlands erschlossen. Mit der Plünderung 
der deutschen Banken würden die Mittel zu einer aber- 
maligen Erweiterung des kommunistischen Kriegsschauplaßes 
gewonnen. . 


en SOB: 1 


Dieser Entwicklung, auf die hier nicht näher einzugehen 
ist, hat die Wiedererstehung der zweiten Internationale 
mindestens ebenso Vorschub geleistet, wie die Überspannung 
des kapitalistischen Imperialismus. 

Auch da hat die russische Märzrevolution die Dinge in 
Fluß gebracht. Bereits in April 1917 finden wir Troelstra 
in neuen Verhandlungen mit dem Bureau der Internationale. 
Bei Vandervelde, der in le Havre als Minister saß, und bei 
Berthrand in Brüssel stieß er auf den alten Widerstand. Der 
Flame Anseele in Gent schützte mangelnde Bewegungsfreiheit 
vor. Das Ergebnis war, daß auch diesmal nur der Sekretär 
Huysmans ihm seine Dienste lieh, um auf den 15. Mai alle 
angeschlossenen Parteileitungen einschließlich der Minder- 
heiten zu einer internationalen Konferenz nach Stockholm 
einzuladen. Wiederum erhoben die Belgier, die den Deutschen 
nicht zu begegnen wünschten, Einsprache, als auch das am 
ö. Mai in Stockholm gebildete holländisch-skandinavische 
Kommittee die Einberufung der allgemeinen Konferenz zu 
einem späteren Termine ins Auge faßte. Man begnügte 
sich daher vorerst, die Delegierten aller angeschlossenen 
Völker in Sonderkonferenzen anzuhören. Nach dem Schema 
eines Fragebogens sollte jede Delegation sich über die 
Friedensbedingungen, die Gestaltung der zwischenstaat- 
lichen Beziehungen nach dem Kriege, das künftige Aktions- 
programm der Internationale und ihre Stellung zu einer 
allgemeinen Konferenz äußern. Was von diesen Antworten 
der Presse mitgeteilt werden sollte, wurde in das Belieben 
der Delegation gestell. Der Hauptzweck war das Verhör 
durch das Bureau. Es begann am 19. Mai mit Bosnien, 
um am 10. November mit muhamedanischen Delegationen 
beendigt zu werden. Die deutschen Mehrheitssozialisten 
sind am 7. bis 15. Juni, die Unabhängigen am 22. bis 
25. Juni verhört worden. Wer nicht selbst erschien, schickte 
wenigstens ein Memorandum ein. Weshalb Italien auch 
darauf verzichtetete und seine Vertretung einem öster- 
reichischen Irredentisten überließ, ist noch nicht auf- 
geklärt. Ä 
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Während so das Material zu einer sozialistischen Be- 
urfeilung der Friedensaussichten allmählich zusammenkam, 
drängte die Exekutive der russischen Arbeifer- und Soldaten- 
deputierten auf eine Beschleunigung des Friedenswerkes 
durch die Internationale. Im Mai hatten sie die Einberufung 
eines allgemeinen internationalen Kongresses an einem neu- 
tralen Orte angeregt. Am 1. Juni kamen sie auf den Konferenz- 
vorschlag der Stockholmer zurück. Das Endergebnis war, daß 
ihre Delegation nach einer Sonderkonferenz am 4. bis 11. Juli 
sich mit den neutralen Mittlern zu einem russisch-holländisch- 
skandinavischen Komittee vereinigte, von dem sich Troelstra 
und Branting eine größere Anziehungskraft auf die englischen 
und französischen Genossen versprachen. Wenn aus der 
allgemeinen Konferenz trogdem, so lange der Krieg dauerte, 
nichts geworden ist, so wird das äußerlich gewiß durch die 
Pässeverweigerung für die Ententesozialisten erklärt. Der 
innere Grund aber dürfte doch wohl darin zu suchen sein, 
daß sich eine friedliche Auseinandersetzung zwischen den 
Sozialpatrioten beider Mächtegruppen als unmöglich heraus- 
stellte, und der Versuch der Stockholmer, dennoch zu ver- 
mitteln, auf ententefreundliche Vorschläge hinauslief. 

Der künftige Geschichtsschreiber des Weltfriedens von 
1919 und seiner Vorgeschichte wird an dem umfänglichen 
Rechenschaftsbericht des russisch-holländisch-skandinavischen 
Komittees nicht vorübergehen dürfen. Die Internationale 
nahm die Versailler Verhandlungen vorweg, in dem sie jedes 
Volk zu Worte kommen ließ. Sogar der sozialistische jüdische 
Arbeiterbund Poale Zion gab seine Ansicht über das Palästina- 
problem kund. An die Stelle des politischen Gedanken- 
austausches der frühereren Kongresse traten einseitige 
Meinungsäußerungen, aber das durch den Krieg gesteigerte 
Interesse jedes Einzelnen an der Lösung der Weltprobleme 
bewirkte, daß diese von allen Seiten mit einer Energie und 
Leidenschaft angepackt wurden, die ihrer Durcharbeitung 
zugute kommen mußte. In der Beantwortung der Frage 
nach der künftigen Aktion der Internationale kam man sich 
von allen Seiten sehr nahe, weil auch die deutschen 


Unabhängigen tro der Teilnahme Ledebours sich auf den 
Zimmerwalder Standpunkt zurückzogen. Bei Erörterung der 
Friedensbedingungen wurden zum erstenmal die von den 
Sozialisten aller kriegführenden Länder vertretenen Mindest- 
forderungen einander gegenübergestellt. 

Das Friedensschlagwort „keine Annexionen und Kon- 
tribufionen sowie freie Selbstbestimmung der Völker“ war 
nicht neu, aber es erhielt doch seine besondere Prägung 
durch die russische Delegation. Auf einem Kongreß der 
Internationale würde sie hauptsächlich dafür Propaganda 
gemacht haben, daß den Regierungen und den imperialistischen 
Klassen von dem sozialistischen Proletariat die nationale 
Vereinigung gekündigt werde. Was sie am 4.—11. Juli in 
Stockholm vorgebracht haben, verschweigt der Rechenschafts- 
bericht des Komittees, vermutlich deshalb, weil bei Abschluß 
des Bandes die Bolschewisten am Ruder saßen, und das 
Memorandum der Sozialrevolutionäre nur noch historischen 
Wert besaß. Die Sozialpatrioten der anderen kriegführenden 
Länder aber waren von einer Kündigung der „union 
nafionale* noch so weit entfernt, daß jede Delegation zu 
der russischen Friedensformel hätte hinzufügen dürfen: so 
wie wir sie verstehen. Die Mindestforderung der terri- 
torialen Ulnversehrtheit der kriegführenden Mächte wollte 
sich mit den verschiedenen Auffassungen des Rechtes der 
freien Selbstbestimmung nicht vertragen. Die Ententesozialisten 
entdeckten unter der geistigen Führung der Franzosen, daß 
Gleichheit der Rasse und Sprache für völkische Vereinigung 
nicht ausschlaggebend sein dürfe. Im neunzehnten Jahr- 
hundert sei mit dem Nationalitätsprinzip Mißbrauch getrieben 
worden. Die Internationale dürfe das nicht wieder zulassen. 
Die deutschen Mehrheitssozialisten waren sich wohl bewußt, 
daß man mit der Formel des Selbstbestimmungsrechtes der 
Nationen „die vollständige Zerreißung Österreich-UIngarns“ 
herbeiführen könne“, und gaben infolgedessen in Stockholm 
gewundene Erklärungen ab. Der Versuch, die Zwei- 
deutigkeit des Problems durch seine Vertiefung zu beseitigen, 
konnte gerade von denen nicht gemacht werden, die am 
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_ meisten dazu berufen gewesen wären. Die Anerkennung 
der Mehrheitsentscheidung des Plebiszits bedrohte die Kultur- 
errungenschaften völkischer Minderheiten in gemischten Be- 
zirken. Nicht nur die Aufgabe Elsaß-Lothringens, auch die 
Verstümmelung unserer Ostgrenze sollte sich mit dem 
Selbstbestimmungsrecht, wie die französischen und englischen 
Sozialisten es verstanden, vertragen. 

Es ist wohl weniger Troelstras als Brantings Geschoß, 
daß das Stockholmer Komittee sich diese Auffassung zu 
eigen machte. Wenn es zugleich bei aller Zurückhaltung 
in den Balkanfragen in einen Atem einen Balkanbund in 
Vorschlag brachte und den Serben das griechische Saloniki 
zusprach, bewies es, daß die Internationale auch da, wo 
persönliche Sympathien nicht mitsprachen, in weltpolitischem 
Sinne seit 1912 nichts gelernt hatte. Die deutschen Sozial- 
patrioten sahen sich in einer verzweifelten Lage NHell- 
sichtiger als die blindlings zum. Frieden drängenden öster- 
reichischen Genossen waren sie dem feindlichen Lager so 
weit entgegengekommen, als sie es mit ihren Verpflichtungen 
gegen diese vereinbaren konnten. Die belgische Frage 
bedeutete für. sie kein Hindernis des Friedens. Gegen 
Mindestforderungen, deren Konsequenz Deutschlands Ver- 
stimmelung und die Auflösung Österreich-Ungarns war, 
mußten sie sich wehren, obwohl sie es kommen sahen, daß 
die deutschen Kientaler nach dem Vorgange ihrer russischen 
Freunde der nationalen Einheitsfront in den Rücken fallen 
würden. Auf dem Würzburger Parteitage hat das Eduard 
David, der auch in Stockholm ihr Sprecher gewesen war, 
am 16. Oktober 1917 offenherzig ausgesprochen. Angesichts 
der von ihm bedauerten „Tatsache, daß es nicht einmal 
gelang, die französischen und englischen Arbeiter in ihrer 
Mehrheit zu einer Verständigungsverhandlung zu bringen“, 
hielt er es „geradezu für Wahnsinn, zu glauben, daß es 
möglich sei, die internationalen Massen in Bewegung zu 
setzen, um dem Weltkrieg ‘ein Ende zu machen. Dieser 
Weg, der den Verständigungsfrieden durch einen inter- 
nationalen Bürgerkrieg erreichen wolle, würde die euro- 
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päische Menschheit in ein noch viel furchtbareres Elend 
hineinführen, als es der Weltkrieg schon getan habe“. 
Mit der .Doppelfront gegen den Gewaltfrieden des Völker- 
bundes und gegen die zum utopistischen nationslosen Welt- 
staat hinstrebende Weltrevolution trat die deutsche Sozial- 
demokratie noch einmal auf die Basis der Unversehrtheit 
ihres Vaterlandes. 

Wenn sie troßdem die deutsche Revolution nicht ver- 
hindern konnte, so ist es ihr doch gelungen, sie einzudämmen 
und den Widerstand gegen den Bolschewismus zu organi- 
sieren. Innerhalb Deutschlands konnten sich die Sozial- 
patrioten behaupten. In der zweiten Internationale mußten 
sie ihr Durchhalten genau so büßen wie das Deutsche Reich 
in dem Bunde der feindlichen Völker. Die erneute Inter- 
nationale, deren UÜmrisse sich in Stockholm abgezeichnet 
hatten, forderte daher eine internationale sozialistische Re- 
aktion geradezu heraus. Als nach Eintritt der Waffenruhe 
der Engländer Henderson sich an Branting wandte, ant- 
wortete seinem Plane, auf einem Kongreß in Lausanne am 
6. Januar 1919 die alte Internationale wiedererstehen zu lassen, 
sofort ein Aufruf der russischen Bolschewiki an ‚die Sparta- 
kisten Berlins und an die Wiener Kommunisten zur Grün- 
dung einer dritten revolutionären Internationale. Die am 
ö. Februar in Bern eröffnete internationale Arbeiter- und 
Sozialistenkonferenz erlebte einen Monat später in dem 
Moskauer kommunistischen Kongreß ihr Gegenspiel. In Bern 
erschienen 80 Delegierte aus 21 Ländern. In Moskau war 
die Firma Lenin-Troßki im wesentlichen unter sich. Die 
Macht der neuen Organisationen stand in umgekehrtem Ver- 
hältnis zu der Vertreterzahl. Die 26 der zweiten Internationale 
angegliederten Länder hatten der politischen Karte von 1914 
entsprochen. Die 21 Länder der Berner Konferenz kamen 
dadurch zustande, daß hier zum ersten Male Finnland, 
Deutsch-Österreich, Böhmen, Ungarn, Lettland, Estland, 
Georgien, Armenien und Polen als selbständige Staaten auf- 
marschierten, zu denen sich Elsaß-Lothringen gesellte.. Von 
der Erneuerung eines proletarischen Völkerbundes zu reden, 
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wäre angesichts der gewaltigen Lücken ein Euphemismus 
gewesen. Die Schweiz und Belgien versagten sich, die 
Schweiz, weil sie nach Moskau schielte, Belgien, weil es den 
verhaßten Deutschen nach wie vor nicht zu begegnen wünschte. 
Italien und Rumänien schwenkten ihrer früheren Haltung 
gemäß in das Lager der dritten Internationale ab. Die Ver- 
einigten Staaten verhielten sich abwartend. Die 80 Dele- 
gierten aber waren nichts weniger als ein Herz und eine 
Seele. Moskau hatte in Bern Anhänger und Gönner, die 
es durchsesten, daß der Beschluß, eine Studienkommission 
nach Rußland zu schicken, eine Mehrheit fand. Die deutschen 
Sozialpatrioten wurden schon in der Eröffnungsrede Bran- 
tings auf die von den Ententesozialisten bereitgestellte An- 
klagebank gedrückt. Kurt Eisner übernahm die Verteidigung, 
indem er dem deutschen Imperialismus die ganze Schuld der 
Weltkatastrophe aufbürdete und für die mitverantwortlichen 
deutschen Genossen lediglich ınildernde Umstände beantragte. 
An das Gericht über den deutschen Imperialismus schlossen 
sich bei Erörterung der territorialen Fragen imperialistische 
Forderungen des Tschechen Nemecs an, was den Tschechen 
Kautsky veranlaßfe, dem Selbstbestimmungsrecht der Völker 
zugunsten der Deutschböhmen eine andere Deufung zu geben, 
als er sie soeben in der elsaß-lothringischen Frage zuungunsten 
Deutschlands gegeben hatte. Kurzum, die Zerrüttung der 
Internationale trat in Bern ebenso zutage wie in Versailles 
am Vorabend des Völkerbundes die Zerrüfftung der Staaten- 
welt. Das einzige positive Ergebnis der Berner Konferenz 
war die Einigung über ein Programm für eine internationale 
Arbeiterschußgesetgebung. Die Behandlung der territorialen 
Fragen stellte genau so wie in Paris troß scheinbarer Über- 
einstimmung in den Grundsäten die Zukunft des Völker- 
bundes in Frage. Wenn Branting in seinem Schlußworte 
behauptete, die Internationale sei wieder lebensfähig, so 
mußte der Beweis für diese angebliche Tatsache erst geliefert 
werden. 

Auch eine Konferenz, die vom 26. bis 29. April in 
Amsterdam tagte, ist den Beweis schuldig geblieben. Äußer- 


lich kam zwar die Internationale wieder in Gang. Die 
Exekufive wurde Branting, Henderson und dem Sekretär 
Huysmans übertragen. Ein aus Renaudel, Longuet, Mac- 
donald und Stuart Bunning gebildetes Aktionskomittee sollte 
am 10. Mai in Paris zusammentreten, um dort bis zur 
Unterzeichnung der Friedenspräliminarien in Permanenz zu 
tagen. Die nächste Situng der permanenten Kommission 
wurde auf den 1. August in Luzern anberaumt, ein all- 
gemeiner Arbeiter- und Sozialistenkongreß für den 2. Februar 
1920 in Aussicht genommen. Auch die regelmäßige Ausgabe 
des Bulletin durch das Sekretariat war nicht vergessen. Der 
Gang der Verhandlungen zeigte dagegen das gleiche Bild 
wie Bern. Die Beschlüsse täuschten eine Einigkeit vor, die 
in Wahrheit nicht bestand. Der Zufall anwesender Dele- 
gationen entschied darüber, daß man sich etwa mit Georgien 
und Arınenien beschäftigte, während dringendere Fragen 
liegen blieben. Auch die scheinbar einmütige Kritik des 
Pariser Friedenswerkes verbarg unüberbrückbare Gegensätze 
der Sozialpatrioten. Als ein Argentinier daran Anstoß 
nahm, daß die Friedenskonferenz Deutschland nur ein kleines 
Berufsheer zugestehen wolle, und in allen Ländern des 
Völkerbundes Einführung einer Volksmiliz mit eingeschränkter 
Dienstzeit verlangte, trat zutage, daß er in ein Wespennest 
gestochen hatte. Der Engländer Macdonald erklärte sich 
gegen den Vorschlag, was den Franzosen Renaudel zu der 
bissigen Bemerkung veranlaßte, die Engländer befürworteten 
im Interesse ihres Berufsheeres die Abrüstung zu Lande, 
während sie niemals von Abrüstung zur See sprächen. Mochte 
man sich auch von neuem das Ziel der Vereinigung der Prole- 
tarier aller Länder stecken, so blieb doch die Spannung der 
Sozialpatrioten bestehen, und es eröffnete keine tröstliche- 
Zukunftsaussicht, daß Belgien seine Teilnahme an der 
Luzerner Augusttagung von einer Besprechung der schon in 
Bern berührten Frage der Verantwortlichkeit für den Krieg 
abhängig machte. 

Um so einheitlicher stellte sich die kommunistische 
dritte Internationale dar. Die von den früheren Genossen 
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herübergestreckte Bruderhand stieß bereits die Kongreß- 
einladung vom 24. Januar 1919 zurück. Die Sozialchauvinisten 
— hieß es darin — haben die Internationale an den kapita- 
listischen Imperialismus verraten. Sie müssen daher bis 
aufs Messer bekämpft werden. Die vermittelnden Theoretiker 
und Opportunisten wie Kautsky sind abzuschütteln. Alle 
revolutionären Elemente, gleichviel ob sie Sozialisten sind 
oder nicht, gelten als Bundesgenossen. Völlige Entwaffnung 
der Bourgeoisie und Bewaffnung aller Proletarier ist die. 
Vorbedingung der kommunistischen Weltrevolution. 

Über den Verlauf des Moskauer Kongresses im März 
1919 ist bisher nichts Näheres bekannt geworden. Das 
Wesentliche dieser Parade des Bolschewismus enthält schon 
die Einladung. Ergänzt wird sie durch eine in der Ukraine 
- verbreitete Instruktion der Propagandisten, nach deren 
Weisungen in Ungarn und Deutschland mit Erfolg gearbeitet 
worden ist. 

Doch wir dürfen einhalten. Was auch die Reise ins 
Ausland in den folgenden Vorträgen uns lehren mag, die 
Entwicklung der Internationale seit 1914 lehret uns, daß 
auch der deutsche Arbeiter vom Auslande nichts zu er- 
warten, vom Bolschewismus alles zu fürchten hat. In seiner 
Verlassenheit kann das deutsche Volk nur durch den Glauben 
an sich selbst wieder aufgerichtet werden. 


Nachwort. 


Am Tage des Vortrages wurden der deutschen Delegation 
‚in Versailles die Friedensbedingungen übergeben. Am 10. Mai 
vereinigten sich Longuet, Renaudel, Henderson, Ramsay, 
Macdonald, Stuart Bunning, und der Sekretär Huysmann 
in Paris zu der in Amsterdam vereinbarten Situng des 
Aktionskomittees. Zwei Tage später wandten sich die 
fünf Repräsentanten der zweiten Internationale an die 
vier Diktatoren des Weltfriedens Wilson, Lloyd George, 
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Clemenceau und Sonnino mit dem Ersuchen, ihnen in einer 
Audienz Gelegenheit zur Entwicklung der Gedanken der 
Internationale über einen gerechten und dauerhaften Frieden 
zu geben. Gleichzeitig erging an die Presse eine Mitteilung 
über diese Aktion und über die prinzipielle Stellung der 
Internationale zu den vier Fragen der Sühne (Reparations), 
des Selbstbestimmungsrechtes, des Militarismus und der 
Kolonien. Bereits am 14. Mai hatte Henderson die Antwort 
in Händen, daß eine Audienz nach der Übergabe der 
Friedensbedingungen zwecklos sei. 

Um die Tragweite dieser Vorgänge zu ermessen, wird 
es gut sein, sich zunächst daran zu erinnern, daß die 
Arbeiterführer der Welt sich schon während des Krieges mit 
der Hoffnung geschmeichelt hatten, auf die Friedens- 
verhandlungen einen entscheidenden Einfluß zu gewinnen. 
Bereits 1915 war in Kopenhagen die Erwartung ausge- 
sprochen”worden, daß die Friedenskonferenz der Diplomaten 
von einer am gleichen Orte tagenden internationalen 
Sozialistenkonferenz kontroliertt werde. Bedeutete schon 
Bern einen schwerlich ganz freiwilligen Verzicht, so gibt 
die lange Pause zwischen Bern und Amsterdam und die 
Verschiebung der ersten Sistung des Aktionskomittees auf 
den 10. Mai zu denken, wenn man sie damit in Zusammen- 
hang bringt, daß die Übergabe der Friedensbedingungen 
ursprünglich für einen früheren Termin in Aussicht genommen 
war. Was hat die führenden Geister der erneuerten Inter- 
nationale davon abgehalten, die Berner Prinzipien zwei 
Monate früher zur offiziellen Kenntnis der vier Machthaber an 
der Seine zu bringen? War es Berechnung, die vollendete 
Tatsache abzuwarten? Wollten sie den Selbstmord des 
kapitalistischen Imperalismus durch vorzeitiges Dazwischen- 
reden nicht stören? Hielten sie die Agitation gegen die 
vollendete Tatsache des Gewaltfriedens für wirksamer als 
den Protest gegen unausgeführte Absichten der Sieger? 
Oder fürchteten sie, gleichviel aus welchen Gründen, den 
Weltfrieden durch vorzeitiges Hervortreten zu verzögern? 

“ Auf alle diese Fragen wird erst die einer späteren Zeit 
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vorbehaltene Aufdeckung der‘ Geheimdiplomatie der Inter- 
nationale eine befriedigende Antwort geben können. Der 
Zeitgenosse hat sich an zwei Tatsachen zu halten. Wie 
man auch über die Motive der verzögerten Aktion denken 
mag, so viel ist gewiß, daß die Großmacht der Internationale 
am 14. Mai 1919 eine Niederlage erlitten hat, die für sie 
empfindlicher sein muß als ihre Ohnmacht im Juli 1914, weil 
sie diesmal keine unverdiente ist. Denn die Berner Prinzipien 
— und das ist die zweite unbestreitbare Tatsache — sind 
Prinzipien der Ententesozialisten, die den Zusammenbruch 
der Internationale aufs neue dokumenfieren. 

| Schon auf ihrer Londoner Konferenz im Februar 1918 
war der Artikel 228 der Friedensbedingungen vorweg- 
genommen worden durch die Forderung der Bestrafung 
aller völkerrechtswidrigen Kriegshandlungen, in erster Linie 
der Frevel der Unterseeboote. Der erste der Berner Punkte 
verband ihn mit Artikel 251 der Friedensbedingungen, indem 
er Wiedergutmachung der „unentschuldbaren Ver- 
wüstungen“ Belgiens, Nordfrankreichs und der andern nach 
der Kriegserklärung der Mittelmächte angegriffenen Länder 
verlangte. Nach seiner Rückkehr aus Bern hatte Branting 
in seinem Stockholmer Organ erklärt, er freue sich, den 
Rückweg über Frankreich gewählt zu haben. Denn die 
systemafische Verwüstung der Industriegebiete Nordfrankreichs 
übertreffe jedes menschliche Vorstellungsvermögen. Vor 
solchem Anblicke werde das Bild des ans Kreuz geschlagenen 
bankrotten Deutschland nicht nur schief, sondern es wirke 
widerwärtig in seiner Heuchelei. Wenn die Sieger den 
Gewaltfrieden auf die Basis der Schuld des deutschen 
Volkes an dem Weltelend stellten, so hätten sie sich keine 
besseren Bundesgenossen wünschen können als Branting 
und die Ententesozialisten, die sich seit Bern für ihre 
Anklage gegen die deutschen Genossen auf Kurt Eisner 
berufen durften. Mochte sich auch die ‘deutsche Regierung 
bei Abschluß des Waffenstillstandes zur Wiedergutmachung 
der Kriegsschäden verpflichtet haben, so hätte doch von der 
Vertretung des proletarischen Völkerbundes erwartet werden 
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dürfen, daß sie ihren Standpunkt über den Parteien wähle. 
Die einseitige Belastung des unterlegenen Teiles mochte 
vielleicht den Maximen des kapitalistischen Imperialismus 
entsprechen. Die Internationale dagegen verlor ihr Recht, 
den Krieg an sich zu verurteilen von dem Augenblicke, wo 
sie mit zweierlei Maß zu messen begann. In die Verwüstung 
Nordfrankreichs hatte der Kapitalismus der Entente durch die 
ungeheure Steigerung der Munitionsindustrie mehr Geld 
gesteckt als Deutschland, und die „Frevel“ des U-Bootkrieges 
wurden mindestens aufgewogen durch den Massenkinder- 
mord der über die Waffenruhe hinaus fortgesetzten Hunger- 
blockade. Wenn Exekutive und Aktionskomittee sich nichts- 
destoweniger das Schlagwort des Sühne verlangenden 
Verbrechens der Deutschen zu eigen gemacht haben und bei 
jeder Gelegenheit wiederholen, so stellen sie sich, wie 
Trotzki es 1914 in Befürchtung des deutschen Sieges von 
der deutschen Sozialdemokratie voraussagen wollte, auf die 
Seite des Kapitalismus, den sie grundsätzlich bekämpfen. 
An dieser Tatsache ändern auch die andern Berner 
Postulate nichts. Von dem Selbstbestimmungsrecht war in 
dem zweiten Grundsatz nur die Forderung des Plebiscits 
bei der Abgrenzung der neugebildeten Nationalstaaten übrig 
geblieben. In dem dritten Postulaf, daß der Militarismus 
verschwinden müsse, hatte man die allgemeine Abrüstung 
vergessen, und die Anerkennung des Anspruchs aller Demo- 
kratien auf Kolonialbesis wurde durch die Klausel ein- 
geschränkt, daß die belehnte Macht die Verantwortung auch 
tragen könne. Kurzum, der Rat der Vier durfte am 
14. Mai die Einsender der Berner Prinzipien auf die Erledigung 
der vier Punkte in den Versailler Präliminarien hinweisen. 
Es wäre gewiß ungerecht, die Ehrlichkeit der nachträg- 
lichen Kundgebungen der Ententesozialisten gegen den Welt- 
frieden anzuzweifeln. Das ganze Maschenwerk der Be- 
dingungen, das uns zu Sklaven der Sieger macht, ist den 
Völkern der Entente zunächst vorenthalten worden. Gegen 
die verschleierte Annexion des Saargebieis und die Ab- 
treftung deutschen Landes im Osten wurde sofort protestiert. 
ö* 
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Das alles aber bedeutete keinen prinzipiellen, sondern nur 
einen graduellen Unterschied zwischen den Regierungen und 
den Sozialisten Frankreichs und Englands. Vergebens 
appellierte der Vorstand der sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands in letzter Stunde an die Solidarität des inter- 
nationalen Proletariats. Anstatt einen Gewaltfrieden zu 
verhindern, der zweitellos „die sozialistische Bewegung in 
allen Ländern auf das schwerste schädigen“ wird, erteilten 
die französischen und englischen Sozialpatrioten den deutschen 
Genossen den guten Rat, vor allem zu unterzeichnen, und 
Henderson versprach sich von dem neuen Reichsminister des 
Äußeren Hermann Müller das Beste, weil er bereits in Bern 
auf der Bank der armen deutschen Sünder gesessen habe. 

Um so geflissentlicher suchte das Aktionskomittee mit 
den abgefallenen Genossen der dritten Internationale wieder 
Fühlung zu gewinnen. Zu der in Bern vorgesehenen Studien- 
reise nach Rußland ist es wegen Verweigerung der Pässe 
nicht gekommen. Den Abfall der Italiener hofften Longuet 
und Ramsay Macdonald, denen sich Buxton angeschlossen 
hatte, auf dem Mailänder Parteitag am 2. und 5. Juni zu 
beschwören. Turati spielte den Mittelsmann zwischen der 
zweiten und dritten Internationale. Seinen radikaleren Lands- 
leuten wurde der Wiederanschluß an die französischen und 
englischen Genossen durch die Aussicht auf den baldigen 
Sturz Clemenceaus und einen Umschwung nach den 
nächsten englischen Parlamentswahlen mundgerecht gemacht. 
Zum ersten Male gedachte man hier außerhalb der Pariser 
Atmosphäre des Hasses auch Deutschlands. Während an 
der Seine gegen jede Einmischung in Rußland agitiert wurde, 
forderte Longuet in Mailand eine Revision des Friedens, um 
der Sache Lenins, Bela Kuns und Haase-Ledebours zum 
Triumphe zu verhelfen. Wenn auch die Italiener sich für die 
zweite Internationale nicht ködern ließen, so nahmen doch 
die Sendboten des Aktionskomittees nach ihrem nächsten 
Reiseziele Bern die Gewißheit mit, daß am 21. Juli ein 
Generalstreik der Ententesozialisten zur Rettung der russischen 
Revolution stattfinden werde. 
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Die Linksschwenkung, die darin lag, hat zu einer neuen 
Scheidung der Geister geführt. Aus dem Generalstreik sind 
ganz vereinzelte kommunistische Kundgebungen geworden,- 
die jedoch einen neuen Keil in die von England und 
Frankreich usurpierte zweite Internationale getrieben haben. 
Der Bolschewismus erntet die Früchte seiner Absage gegen 
die Internationale der Sozialpatrioten. Auch er wird nicht 
alle Brücken zu den früheren Genossen abbrechen, wie er 
es ja auch keineswegs verschmäht, mit den kapitalistischen 
Regierungen zeitweise Scheinverhandlungen zu führen. Aber 
er glaubt nicht mehr an die Rückkehr einer Solidarität, die 
er zerstören half. Im Kampfe mit den Halbheiten des 
ancien regime der zweiten Internationale beruht darauf die 
Stärke Moskaus und seiner Filialen. 

So bestätigt die Entwicklung der letten Wochen das 
Ergebnis meiner Studie über die Internationale von 1914—19. 
Der Sozialpatriotismus der Ententesozialisten ist imperia- 
listisch.. Der Sozialpatriotismus der deutschen Sozial- 
demokratie kann heute des Imperialismus nicht mehr ver- 
dächtig sein, wenn er sich die restlose Durchsetung des 
deutschen Selbstbestimmungsrechtes zum Ziele seßt. Nach 
dem Versagen des proletarischen Völkerbundes haben die 
unter Fremdherrschaft gestellten deutschen und deutsch- 
österreichischen Arbeiter für die Erhaltung ihres Deutschtums 
von dem angelsächsischen Weltstaatenbunde nichts zu er- 
warten. Das Gelöbnis, sie nicht zu vergessen, muß einen 
Inhalt haben, wenn es mehr sein soll als eine leere Phrase. 
Der Internationalismus hat sich als Illusion erwiesen. Der 
nationale Gedanke ist auch für den Arbeiter die einzige 
Hoffnung auf Erlösung aus Sklaverei und Fremdherrschaft. 
Das goldene Kalb wird durch Spartacus in der ganzen Welt 
bedroht werden. An der Reinheit des wieder erstarkenden 
Nationalgefühls muß auch die Höllenkraft des vaterlandslosen 
Bolschewismus zuschanden werden. 

(Abgeschlossen am ö0. Juli 1919.) 
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Vgl. Fester, Das Selbstbestimmungsrecht und der deutsche Einheitsstaat. 
Berlin, Paetel 1919, Seite 11. 


(Seite 28.) Würzburger Parteitag. Protokoll jiber die Verhand- 
lungen des Parteitages der sozialdemokratischen Partei Deutschlands. 
Abgehalten in Würzburg vom 14. bis 20. Oktober 1917. Berlin, Vorwärts- 
buchhandlung 1917. Seite 518. 552. Ebenda 2858-42 Ebert über Stock- 
holm. Viktor Adler über Stockholm: Protokoll der Verhandlungen des 
Parteitages der deutschen sozialdemokratischen Arbeiterpartei in Öster- 
reich, abgehalten in Wien vom 17. bis 24. ‚Oktober 1917. Wien, J. Brand, 
1918. Seite 92f. 278—88. 


(Seite 29). Aufruf der Bolschewiki. Anhang 1. 


(Seite 29.) Berner Konferenz. Offizielles Bulletin der Inter- 
nationalen Arbeiter- und Sozialistenkonferenz. Publiziert vom Preß- 
komittee der Konferenz. Band 1 (sic), Nr. 1—12. Bern, 4.—14. Februar. 
Unionsdruckerei Bern. Ob außer diesen Nummern, deren Benußung mir 
die Berliner Staatsbibliothek ermöglichte, noch etwas erschienen ist, 
konnte ich nicht in Erfahrung bringen. Die von einer Schweizer Buch- 
handlung angebotenen, aber nicht gelieferten Protokölle sind wohl nicht 
erschienen. Das Bulletin bringt die überwiegende Mehrheit der Reden 
nur im Auszug. Eisners Rede (Auszug Nr. 2): Flugschriften des Bundes 
Neues Vaterland Nr. 12: Schuld und Sühne von Kurt Eisner. Mit Ein- 
leitung von Heinrich Ströbel (vom 28. 11. 1919). Volksausgabe. Berlin, 
Berger, o. J. Vgl. auch das Schreiben Friedrich Adlers an Huysmans 
(Wien, 25. 1. 1919; Wiener Arbeiter-Zeitung vom 26. I. 1919), zu dem 
ihn das nachträglich wieder aufgehobene Einreiseverbot des Schweizer 
Bundesrats veranlaßt hat. Der Internationale wirft er vor, daß sie voll- 
ständig versagt habe. Die Berner Beratung nach der Entscheidung. 
‚könne niemand imponieren. Nur die Zimmerwalder Konferenzen hätten 
die Pflichten der internationalen Solidarität erfüllt. 
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(Seite 50) Amsterdam. Bulletin de la deuxi&me Internationale. 
Druckerei De Volharding van Reiman. Amsterdam. Heerenstrat 32. 
Nr. 1, Mai 1919. Nr. 2, Juli 1919 mit einem summarischen Bericht über 
die Konferenz. Nr. ö, Korrespondenzen noch nicht erschienen. Vgl. 
Deutsche Allgem. Zeitung Nr. 201—208 (26.— 50. April 1919). 


(Seite 52.) Einladung vom 24. Januar. S. Anhang 2. Auffallend 
ist, daß das Bureau d’information russe: in Paris, Place de Valois ö, der 
Humanite erst nach drei Monaten, anfangs April, die Übersetzung des 
in der Izvestija abgedruckten Originals liefern konnte. Vgl. Nachrichten 
der Auslandspresse Nr. 145 vom 17. 4. 1919. 


(Seite 32.) Moskauer Kongreß. Eine kurze Notiz der (Wiener) 
Neuen Freien Presse Nr. 19606 vom 25. März nennt Teilnehmer aus 
Deutschland, Österreich, Frankreich, Finnland, Serbien, der Schweiz. 
Präsident war Sinowjew. Sit des Bureau wurde der Kreml. Ob von 
der dreisprachigen Halbmonatsschrift der internationalen Kommunisten 
schon Hefte erschienen sind, weiß ich nicht. Vgl. auch Deutsche Allgem. 
Zeitung Nr. 122 (13. 5. 1919). 


(Seite 52.) Pariser Siskung des Aktionskomittees. Bulletin de 
la deuxicme Internationale Nr. 1. 


(Seite 54) Die Londoner Konferenz und die Forderung der 
Bestrafungen. Stockholm a. a. OÖ. Seite 558: La Conference ne sera 
pas satisfaite aussi longtemps qu’une enquöte complete et impartial 
n’aura pas eteE faite sur tous les actes de cruaute, d’oppression, de vio- 
lence, de vol commis au detriment de victimes individuelles et qui, 
d’apres des accusations venant de tous cötes, auraient &te ordonnes 
par certains gouvernements et exerc&es par certains officiers, et dont on 
ne peut trouver la justification dans les usages ordinaires de la guerre. 
Son attention est particulierement attiree sur les vies et propridtes per- 
dues, par des bäteaux de commerce et d’autres non-combattants, y com- 
pris des femmes et des enfants, en consequence de cette conduite in- 
humäine et barbare. Ce doit ätre une clause du traite de paix que sera 
etablie une cour de plaintes et d’accusations, qui enquötera sur toutes 
les accusations portees devant elle et decidera si la personne accusee 
ou le gouvernement aura ä repondre des plaintes. Elle prononcera des 
jugements et condamnera la personne ou le gouvernement coupable a 
des dommages-interöis au profit des victimes ou des ayants droit. 
Chaque gouvernement sera responsable financierement et autrement de 
la cause de ses nationaux devant cette cour et du paiement des in- 
demnites. — Hier war noch der Schein der Gegenseitigkeit gewahrt, 
obwohl der Sat über den U-Bootkrieg bereits die Tendenz des Vor- 
schlages zeigt. j 


(Seite 34) Branting. Im „Stockholmer Sozialdemokraten“. 
Vgl. Korrespondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften 
Deutschlands Nr. 10 vom 8. März 1919. i 


(Seite 55.) Trotßki 1914. Der Krieg und die Internationale a. a. O. 
Seite 54, 40 und öfter. 
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(Seite 56). Henderson über H.Müller. Im „Manchester Guardian“ 
vom 5. Juli (Nachrichten der Auslandspresse 1525 vom 14. Juli 1919): 
„Für die Teilnehmer der Berner Konferenz ist es eine Genugtuung, daß 
einer der deutschen Unterzeichner unter dem Einfluß der Internationale 
steht und daß seine Erklärung im Einklang mit dem Geist der Berner 
Konferenz [!] ist“. | 

(Seite 56.) Studienreise nach "Rußland. Labour Leader vom 
20. März 1919 und Daily News vom 17. März 1919 in Nachrichten der 
Auslandspresse Nr. 1451 vom 16. April 1919. 


(Seite 56.) Mailänder Parteitag. Avanti vom 2. bis 3. Juni 1919, 
Nachrichten der Auslandspresse Nr. 15805. vom 16. Juni 1919. Vgl. Turatis 
Brief an Huysmann aus Rom vom 17. April 1919. L’Humanit&E vom 
12. Mai 1919. Die Differenzen zwischen der italienischen Parteileitung 
und den sozialistischen Parlamentarien, auf die hier nicht näher ein- 
gegangen werden kann, ergeben sich aus einem Vergleich des Partei- 
programms (L’Humanite vom 7. April) mit dem Manifest der Parlamenfs- 
sozialisten vom 4. April (Corriere della sera Nr. 95 vom 5. April 1919). 


(Seite 56.) Longuet — Macdonald in Bern. Nachrichten der 
Auslandspresse Nr. 15058 nach dem Brüsseler „Soir“ vom 6. Juni. Über 
den Verlauf der Verhandlung mit den Schweizer Genossen habe ich 
nichts gefunden. Ebensowenig bin ich orientiert über die Weiter- 
entwicklung in Norwegen, dessen Sozialdemokratie nach Austritt aus 
der zweiten und Anschluß an die dritte Internationale Pfingsten über ihr 
Programm schlüssig werden wollte. Vgl. Fremde Presse, Norwegen 
14. Mai 1919. 


(Seite 57.) Ergebnis. Aufs neue bestätigt durch die Luzerner 
Konferenz vom 2. August und den gleichzeitigen internationalen Amster- 
damer Gewerkschaftskongreß. In Luzern erklärte Troelstra nach der 
Deutschen allgemeinen Zeitung vom 3. August 1919 (Nr. 869. Beiblatt), 
„wenn mapı früher der einen Seite den Vorwurf gemacht hatte, daß sie 
sich . nicht ‘genügend gegen den Krieg gewehrt habe, so müsse man 
heute die andere Seite beschuldigen, nicht kräftig genug für einen guten 
Frieden eingetreten zu sein. Man habe in die internafionalen Komittees 
Persönlichkeiten gewählt, die dem Verband besonders genehm wären 
[gegen Branting gerichtet]. So hätten diese nichts genußt.*“ In Amster- 
dam ging der Vorsit, den bis dahin Deutschland gehabt hatte, durch 
Wahl auf den Engländer Appleton und die Stellvertretung an den 
Franzosen Jouhaux über, so daß Legien nach dieser „Mißachtung 
Deutschlands“ ablehnte in das Bureau als zweiter stellvertretender Vor- 
sitzender einzutreten. Deutsche allgem. Zeitung Nr. 568 (2. 8. 1919). 


Anhang. 


1. Manifest der russischen kommunistischen Partei 
an die Berliner Sparfakisten und Wiener Kommunisten. 
(Le Journal du Peuple vom 2. Januar 1919.) 


Au nom du Comite Central du Parti Bolchevik russe communiste, 
nous declarons que le projet du parfi ouvrier anglais qui consistait 
a reunir a Lausanne, le 6 janvier, une Conference socialiste inter- 
nationale, projet transmis par Arthur Henderson ä Branting, ne peut 
möme pas ötre consider&E comme une tentative faite en vue de faire 
revivre une seconde Internationale. 

Cette derniere a cesse d’exister en fait dans les premiers. jours 
d’aoüt 1914, quand les representants des majorites de presque tous les 
partis socialistes ont passe dansles rangs des gouvernements imp£rialistes. 
Les tentatives faites en vue de retablir cette Internationale, pour laquelle 
on s’est agite dans tous les pays pendant toute la guerre, emanaient 
d’elements qui sont restes a mi-chemin ef qui, ne reconnaissant pas 
ouvertement le socialisme impe£rialiste, ne croyaient pas, malgre cela, ä 
la necessiteE de creer une troisieme Internationale revolutionnaire. 

Les tentatives faites en vue de revenir ä la situation d’avant la 
guerre en ce qui concerne le mouvement ouvrier se heurterent alors ä 
la politique imp£rialiste des partis officiels qui n’admettaient pas, ä ce 
moment, une apparence d’essai de restauration de I’Internationale qui 
leur faisait craindre l’affaiblissement de la politigue de guerre de la 
classe ouvriere et des Gouvernements reunis. Pour contrecarrer ces 
tentatives, les partis socialistes imperialistes entreprirent de changer les 
conditions des repr&esentations des sections nationales de l’ancienne 
Internationale. Et les dernieres soi-disant conferences interallices des 
sections des pays de l’Entente tinrent compte de ces changements.... 

La Grande-Bretagne £&tait representede par une organisation bigarree 
au sein de laquelle les partis socialistes ne pouvaient jouer directement 
leur röle. L’ltalie &tait repr&esentee par des hommes qui n’apartenaient 
pas auparavant ä l’Internationale, provoquant ainsi l’absence du vrai 
parti socialiste. L’Amerique est representee par Gompers, porte parole 
d’associations qui, dans leur majorite, n’ont rien ä faire avec les socialistes. 
Sur la base de ce changement de representation, les associations 
socialistes imp£rialistes s’appr&ötent ä r&u nir une conference internationale 
a l’occasion de laquelle l’organe des pseudo-socialistes contre-revo- 
lutionnaires allemands, le Forwserts, salue avec joie ce projet de faire 
revivre l'Internationale Jaune. 
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Comme contrepoids & l'Internationale des ftraitres et des contre- 
revolutionnaires, qui se forme avec le but aver& de creer ses ligues 
contre la revolution proletarienne mondiale, les Communistes de tous 
les pays doivent rapidement serrer les rangs autour de la troisiöme 
Internationale revolutionnaire, existant deja de fait, et qui n’a rien de 
commun avec les social-imp£rialistes declares, ni avec les socialistes 
pseudo-revolutionnaires qui, de fait, soutiennent les premiers, puisqu’ils 
ne brisent pas avec eux, ne reculent möme point devant la participation 
aux conferences de ces traitres, faussement de&enommes socialistes. 

Le parti communiste russe bolchevik refuse lui-möme de prendre 
part aux conferences des ennemis de la classe ouvriere, qui abusent 
fallacieusement du nom de socialisme. 11 invite ä cette möme ligne de 
conduite tous ceux qui veulent faire vivre la troisiöme Internationale 
revolutionnaire... dont la täche est de häter la conquäöte du pouvoir 
par la classe ouvriere. 

Avec le parfi communiste russe sont solidaires les partis communistes 
de la Finlande, de l’Esthonie, de la Lithuanie, de la Russie Blanche, de 
Ukraine, de la Pologne, de la Hollande, Le parti communiste russe 
voit pareillement ses assocites en la personne du groupe Spartacus en 
Allemagne, du partie communiste de l’Autriche allemande et des autres 
elements revolutionnaires proletariens des pays de l’ancienne Autriche- 
Hongrie, des social-democrates gauches de la Suede, des social-demo- 
erates r&volutionnaires de la Suisse et de I’Italie, des adherents de Mac 
Lean en Angleterre, de Ders en Amerique, de Loriot en France. En 
leur personne, la troisicme Internationale qui est ä la t&te de la Revolution 
mondiale existe deja. 

A present que les social-imp£rialistes des pays de l’Entente qui 
portaient contre les „Scheidemann“, les accusations des plus vives, 
viennent de s’unir a ceux-ci et de rompre avec le premier des pouvoirs 

-socialistes de tous les pays, ils consid£rent que l’union intime pour la 
Revolution mondiale est la condition indispensable de l’action victorieuse 
de cette revolution, dont l’ennemi le plus dangereux est actuellement 
Internationale Jaune des ... socialistes traitres gräce auxquels le 
capitalisme reussit encore ä conserver une Parlie considerable de la 
classe ouvriöre sous son influence. 

Pour la conquöte du pouvoir, par le proleiariat ... menons une 
lutte implacable contre ceux qui le trompent: contre les pseudo-socialistes 
traitres. 


2. Einladung der Kommunisten der ganzen Welt 
zu dem ersten Kongreß der kommunistischen Internationale. 
24. Januar 1919. 
(L’Humanite Nr. 5466 vom 5. April 1919.) 


Chers camarades! 
Les partis et les organisations soussignes considerent la con- 
vocation du premier Congres de la nouvelle Internationale revolutionnaire 
comme imperieusement necessaire. Pendant la guerre et la revolution. 
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s’est definitivement revelee non seulement la faillite complete des vieux 
partis socialistes et sociald&mocrates et, par suite, celle de la deuxieme 
Internationale, mais aussi l’incapacit€ des El&ments interme@diaires de la 
vieille sociald&mocratie (ce qu’on nomme le <centre») pour les actions 
revolutionnaires actives; en möme temps, ä l’heure actuelle, se sont 
nettement dessines les contours de l'Internationale reellement revolution- 
naire. La marche prompte et gigantesque de la revolution mondiale 
qui pose sans cesse des problömes nouveaux, le danger que courf 
cette revolution d’ätre £tranglee par l’Alliance des Etats capitalistes 
qui s’organisent contre la revolution sous le drapeau hypocrite de la 
'«Societe des Nations», les tentatives des partis socialistes traitres pour 
s’entendre entre eux et apres s’ätre amnisties mutuellement, d’aider leurs 
gouvernements et leurs bourgeoisies a tromper une fois de plus leur 
classe ouvriere; enfin l’&Enorme experience revolutionnaire acquise et 
linternationalisation de la marche toute entiere de la Revolution, tout 
ceci nous oblige ä prendre sur nous l'initiative de mettre a l’ordre du 
jour l’examen de la convocation du Congr®s international des partis 
proletariens r&volutionnaires. 


Buts et tactique. 


A notre avis, l’Internationale nouvelle doit avoir.a sa base 
Tacceptation des theses suivantes, que nous exposons en tant que 
plate-forme et qui sont &laborees d’apres le programme de l’Union 
spartacienne!) en Allemagne et du Parti communiste (bolchevik) en 
Russie. 


l. — L’epoque actuelle est l’Epoque de la decomposition et du 
crack du systöme mondial capitaliste tout entier, ce qui signifiera le 
crack de la culture europeenne en general, si le capitalisme avec tous 
ses antagonismes insolubles n'est pas andanti. 


ll. — La täche du proletariat consiste a l’'heure actuelle en la 
mainmise immediate sur le pouvoir de l’Etat. Cette mainmise consiste 
dans la suppression de l'appareil gouvernemental de la bourgeoisie et 
dans l’organisation nouvelle d’un appareil gouvernemental prol£tarien. 


Il. — Cet appareil gouvernemental nouveau doit incarner la 
dictature de la classe ouvriere (dans certaines localites ainsi que celle 
du demi-proletariat de la campagne, c’est-a-dire des paysans misereux), 
il doit donc &tre l’outil de la suppression sysiematique des classes 
exploiteuses et l’outil de leur expropriation. 

Le type de 1,Etat proletarien doit &tre non pas la fausse d&mocratie 
bourgeoise, cette forme hypocrite de la domination de l’oligarchie finan- 
ciere avec son £Egalit€E de pure forme, mais la d&mocratie proletarienne 
qui permettrait de r&ealiser la liberte pour les masses travailleuses, non 


1) L’Union Spartacienne a expose son programme dans la brochure 
«Ce que veut l’Union Spartacienne», que nous reeditons dans toutes les 
langues les plus importantes. 
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pas le parlemenfarisme, mais le self-gouvernement des masses par 
l'intermediaire de leurs organes Electifs; non pas la bureaucratie capi- 
. taliste, mais les organes d’administration, cr&&s par les masses elles- 
m&mes, avec leur participation reelle a l’administration du pays et ä& 
l'’oeuvre socialiste constructive. La forme concrete est le pouvoir des 
Soviets ou des organisations similaires. 


IV. — La dictature du proletariat doit &tre le levier de l’expro- 
priation immediate du capital et de la suppression du droit de propriete 
privee sur les moyens de production, qui doivent ötre transformes en 
propriet€ de la nation tout entiere. La socialisation de la grande 
industrie et de ses centres organisateurs, les banques; la confiscation 
des terres des proprietaires fonciers et la socialisation de la production 
agricole capitaliste (en comprenant la socialisation comme la suppression 
de la propriete privee, le transfert de la propriete a l’Etat proletarien et 
l’etablissement de l’administration socialiste par la classe ouvriere); la 
monopolisation du grand commerce; la socialisation des grandes maisons 
dans les villes et des chäteaux ä la campagne; l’introduction de 
l'administration ouvriere et la centralisation des fonctions &conomiques 
entre les mains des organes de la dictature proletarienne, telle est la 
täche la plus essentielle du jour. 


V. — Dans le but d’assurer la defense de la revolution socialiste 
contre les ennemis interieurs et exterieurs, et le secours aux aufres 
fractions nationales du proletariat en lutte, il est necessaire de desarmer 
cbmplötement la bourgeoisie et ses agents, d’armer tous les proletaires 
sans exception. 


VI. — La situation mondiale ne&cessite a l'heure actuelle le maximum 
de contact entre les differentes parties du prolötariat r&volutionnaire, 
ainsi que le bloc complet des pays oü la revolution socialiste est dejä 
victorieuse. 


vll. — La methode principale de la lutte consiste dans l’action 
des masses du proletariat jusqu’au conflit ouvert ä main arm&e avec le 
pouvoir de l’Etat capitaliste. 


Attitude a l’egard des partis «socialistes». 


VIII. — L’ancienne Internationale s’est divisee en frois groupements 
principaux: les social-chauvins avoues qui, durant toute la guerre 
imp£rialiste des annedes 1914—1918, ont soutenu leur bourgeoisie en 
transformant la classe ouvriere en bourreau de la revolution inter- 
nationale; le «centre», avec Kauftsky comme th&oricien, qui pr&sente une 
association d’el&ments toujours instables, incapables d’aucune politique 
deierminde, et möme quelquefois de v£eritables &l&Ements de traitrise et 
enfin l’aile gauche r&evolutionnaire. 


IX. — A T'egard des socialistes-chauvins, qui dans les moments 
les plus aigus combattent partout les armes ä la main contre la 
revolution proletarienne, il n’y a que la lufte sans merci qui soit 
acceptable. | 
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Quant au <centre>, il faut separer de lui les El&ments les plus 
revolutionnaires, les critiquer impitoyablement et d&masquer ses chefs. 
A un stade determine du developpement, il est absolument necessaire de _ 
se separer nettement des «centristes» au point de vue de l’organisation. 


X. — ll est necessaire de faire bloc avec les Elements de mouve- 
ment ouvrier-r&evolutionnaire, qui sans avoir etE jamais dans les partis 
socialistes, se placent actuellement dans les lignes generales, au point 
de vue de la dictature du proletariat sous la forme du pouvoir des 
Soviets. Tels sont, au premier chef, les &el&ments syndicalistes du 
mouvement ouvrier. | 


Xl. — Il importe enfin de rallier tous les groupes et les organi- 
sations proletariennes, qui sans s’ötre joints ouvertement au mouvement- 
de gauche et r&volutionnaire, manifestent pourtant dans leur developpe- 
ment une tendance vers la gauche. 


Xll. — Pratiquement nous proposons que prennent part au congres 
les representants des partis, des groupes ei des tendances suivants 
(participeront ä la Troisieme Internationale avec la plEenitude des droits, 
les partis entiers qui acceptent pleinement son point de vue): 


1. L’Union spartacienne (Allemagne), 2. le Parti communiste (parti 
bolchevique Russie), ö. le Parfi communiste de l'"Autriche allemande, 
4. de Hongrie, ö. de Pologne, 6. de Finlande, 7. d’Esthonie, 8. de 
Lettonie, 9. de Lithuanie, 10. de Russie Blanche, 11. d’Ukraine. 

12. Les El&ments revolutionnaires de la sociald&mocratie tcheque, 
15. le Parti sociald&mocrate bulgare (£troit), 14. le Parti sociald&mocrate 
roumain, 15. l’aile gauche du Parti sociald&mocrate serbe, 16. le Parti 
sociald&mocrate de gauche de Suede, 17. le Parti sociald&mocrate de 
Norvege, 18. le groupe «La lutte des classes» du Danemark, 19. le Parti 
. communiste de Hollande. 

20. Les El&ments revolutionnaires du Parti ouvrier beige, 21. et 
22. les groupes et les organisations du mouvement socialiste et syndica- 
liste de France, solidaires dans les questions fondamentales avec Loriot. 

25. Les sociald&mocrates de gauche de Suisse, 24. le Parti socialiste 
italien, 25. les El&ments de gauche du Parti socialiste espagnol, 26. les 
elements de gauche du Parti socialiste portugais, 27. le Parti socialiste 
britannique (surtout la tendance representee par Mac Lean), 28. le Parti 
socialiste ouvrier (Angleterre), 29. I. W. W. (Angleterre), 50. I. W. of 
Great Britain, 1. les el&ments revolutionnaires du mouvement des 
delegues d’ateliers d’Angleterre, 52. les El&ments r&evolutionnaires des 
organisations ouvrieres irlandaises. 

855. Le Parti socialiste ouvrier (Amerique), 34. les elöments de 
gauche du Parti socialiste d’Amerique (en particulier la tendance, re- 
presentee par Debs, ainsi que la tendance representee par la Ligue de 
la propagande socialiste, 55. I. W. W. d’Ame£rique, 56. I. W.W. d’Australie, 
57. Workers International Industrial Union (Amerique). 

88. Les groupes socialistes de Tokio et de Yokohama representes 
par le camarade Katavama, 359. l’Internationale des Jeunesses socialistes 
(repr&esentee par le camarade Munzenberg). 
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La question d’organisation et le nom du Parfti. 


Xill. — La base de la Troisieme Internationale est donnee par le 
fait möme que dans differentes parties d’Europe se sont deja formes 
des groupes et des organisations de gens de möme opinion, ayant un 
programme identique et se servant, dans l’ensemble, des mömes methodes 
tactiques. Ce sont en premier lieu les Sparfaciens en Allemagne et les 
partis communistes dans une serie d’aufres pays. 


XIV. — Le congres doit creer un organe de combat qui £tablira 
une liaison constante et qui dirigera le mouvement d’une facon methodi- 
que, en devenant le centre de I'Internationale communiste, en sub- 
ordonnant les interöts du mouvement de chaque pays aux interäts 
generaux de la revolution internationale dans son ensemble. 

Les reformes concrötes de l’organisation, de la representation, 
etc. seront Elabor&ees par le congr£s. 


XV. — Le .congres doit prendre le nom de PREMIER CONGRES 
DE L’INTERNATIONALE COMMUNISTE, et les partis separes con- 
stitueront ses sections. Deja Marx et Engels ont pense que theorique- 
ment le nom de «socialdemocrate» est faux. Le krack honteux de 
l’ «Internationale» sociald&@mocratique necessite une delimitation m&me 
sur; ce" point. Enfin, le noyau principal du grand mouvement est dejä 
constitu& par une serie de partis qui ont accepte ce nom. 

Prenant en consideration tout ce qui est expos& ci-dessus, nous 
proposons aux partis et organisations fraternels de meitre a l’ordre du 
jour l’examen de la question de la convocation du Congres international 
communiste. 


1. Pour le comite central du Parti communiste russe: LENINE, TROTSKY. 


9. Pour le bureau A l’Etranger du Parti communiste ouvrier de Pologne: 
KarskKy. 


8. Pour le bureau 4 l’eranger du Parli communiste hongrots: 
ROUDNIANSKY. 


4. Pour le bureau 4 l’etranger du Parti' communiste de l’ Autriche- 
Allemande: DOUDA. 


5. Pour le bureau russe du comite central dw Partli communiste letton: 
ROzinE. 


6. Pour le comitd central du Parti communiste de Finlande: SIROLA. 


7. Pour le comite execulif de lı Federation socialdemocrate revolutionnuire 
des Balkans: RAKOVSKI. 
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Die belgische Frage!'), ‘die in den ersten Wochen des 
Weltkrieges und später wieder, als die Erörterung der 
deutschen Kriegsziele einsetzte, die öffentliche Meinung 
unseres Volkes so lebhaft bewegte, ist in den Hintergrund 
getreten. Selbst die Veröffentlichung des leidigen Friedens- 
vertragsentwurfes, in dem begreiflicherweise die „Wieder- 
gutmachung“ zur Sühne des Belgien von uns zugefügten 
Schadens einen breiten Raum einnimmt, hat die einst leiden- 
schaftlich geführte Diskussion nicht wieder zu beleben ver- 
mocht. Dies scheint fast darauf hinzudeuten, daß die zeit- 
weilig bei uns herrschende Erregung über Antwerpens 
Schicksal und des Flamenvolkes Zukunft mehr oder 
weniger eine künstliche war. Und doch ist damit keines- 
wegs gesagt, daß es unberechtigt gewesen wäre, dieses 
schlummernde Interesse zu wecken und nach Möglichkeit 
wach zu erhalten. 

Ganz im Gegenteil! So eng und so bedeutungsvoll, — 
für beide Teile, wie ich ausdrücklich betonen möchte, — sind 
die von den ältesten Zeiten her bestehenden natürlichen 
Beziehungen, die Belgien, oder richtiger die gesamten Nieder- 
lande, mit dem deutschen Kerne Mitteleuropas, als seinem 
wichtigsten Hinterlande, verknüpfen, daß man sich bedauernd 
darüber verwundern muß, wie ihre verständnisvolle Pflege 
jahrzehntelang von uns vernachlässigt werden konnte. Hätte 
man sich nämlich, darüber kann kaum ein Zweifel bestehen, 
schon im Frieden rechtzeitig bemüht, neben den von 
unserem kleinen Nachbar mißtrauisch beobachteten wirtschaft- 
lichen Eroberungen, mit politischem Takte auch moralische 
zu machen, so wären die militärischen, zu denen wir 
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uns schließlich gezwungen glaubten, wohl überflüssig ge- 
wesen. 

Schon darum ist es zu begrüßen, daß in dieser Vortrags- 
reihe auch das kleine Belgien eine Stätte gefunden hat. 
Allerdings begegnet der Versuch, die mir gestellte Aufgabe 
einigermaßen befriedigend zu lösen, erheblichen Schwierig- 
keiten. Das dem Bearbeiter zur Verfügung stehende Material 
ist lückenhaft; schon für die Kriegsjahre, mehr noch für die 
Zeit seit Abschluß des Waffenstillstandes. Zum Glücke handelt 
es sich dabei jedoch nur um Einzelheiten. In ihren großen 
Zügen liegen die Entwicklungstendenzen fest. Dies -ist 
erfreulich; denn ganz abgesehen von den Fragen der 
praktischen Politik, die ich soeben streifte, ist die soziale 
und politische Entwicklung Belgiens lehrreich genug für uns. 
Treten uns doch hier auf kleinstem Raume, und darum klar 
und übersichtlich, fast dieselben Probleme entgegen, die wir 
in Deutschland, mit, — ach, so fragwürdigem Erfolge, zu ° 
meistern suchten. Nämlich, außenpolitisch der unlösbare 
Widerspruch zwischen dem Streben nach nationaler Selbst- 
bestimmung, ja, Erweiterung unserer weltpolitischen Geltung, 
und der aus dem natürlichen Aufbau unserer Volkswirtschaft 
sich ergebenden wirtschaftlichen Abhängigkeit von Zufuhr- 
gebieten und Absatmärkten, die außerhalb unseres staatlichen 
Machtbereiches gelegen waren; innenpolitisch der unaus- 
geglichene Gegensa zwischen den Kulturinteressen ver- 
schiedener Rassen, den Wirtschaftsinteressen verschiedener 
Klassen, der, in immer neuen politischen Kämpfen verschärft, 
den ratlosen Staat zu lähmen, wenn nicht gar am Ende zu 
sprengen drohte. 

Für das Verständnis gerade der jüngsten Ereignisse 
nun dürfte ein kurzer Rückblick auf die Entwicklung Belgiens 
von 1850 bis 1914 unerläßlich sein. Und zwar möchte ich Ihre 
Blicke zunächst auf die außenpolitische Lage des kleinen 
Landes lenken. Als „Weihwasser im Aufkochen“* haben 
Pariser Lästermäuler die belgische Revolution zu verspotten 
gesucht. Und gewiß war die tief eingewurzelte Abneigung 
der belgischen Katholiken gegen den kalvinistischen Partner 
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im entscheidenden Momente von nicht zu unterschätender 
Bedeutung. Noch hefliger aber klang aus dem gemeinsamen 
Schlachtrufe „Los von Holland!* der von französischen 
Emissären geschürte Haß der liberalen Elemente gegen das 
persönliche Regiment König Wilhelms und die reaktionäre 
Willkürherrschaft seiner bürokratischen Helfershelfer heraus. 
Wenigstens in diesem Streben nach Freiheit und Selbst- 
bestimmung waren sich die vorübergehend zur „Union“ 
zusammengeschlossenen feindlichen Brüder einig. Und wie in 
unseren Tagen das revolutionäre Deutschland, so vermochte 
sich damals auch das revolutionäre Belgien, ungehindert 
von fremden Mächten, die freieste Staatsverfassung der Welt 
zu geben. | | 

Um so strenger‘ ward es, genau wie wir heute, in der 
Ausgestaltung seiner internationalen Beziehungen beschränkt. 
Fast ohne um seine Meinung auch nur befragt zu werden, 
erhielt es von den fünf Großmächten, den Garanten der ihm 
aufgezwungenen Neutralität, unter Englands Führung sein 
bescheiden Teil zugemessen. Durch den Verzicht auf die 
östlichen Gebiete von Limburg und Luxemburg, durch die 
Übernahme der vollen Hälfte der tatsächlich zu einem weit 
geringeren Satze ihm zuzurechnenden öffentlichen Schuld des 
früheren gemeinsamen Staates, mußte Belgien seine politische 
Selbständigkeit teuer genug erkaufen. Ja, es blieb durch 
Wiedereinführung der zu Hollands Gunsten zu erhebenden 
Scheldezölle von 1839 bis 1865 als Vasallenstaat an den 
nördlichen Nachbar gekettet. Und auch später war, schon 
aus wirtschaftlichen Gründen,. von einer wirklichen Unab- 
hängigkeit keine Rede. 

Von ihrer überragenden line am Ausgange des 
Mittelalters allmählich herabgesunken, hatten sich die süd- 
lichen Niederlande nach dem. 1579 erfolgten Abfall der Nord- 
provinzen wirtschaftlich zunächst an Spanien, seit 1715 an 
Österreich, seit 1795 an Frankreich, seit 1814 an Holland 
angelehnt. War ihre Landwirtschaft in der österreichischen, 
ihre Industrie in der französischen, ihr Handel dann in der 
holländischen Periode zu neuer Blüte gelangt, wie hätte 
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dieses typische Export-Industrieland, dessen Rohstoffbasis 
schneller und schneller zusammenschrumpfte, auswärtiger 
Hilfe auf die Dauer entraten können? So waren denn 
seine heroischen Versuche zur Begründung einer sich selbst 
genügenden, streng: nationalen Volkswirtschaft von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. Unentschlossen sieht man es damals 
zwischen Frankreich und Deutschland hin und her schwanken, 
bis die Freihandelsära es aus diesem Dilemma erlöst. 
Freilich nur für kurze Frist! Denn schon zu Ende der 
siebziger Jahre sieht es sich unter veränderten Bedingungen 
in die alte Lage zurückversetzt. Wie alle anderen kapitalistisch 
entwickelten Länder treibt es, halb äußerem Zwange, halb 
innerem Zuge folgend, eine Politik der ökonomischen Ex- 
pansion, die es, je länger je mehr, zum Spielball der Groß- 
mächte werden läßt. Mochte es sich nun, wie König Leopold Il. 
auf dem zur Feier des 75jährigen Bestehens des neuen 
Königreiches im September 1%5 zu: Brüssel abgehaltenen 
„Congres mondial“ in feierlicher Rede betonte, ehrlich zum 
Ziele seßen, „den Geist der Gemeinbürgschaft unter den 
Nationen zu entwickeln“, den Weltfrieden zu erzwingen, an 
dessen Erhaltung ihm selbst wohl am meisten gelegen 
. war, war es zu schwach. Kolonialpolitisch von England, 
finanzpolitisch von Frankreich, verkehrspolitisch von Deutsch- 
land abhängig, war es mit seinen über den ganzen Erdball 
ausgebreiteten Wirtschaftsbeziehungen tausendfältig in das 
Gewebe der Weltwirtschaft verflochten. Gegen seinen Willen, 
doch unaufhaltsam, in den Strudel der weltpolitischen Er- 
eignisse hineingerissen, trieb das kleine Land mit den anderen 
einer schweren Krise entgegen. | 
Aber stand es mit ihm vor Kriegsausbruch innen- 
politisch besser? Hier drängte vor allen die Rassenfrage 
zu einer schleunigen Lösung, deren Rückwirkung auf das 
gedeihliche Fortbestehen des Staates nicht abzusehen war. 
„Es gibt keine Belgier!“ hatte kein geringerer als der 
vielgenannte sozialistische Abgeordnete Jules Destree in 
einem im Augusthefte der „Revue de Belgique“ des Jahres 
1912 erschienenen „Briefe an den König über die Trennung 


Walloniens und Flanderns* kategorisch erklärt, damit die 
in dem oft zitierten Dichterspruche: a de 


Flammands, Wallons, 
Ce ne sont que des prenoms, 
Belge est notre nom de famille! 


verkündete offizielle Staatsweisheit Lügen strafend. UInd daß 
es sich durchaus nicht nur um die überspannte Forderung. 
eines exzentrischen Hitzkopfes, sondern um eine breite Volks- 
massen tief bewegende Kulturfrage handelte, bewiesen die 
Beratungen des einen Monat früher zu Lüttich tagenden 
wallonischen Kongresses, der, über Henri Pirennes geschicht- 
liche Bedenken zur’ Tagesordnung übergehend, die Not- 
wendigkeit der Verwaltungstrennung grundsätzlich anerkannt 
und einen Ausschuß zur Ausarbeitung eines bis ins einzelne 
gehenden Programmes eingesetzt hatte. 2 

In der Tat schien es, als sollte, allen Hemmnissen zum 
Trotz, das ganze Jahrhunderte lang in dienender Stellung 
verharrende Flamentum sich auf dem Boden der modernen 
Demokratie seine führende Stellung im Lande zurückerobern. 
Daß es dereinst in stolzer Vergangenheit der Träger ge- 
schichtlichen Glanzes gewesen, war nicht zu bestreiten; ebenso 
wenig allerdings, daß es schon damals die Beute franzö- 
sischen Kultureinflusses geworden. Eben deshalb waren auch 
Napoleons Französierungsbestrebungen nur geringem Wider- 
stande begegnet; hatten umgekehrt Hollands Bemühungen 
um die Ausbreitung der niederländischen Sprache eher Er- 
bitterung erregt, nicht nur im wallonischen Süden, sondern 
auch im flämischen Norden. Selbst in die durch die Revolution 
bewirkte Wiedereinsetung der französischen Sprache in ihre 
alten Rechte haffe man sich zunächst ohne Widerrede gefügt. 
Erst jene große, unter dem Schute der Freiheit sich voll- 
ziehende, aufsteigende Klassenbewegung, die um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts auch die von gallischem Wesen fast 
unberührt gebliebenen unteren Schichten des Flamenvolkes 
zu völkischem Selbstbewußtsein erweckte, führte den ent- 
scheidenden Wandel herbei. . | | 
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: "Auf lJiterarischem Gebiefe einsetzend, dann auf den 
Volksunterricht hinübergreifend, nahm die Flamenbewegung 
bald auch einen wirtschaftlichen, schließlich einen aus- 
gesprochen politischen Charakter an. Und zwar hat sie sich 
seit 1857, da H. Conscience mit seinem Roman „Im Wunder- 
jahre 1566“ die Wiedergeburt der flämischen Geisteskultur 
einleitete, allem gegenteiligen Scheine zum Troß, dauernd in 
aufsteigender Richtung bewegt. Mochte das erste Sprachen- 
geseb von 1875, das in den flämischen Provinzen jedem des 
Französischen unkundigen Angeklagten das Flämische als 
Gerichtssprache zusicherte, für viele nur eine Abschlags- 
zahlung: bedeuten; jenes von 189%, das für alle offiziellen 
Kundgebungen der Regierung das Prinzip der Doppel- 
sprachigkeit festlegte, mancherlei weitergehende Forderungen 
wnerfüllt lassen; wenn im Unterricht und in der Verwaltung 
immer noch vieles zu wünschen übrig blieb, war das weit 
weniger auf gewisse wallonische Machenschaften, als auf 
die Widerstände zurückzuführen, die dem Radikalismus der 
„Flaminganten“ . gerade auch im eigenen Lager erwuchsen. 
Wurde doch der bei Beratung des Gesetes über die Ein- 
führung der allgemeinen. Schulpflicht im Februar 1914 ein- 
gebrachte Antrag, in den flämischen Provinzen das Flämische 
als Unterrichtssprache obligatorisch zu machen, durch eine 
Mehrheit zu Falle gebracht, die sich zu einem reichlichen 
Drittel aus flämischen Klerikalen zusammensetzte, während 
ihn nicht weniger als sieben Wallonen unterstüßten. 

Volle kulturelle Gleichberechtigung im Rahmen des 
Ganzen war es, was man erstrebte. Und dies mit gutem 
Grunde. Konnte man doch den Zeitenlauf für sich wirken 
lassen. Unaufhörlich ergoß sich der Strom der Überschuß- 
bevölkerung des Nordens, wie in die an Flandern an- 
grenzenden Industriebezirke des volksarmen Frankreichs, so 
in die südlichen Heimstätten von Belgiens Kohlenbergbau 
und Schwerindustrie. Dort bereitete sie im Bunde mit der 
langsameren Vermehrung der alteingesessenen Bevölkerung 
eine friedliche Eroberung Walloniens vor, während die 
Wiedergeburt Antwerpens und die Erschließung des vor 
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seinen Toren gelegenen Limburger Kohlenbeckens auch dem 
Flamlande selbst eine neue Zukunft verhieß. War’s da 
verwunderlich, wenn die mehr und mehr in die Abwehr 
gedrängte wallonische Minderheit um ihre Herrschaft, ja, ihre 
Selbstbestimmung, zu bangen begann; sie die Zerreißung 
des Einheitsstaafes, selbst den Anschluß an Frankreich, der 
ihr bei fortschreitender Demokratisierung drohenden Unter- 
werfung unter das kulturell rückständige, daher von ihr 
mißachtete, Flamenvolk?) vorzog? | 

Aber nicht die Rassengegensäte allein, auch die 
Klassengegensäße störten den inneren Frieden. . Weniger 
freilich, als man dies nach der ökonomischen Struktur des 
Landes hätte. erwarten sollen, das sich im Zeitalter des 
Liberalismus allmählich zu einem wahren Bourgeoisparadiese 
enfwickelt hatte. Hier, wo die Anfänge des gewerblichen 
Kapitalismus bis’ in die Blütezeit des mittelalterlichen Brügge 
zurückreichten, wo dann auch die moderne Großindustrie, früher 
als anderwärts auf dem Kontinente, feste Wurzeln geschlag®n, 
war zunächst von einer proletarischen Arbeiterbewegung 
wenig zu spüren. Während in England des Chartismus 
stürmische Wogen höher und höher gingen, ließen, im Banne 
des Klerikalismus, Flanderns ungebildete Arbeitermassen 
selbst die furchtbaren Nöte der Leinenkrise stille über sich 
ergehen, ohne aufzubegehren. Was etwa damals als erster 
Keim einer Arbeiterbewegung gelten konnte, war ohne Dauer; 
hatte überdies, von Frankreich und Deutschland maßgebend 
beeinflußt, einen rein politischen oder ideologischen Charakter. 
Auch die von Marx 1847 in Brüssel gegründete „Union 
democratique* brach nach der Revolution samt ihren spär- 
lichen Ablegern in der Provinz unter den Streichen der 
Reaktionäre haltlos zusammen. 

Diesen, ihren spezifisch politischen, Grundzug hat sich 
die belgische Arbeiterbewegung bis vor dem Kriege bewahrt. 
Nicht, daß sie über ihren Kämpfen gegen die einseitige 
Vorherrschaft des Liberalismus und Klerikalismus im Staate 
ihre wirtschaftlichen Interessen vernachlässigt hätte. Ent- 
standen doch schon Ende der fünfziger Jahre, das heißt 


noch vor der formellen Aufhebung des Koalitionsverbotes 
im Jahre 1866, die ersten Fachvereine in Gent. Auch 
Produktivassoziationen nach französischem und Konsum- 
genossenschaften nach englischem Muster wurden damals 
bereits gegründet, welcher lettere Typus später im Genter 
„Vooruit“, im „Progr&s* von Jolimont und in der „Concorde“ 
von Roux seine vorbildliche Verkörperung erfahren sollte. 
Endlich wurden auch die Erfolge der neueren deutschen Ge- 
werkschaftsbewegung zu ihrem vollen Werte gewürdigt. 
Dennoch waren im besten Falle nur etwa 17° der 
gesamten belgischen Arbeiterschaft regelrecht organisiert. 
Individualismus, Lokalismus und Opportunismus haben als 
Grundeigenschaften des belgischen Volkscharakters, stärker 
in den wallonischen als in den flämischen Gebietsteilen, der 
organisatorischen Ausmünzung der Klassengegensäte, mehr 
noch der straffen Zusammenfassung zu Landesverbänden, 
lange entgegenwirkt. 

Diese Momente haben dann auch die Stellungnahme 
der belgischen Arbeiterbewegung zum Marxismus und zur 
„Internationale“ entscheidend bestimmt. Zwar nahm sie seit 
1867, schon durch ihren Anschluß an die damals gegründete 
„Internationale Arbeiter-Assoziation“, eine sozialdemokratische 
Färbung an. Ja, es sind ihre äußeren Beziehungen zur 
„Internationale“, mit deren Wiederaufleben im Jahre 1889, 
durch die Verlegung des Sites des Exekufiv-Komifees und 
des Internationalen Bureaus nach Brüssel, durch die Wahl 
zweier belgischer Sozialisten, Vandervelde und Huysmans, 
zu deren Präsidenten und Generalsekretär, noch viel engere 
geworden. Tiefer aber hat sich bisher der Gedanke des 
Internationalismus nur bei den flämischen und Brüsseler 
Arbeitern einzunisten vermocht. Hat es schon langer Ver- 
handlungen bedurff, um die ausgesprochen romanisch 
fühlenden Wallonen zu vermögen, sich dem 1879 unier 
flämischer Führung entstandenen „Parti socialiste belge“ 
anzuschließen und so im Rahmen des endlich 1885 mit ihrem 
Beitritt gegründeten „Parti ouvrier belge“ (nicht „socialiste“!) 
auf ihre Selbstbestimmung zu verzichten, wie hätten sie sich 
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gar ohne weiteres mit einem restlosen Aufgehen im prole- 
tarischen Völkerbunde abfinden sollen ? 

Mochte also Belgiens Wirtschaftsleben im allgemeinen 
noch so stark internationalisiert sein, die Interessen seiner 
Arbeiter waren großenteils nationalpolitisch eingestellt. Und 
nicht auf sozialökonomischen, sondern auf verfassungs- 
rechtlichem Gebiete haben sie ihre größten Schlachten ge- 
schlagen. Nicht für die Beseitigung des Trucksysfemes, die 
Einführung des Gewerbeinspektorates, die Beschränkung 
von Frauen- und Kinderarbeit, die Verbesserung der Arbeiter- 
wohnungen, die Errichtung eines Arbeitsamtes, den Erlaß 
eines Werkstättengesetes und ähnliche Dinge sind sie mutig 
in die Schranken getreten. Gewiß, — auch dies und viel 
mehr noch wollte man erreichen. Aber wie die ersten großen 
Arbeiterunruhen in Lüttich und Charleroi von 1886, welche 
die lang hintangehaltene Sozialreform in Fluß brachten, 
verfolgte der blutig unterdrückte Generalstreik von 1895 und 
der zweite, noch viel imposantere, friedliche von 1913, ein 
politisches Ziel: das allgemeine gleiche Wahlrecht, das man 
jedoch, troß diesem erbitterten Ringen, nicht durchzuseten 
vermochte. So hatte sich denn vor dem Kriege der Gegensaß 
zur herrschenden klerikalen Regierung auf das ' Höchste 
gesteigert. Aber ganz anders, als alle Beteiligten erwartet, 
erfolgte die Entspannung. 

Der deutsche Einmarsch in Belgien. schuf eine neue 
Lage. Wie immer man ihn militärisch beurteilen mag, politisch 
war er ein verhängnisvoller Fehler. Mit einem Schlage 
machte er jener schleichenden Krise im Lande ein Ende. 
Außenpolitisch wurde Belgien endgültig auf die Seite 
der Westmächte hinüber gedrängt. Auch wirtschaftlich begann 
man sich einseitig auf sie einzustellen. Robert Billiards in 
den ersten Kriegsmonaten verfaßtes Buch „La Belgique 
industrielle et commerciale de demain“ darf in dieser Hin- 
sicht als typisch bezeichnet werden. „Auf Frankreich müssen 
wir unsere Blicke lenken! Aus Frankreich muß uns das 
Heil kommen! Auch für Antwerpen!“ das ist das Leitmotiv, 
das in immer neuen Variationen bis zur Ermüdung 
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abgewandelt wird. Einzelne freihändlerische Stimmen, wie 
die des Senators La Fontaine, des Glasfabrikanten Lambert, 
verhallten ungehört und verstummten schließlich im Kriegs- 
getöse. 

Innenpolitisch begrub man die Streitaxt. Anstelle des 
zersetenden Kampfes aller gegen alle trat die „UInion sacree“, 
bis gegen Ende des Krieges dann der Rassenkampf wieder 
aufzuleben begann. Die Landesfarben, lange wenig gewürdigt, 
wurden modern; das Efeublatt, mit der Devise „Je meurs, 
ou je m’attache“, zum vaterländischen Symbole. Halb und 
halb eine Spielerei, solange man mit einem zweideutigen 
Wisworte „la:.delivrance de la Belgique violee dans neuf mois“ 
erwartete, nahm die Auflehnung gegen die besegende Macht 
immer schärfere Formen an, je länger die ersehnte Befreiung 
auf sich warten ließ. Es entwickelte sich fast unter unseren 
Augen, und ohne daß wir es ernstlich hätten verhindern 
können, eine politische Kampagne, die, in ihren verheerenden 
Wirkungen anfänglich von uns unterschäßt, leider nicht wenig 
dazu beigetragen hat, die gesamte Kulturwelt gegen uns auf- 
zuheten. Nur als eine Reaktion gegen unsere Politik 
ist dieser mit allen Mitteln raffiniertester Technik geführte 
Kleinkrieg zu verstehen. Mit einem kurzen Rückblick auf 
jene ist daher zu beginnen. 

Nicht entscheidend war, troß manchen im Kriegsfieber 
von uns begangenen Ausschreitungen und der von Seiten 
unserer Gegner darauf gegründeten Greuelpropaganda, die 
deutsche Kriegsführung im überrannten Belgien, während 
deren für kurze Zeit Herr von der Gol& als General- 
gouverneur in Brüssel residierte.. War doch schon im Frieden 
die Gefahr eines deutschen Durchmarsches in freiester Öffent- 
lichkeit erörtert worden. Daß man ihn nicht zu hindern ver- 
mocht, wurde ärgerlich zu Frankreichs und Englands Lasten 
gebucht. Auch erinnerte man sich an so manches ähnliche 
Ereignis aus Belgiens bewegter Vergangenheit, wenn schon 
die Verletung der belgischen Neutralität durch einen ihrer 
Garanten ein geschichtlihes Novum darzustellen schien. 
Dazu hatte das Eingeständnis begangenen Unrechtes durch 


Zn. bi. 


den deutschen Kanzler, das die Bereitwilligkeit zu künftiger 
Entschädigung durchblicken ließ, in gewisser Hinsicht be- 
ruhigend gewirkt. Nur hätte man unter allen Llmständen 
dabei bleiben sollen. Der nachträglich unternommene törichte 
Versuch, den Sachverhalt moralisch umzudeuten und so die 
Schuldfrage künstlich zu verschieben, überzeugte niemanden 
und wirkte verbitternd.?) Geradezu verhängnisvoll aber war 
es für die fernere Gestaltung der deutsch -belgischen Be- 
ziehungen, daß die politisch neutrale, ausschließlich auf die 
militärische Sicherung des besetten Gebietes bedachte, Ver- 
waltung des Herrn von der Gol& noch vor Ablauf des Jahres 
1914 durch eine andere, ausgesprochen politische, erseßt 
wurde, die, anstatt die militärische Scharte auszuweßen, sie 
durch allerhand Maßnahmen noch erheblich vertiefte. 

Man konnte in belgischen Kreisen sagen hören, wir 
hätten am besten daran getan, die Verwaltung des Landes 
einem Österreicher von hohem Range anzuvertrauen. Mit 
einer solchen Regierung würde man sich, dabei vergangener 
Tage gedenkend, wohl noch am leichtesten abgefunden haben. 
Wie dem auch sei, die Beseßung dieses verantworftungs- 
vollen Postens mit preußischen Generalen alten. Schlages, die 
es als politische Dilettanten unternahmen, eine ihnen auf 
Gnade und Ungnade ausgelieferte Bevölkerung in oft spaß- 
.hafter Verkennung des belgischen Volkscharakters nach dem 
Muster ostelbischer Erbuntertanen zu regieren, war wohl das 
Verfehlteste, was man fun konnte. 

Dabei wiederholte sich in Brüssel, was die deutsche 
Politik in Berlin charakterisierte: ein erbittertes Ringen 
zwischen den militärischen und den zivilen Gewalten um die 
oberste Führung der Geschäfte, das hier, wie dort, mit dem 
Siege der ersteren endete, und zwar gerade in dem kritischen 
Augenblicke, wo nur ein Höchstmaß staatsmännischen Taktes 
das drohende Unheil vielleicht noch hätte beschwören können. 
Daß die Zivilverwaltung, frühzeitig in einige selbständige 
Abteilungen zerfallen, im Grunde auch unter sich nicht einig 
war, die unvermeidliche Ausfragung sachlicher Meinungs- 
verschiedenheiten häufig die Form widerlicher Personen- 
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sfreitigkeiten annahm, ein politischer Maulwurfskrieg, der, 
den Belgiern oft bis in seine kleinsten Einzelheiten bekannt, 
die unbedingt wünschenswerte Autorität der deutschen 
Behörden untergraben mußte, das alles verschlimmerfe noch 
die Lage. Nur so ist es auch erklärlich, daß, sehr zum 
Schaden der politischen Praxis, wichtige Entscheidungen 
vielfach von ungeschulten Autodidakten getroffen, wissen- 
schaftliche Sachkenner beiseite geschoben, ja, planmäßig aus- 
geschaltet wurden. ?) | 

Schon die phantastischen Ziele, die man sich se&te, 
mußten bei nüchtern denkenden Politikern Widerspruch er- 
regen; keineswegs etwa nur in belgischen Kreisen. Hier 
aber mußten sie, mochte es sich nun um eine wie immer 
geartete Angliederung Belgiens an Deutschland handeln, so 
in der Ära Bissing, oder, wie in der Ära Falkenhausen, um 
eine gewaltsame Spaltung des belgischen Staates, alle 
patriotischen Kräfte des Widerstandes im Volke enifesseln. 
Daß diese bunten Pläne zudem, dem Wechsel der militärischen 
Lage entsprechend, in einem ununterbrochenen Wandel be- 
griffen waren und sich vielfach durchkreuzten, daß die zu 
ihrer Verwirklichung getroffenen behördlichen Maßnahmen oft 
blind nebeneinander herliefen, ja, sich wechselseitig aufhoben, 
erhöhte natürlich noch die Verwirrung. Kluge Berechnung 
des sicher Erreichbaren, zähes Festhalten am einmal . 
Beschlossenen, beides wird man vergeblich suchen. 

Was aber nutten alle jene so wohlgemeinten, auf die 
Versöhnung des belgischen Bürgerftumes bedachten Be- 
mühungen um den wirtschaftlichen Wiederaufbau des Landes, 
wenn die aus militärischen Gründen verfügte Beschlagnahme 
unentbehrlicher Rohstoffe die Neubelebung der feiernden 
Fabriken erschwerte; die im geheimen Einvernehmen mit 
deutschen Industriellen erfolgte Zertrümmerung wichtiger 
Betriebe, ja, der völlige Abbau ganzer Anlagen, sie erst 
recht zur Unmöglichkeit machten? Was bedeuteten die auf 
Gewinnung der Massen berechneten Vorkehrungen zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, wie die Brüsseler Spiten- 
zentrale, die mit fataler Reklame in Szene gesepte Fürsorge- 
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tätigkeit des Roten Kreuzes, oder die viel zu spät in die 
Wege geleitete Fortführung der sozialen Gesetgebung, wenn 
Zwangsmaßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitsscheu, brutale 
Arbeiterdeportatiorien, von gewissen Geschehnissen in der 
Etappe gar nicht zu reden, immer’ neuen Zündstoff im Volke 
aufhäuften ? | | 

Am günstigsten noch lagen für uns die Dinge in der 
Rassenfrage. : Hier hätte es genügt, den Ereignissen ihren 
natürlichen Lauf zu lassen, um früher oder später die 
unausbleibliche Frucht klugen Abwartens zu ernten. Nur 
hätte man, so lange man seiner Sache nicht sicher war, mit 
peinlichster Sorgfalt alles vermeiden sollen, was die Führer 
der Bewegung als Vaterlandsverräter und damit zugleich 
ihre gute Sache diskreditieren konnte.’) Gerade die Flamen- 
politik aber wurde in der deutschen Verwaltung der be- 
liebteste Tummelplaß unreifer Elemente. Für die Wieder- 
geburt altflämischer Kultur begeisterte Künstler und Dichter, 
ehrgeizige Literaten und weltfremde Wissenschaftler, Leute, 
die fast alle vor dem Kriege diesen Fragen völlig fern 
gestanden, rangen hier, um. sich auf neuem Felde ihre 
„güldenen Sporen“ zu verdienen. Die im Grunde doch 
wallonischen Interessen dienende Verwaltungstrennung wurde 
eingeleitet, die Zentralbehörden willkürlich zerspalten, 
Brüssel kühn zu Flanderns Hauptstadt auserkoren, und 
die Reichsregierung bindend festgelegt. Ob die .neuen 
„Staaten“ dauernd lebenskräftig, ihre Lenker ernstlich 
leistungsfähig, ob wir selber künftig auch imstande wären, 
unsern Schütling zu betreuen, wen von jenen hätte das 
gekümmert? — | 

So hatten unsere Gegner leichtes Spiel. Zwei Aufgaben 
stellten sie sich; außenpolitisch die eine, innenpolitisch 
die andere: die planmäßige Durchführung einer über den 
ganzen Erdball verzweigten deutschfeindlichen Propaganda 
und die systematische Organisation eines gegen die Zwangs- 
maßnahmen der deutschen Verwaltung im beseßten Gebiete 
gerichteten Widerstandes. Als geschulte Taktiker haben sie 
beide virtuos gelöst. 
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Daß sich bei Kriegsausbruch zahlreiche belgische 
Flüchtlinge in alle Winde zerstreuten, um in neutralen und 
feindlichen Ländern geschlossene Kolonieen zu bilden, sollte 
sich bald als besonderer Glücksumstand erweisen. Mochte 
nämlich, nachdem der deutsche Vormarsch vor Ypern zum 
Stillstande gekommen war, das belgische Heer nur noch 
einen kleinen Zipfel der Heimat besett halten; mochte die 
belgische Regierung sich frühzeitig gezwungen sehen, Frank- 
reichs Gastfreundschaft für sich in Anspruch zu nehmen; 
tatsächlich durften diese Verbannten doch die ganze weite 
Welt ihr eigen nennen. Seitdem der Soziolog Emile Wax- 
weiler, übrigens ein persönlicher Günstling des Königs, in 
seiner berühmten Broschüre „La Belgique neutre et loyale“ 
gleichsam das Stichwort dafür ausgegeben, ist der mit 
allen erdenklichen Waffen in Wort und .Bild geführte 
Geisteskampf gegen den des schmählichsten Wortbruches 
‘ und der gemeinsten Vergewaltigung bezichtigten deutschen 
Eindringling nicht mehr zur Ruhe gekommen. Auch 
hervorragende belgische Sozialisten, wie Vandervelde, 
Destree und, bis zu einem gewissen Grade, selbst Camille 
Huysmans, haben sich bezeichnenderweise an diesem Kessel- 
treiben beteiligt. Wie wirkungslos verpufite demgegenüber 
alles, was wir für uns ins Feld zu führen suchten! Wenn 
irgendwo, so hat sich hier gezeigt, daß wir den Krieg nicht 
vorbereitet hatten. 

Im Vergleich zu dieser en von Privaten be- 
triebenen, wenn auch natürlich mit staatlichen Mitteln 
gespeisten, Agitation trat die Selbsttätigkeit der belgischen 
Regierung auffallend zurück. Auf friedliche Lebens- 
bedingungen zugeschnitten, erwies sie sich den ungewohnten 
Aufgaben der Kriegspolitik nicht recht gewachsen. Auch die 
immer erneuten Ulmgruppierungen des Kabinettes haben 
daran nur wenig zu ändern vermocht. Allerdings übersahen 
die Kritiker, an denen es gerade auch im besetten Gebiete 
nicht fehlte, daß ihr die Hände gebunden waren. Finanziell 
durchaus von den Ententeregierungen abhängig, mußte sie 
sich, solange die Entscheidung im Welikriege nicht endgültig 
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gefallen war, gleichwohl nach besten Kräften bemühen, einen 
mittleren Kurs zu halten. Passivität war nicht die schlechteste 
Methode. Nur auf wirtschaftlichem Gebiete ist sie bahn- 
brechend vorgegangen. Die Gründung des „Lloyd royal 
beige“, einer national-belgischen Schiffahrtsgesellschaft, die 
einen lang gehegten Wunsch des kleinen Volkes befriedigen 
sollte, ist hier zu ihren Gunsten zu nennen. Aber selbst 
gegen diese Schöpfung staatlicher Regie sind, besonders 
von Antwerpen aus, heftige Angriffe gerichtet worden. 

Viel erbitterter noch wurde der politische Kampf gegen 
uns im besetten Gebiete geführt. Mochten die alten Gegen- 
säbe zwischen Klerikalismus, Liberalismus und Sozialismus 
im geheimen auch während des Krieges lebendig bleiben, 
ihre verhaltenen Flammen sogar zuweilen: verräterisch aus 
der Asche emporzüngeln; der Burgfrieden, auf den man 
sich einmal geeinigt, ist dennoch von keiner Seite gebrochen 
worden. Daß die geistige Führung dieser nie rastenden. 
Opposition legten Endes in den Händen der Kirche lag, hat 
ihr gewiß nicht geschadet. Wie schon früher in Belgien, hat 
sich jetzt wieder gezeigt, daß der Katholizismus, wenn es 
nur seinen Interessen entspricht, auch unter nationaler Flagge 
zu segeln vermag. Kanzel und Beichtstuhl wurden bewußt 
in den Dienst des bedrohten Staates gestellt; Bibel und 
Kirchenväter vereint gegen den verhaßten Feind ins Treffen 
geführt. Stumpf erwies sich dagegen die Schärfe des 
weltlichen Schwertes. Auch das Fortbestehen der „Libre 
Belgique“, einer außer Zensur erscheinenden Wochenschrift 
der politischen Fronde, wäre ohne die Hilfe der Klöster 
kaum denkbar gewesen. Selbst den geheimen Nachrichten- 
dienst, den Menschenschmuggel zur Front, verrichteten sie. 
Und die hohe Geistlichkeit, unantastbar in ihrer Stellung, 
gab ihren Segen dazu. 

Während sich so die moralische Organisation des 
politischen Widerstandes im geheimen vollzog, blühte die 
wirtschaftliche offen vor aller Augen. Die Unmöglichkeit, 
das der auswärtigen Nahrungsmittelzufuhr dringend be- 
dürftige Volk von Deutschland aus zu versorgen, ließ unter 
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amerikanischer Leitung die neutrale „Commission for Relief 
in Belgium“ mit dem Sit in London entstehen. Ihre Er- 
sänzung im Lande selbst fand sie in dem berüchtigten 
„Comite National de Secours et d’Alimentation“, das, von 
den daheim gebliebenen führenden Männern der Bankwelt 
gegründet und finanziert, schon nach kurzer Zeit durch seine 
zahllosen Agenten eine bis in das kleinste Dorf hinein- 
reichende Wirksamkeit entfaltete. Ursprünglich rein ökono- 
misch, nahm dieses unentbehrliche und scheinbar harmlose 
Gebilde mehr und mehr einen ausgesprochen politischen 
Charakter an. Und indem es schrittweise immer neue Für- 
sorgegebiete in den Bereich seiner Tätigkeit zog, schuf es 
allmählich eine außerhalb der von der besetzenden Macht 
überwachten Staats-, Provinzial- und Gemeindebehörden 
stehende, alle Parteien umfassende, nationale Sonder- 
organisation. Fast ein Staat im Staate, dessen wichtigste 
Funktionäre Sich aus den gerissensten Geschäftsleuten, den 
gewiegtesten Advokaten rekrutfierten, stellte das „Comite 
National“ eine wahrhaft geniale politische Schöpfung dar, 
ebenso unerfaßbar in seiner Art wie die uns feindliche 
Kirche, nur noch gefährlicher. Konnte es sich doch bei 
seinem für uns unkontrollierbaren Treiben anerkanntermaßen 
des Schutes der im Lande verbliebenen diplomatischen 
Vertretungen der neufralen Staaten, darunter eines unserer 
späteren Gegner, erfreuen. ®) 

Planmäßige Zertrümmerung der ökonomischen und 
verwaltungstechnischen Maschinerie des belgischen Staates, 
fortschreitende Zersetung alles öffentlichen Lebens, die sich 
schließlich bis zu einer regelrechten Lähmung der Zivil-. und 
Strafrechtspflege steigerte, das waren die politischen Früchte 
der deutschen Verwaltung in Belgien. Und dies alles, ohne 
daß es uns doch im mindesten gelungen wäre, die zähe 
Widerstandskraft des durch die Kirche moralisch, durch das 
Comite National ökonomisch zusammengeschweißten Volkes 
zu brechen, das, unverwandt der Erlösung harrend, gehor- 
sam alle Befehle vollzog, die ihm im geheimen von seiner 
Regierung aus weiter Ferne gegeben wurden. Dann kam 
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der ganze furchtbare Zusammenbruch Deutschlands, der 
dem militärisch hilflosen, politisch überlegenen Feinde das 
klägliche Schauspiel eines auf fremdem Boden innerlich 
zerfallenden und in krankhaften Zuckungen verendenden 
Gegners bot. | 

Allerdings dürfte auch Belgien in jenen kritischen Tagen 
von einer sozialen Revolution nicht allzu ferne gewesen sein. 
Ausgehungert und verbittert, genau wie in Deutschland, standen 
die Massen auch hier auf dem Sprunge. Besonders in 
Brüssel, doch auch in der Provinz, scheint es damals vor- 
übergehend zur Verbrüderung mit deutschen Soldaten und 
zu schweren Ausschreitungen gekommen zu sein. Aber der 
Siegesjubel erstickte den Aufruhr im Keime. Einem im 
November neu gebildeten Koalitionsministerium, in dem auch 
die führenden Sozialisten mehrfach vertreten sind, ist es 
schnell gelungen, Ruhe und Ordnung wieder herzustellen. 

_ Überdies lenkten die außenpolitischen Interessen den 
Blick von der inneren Lage ab. Schon während des Krieges 
waren allerhand annektionistische Strömungen hervorgetreten. 
Jet wurden jene überspannten Forderungen in aller Form 
angemeldet. Gewiß konnte das kleine Belgien im großen 
Rate der Westmächte keine entscheidende Stimme begehren; 
immerhin durfte es, zum Danke für die der gemeinsamen 
Sache geleisteten Dienste, eine wohlwollende Berück- 
sichtigung seiner vernünftigen Wünsche erhoffen. Revision 
des Vertrages vom 19. April 1859, Abschaffung der ihm zum 
Verhängnis gewordenen „Neutralität“, vollste UInabhängigkeit 
also, das war es, was. man in erster Linie erstrebte. 
Denn niemand dachte mehr ernstlich daran, den „Feten 
Papier* zusammenzuflicken, über dessen frevelhafte Zer- 
reißung man sich solange entrüstet hatte. 

Daß Deutschland für seine „Missetaten* volle Ent- 
schädigung schuldete, stand ebenfalls fest. Doch richtete 
man seine Blicke zugleich begehrlich auf die jenseits der 
Östgrenze des längst zu klein gewordenen Landes gelegenen 
reichsdeutschen Industriebezirke, träumte wohl auch naiv von 
einer Einverleibung Seeflanderns und des Maastrichtzipfels 
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auf Hollands Kosten und von der wirtschaftlichen Wieder- 
angliederung des vom deutschen Zollgebiete abzuzweigen- 
den Luxemburgs. Nur die Sozialisten, Huysınans vor allen, 
haben sich schon damals gegen jederlei willkürliche Annexion 
fremdländischer Gebietsteile, gegen die Verlegung des „Selbst- 
bestimmungsrechtes der Völker“ erklärt. Auch beklagte ein 
Brüsseler Blatt die drohende Übergabe Elsaß-Lothringens 
an Frankreich. Werde dieses doch mit Hilfe seiner „surtaxe 
d’entrepöt“, sehr zu Antwerpens Schaden, seine Nordseehäfen 
begünstigen, so daß Belgien schließlich geblutet haben werde, 
um seinen wirtschaftlichen Niedergang zu besiegeln. 

Der mittlerweile veröffentlichte Friedensvertragsentwurf 
hat einigermaßen Klarheit geschaffen. Sein Inhalt darf von 
mir als bekannt vorausgesett werden. Immerhin bezeichnend 
aber war es, daß der Flame van Cauwelaert ihn in der 
Kammer mit heftigen Worten kritisierte; zur höchsten Ent- 
rüstung der Mehrheit noch dazu in flämischer Sprache. 
Belgien, so meinte er, werde dadurch zu einem Vasallen- 
staate der Westmächte herabgedrückt. Nur der wirtschaftliche 
Anschluß an Holland könne es davor schüßen. Ein Plan, 
der seit Ende der sechziger Jahre mehrfach den Gegenstand. 
unverbindlicher Verhandlungen zwischen beiden Ländern 
gebildet hat. Sollte man übrigens, wofür mancherlei An- 
zeichen sprechen, die französisch-belgische Waffenbrüderschaft 
dieses Krieges in ein dauerndes Schut- und Trußbündnis 
für den Frieden verwandeln wollen, so würden diesem Pro- 
jekte auf flämischer Seite wohl unversöhnliche Widersacher 
erstehen. | 

Kein Zweifel nämlich, daß auch des Weltkrieges Fege- 
feuer die Rassengegensäße in Belgien nicht abzuschwächen 
vermochte. Für ihre weitere Verschärfung hat schon die 
eigene Regierung gesorgt. Obwohl zahlenmäßig auch in 
der Armee den Wallonen weit überlegen, haben die Flamen 
im Felde um ihrer völkischen Gesinnung willen allerlei 
Unbill erdulden müssen. Mochte nun auch, was im besetten 
Gebiete geschehen, die Flamenbewegung zunächst gründlich 
diskredifieren, so daß nach unserem Abzug eine Periode 
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gerichtlicher Verfolgungen einsette, der Volksunwillen sich, 
besonders in Gent und Antwerpen, sogar in allerhand 
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im Heere gestanden, die den belgischen Staat, wie er war, 
mit ihren Leibern beschügt, konnte man mit den üblichen 
Verdächtigungen füglich nicht aufkommen. Zu einer „Front- 
partei“ zusammengeschlossen, haben sie sich jebt zu 
Verteidigern ihres Volkstumes aufgeworfen. Sicher wird man 
mit bloßen Vertröstungen diese im Schüßengraben gehärteten 
Streiter auf die Dauer nicht abzuspeisen vermögen, zumal 
auch die flämischen Sozialisten endlich aus ihrer Zurück- 
haltung herausgetreten sind. So hat Huysmans sich kürzlich 
für die Begründung einer national-flämischen Universität 
eingesetzt, ohne sich jedoch auf die- Genter Hochschule 
festzulegen. 

Viel erfolgreicher haben die Sozialisten: operiert. 
Ihre nationale Gesinnung hat sich glänzend bezahlt gemacht. 
Konnten sie ihren Eintritt in die neue Regierung doch von 
der Zusicherung des allgemeinen und gleichen Wahlrechtes 
abhängig machen, für dessen Erreichung sie jahrzehntelang 
vergeblich gekämpft. Auffallenderweise haben sie sich dann 
in den parlamentarischen Debatten über das Wahlgeseß . 
gegen das Frauenstimmrecht erklärt; wohl in der Befürch- 
tung, sie möchten sonst, bei der seelischen Verfassung der 
belgischen Frau, gerade mit ihrer Reform einer klerikalen 
Majorität zum Siege verhelfen. Nur die Gattinnen der im 
Kriege gefallenen Soldaten und getöteten Zivilisten, be- 
ziehungsweise auch ihre Mütter, ebenso die von deutschen 
Gerichten wegen politischer Delikte abgeurteilten Frauen, 
sollen es zunächst erhalten. Natürlich handelt es sich dabei 
nur um eine Übergangsbestimmung. 

Im übrigen hat sich der im April des Jahres abgehaltene 
belgische Sozialistenkongreß für den Wiederanschluß an die 
„Internationale* und demgemäß auch für die Beschickung der 
in Luzern und Amsterdam abzuhaltenden internationalen 
Kongresse erklärt. Allerdings sind diese Beschlüsse nur 
gegen eine starke, von Destree geführte Minderheit gefaßt 
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worden. Und nicht genug damit! Einer ihrer Führer, 
Hubain, ist daraufhin aus der Partei ausgetreten. Ja, es ist 
schließlich in Antwerpen, auf Terwagne’s Betreiben, zur Ab- 
splitterung einer „unabhängigen sozialistisch-nationalistischen“ 
Gruppe gekommen. Da die „alte“ Partei sich jedoch grund- 
sätzlich gegen jeden Wirfschaftskrieg und im besonderen, 
nach erfolgter „Wiedergutmachung“, auch für die Wieder- 
aufnahme der Beziehungen zu Deutschland erklärt hat, dürfte, 
so weit die Sozialisten dabei in Frage kommen, eine baldige 
Versöhnung beider Länder nicht ausgeschlossen sein. 

Jedenfalls bildet das Kapitel „Belgien: kein Ruhmesblatt 
in der deutschen Kriegsgeschichte. Ein mit der Zeit immer 
stärker hervortretendes, verhängnisvolles Versagen jeder 
höheren Führung, eine unwissenschaftliche, daher auch 
unsachliche und planlose, letzten Endes vom Wechsel der 
Ereignisse und vom Guftdünken einzelner Persönlichkeiten 
bestimmte, Gefühlspolitik haf uns auch hier ins Unglück 
gestürzt. Ulm so mehr können wir von den Belgiern lernen, 
wie ein einheitlich und zielbewußt geleitetes, in den Künsten 
der politischen Taktik geschultes Volk, sei es auch fern 
von seiner Regierung, die schwerste Krise zu überdauern 
vermag. Zeigt uns endlich nicht auch des kleinen Landes 
Geschichte, wie selbst aus tiefster Erniedrigung noch ein 
glänzender Aufstieg möglich ist, wenn sich Freiheitssinn 
und Arbeitsliebe verbünden?’) 

Charles de Coster hat uns in seinem „Ulenspiegel“ 
Flanderns Niedergang geschildert. Nach langer Irrfahrt läßt 
er den Helden seines Romanes zu Nele, der Herzallerliebsten, 
wiederkehren. Doch scheint es, als sollten sich beide nicht 
lang des gemeinsamen Glückes erfreuen dürfen. Als Schein- 
toter wird Ulenspiegel in die Grube gesenkt. Schon haben 
ihn die Schollen bedeckt, schon werden die Sterbegebete 
gesprochen, als er mutwillig zu neuem Leben erwacht, die 
über ihn aufgeschichtete Erde von sich schüttelt. „Est-ce 
qu’on enterre Ulenspiegel, l’esprit, Nele, le coeur de la mere 
Flandres? Elle aussi peut dormir, mais mourir, non!“, läßt 
der Dichter den Wiedererstandenen ausrufen. 
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Hat nicht auch Deutschland in diesem Zeitalter Wilhelm II., 
das für viele eine Ära des Glanzes und der Größe schien, 
im todesähnlichen Schlafe gelegen? Über dem Buhlen um 
Macht und der Jagd nach Gewinn sind sein Geist und sein 
Herz oft zu kurz gekommen. Jetzt erst, im Augenblicke 
des Begrabenwerdens, scheint es zum Leben zurückzukehren. 
Mögen wir uns darin nicht täuschen! Denn, in der Tat, nur 
von einer geistig-sittlichen Wiedergeburt unseres Volkes 
können wir seine politisch-wirtschaftliche Erneuerung erhoffen. 
Erkennen wir dies und handeln wir danach, so dürfen auch 
wir uns getröstet sagen: „Deutschland, unserer aller ‘Mutter, 
kann wohl schlafen; sterben, nie!“ | 


Anmerkungen. 


1. Vortrag, gehalten am 21. Mai 1919. 


2. Diese kulturelle Rückständigkeit des flämischen Volkes ist für 
seine untergeordnete Stellung im belgischen Staate von entscheidender 
Bedeutung gewesen. Konnte doch einer der ihren, Claudius Severus, 
in „Vlaanderens Weezang“ ernstlich behaupten, daß es den Rekord in 
Unwissenheit und Unbildung, in Trunksucht, in den niedrigsten Löhnen, 
in Kinder- und Frauenarbeit, in Verbrechertum und Sittenlosigkeit schlage, 
und so auf dem besten Wege sei, „eine Art Viehstand zu werden, woraus 
Herden europäischer Kulis angeworben werden“. Schon die Analphabeten- 
statistik redet eine deutliche Sprache. So konnten nach der Volks- 
zählung vom öl. Dezember 1910 von tausend Einwohnern im Alter von 
21 Jahren und darüber weder lesen noch schreiben in ganz Belgien 149; 
in den flandrischen Provinzen: Ostflandern 212, Westflandern 192, 
Brabant 126, Antwerpen 125, Limburg 120; in den wallonischen Provinzen: 
Hennegau 192, Lüttich 108, Namur 67, Luxemburg 44. Da nun die Höhe 
der Analphabetenziffer des Hennegaues vorzugsweise auf die flämische 
Arbeitereinwanderung zurückzuführen sein dürfte, ist die allgemeinere 
Verbreitung der Volksbildung in Wallonien unverkennbar. 

Daß die Hauptschuld an diesen Verhältnissen der belgische Staat 
und seine klerikalen Machthaber trugen, ist richtig; wenigstens soweit 
die Elementarbildung in Frage kommt. Das Fehlen des Schulzwanges 
bis 1914 und der damit verbundene Mangel an Staats- und Gemeinde- 
schulen lieferten die ärmeren Klassen, denen die besseren Anstalten der 
Kosten wegen verschlossen waren, den geistlichen Schulen aus, die 
schon wegen der vielen Ferientage (186 Schultage gegen 179 Ferientage 
im Jahr) weniger leistungsfähig sind als die öffentlichen und privaten 
Schulen der großen Städte und der wallonischen Provinzen. Wurde 
jedoch schon auf dem Gebiete des Elementarschulwesens von den 
Wallonen und den wallonischen Gemeinden äus sich selbst heraus 
Tüchtigeres und Besseres geleistet als von den Flamen, so gilt das noch 
mehr für das Fachschulwesen und die gewerbliche und kaufmännische 
Fortbildung. Da haben, im ganzen genommen, die Flamen versagt, 
während die Wallonen eine Fülle guter Unterrichtsanstalten geschaffen 
haben, die zwar oft von Staat, Kreis und Gemeinde reichlich unterstützt 
wurden, letten Endes aber doch privater Initiative ihren Ursprung 
verdankten. 
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Demnach kann die systematische Vernachlässigung und Unter- 
drückung durch den belgischen Staat allein den kulturellen Tiefstand 
des Flamenvolkes und das Fehlen wirtschaftlicher Initiative und Rührigkeit 
nicht völlig erklären. Ihr letter Grund dürfte vielmehr in den wahrhaft 
verheerenden Wirkungen liegen, die der unglückliche Ausgang der 
Freiheitskämpfe des sechszehnten Jahrhunderts und im Anschluß daran 
die spanische Reaktion ausgelöst haben. . Die damals erfolgte Ab- 
wanderung von Hunderttausenden der besten Bürger dieses unglücklichen 
Landes hat ihm dann noch den Rest gegeben. (Vgl. hierzu Georg Jahn, 
Bevölkerungsaufbau und Bevölkerungsbewegung in Belgiens Volks- 
wirtschaft, S. 86 ff.) 


3. Damit ist nun keineswegs etwa gesagt, daß Belgien ein blüten- 
weißer ‚Unschuldsengel, und Herr von Bethmann glücklich mit seiner 
berühmten Äußerung über den deutschen Einmarsch in Belgien gewesen 
sei. Eine harmlose Gelehrtennatur, die die Tribüne des Parlamentes 
mit der Lehrkanzel einer Universität verwechselte, hat er schon dadurch 
schlagend bewiesen, daß er unfähig war, die auswärtige Politik eines 
Großstaates zu leiten. 

Wie man sich in belgischen Kreisen die Begründung einer Ver- 
legung der belgischen Neutralität durch einen ihrer Garanten dachte, 
geht aus einer Rede hervor, die Leon Hennebicq am 10. November 1912 
vor dem belgischen Flottenverein, der „Ligue maritime belge“, gehalten 
hat. „En effet“, heißt es da, „de nombreuses indiscretions permettent 
d’affirmer, — peut-ätre notre gouvernement le sait-il? — que le premier 
act belliqueux, Equivalant a une declaration de guerre, pourrait bien 
ätre accompli par nos voisins les Anglais, occupant les bouches de 
’Escaut pour y debarquer une armee Si ce fait se produit, nous 
'sommes perdus. L’armee anglaise atterrira sans resistance, puisque nos 
cötes ne sont pas defendues. Et comme elle declarera qu’elle vient 
anticipativement ä notre secours, l’Allemagne, de son cöte, fera de 
möme. Entre leurs deux protestations d’amitie, laquelle choisir? 
Quoiqu’ il en soit, les deux larrons se batiront chez nous“ (Revue de 
la Ligue maritime belge, Nr. 221 vom 15. November 1912, p. 8). Nicht als 
Verleter, sondern als Garanten der belgischen Neutralität, glaubte man 
also damals in Belgien, würden Engländer und Deutsche einmarschieren. 
Herr von Bethmann hätte danach die schönste Gelegenheit gehabt, jenen 
militärischen Akt auch politisch zu: rechtfertigen. 

Nachdem das böse Wort jedoch gefallen war, hätte man dabei 
bleiben sollen. Das einmal ausgesprochene Schuldbekenntnis wurde für 
niemandem dadurch aus der Welt geschafft, daß man den verletten 
Teil, mit Recht oder Unrecht, einer ähnlichen Schuld in einem früheren 
Stadium der Entwicklung bezichtigte. Wie es damit tatsächlich stand, 
ist von Oberst Schwertfeger in einer amtlichen Denkschrift „Der belgische 
Generalstabschef Ducarne und die Conventions anglo-belges“, neuer- 
dings ausführlicher in seiner Schrift „Der geistige Kampf um die Verlesung' 
der belgischen Neutralität“, aktenmäßig dargestellt worden. Es wlrde 
zu weit führen, an dieser Stelle genauer darauf einzugehen. Jedenfalls 
liegen die Dinge komplizierter, als man annimmt. Handelte es sich 
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doch bei den Conventions anglo-beiges um einen Akt „politischen 
Freischärlertumes“ der belgischen Militärgewalten. Freilich wurde da- 
durch, wie der Verfasser mit Recht bemerkt, die politische Tragweite der 
Abmachungen in keiner Weise verringert. Die belgische Regierung hatte 
deren Ergebnisse hingenommen, dadurch England einseitig begünstigt 
und das völkerrechtliche Verschulden ihres Generalstabschefs zu dem 
ihrigen gemacht. | 

Mit großer Präzision wird die politische Sachlage durch Bernhard 
Shaw folgendermaßen charakterisiert: „Da vorauszusehen war, daß ein 
deutscher Vormarsch aus zwingenden strategischen Gründen den Weg 
durch Belgien nehmen müßte, machte man die Belgier darauf aufmerk- 
sam, daß man von ihnen Widerstand erwarte, und versprach, daß Eng- 
land ihnen zum Durchhalten verhelfen werde. Belgien, zwischen zwei 
gewaltigen Gegnern hilflos eingekeilt, konnte nichts tun, als sich genaue 
Einzelheiten über den Beistand erbitten, der ihm gewährt werden sollte. 
Diese Einzelheiten (Zahl der Landungstruppen, Dauer der Ausschiffung) 
wurden festgesetit. Die Belgier äußerten schließlich die Hoffnung, daß 
das fremde Militär nicht ungeladen in ihr Land kommen werde. Man 
bedeutete ihnen dem Sinne nach, daß England das belgische Territorium 
im Falle eines deutschen Einbruches mit oder ohne den Willen Belgiens 
verteidigen werde. Daraufhin ergaben sich die Belgier in ihr Schicksal.“ 
(Winke zur Friedenskonferenz, Berlin 1919, S. 11). So und nicht anders 
lagen die Dinge. Weder die Engländer, noch die Deutschen, noch end- 
lich die Belgier konnten vernünftiger Weise anders handeln, als sie 
gehandelt haben. Mit ungeheurer Wucht sette sich die Macht der Ver- 
hältnisse durch, die von andern Menschen zu andern Zeiten geschaffen 
worden waren. Nur von einer „tragischen“ Schuld, wenn man so will, 
ist hier zu reden. i 


4. Wenn irgendwo, so hat sich während des Krieges in Belgien 
- die Unzulänglichkeit des in der Revolution zusammengebrochenen Systems 
gezeigt. Der Militarismus in allen seinen Spielarten feierte wahre Orgien. 
Nur, wer das Ohr des Generalgouverneurs besaß, hatte etwas zu sagen; 
und die es besaßen, waren nicht selten aus rein persönlichen Gründen 
zu dieser Ehre gelangt. Ganz besonders verhängnisvoll aber war es, 
daß schon im Frühjahr 1915 die Einheitlichkeit der Herrn von Sandt 
unterstellten „Zivilverwaltung“ durch das Ausschalten einer selbständigen . 
Politischen und einer Bank-Abteilung: in die Brüche ging. Während nun 
die letztere, als in sich geschlossenes Fachressort, ihre eigenen Wege 
verfolgte, entwickelte sich zwischen der Politischen Abteilung und der 
alten Zivilverwaltung ein Bruderkampf um die Macht, der schließlich in 
der Flamenfrage zur Krise führte und mit Herrn von Sandts Sturze endete. 

Der Tragödie folgte das Satyrspiel auf dem Fuße. Denn die fortan 
- in eine selbständige wallonische und eine flämische Abteilung gespaliene 
Zivilverwaltung rächte sich jest auf ihre Weise. Hatte man Herrn von 
Sandt mangelnde Initiative zum Vorwurf gemacht, so ließen es die neuen 
„Verwaltungschefs* an dieser wenigstens nicht fehlen. Stück für Stück 
rissen sie alle jene Kompetenzen an sich, welche die Politische Abteilung, 
als geistige Zentrale der Flamenpolitik, unter langwierigen Kämpfen 


mühselig auf sich vereinigt hatte. Selbst die Leitung der Presse ging 
ihr verloren. Und sie wäre wohl schließlich an allgemeiner Schwäche 
zugrunde gegangen, hätte ihr nicht, zugleich mit den anderen Verwaltungs- 
stellen, der allgemeine Zusammenbruch ein Ende bereitet. 

Es wäre ungerecht, zu verschweigen, daß einzelne Ressorts ganz 
Vortreffliches geleistet haben. Das gilt in erster Linie von denen, die 
rein fachliche Aufgaben zu lösen hatten. In der Bank-Abteilung wehte 
sogar ein wissenschaftlicher Geist. Namentlich auch die völlig außerhalb 
der Verwaltung des besetten Gebietes stehende, dem Reichskolonialamt 
unmittelbar untergeordnete Kolonial-Abteilung scheint — leider umsonst — 
gründliche Arbeit geleistet zu haben. Dagegen ist das später im Auf- 
trage der Abteilung für Handel und Gewerbe herausgegebene Werk 
„Die Hauptindustrieen Belgiens“ wohl auf ihrem Boden erwachsen, nicht 
aber aus ihrem Geiste geboren. Unter ihrem Spitnamen, als Abteilung 
gegen Handel und Gewerbe, wird sie noch lange in der Erinnerung 
derer fortleben, die sie in ihren Werken gekannt haben, nicht zum 
mindesten auch in der Erinnerung der Belgier. 

Jedenfalls machte sich in allen, mit der praktischen Lösung spezifisch 
politischer Aufgaben betrauten Verwaltungsstellen ein bedauerlicher 
Dilettantismus bemerkbar. Jahrelang wurde die systematische Aus- 
beutung der belgischen Archive, einer wichtigen Informationsquelle, die 
übrigens durch das gedankenlose Wüten der Militärgewalten zunächst 
völlig verschüttet war, arglos vernachlässigt, weil man die „Theorie“ 
souverän verachten zu dürfen, die „Praxis“ naiv aus den Ärmeln 
schütteln zu können glaubte. Weder kritisch aufgeklärt, noch gar eines 
Besseren belehrt wollte man sein, sondern nur in seiner vorgefaßten 
Meinung weiter bestärkt. 

Auch, daß man die Leitung der wichtigen Pressezentrale einem — 
Bildhauer übertrug, der, hierin von einem — Dichter unterstüßt, nebenbei. 
die Geschicke der Flamen lenkte, ist charakteristisch. Ein Ägyptologe 
und ein Mathematiker „flamisierten“ die Universität Gent. Kurz und gut, 
jeder hielt sich für fähig, alles zu leisten. Und wer etwa seine Stimme 
gegen dieses System erhob, wer sich im allgemeinen Taumel kindlicher. 
Siegesgewißheit seine Skepsis bewahrte, oder es gar wagte, seinen 
Bedenken Ausdruck zu geben, der verfiel dem Boykott. 


5. War auch die gewaltsame Verflamschung der Universität Gent 
ein ziemlich gewagter Akt, — sie konnte erst nach der Deportation Henri 
Pirenne’s, eines der ersten, noch dazu deutschfreundlichen, Gelehrten 
- des Landes, praktisch durchgeführt werden, — so mochte man zu ihrer 
Begründung noch allenfalls von einer „Wiedergutmachung“ früher 
begangenen Unrechtes reden. Damit aber war die äußerste Grenze 
erreicht. Alles weitere war die bare Willkür und konnte nur dazu dienen, 
immer neues Wasser auf die Mühlen derjenigen zu leiten, die in dem 
deutschen Einmarsch eine vorbedachte Handlung und in der deutschen 
Flamenpolitik ein abgekartetes Spiel zur Verwirklichung des Programmes 
der Alldeutschen erblickten. 

Daß der mit größter Erbitterung ausgefochtene, natürlich aber erfolg- 
lose, Kampf um die Durchführung der erlassenen Sprachenverordnungen, 
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besonders der berüchtigten Verordnung vom 25. Februar 1916, betreffend 
die Unterrichtssprache in den Gemeindeschulen, übernommenen und 
übernehmbaren Schulen von Groß-Brüssel, nicht wenig auch zur Ent- 
zweiung der Deutschen diente, war eine absonderliche Erscheinung, die 
des humoristischen Beigeschmackes nicht entbehrte. Ja, es kam dazu, 
daß der Flame den Deufschen im besetten Gebiete bei dem Deutschen 
mangelnder Flamenfreundlichkeit zu bezichtigen wagte. So weit hatten 
wir es mit unserer Politik auf feindliichem Boden glücklich gebracht! 


6. Eine kurze Skizze über das „Comite National“ findet sich im 
Oktoberheft des „Belfried“, Jahrgang 1916.17, S. 185 fl. Es wäre dringend 
zu wünschen, daß diese interessante Kriegsschöpfung eine gründliche 
wissenschaftliche Darstellung erführe. Doch könnte dies wohl nur von 
belgischer Seite geschehen. | 

Der äußere Anstoß zur Begründung der „Commission for Relief 
in Belgium“ ging von Deutschland aus. Da das im Lande erzeugte 
Brotgetreide kaum den vierten Teil des Bedarfes deckte, die Einfuhr 
von Lebensmitteln, in erster Linie Weizen, Roggen, Mais, Reis und Fett, 
sich vor dem Kriege alljährlich auf etwa drei Millionen Tonnen im Werte 
von 600 Millionen Mark bezifferte, so drohte nach Verhängung der 
Blockade die Lage der belgischen Zivilbevölkerung in kurzer Zeit äußerst 
kritisch zu werden. Im Einverständnis mit England übernahm eine 
neutrale, in der Hauptsache aus amerikanischen Staatsangehörigen 
bestehende, Kommission die Nahrungsmittelzufuhr, während die Ver- 
teilung im Lande selbst, unter ihrer Kontrolle, dem belgischen Comite 
National und seinen nach Tausenden zählenden Subkomitees überlassen 
wurde. | 

Hier interessiert nun vor allem die Tatsache, daß dieses Comite 
National sehr bald seine Tätigkeit weit über den Bereich der Zuführung 
und Verteilung überseeischer Nahrungsmittel hinaus erstreckte. Nicht 
nur die Errichtung von Suppenküchen und öffentlichen Speiseanstalten, 
die Versorgung Unbemittelter mit Kleidungsstücken, Kohlen und anderen 
unentbehrlichen Gebrauchsgegenständen, auch die Arbeitslosenfürsorge, 
die Unterstützung der Angehörigen von im Felde stehenden Kriegern, 
den Wiederaufbau der zerstörten Häuser, die Hilfeleistung für Kriegs- 
invaliden, Kriegswaisen und Kriegsgefangene, die Kinderfürsorge und 
den Mutterschu& nahm es in seine Hand. Ja, es ist schwer zu sagen, 
worum diese allgütige und allwissende Macht sich schließlich nicht auch 
noch bekümmert hätte. 

Um nun aber diese tausendfältigen Bedürfnisse wirklich befriedigen 
zu können, hatte das Comite National nicht nur den größten Teil der in 
Belgien bereits vor dem Kriege zahlreich vorhandenen wohltätigen und 
beruflichen Vereinigungen unter seine Obhut gebracht, sondern zur Be- 
hebung jeglicher durch den Krieg entstandenen Nöte auch allerhand neue 
Sonderorganisationen geschaffen, die, jeweilen von einem der Zentrale 
angegliederten Ausschusse geleitet, sich ihrerseits der Gemeindeaus- 
schüsse als ausführender Organe bedienten. Man kann sich hiernach 
vorstellen, welche unbegrenzte Gewalt in seinen Händen vereinigt war. 
Eine Machtfülle, die es befähigte, auf der ganzen Front den Kampf :mit 
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der deutschen Verwaltung aufzunehmen. Leider hat diese die Tragweite. 
jener politischen Schöpfung zu spät erkannt. Viel zu spät jedenfalls, 
um die mittlerweile ins Riesenhafte ausgewachsene Organisation auf 
das unserem Interesse dienliche Maß zurtckbilden zu können. 


7. Grundlegend für das Studium Belgiens ist Henri Pirenne’s auch 
in deutscher Sprache erschienene vierbändige Geschichte Belgiens, welche 
die Entwicklung allerdings nur bis zum Westfälischen Frieden führt. 
Für die Zeit von da ab bis zum Ende der dreißiger Jahre des 19. Jahr- 
hunderts orientiert am besten M. N. Briavoinne’s zweibändiges Werk 
„De l’Industrie en Belgique, Causes de Decadence et de Prosperite, sa 
Situation actuelle,* Bruxelles 1839, und im Anschluß daran Jan St. Lewinski’s 
Buch „L’Evolution industrielle de la Belgique,“ Bruxelles et Leipzig 1911. 
Eine zusammenfassende Darstellung der belgischen Volkswirtschaft vor 
dem Kriege gibt, auf geschichtlicher Grundlage, das von Hans Gehrig 
und mir selbsi während des Krieges herausgegebene Sammelwerk 
„Belgiens Volkswirtschaft“, Leipzig und Berlin, 1918, das auch die 
politischen Verhältnisse berücksichtigt. Hier findet sich auf Seite 522fl. 
auch ein Verzeichnis der wichtigsten monographischen Literatur. Über 
die neueste industrielle Entwicklung orientiert erschöpfend das unter 
meiner Leitung, im Auftrage der Abteilung für Handel und Gewerbe, von 
Dr. Georg Jahn herausgegebene Werk „Die Hauptindustrieen Belgiens,“ 
München 1918/19, von dem jedoch nur Teil Il, Bergbau und Hüttenwesen, 

‚Teil Il, Industrien der Metallverarbeitung, und Teil IV, die Textilindustrie, 

erschienen sind. Es konnte leider nicht mehr zu Ende geführt werden. 
Zur Frage der Verleskung der belgischen Neutralität vergleiche man 
Bernhard Schwertfeger, „Der geistige Kampf um die Verletung der 
belgischen Neutralität“, Berlin 1919. Allerlei wertvolles Material, auch 
über die Entwicklung während des Krieges, enthält endlich die vom 
Inselverlag zu Leipzig herausgegebene Monatsschrift „Der Belfried“, 
die seit Juli 1916 in zwei Jahrgängen erschienen ist; endlich die von 
der Pressezentrale in Brüssel für den Dienstgebrauch veranstaltete 
Sammlung „Auszüge aus der Tagespresse Belgiens“. 
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Seit dem „Königsgeses“ von 1665 war der dänische 
König unumschränkter Herrscher gewesen. Erst in den 
dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts wurde unter dem Ein- 
fluß der liberalen Ideen und der Pariser Julirevolutfion aus 
dem Volk heraus der Anspruch auf Teilnahme an der 
Regierung erhoben und erfolgte eine Änderung der be- 
stehenden staatsrechtlichen Ordnung in der Weise, daß der 
König beratende Provinzialstände bewilligte.e Aber damit 
war die Bewegung nicht beschwichtigt, sie steckte sich weitere 
Ziele, sie forderte eine konstitutionelle Verfassung für das 
Land. Sie verquickte sich mit der. Frage der Einverleibung 
Schleswigs in das Königreich, die von der sogenannten 
eiderdänischen Partei mit wachsender Leidenschaftlichkeit 
vertreten wurde. Ein drohender Demonstrationszug vor das 
Schloß in Kopenhagen, unter dem Einfluß der Pariser 
Februarrevolufion, zwang dem König im März 1848 die 
Zusage der gewünschten Verfassung ab. Auf sehr liberalen 
Grundlagen kam diese nach Verhandlungen zwischen der 
Regierung und einer zu dem Zweck gewählten Reichs- 
versammlung zustande und wurde am 5. Juni 1849 vom | 
König unterzeichnet. Dänemark war damit aus einer absoluten 
Monarchie ein konstitutioneller Staat geworden. In allen 
Gesetgebungsangelegenheiten sowie in der Finanzverwaltung 
des Staates war die Krone in Zukunft an die Zustimmung 
des Reichstages gebunden, der aus zwei Kammern, dem 
Landsting und dem Volksting, bestand. 

‚Die Folgezeit brachte das Experiment mit dem Gesamt- 
staatssystem und seinen Fehlschlag, dann das Zurückgreifen 
auf das Eiderstaatssystem, die Nichtbeachtung und Verletung 
der gegenüber den beiden deutschen Großmächten nach 1850 
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eingegangenen Verpflichtungen und schließlich den Krieg 1864. 
Die Juristen, Theologen und Dichter, die Führer der National- 
liberalen, des Eiderdänentums führten das Land ins Unglück. 
Als Folge der Niederlage und des Verlustes von Holstein, 
Lauenburg und besonders Schleswig bemächtigte sich eine 
tiefe Niedergeschlagenheit des Volkes, dessen ganze seelische 
Energien während der verflossenen 1!/, Jahrzehnte durch 
die dauernde Aufpeitschung der Leidenschaften übermäßig 
angespannt worden waren. Diesen Rückschlag benußtten die 
konservativen Kreise, die Großgrundbesiter und ihr Anhang, 
um eine Revision der Verfassung von 1849 herbeizuführen. 
Sie erfolgte durch das Grundgeset vom 28. Juli 1866, das 
fortan die geltende Verfassung Dänemarks war. Die Ver- 
änderungen betrafen vor allem die erste Kammer, das 
Landsting. Während für das Volksting das weitgehende 
demokratische Wahlrecht ohne Zensus beibehalten wurde, 
die Anzahl seiner Mitglieder in einem gewissen Verhältnis 
zur Größe der Bevölkerung normiert wurde — die Zahl der 
Wahlbezirke und damit die auf drei Jahre zu wählende 
Mitgliederzahl des Volkstings wurde 1867 auf 102 festgeseßt, 
1894 dann auf 114 erhöht —, wurde die Anzahl der Mitglieder 
des Landstings unveränderlich auf 66 festgesett, von denen 
die Krone nunmehr zwölf auf Lebenszeit ernannte, während 
die andern nach einem ziemlich verwickelten, aber für die 
Besitenden, d.h. die Höchstbesteuerten auf dem Lande und 
in den Städten, vorteilhaften Zensuswahlrecht gewählt wurden 
und zur Hälfte alle vier Jahre ausscheiden sollten. Diese 
Regelung gab dem konservativen Element ein Übergewicht 
und zugleich dem platten Lande ein solches über die Städte; 
die großen Grundbesiter, die etwa 1!/, der gesamten land- 
wirtschaftlichen Fläche Dänemarks besaßen, beherrschten als 
direkte Wähler allein 19 Pläße des Landstings. Zugleich 
aber wurde die Verfassung von 1849 in der Richtung um- 
gewandelt, daß der Schwerpunkt der parlamentarischen 
Verhandlungen in diese Privilegiertenkammer verlegt wurde. 
Gegen den Willen des Landstings, das als besonderer Hort 
der konservativen Interessen gegen die demokratische 


=, 85 


Strömung gedacht war, konnte keine Vorlage Geseteskraft 
erlangen. :So wurde der starken Demokratisierung, die die 
Verfassung von 1849 gebracht hatte, ein Riegel vor- 
geschoben. 


1. Bis zur Einführung des Parlamentarismus 1901 i 


Das Leitmotiv, das sich durch die nach außen gewandten 
politischen Empfindungen des dänischen Volkes seit 1864 
hindurchgezogen hat, ist Nordschleswig und die dort wohnende, 
an Preußen abgetretene dänische Bevölkerung gewesen. 
Hiernach hat es sich mit seinen Zu- und Abneigungen seit- 
dem orientiert. Jede Macht, die Preußen und dann Deutsch- 
land unfreundlich gesonnen war, betrachtete es als seinen 
Freund und möglichen Helfer. Denn Rückgewinnung Nord- 
schleswigs, das war das Ziel seiner außenpolitfischen Wünsche 
und Hoffnungen. Die Pflege des Wiedervereinigungsgedankens 
einte das dänische Volk und das nordschleswigsche Dänen- 
tum immer fester in gemeinsamer Arbeit und Anregung. 
Zur Erhaltung und Stärkung des dänischen Nationalgefühls 
in Nordschleswig bedurfte es der fortdauernden aktiven 
Teilnahme des dänischen Volkes. Der Widerstand der nord- , 
schleswigschen Irredenta gegen das Deutschtum aber hat 
nafionalpolitisch für Dänemark noch eine andere Bedeutung 
gewonnen. Denn je machtvoller sich nach 1871 das Deutsche 
Reich entwickelte, um so notwendiger erschien es, die 
dänischen Gesinnungen in Nordschleswig zu stärken. 
Dänemark befürchtete eine friedlich, aber unwiderstehlich 
nach Norden sich weiterwälzende deutsche Invasion; da 
sollte ein festgeschlossenes und wohlorganisiertes dänisches 
Gemeinwesen in Nordschleswig das vorgeschobene Bollwerk 
sein, das die deutsche Flut zurückstaute. 

Auf Seifen der dänischen Nordschleswiger andererseits, 
die sich nach einer Zeit der Entmutigung seit den siebziger 
Jahren wieder lebhafter mit dem nationalen Gedanken durch- 
drangen, war es nötig, die Wunde der Trennung auch in 
Dänemark dauernd offen zu halten. Ein freundnachbarliches 


— 6 — 


Verhältnis zwischen Dänemark und Deutschland, das Däne- 
marks Interesse an Nordschleswig hätte erkalten lassen, 
durften sie ebensowenig dulden, wie ein solches zwischen 
. Dänen und Deutschen in Nordschleswig selbst. Die öffentliche 
Meinung Dänemarks ist von Nordschleswig organisiert und 
beständig und systematisch bearbeitet worden. Einrichtungen 
sind zu diesem Zweck in Dänemark geschaffen, bezw. dem 
Nationalitätenkampf dienstbar gemacht worden: neben der 
Presse vor allem drei, die südjütischen Vereine, die Volks- 
hochschulen, die Freigemeinden. 

Man hatte in Dänemark wie in Nordschleswig seine 
Hoffnungen zunächst auf den Artikel V des Prager Friedens 
von 1866 geseßt, in dem Preußen sich gegenüber Österreich 
zur gelegentlichen Vornahme einer Abstimmung in Nord- 
schleswig, ob die Bevölkerung wieder mit Dänemark vereinigt 
werden wolle, bereit erklärt hatte. Nachdem aber 1878 durch 
Vertrag zwischen beiden Mächten dieser Artikel aufgehoben 
worden war, mußte das offizielle Dänemark zwar zugeben, 
daß er dem Dänentum in Nordschleswig keine Rechte mehr 
gewährleiste, aber das dänische Volk und die dänischen 
Nordschleswiger dachten anders. Jett wurde der Kampf um 
das Land auf andere Grundlagen verlegt. In den achtziger 
Jahren gründeten ausgewanderte Nordschleswiger in Dänemark 
Vereine, um die Ausgewanderten zu unterstüßen und das 
dänische Volk für die Sache seiner Brüder in Nordschleswig 
lebhafter zu interessieren. Die Bewegung dieser Vereins- 
gründungen wuchs rasch. Heute überspannt ein dichtes Neb 
von etwa 60 derartigen Vereinen, die einen festgeschlossenen 
Verband bilden, ganz Dänemark. Ihnen anzugehören wurde 
zu einer Art nationaler Pflicht. Sie wurden gewissermaßen 
die organisierte Öffentliche Meinung Dänemarks in bezug auf 
Nordschleswig, die neue Form des Eiderdänentums. Durch 
Wort und Schrift und Geld dienten sie den nationalen 
Bestrebungen in Nordschleswig. Auch die Aufklärung des 
außerdeufschen Auslandes über die Verhältnisse in Nord- 
schleswig nahmen sie durch Wort und Schrift in die Hand. 
Sie wurden die Zentren der antideutschen Agitation in 
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Dänemark und nach dem Auslande hinüber. Das sind die 
sogenannten südjütischen Vereine Dänemarks, so genannt 
nach der dänischen Bezeichnung für Schleswig: Südjütland. 
Jede dänische Regierung stand später unter dem Einfluß der 
durch diese Vereine national erregten Volksstimmung. Auch 
die beiden Agitationsvereine in Kopenhagen, „zwei Löwen“, 
so genannt nach dem Wappen Schleswigs, und der Studenten- 
verein, zogen am selben Strange. Und selbst die dänischen 
Kinderseelen begann man einzufangen und zu bearbeiten, 
indem 1909 ein südjüfischer Verein der dänischen Jugend in 
Kopenhagen gegründet wurde, dem schon die kleinsten 
Kinder beitreten konnten und dessen Mitglieder von 15 Jahren 
ab Stimmrecht hatten. 

Der schulentlassenen nordschleswigschen Jugend aber 
öffnete Dänemark seine Volkshochschulen. Sie wurden das 
Haupfmittel, um eine nationale Gefährdung derselben zu 
entkräften. Der Lehrbetrieb mit seiner starken patriotischen, 
chauvinisfischen Note, die sich durch alle Veranstaltungen 
hindurchzieht, war dazu aufs Beste geeignet. Dort wurden 
die jungen Nordschleswiger zu guten Dänen gemacht. Dort 
schöpften sie die Kraft zum Kampf gegen Preußen und das 
Deutschtum. Die dänischen Volkshochschulen wirkten also 
in hervorragendem Maße als Kampfinstitute gegen die Ver- 
deutschung des nordschleswigschen Dänentums und pflegten _ 
in ihn den Wiedervereinigungsgedanken ganz besonders 
intensiv. Ihr Aufschwung und ihre Ausbreitung begannen 
nach 1864, wenn auch die Anfänge der Bewegung zwei 
Jahrzehnte älter sind. Sie liegen in besonders starkem und 
dichtem Gürtel längs der Südgrenze Jütlands. Seit dem 
Ausgang der achtziger Jahre, seit dem preußischen Sprach- 
reskript von 1888 wurden sie in wachsender Zahl von den 
Generationen der jungen Nordschleswiger aufgesucht und 
sandten diese ganz überwiegend als fanafisierte Deutschen- 
hasser wieder in ihre Heimat zurück. 

Auch die dänische Kirche trat in den Dienst dieser 
anfideutschen Propaganda, zuerst und vor allem das Frei- 
gemeinde-Kirchentum grundtvigianischer Herkunft. Eifrig 


schürt auch die sogenannte dänische Grenzmission in grundt- 
vigianischem Geist, der eine Verquickung des religiösen und 
christlichen Moments mit dem nationalen und politischen ist, 
in dem das lettere die Führung hat, — die spezifisch dänische 
Spielart des Christentums, die auf der Grundlage eines 
starken Nationalkultus steht, — dänisches Empfinden in 
ihren nordschleswigschen Besuchern - jenseits der Grenze. 
Auch die in Dänemark bestehende Vereinigung für die 
südjütische Kirchensache unterstüsßt die nationalkirchliche 
Propaganda, indem sie junge Nordschleswiger ausbildet, 
damit sie in ihrer Heimat einmal kirchliche Wortführer in 
dänischem Geiste werden können. 

So ist es alles in allem nach 1866 allmählich gekommen, | 
daß das dänische Volk das politische Verhältnis Dänemarks 
zu Deutschland, ja sein eigenes Verhältnis zur ganzen 
Welt so gut wie ausschließlich durch das Medium Nord- 
schleswigs bis heufe gesehen hat. Und das offizielle 
Dänemark hat stets unter dieser stillen Tyrannei gestanden 
und dadurch oft schwere Stunden gehabt. 

Welcher Kurs ist in der innerpolitischen Entwicklung 
Dänemarks vom Erlaß der Verfassung 1866 bis zu den 
wichtigen Vorgängen von 1%1 gesteuert worden? Es 
handelt. sich, kurz gesagt, um den Kampf zwischen den 
Konservativen und den Demokraten um die Herrschaft, und 
in diesem wechselten die Gruppierungen unter den Parteien 
bald. Als 1870 sich die Nationalliberalen und die konser- 
vafiven Großgrundbesiter zur Partei der Rechten zusammen- 
taten, schlossen sich auch die verschiedenen demokratischen 
Gruppen einschließlich der Bauern zur vereinigten Linken 
zusammen. Ihr Ziel war, das Volksting, die zweite Kammer, 
zum maßgebenden Faktor im politischen Leben des Landes 
zu machen, den Parlamentarismus zu erkämpfen, die Selbst- 
regierung des Volkes. 

In diesem erbitterten Ringen ist das politische Interesse 
in allen Schichten des Volkes, wo nicht erst geweckt, so 
doch stark gesteigert worden, ganz besonders im Bauern- 
stand, der schon durch die Vorgänge der dreißiger bis 
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sechziger Jahre aus der alten politischen Gleichgültigkeit 
zum ersten Male aufgerüttelt' worden war. Und da wurde 
nun recht eigentlich die Volkshochschule, obwohl sie an sich 
jeder Politik fernstand, die geistige Rüstkammer für den 
Kampf des Bauerntums. Indem sie aber deswegen von den 
Großgrundbesitern, Geistlichen, Beamten, überhaupt den 
höhern Schichten angefeindet wurde, ward sie um so mehr 
die Schule der mittleren und unteren Schichten der Land- 
bevölkerung. Das Bauerntum stellte sich politisch auf sich. 
Und damit gingen auf wirtschaftlichem Gebiet folgenreiche 
Veränderungen Hand in Hand. Eine Demokratisierung des 
landwirtschaftlichen Vereinswesens vollzog sich und ein 
frischer Geist kam in seine Entwicklung. Das landwirtschaft- 
liche Genossenschaftswesen ward organisiert und nahm seine 
von aller Welt bewunderte Entfaltung. Der landwirtschaftliche 
Betrieb in allen seinen Zweigen ward auf eine Höhe gebracht, 
daß der Großbetrieb bis in die jüngste Zeit dahinter zurück- 
geblieben ist. Auch da waren die Wirkungen der Volks- 
hochschule greifbar deutlich. Denn die allgemeine Bildung, 
die der Bauernstand genöfigt war, sich anzueignen, wenn 
er politisch auf eignen Füßen stehen wollte, mußte er so 
gut wie ganz auf der Volkshochschule suchen. Diese größte 
einheitliche Schicht der Bevölkerung ist also durch die 
Volkshochschulen kulturell geweckt, mit Selbstvertrauen und 
Mut zur wirischaftlichen Selbsthilfe erfüllt und dadurch für 
die führende politische Mitarbeit am Staate herangebildet 
worden. Diese hat sich der Bauernstand in diesem Zeitraum 
in harten Kämpfen erstritten. Auch hier also ein Beispiel, 
daß ein großes nationales Unglück ein Volk aufgerüttelt und 
auf die Bahn eines gesunden Fortschrittes gedrängt hat. 
Die einzelnen Phasen dieses oft heftigen und dramatischen 
 Ringens um die Macht im Staat zu verfolgen würde hier zu 
weit führen. Schon 1872 errang die Linke die Mehrheit im 
Volksfing, aber das konservative Ministerium blieb am 
Ruder, stüßte sich auf das Landsting und stellte die Frage 
der Verstärkung der militärischen Kräfte des Landes in den 
Vordergrund; es appellierte also an die machtpolitischen 
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Instinkte im Volk und suchte dadurch die Grundlage seiner 
Stellung zu festigen. Um diesen Punkt hat es in der Folge 
mit dem Volksting gekämpft, ganz besonders heftig unter 
dem streng konservativen und sehr energischen Minister 
Estrup, der von 1875—94 die Geschäfte leitete. Der Konflikt 
mit dem Volksting, namentlich um das Budget, war von 
1885 an ein ständiger, so daß bis 1894 kein ordnungsmäßig 
bewilligtes Budget zustande kam und die Regierung von 
Provisorien lebte, freilich unter Zustimmung des Landstings. 
Begreiflich, daß die Erregung in den demokratischen Kreisen 
immer höher stieg, daß der Kampf zwischen dem Ministerium 
und der bürgerlichen und bäuerlichen Demokratie immer 
größere Heftigkeit annahm. Man dachte an bewaffnete Auf- 
lehnung, versuchte hier und da die Steuern zu verweigern. 
Aber die Regierung zeigte sich entschlossen, ihr militärisches 
Programm, insbesondere die Befestigung Kopenhagens, 
durchzuführen; sie errichtete zur Aufrechterhaltung der Ruhe 
und Ordnung im Lande ein Gendarmeriekorps. Aber 
wichtige Kulturaufgaben wurden in dem langen Streit ver- 
nachlässigt. Auf die Länge jedoch verlor die Protestpolitik 
bei den Wählern an Popularität. Die Linke spaltete sich in 
eine gemäßigte und eine radikale, die Reformpartei der 
Linken. Die Regierung gewann 1892 einen Wahlerfolg und 
triumphierte schließlich, als die gemäßigte Linke sich der 
Rechten näherte, die von der Regierung für die militärischen 
Zwecke geforderten Gelder bewilligte und infolge dieser 
Regierungsmehrheit im Volksting mit 55 gegen 44 Stimmen 
1894 endlich wieder ein ordnungsmäßiges Budget zustande 
kam. Dies konnte um so leichter geschehen, da die 
Befestigung Kopenhagens inzwischen fast vollendet war und 
die erheblichen Ausgaben dafür nunmehr wegfielen. 

Aber nun trat, nach dem Rücktritt Estrups, das tiefste 
Kampfobjekt, die Parlamentarisierung, unmiftelbar in den 
Vordergrund. Schon 1895 hielten sich die Rechte und die 
gemäfßigte Linke einerseits, die Reformpartei der Linken 
andererseits mit je 55 Stimmen die Wage. Die Entscheidung 
lag — zum ersten Mal — bei der nunmehr schon aus acht 
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Mitgliedern bestehenden sozialdemokratischen Partei, dem 
äußersten linken Flügel. Die konservativen Ministerien 
wechselten in der Folge rasch und waren schwächlich. Selbst 
in den konservativen Reihen erhob sich gegen sie eine 
Opposition. Und als im November 1900 der Parteiverband 
der Rechten auseinanderbrach, eine besondere freikonservative 
Partei sich absonderte, die Zahl der regierungsfreundlichen 
Konservativen selbst im Landsfing nur noch eine Sfimme 
betrug, die von der Regierung eingebrachte Steuerreform 
selbst hier scheiterte, da mußfen die Tage des langen 
konservativen Regiments endlich als gezählt gelten. Bei 
den Volkstingswahlen am d. April 1%1 erzielte die Reform- 
partei der Linken im Wahlbündnis mit der sozialdemokratischen 
Partei nicht weniger als 75 Site, das heißt, die absolute 
Mehrheit, die Sozialdemokratie selbst 14, während die 
gemäßigte Linke auf 15, die Rechte gar auf acht zusammen- 
schmolz. 

Damit war das Schicksal der konservativen Partei- 
herrschaft besiegelt. Aber noch mehr. Die Krone erkannte 
die veränderte Lage voll an und berief unter dem Vorsit 
von Professor Deunter, der das Auswärtige übernahm, ein 
ausschließlich aus der bisherigen Opposition im Volksting, 
aus der Reformpartei der Linken zusammengesettes Kabinett. 
Ein Dorfschullehrer saß als Kultusminister, ein Bauer als Land- 
wirtschaftsminister darin. Eine Deputation von 8000 Personen 
aus fast allen Gemeinden des Reiches stattete dem greisen 
König den Dank des Volkes für diesen durchgreifenden 
Wandel ab. Die Demokratie hatte nach jahrzehntelangen 
Kämpfen über die konservative Beamtenhierarchie und die 
kleine Gruppe der Großgrundbesiter endlich den Sieg davon- 
getragen. Darüber hinaus aber bedeutete der Systernwechsel 
praktisch den Sieg des Parlamentarismus. Das Volksting 
wurde als ausschlaggebender Faktor im politischen Leben 
des Landes anerkannt. Und außerdem liegt die Bedeufung des 
Wechsels darin, daß damit der dänische Bauer die politische 
Führung in die Hand bekam. Aber diese Umwandlung wäre 
schwerlich so durchgreifend erfolgt, wenn die Linksreformer 


— 9 — 


in diesem Kampf nicht durch die erstarkende Sozialdemokratie 
nachdrücklich und weitgehend unterstüsßf worden wären. 

Bis zum Ausgang der sechziger Jahre war Dänemark 
von der modernen ökonomischen Bewegung noch wenig 
berührt gewesen. Erst in den siebziger Jahren setfe ein 
industrieller Aufschwung ein. Die Städte begannen schneller 
zu wachsen. Heute umfaßt das eine Kopenhagen den 
fünften Teil der ganzen Bevölkerung des Reiches und sein 
zentralisierender Einfluß ist stärker als selbst der von Paris 
auf Frankreich. Und in und um Kopenhagen hat sich auch 
fast die gesamte moderne Großindustrie Dänemarks entwickelt. 
Auch in der Landwirtschaft, die das ökonomische Rückgrat 
des Landes war und noch ist, begann sich die moderne 
Produktionsweise einzubürgern. Unter dem Druck der 
russischen und überseeischen Konkurrenz ging die dänische 
Landwirtschaft von der Kornerzeugung zu lohnenderen 
Zweigen über, zum Zuckerrübenbau, vor allem jedoch zur 
Viehwirtschaft. Für den landwirtschaftlichen Betrieb in allen 
Richtungen sette sich das genossenschaftliche Prinzip durch. 
Meierei-, Schlachterei-, Eierexportgenossenschaften u. a. m. 
wurden organisiert. Produktiv- und Absabgenossenschaften 
gaben der dänischen Landwirtschaft, dem Bauernstand eine 
neue breite und ertragreiche Grundlage. Aber die starke 
landwirtschaftliche Entwicklung hatte auch die Zunahme eines 
Landproletariats zur Folge, und der Gegensaß zwischen den 
wohlhabenden Bauern und ihren Tagelöhnern wurde stellen- 
weise bald recht scharf. | 

Kaum aber begann der Kapitalismus das ökonomische 
Leben Dänemarks zu ergreifen und umzugestalten, so erhob 
sich seit 1871 auch dort als seine Begleiterscheinung der 
Sozialismus und fand Verbreitung nicht nur unter der 
‚ städtischen Arbeiterbevölkerung, sondern auch unter der 
ländlichen. 

Die Gründe dafür, daß die sozialdemokrafische Partei 
ihre heute so bedeutende Stellung in Dänemark erlangt 
hat, liegen auf verschiedenen Gebieten. Die Verhältnisse 
Dänemarks sind klein, einfach und übersichtlich,. andererseits 
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aber steht das Land doch materiell und geistig mitten in 
dem großen Strom der allgemeinen Entwicklung. Die vor- 
herrschende Demokratie im Lande ist teils eine rein bäuer- 
liche, teils eine städtische Intelligenzpartei und bleibt daher 
doch für den Arbeiter eine Vertreterin des Kapitalismus. 
Eine weitreichende und hochstehende Volksbildung hat auch 
die untersten Schichten durchdrungen und gut geschult. Die 
Sozialdemokratie ist von vornherein nicht anders behandelt 
worden, als andere Staatsbürger. Die dänische Industrie 
arbeitet hauptsächlich für den Inlandsmarkt und ist größten- 
teils, wie auch die industrielle Arbeiterschaft, in der Haupt- 
stadt vereinigt. Und die moderne kapitalistische Entwicklung 
auf dem Lande haft durch die Ausbreitung eines ländlichen 
Proletariats auch dort und damit über das ganze Reich hin 
der Sozialdemokratie Anhänger entstehen lassen. Aus allen 
diesen Gründen ist die dänische Sozialdemokratie in starkem 
Maß hingelenkt, praktisch am Volksleben mitzuarbeiten und 
auf diesem Wege Erfolge und Einfluß zu suchen. 

Unter dem Eindruck der Pariser Kommuneerhebung 
hat ein armer Beamter von französischer Abkunft, der für 
Lasalle und die Internationale schwärmte, 1871 die sozial- 
demokratische Partei in Dänemark ins Leben gerufen. Ihre 
Anfänge waren langsam, Rückschläge und Spaltungen blieben 
nicht aus. Die Verquickung der politischen mit der gewerk- 
schaftlichen Bewegung war von vornherein enge, wer 
Mitglied eines Fachvereins war, war damit ohne weiteres 
auch Mitglied der Partei, von anfang an erhielt dadurch die 
gewerkschaftliche Bewegung auch ein sozialistisches Gepräge. 
Aber diese enge Verbindung wirkte nachteilig auf die Partei, 
als in den späteren siebziger Jahren der wirtschaftliche 
Rückschlag eintrat und zum Zusammenbruch zahlreicher 
Gewerkschaften führte. Daher wurde nun eine Trennung 
und eine Änderung in der Organisation vorgenommen, ohne 
daß dadurch doch die intimen Wechselwirkungen zwischen 
beiden Teilen beeinträchtigt wurden. Vielmehr gingen beide, 
die Gewerkschaften und die sozialdemokrafischen Organi- 
sationen, Mitte der achtziger Jahre ein festes Bündnis 
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miteinander ein, und dies Zusammenwirken blieb in der 
Folge zum größten Nuten für die ganze Arbeiterbewegung 
bestehen. Der sozialdemokratische Verband übernahm die 
politische Organisation der Arbeiterschaft, die Vertrefung 
und Förderung der sozialistischen Ideen, während die 
Gewerkschaften sich nunmehr rein ihrer Aufgabe, der 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen im Rahmen der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung, widmen konnten. Die 
allmähliche Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse gab 
den Gewerkschaften neues Leben. Seit 1886 traten die 
skandinavischen Arbeiterkongresse in die Erscheinung, auf 
denen die Gewerkschaften der drei nordischen Reiche sich 
periodisch zusammenfanden, um Fragen gemeinsamen 
Interesses zu beraten und zu beschließen. Diese Entwicklung 
und dazu die Zunahme sozialistischer Gedanken unter der 
Landarbeiterschaft, deren Organisation bald ebenso eine Seite 
der Parteitätigkeit wurde, wie die Fühlungnahme mit den 
Dienstboten und die Bestrebungen für die Verbesserung 
ihrer Lage, brachte seit den achtziger Jahren endlich die 
sozialistische Bewegung selbst wieder auf die Bahn des 
Fortschrittes. Bei den Volkstingswahlen 1884 errang sie 
zwei Site. Weit um sich griff bald die rein fachliche 
Organisation, teils durch Zusammenschluß aller Fachvereine 
desselben Fachs zu einem Fachverband, teils durch Zu- 
sammenschluß der Fachvereine desselben Plaßes zu vereinigten 
Gewerkschaften. Die Krönung dieser Organisation war 
dann 1898 der Zusammenschluß fast aller Gewerkschaften 
Dänemarks in einer großen Organisation: de samvirkende 
Fagforbund. Kaum in einem Lande Europas hat sich eine 
so straff zentralisierte Gewerkschaftsorganisatfion durchgesebtt, 
wie in Dänemark. 

Natürlich rief dies eine Reaktion hervor, die sich in 
einer Organisation der Unternehmer unter Vorantritt der 
Eisenindustriellen äußerte. Und in der Erkenntnis der 
heraufziehenden Gefahr gingen diese zum Angriff über und 
suchten durch Aussperrungen die Gewerkschaften zu er- 
schüttern. 1885 kam es in der Aussperrung der Schmiede 
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und Maschinenbauer zu einer ersten größeren Kraftprobe. 
Daß dieser Kampf nach viermonatlicher Dauer unentschieden 
abgebrochen werden mußte, hatte zwei großeWirkungen. Einer- 
seits wurde das Selbstgefühl der Gewerkschaften bedeutend 
gehoben und ihre Stellung in der Öffentlichkeit, andererseits 
fanden sich die Unternehmer mit der neuen Tatsache der 
Organisationen ab, suchten sich aber auch ihrerseits weiter 
durch den Ausbau ihrer Organisation zu stärken. Schon der 
Arbeitgeber- und Meisterverein von 1896, eine Vereinigung 
verschiedener Unternehmergruppen, war eine solche Maß- 
regel, aber nur ein Vorläufer des endgültigen allgemeinen Zu- 
sammenschlusses, der 1898 erfolgte. Und schon im folgenden 
Jahre traten sich beide große Gegenorganisafionen in einem 
mächtigen Kampf gegenüber. Jedoch auch dieser endete mit 
einem Vergleich und bewies nur wieder, daß die Gewerk- 
schaftsbewegung nicht zu unterdrücken war. Und damit 
war der Sieg des konstitutionellen Prinzips in der Fabrik 
gegenüber dem absolutistischen der Arbeitgeber entschieden. 
Fortan wurde zwischen beiden Teilen die Politik der Tarif- 
verträge mit kurzfristiger Kündigung beschritten, und so 
gewaltige Zusammenstöße sind nicht wieder vorgekommen. 

Welche praktischen Erfolge die Gewerkschaftsbewegung 
im übrigen erzielt hat, ist natürlich schwer, genau zu beant- 
worten. Allerhand Veränderungen würden wohl auch ohne 
sie in Dänemark eingetreten sein. Aber ganz unmittelbar 
ist ihr Einfluß auf die Ausbildung der sozialen Gesetgebung 
seit den siebziger Jahren gewesen, wobei besonders das 
Altersversorgungsgeses von 1891 mit seinen späteren frei- 
gebigen Erweiterungen, das Krankenkassengese& von 1892, 
die Unfallversicherungsgesete seit 1898, das Versicherungs- 
geseb gegen Arbeitslosigkeit von 1907, das Schiedsgerichts- 
geseb für Streitigkeiten über den Bruch von Übereinkünften 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern von 1910, das 
Geset über Arbeiteransiedlungen, bei denen der Staat 9°), 
des Wertes der Landanteile übernimmt, zu erwähnen sind; groß 
und unmittelbar war ihr Einfluß auch auf die Regulierung der 
Arbeitszeit und der Löhne. Und ganz allgemein ist durch die 
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gewerkschaftliche Organisation die Stellung des dänischen 
Arbeiterstandes überhaupt, sein soziales und kulturelles 
Niveau bedeutend gehoben worden. 

In politischer Hinsicht, als Partei, aber warf die Sozial- 
demokratie ihr Schwergewicht entscheidend bei den Wahlen 
1901, die zur praktischen Einführung des Parlamentarismus 
in Dänemark führten, in die Wagschale. Sie stärkte und 
‘ mehrte durch ihre Verbindung mit den Linksreformern ihre 
eigene Stellung im Parlament. Sie hielt durch diese Ver- 
bindung das demokratische Gefühl in den Liberalen wach. 
Und sie stürzte mit das reaktionäre System, das bis dahin 
geherrscht hatte. Aber sie war und blieb bereit, wie sie 
einmal bei der Beratung der Zivilliste erklärte, mit einem 
verfassungsmäßigen König für die Förderung des Wohles 
und der Ehre des Vaterlandes zu arbeiten. 


Il. Bis zur Stimmrechtserweiterung 1915. 


Die Thronrede bei der Eröffnung des neuen Volkstings 
1901 stellte als Ziele der inneren Politik die Entwicklung der 
bürgerlichen und politischen Freiheit und die Hebung des 
geistigen und ökonomischen Lebens des Volkes hin. Sie 
kündigte eine Reihe Gesetesvorlagen zur Verbesserung des 
Justizwesens, der Landesverteidigung, der Verteilung der 
Steuerlasten, zur Hebung des gewerblichen und kirchlichen 
Lebens und zur Entwicklung der kommunalen Verhältnisse an. 

Aber die Sozialdemokraten fühlten sich in ihren Er- 
warftungen auf die Ausführung des radikalliberalen Programms 
alsbald enttäuscht, auch darüber, daß die neue Regierung 
bald von ihnen abrückte und Fühlung nach der konservativen 
Seite hin suchte, daß sich also die konservative Grund- 
stimmung, die dem Bauernstande in allen Ländern eigen- 
tümlich ist, alsbald geltend machte. Die Art der neuen 
parlamentarischen Regierungsweise erschien ihnen somit Kaum 
anders, als die der alten. Der Grund, daß sich nichts oder 
doch grundsäßlich nichts im Betriebe änderte, lag aber wohl 
darin, daß die gesellschaftlichen Vorausseßungen für die 
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parlamentarische Regierung in Dänemark eigentlich nicht be- 
stehen, nämlich zwei geschlossene Parteien mit verschiedenen 
Grundsäten und von annähernd gleicher Stärke, deren 
beständiges Widerspiel das innere politische Leben des Volkes 
anregt und Fortschritte herbeiführt. Denn die Rechte war 
und ist schwach und die Linke zerfällt in mehrere Fraktionen. 
Schon unter dem mit so großer Begeisterung begrüßten 
Deunter begann der Zwiespalt, und seitdem hat Dänemark 
mit Kabinettsflickereien, Gärungen in den Parteien und 
Koalitionsministerien reichlich Erfahrungen gemacht. 

Innere Zerfahrenheit und Ziellosigkeit begann sich bald 
im Parteiwesen geltend zu machen und die Stellung der 
Deungerschen Regierung zu schwächen. Uneinigkeiten zwischen 
Kabinettsmitgliedern, sowie innerhalb der regierungsfreund- 
lichen Volkstingsmehrheit traten hervor. Zwar gelang es 
1905, die Steuerreform durchzuführen, innerhalb deren be- 
sonders das Geset über eine Einkommens- und Vermögens- 
steuer wichtig für den staatlichen Finanzplan geworden ist. 
Dagegen wurde die militärfreundliche Politik des Kriegs- 
ministerss vom linken Flügel der Regierungspartei selbst 
erundsäßlich bekämpft, obwohl schon der russisch-japanische 
Krieg ‘eine verstärkte Überwachung der Seebefestigungen 
Kopenhagens geboten erscheinen lassen konnte. Erst als 
das Kriegsgespenst im Zusammenhang der Marokkohändel 
1904 seine Schatten unmittelbar über Europa warf, wachten 
die dänischen Politiker auf und wurden um die Verteidigung 
des Landes besorgt. Aus allen Parteien wurde ein 
Verteidigungsausschuß erwählt, aber dieser kam jahrelang 
über Erwägungen der wirksamsten Verteidigungsmittel nicht 
hinaus. Andererseits schädigte die Regierung ihre Stellung 
dadurch, daß sie sich auf ihren radikalen Ursprung besann 
und die Einführung des allgemeinen, geheimen und direkten 
Wahlrechts für alle steuerzahlenden Männer und Frauen bei 
den Gemeindewahlen vorschlug. Sie holte sich eine Ab- 
lehnung, und obendrein trat eine Spaltung in der liberalen 
Regierungspartei ein, indem der radikale linke Flügel sich 
von ihr absonderte. 
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Das Kabinett Deunter trat 1905 zurück. Und das neue 
unter dem bisherigen Kultusminister Christensen, dessen 
Mitglieder mit Ausnahme des Ministers des Äußern, Grafen 
Raben-Levetau, dem Volksting angehörten und zwar dem 
rechten stark agrarischen Flügel der Linksreformer, sah bald 
einen um sich greifenden Abfall in den Reihen seiner Partei 
und existierte nach den Volkstingswahlen im Mai 1906, die 
schon 24 Sozialdemokraten einziehen sahen, nur deshalb 
weiter, weil die Linksreformer mit 56 Mitgliedern wenigstens 
noch die stärkste Partei im Volksting waren, auch wenn 
eine Regierungsmehrheit nicht mehr vorhanden war. Auch 
dies Kabinett wollte viel und leistete wenig. Doch gelang 
eine Verständigung zwischen Volks- und Landsting über die 
Einführung des ‚allgemeinen kommunalen Wahlrechts für 
Männer und Frauen, das jedoch noch Einschränkungen 
bestehen ließ, die die Mißbilligung der Sozialisten und der 
Linksradikalen erregten. Da wurde das Kabinett infolge der 
Aufdeckung der Millionenschwindeleien des Justizministers 
Alberti 1908 durch den allgemeinen Ausbruch der Volks- 
empörung hinweggefegt. Damit verloren die Linksreformer 
das Heft aus der Hand, und die gemäfßigte Linke, die ja 
schon lange in näherer Fühlung zu den Konservativen stand, 
übernahm die Regierung und blieb nun längere Zeit hindurch 
fast ununterbrochen am Ruder. Es war ein Ruck nach rechts, 
die Antwort darauf, daß die Linksreformer sich so schwer 
kompromittiert hatten. 

Für das neue Kabinett, in dem der bisherige Finanz- 
minister Neergaard den Vorsi und das Ministerium für 
Landesverteidigung übernahm, war die Neuordnung der 
Landesverteidigung, über die der Verteidigungsausschuß von 
1%4 eben seinen Bericht erstattet hatte, insbesondere die 
Verstärkung der Kopenhagener Befestigungen alsbald die be- 
herrschende Frage. Diese erneute Betonung der Verstärkung 
der Wehr war begründet in Vorgängen der europäischen 
Politik. Das Ostseeabkommen vom April 1908 zwischen 
Dänemark, Deutschland, Rußland und Schweden zur Aufrecht- 
erhaltung des territorialen Besitstandes und die starke 
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Kriegsspannung, die im Zusammenhang der bosnischen 
Krise auf Europa lastete, äußerten ihren Einfluß dabei. Und 
fortan hielt die Frage der nationalen Verteidigung jahrelang 
das Land in starker Gährung und erfüllte das Parlament 
mit stürmischen Debatten. Das nationale Moment, das stets 
latent in Militärfragen steckt, machte sich stark Luft und 
wurde durch die Besorgnis vor Deutschland noch mehr auf- 
gestachelt. Die Ansichten im Volksting waren geteilt. Die 
Linksreformer lehnten durch ihren Führer, den ehemaligen 
Minister Christensen, nicht nur jede Verstärkung der Kopen- 
hagener Landbefestigungen ab, sondern verlangten sogar 
die sofortige Niederlegung der vorhandenen, ja die extremen 
Liberalen begehrten auch die Beseitigung der Kopenhagener 
Seebefestigungen, und noch weiter gingen die Sozial- 
demokraten, die die völlige Abrüstung überhaupt, dagegen 
obligatorische Ausbildung der Jugend in Gymnastik und 
Waffengebrauch forderten. Nach dem Willen der extremen 
Linksgruppen sollte das Land unter allen Umständen neutral 
sein, und die Neutralität erschien ihnen gefährdet, wenn 
militärisches Rüstzeug vorhanden war. Die Regierung 
konnte unter diesen Umständen ihre Landesverteidigungspläne 
nicht durchseten, die sie mit dem Hinweis auf Deutschlands 
große Seemacht begründete, das im Fall eines Krieges mit 
einer andern Seemacht nicht zaudern werde, die dänischen 
Gewässer zum Schaupla der Kämpfe zu machen. Das im 
Mai 1909 neugewählte Volksting lehnte ihre Pläne gleichfalls 
.ab. Da mußte sie zurücktreten. 

Nun sollte das rettende Auskunftsmittel für das Zustande- 
kommen einer arbeitsfähigen Regierung, da keine Partei 
über die absolute Mehrheit verfügte, ein liberales Koalitions- 
kabinett unter dem Grafen Holstein-Ledreborg sein. Jedoch 
es fiel schon nach wenigen Monaten, und nun endlich war 
die politische Zersetung und Verwirrung in der Linken so 
groß geworden, daß der radikale Flügel emporkommen 
konnte. Er fand an der Sozialdemokratie Unterstüsung. 
Ein radikales Ministerium, in dem der Rechtsanwalt Zahle 
die Leitung und das Justizministerium, Scavenius das 
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Auswärfige übernahm, ergriff die Zügel. Seine Stüte im 
Parlament waren 20 Linksradikale und 24 Sozialdemokraten, 
also auch keine absolute Mehrheit. Die Wahlen, die im 
Mai 1910 nach der Auflösung des Volksfings durch könig- 
liches Dekret stattfanden, standen im Zeichen der immer 
noch nicht erledigten Landesverteidigungsfrage.e. Das neue 
Kabinett hatte durch die Andeutung, daß es mit dem Gedanken 
einer gänzlichen Entfestigung des Landes und einer Um- 
wandlung von Heer und Flotte in eine Grenz- und Seepolizei 
umgehe, weitgehende Erregung gegen sich hervorgerufen. 
Zwar behaupteten in den Wahlen die Radikalen und 
Sozialisten ihren Besitstand, aber die alte Bauernpartei 
unter Führung Christensens brachte es auf 57 Site, und ihr 
näherte sich eine gemäßigte Rechte, die sich abgezweigt 
hatfe, mit sechs Mitgliedern. Damit war nun für eine 
Kabinettsbildung eine zuverlässige Mehrheit vorhanden. An 
die Stelle des radikalen Ministeriums Zahle trat ein ge- 
mäßigt liberal-konservatives Koalitionsministerium unter Klaus 
Berntsen, der früher schon einmal Minister des Innern 
gewesen und nun die Ministerien für Landesverteidigung 
und Kultus übernahm, während Graf Ahlefeld-Laurvigen 
. das Äußere bekleidete. Der tiefere Grund der Niederlage 
des alten Kabinetts war jedoch der, daß sich die Bauern 
nicht von dem großstädtischen Proletariat und seinen Helfern 
regieren lassen wollten. 

Die neue Regierung führte einerseits die Landes- 
verfeidigungsvorlage durch, andererseits eine Finanzreform, 
die zum weitaus größten Teil durch eine Vermehrung der 
indirekten Steuern und Abgaben erfolgte und auch eine 
Erhöhung der Personen- und Frachttarife der Eisenbahnen 
brachte, denn die Budgets der letten Jahre hatten unerfreulich 
hohe Defizits ergeben. Die Radikalen und Sozialisten gaben 
der Militärreform die Schuld daran, die Konservativen um- 
gekehrt der nach ihrer Meinung überstürzten sozialen 
Gesetgebung des letten Jahrzehntes. Keine Partei aber 
konnte die Notwendigkeit der Vermehrung der Staats- 
einnahmen bestreiten. Ulm diese Vorlagen aber schmackhafter 
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zu machen, gab .die Regierung das Versprechen einer 
Verfassungsänderung, die nach der Annahme jener Vorlagen 
durchgeführt werden sollte. Das Wahlrecht sollte erweitert 
und auch auf Frauen ausgedehnt, eine Reform des Wahl- 
rechtes zum Landsting im demokratischen Geiste getroffen 
werden. Aber man traute der Versicherung der Regierung 
nicht, weil sie mit den Konservativen zusammenarbeitete. 
Das Erstaunen war daher allgemein, als sie wirklich eine 
sehr gründliche Verfassungsänderung einbrachte. Es be- 
zeugte den realen politischen Sinn der dänischen Sozial- 
demokraten, daß sie der Vorlage jede mögliche Unterstügung 
zusagten, obwohl sie nicht alle ihre grundsäßlichen 
Forderungen befriedigte.. Die Vorlage wurde im Volksting 
rasch mit 95 Stimmen angenommen. Das Landsting dagegen, 
wo die Konservativen vorherrschten, zog sie monatelang hin 
und brachte sie schließlich zu Fall. Und zugleich während 
der Beratungen in den Kammern machten alle Gegner der 
Reform mobil, eine überaus heftige und sehr häßliche Hete 
gegen die Regierung brach los. Aber diese hielt dem Sturm 
stand in dem Bewußtsein, die überwiegende Mehrheit des 
Volkes hinter sich zu haben, und wurde besonders von den 
Sozialisten und ihrer Presse gedeckt. Überdies standen die 
Wahlen zum Volksting vor der Tür, und von ihrem Ausfall 
konnte die Regierung eine wesentliche Stärkung ihrer Stellung 
sowohl in der eigenen Partei, wie auch gegenüber den 
Gegnern der Reform erwarten. In der Tat war das Wahl- 
ergebnis vom 20. Mai 1915 ein großes Vertrauensvotum für 
die Regierung, denn die Vorlage hatte nun sogar eine 
Mehrheit von 105 Stimmen gegen sieben. 

Andererseits jedoch hatte der Wahlausfall eine eigen- 
tümliche Wirkung. Er zeigte einen starken Ruck ganz nach 
links. Daß die Konservativen von 15 auf sieben Mandate 
zusammenschmolzen, überraschte nicht weiter, wohl aber, 
daß auch die vereinigten Liberalen 15 Site einbüßten, auf 
44 zurückgingen, während die Radikalen durch elf neue Site 
auf 51, die Sozialisten durch acht neue auf 52 anwuchsen; 
das heißt, die Radikalen und die Sozialdemokraten, die 
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schon wiederholt früher zusammen gearbeitet hatten, verfügten 
plößlich über die Mehrheit im Volksting. Gleichwohl wollten 
sie von einem Rücktritt des Ministeriums nichts wissen, es 
habe die Pflicht zu bleiben und die von ihm eingebrachte 
Verfassungsreform durchzuführen, und dafür sagten sie ihm 
ihre Unterstübung zu. Da sette der persönliche Ehrgeiz des 
allmächtigen Führers der vereinigten Liberalen, Christensen, 
es durch, daß das Kabinett Berntsen von seiner eigenen 
Partei, aus der es hervorgegangen war, gestürzt wurde. Es 
kam allerdings mit hinzu, daß, wenn es am Ruder geblieben 
wäre, die Liberalen moralisch gezwungen gewesen wären, 
die Verfassungsreform erledigen zu helfen. Und das wollte 
Christensen auch nicht. Er rechnete, daß im Falle eines 
radikalen Ministeriums, das auf sozialistische Unterstüßung 
angewiesen war, die Konservativen sich alsbald an die 
Seite der Liberalen gedrängt sehen wüden und dann nach 
den nächsten Wahlen er selbst wieder der kommende Mann 
sein werde, der dann im Verein mit den Konservativen, also 
gestüßt in erster Linie auf die liberalen dänischen Groß- 
bauern und die konservativen städtischen ee eine weniger 
radikale Reform vornehmen wollte. 

Zunächst freilich herrschte allgemeine Verlegenheit über 
die Neubildung. Den Vorschlag des Königs, daß der Vor- 
sisende der sozialdemokratischen Fraktion, Stauning, die 
Bildung des Kabinetts übernehme, mußte diese ablehnen aus 
taktischen Gründen, denn das hätte geheißen, Wasser auf 
die Mühlen der Reformgegner zu lenken. Aus demselben 
Grunde weigerte sich die Fraktion auch, mit den Radikalen 
zusammen die Regierung zu bilden oder in ein von ihnen 
gebildetes Ministerium einzutreten. So fiel die Bildung des 
Kabinetts schließlich wieder den Radikalen allein zu, die sich 
zuvor, wie auch früher schon, der sozialdemokratischen 
Unterstügung versicherten. Diese Partei übernahm damit 
also wieder die moralische Mitverantwortung. Zahle kehrte 
Ende Juni 1915 als Ministerpräsident und Justizminister, 
Scavenius als Minister des Äußern zurück. Das neue 
Kabinett brachte alsbald von neuem die Verfassungsreform 
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mit einigen Änderungen ein, die jedoch nicht grundsäßlicher 
Natur waren. So sollte die Zahl der Wahlkreise zum 
Volksting von 114 auf 120, die Zahl der Abgeordneten aber 
auf 140 erhöht werden und diese 20 überschüssigen Site 
auf die Parteien nach Verhältnis ihrer Stimmenzahl verteilt 
werden. Für das Landsting sollte das Recht des Königs 
auf Ernennung von zwölf Mitgliedern abgeschafft und diese 
Site nach dem Proporz entsprechend dem Wahlausfall auf 
die Parteien verteilt werden. 

Um die Durchbringung der Vorlase ist es zu heffigen 
Konflikten der Regierung einerseits wieder mit den Kon- 
servafiven gekommen, die in der ersten Kammer schärfste 
Obstruktion trieben, andererseits auch mit dem König, der 
an der Ernennung der zwölf lebenslänglichen Mitglieder 
.festhielt. Erst nach vielen Verhandlungen und Streitigkeiten, 
die auch noch weit ins Jahr 1914 hinein andauerten, wurde 
am 22. April 1915 von dem neugewählten Landsting, am 
folgenden Tage vom Volksting das neue Grundgeseb an- 
genommen. Aber da es nach der Verfassung der Bestätigung 
durch einen aus Neuwahlen hervorgegangenen sogenannten 
Bestätigungsreichstag bedurfte, so einigten sich die Parteien 
dahin, daß diese Wahlen Friedenswahlen sein, das heißt, daß 
neue Kandidaten nicht aufgestellt werden sollten. Damit war 
das Verfassungswerk dann endlich gesichert, und am 5. Juni 
1915, am Jahrestag der ersten dänischen Verfassung, unter- 
zeichnete der König das neue Geset, das ein Jahr darauf, 
am 5. Juni 1916, in Kraft treten sollte. Die ersten Wahlen 
nach dem neuen Geseß sollten stattfinden, wenn der Welt- 
krieg zu Ende gegangen sein würde. In der Folge haben 
die Verhältnisse ja auch in England, Holland und Deutschland 
die Verleihung des Stimmrechts an die breitesten gesell- 
schaftlichen Schichten, einschließlich der Frauen, erzwungen. 
Und wenn auch nicht die Macht des Volkes durch die 
Vermehrung dieser politisch unmündigen Elemente wächst, 
so doch jedenfalls die Macht der Volksführer. 
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Il. Die Kriegszeit. 


Die Wechselwirkungen zwischen Dänemark und der 
übrigen Welt lagen nach den Ereignissen von 1864—71 
ganz vornehmlich nur noch auf wirtschaftlichem und in- 
tellektuellem Gebiet, und mit zunehmender Demokratisierung, 
vollends nach dem Ablauf der konservativen Ära beschied 
'es sich immer. völliger, nur noch innere Politik in Zukunft 
zu haben. Der nationale machtpolitische Ehrgeiz des kleinen 
tüchtigen Volkes, einst sehr groß, der ein Feld der Bewegung 
vom Nordkap bis Hamburg und weiter gehabt hatte, war 
durch alle die großen Gebietsverluste, die das Reich im 
19. Jahrhundert erlitten hatte, unheilbar getroffen worden. 
Neutralität in den politischen Fragen der Welt wurde seine 
Richtschnur. Lediglich auf Nordschleswig blickte es noch in- 
verlangender Sehnsucht, aber je länger, desto völliger schien 
es die alten Hoffnungen zurücktreten lassen zu müssen, daß 
die Entwicklung der Weltverhältnisse ihm das verlorene 
Gebiet und Volkstum je wiedergeben könne. Dieser Lage 
trug auch die Herrschaft der Linken seit 1901 voll Rechnung, 
die im Gegensa& zu den Konservativen sich von Chauvinis- 
mus freizuhalten und ein gutes, loyales Verhältnis zu 
* Deutschland zu pflegen suchte. So dachte sich Dänemark 
der Welt gegenüber mehr und mehr in die Rolle hinein, daß 
es das ideale demokratische Land und bestimmt sei, sich in 
dieser Richtung weiter zu entwickeln, feiner und durchgeistigter 
als die andern und darin vorbildlich auch für die großen, in 
Machtgelüsten und Militarismus weiterstrebenden Staaten, 
und daß es daran sei, der Weltkultur einen echt dänischen 
Einschlag zu geben. Es träumte sich immer mehr in einen 
_Pazifismus hinein, den es im Widerspruch mit allem, was 
sich wirklich in der Welt entwickelte, auch bei den andern 
um sich greifen zu sehen meinte. Da brach der Weltkrieg 
aus und warf dies ganze Kartenhaus von Phantastereien 
über den Haufen. Noch wenige Monate vorher hatte das 
Regierungsblatt Politiken Anregungen von beachtenswerter 
privater Seite in Norwegen zu einem Verteidigungsbündnis 
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zwischen den drei skandinavischen Staaten entschieden 
zurückgewiesen; für einen militärischen Neuskandinavismus 
sei Dänemark nicht zu haben, seine auswärtige Politik sei 
auf strengste Neutralität gegründet, in einem Verteidigungs- 
bündnis mit kriegerischen Absichten sei kein Pla für 
Dänemark. Aber der Krieg erzwang doch alsbald eine 
politische Annäherung unter den nordischen Staaten, die 
sich seitdem in wiederholten gegenseitigen Besuchen der 
Herrscher und ihrer Minister, zum ersten Male in ihrer 
Zusammenkunft in Malmö am 20. Dezember 1914, geäußert 
hat. Aber der Zweck war Neutralität. Durch diese politische 
Arbeitsgemeinschaft sollten der : Neutralitätspolitik den 
Kämpfenden gegenüber eindrucksvoller Nachdruck gegeben, 
die wirtschaftlichen .Nöte des Krieges für den Norden 
gemildert, den Protesten gegen etwaige Übergriffe der 
Kriegführenden stärkeres Gewicht verliehen werden. 

Aber für diese unbedingte Neutralitätspolitik, die die 
Regierung und die Krone bei allen möglichen Gelegenheiten 
während des Krieges zu verkünden nicht müde wurden, 
mußte das Ministerium die Überzeugung haben, daß es 
stets der Unterstügung aller Parteien sicher sei, und erhielt 
diese im Juni 1915 auch vorbehaltlos zugesichert. Gegen die 
Anregung des ehrgeizigen Christensen, die Stellung der 
Regierung durch Umwandlung des Kabinetts in ein Koalitions- 
ministerium zu festigen, erhob sich sofort die stärkste Partei, 
die Sozialdemokratie. Sie fürchtete offenbar, daß jede 
Verschiebung die bisher inne gehaltene Linie strengster 
Neutralität. ungünstig beeinflussen könne, und wollte deshalb 
weder an der Zusammensetung des Kabinetts, noch an dem 
Zeitpunkt der nächsten Wahlen gerüttelt wissen. Und die 
anderen Parteien pflichteten ihr bei. Es war eben doch so, 
daß abgesehen von einer Gruppe Chauvinisten namentlich 
im konservativen Lager, in deren Presse auch alsbald 
besonders starke Ulnfreundlichkeiten gegen Deutschland 
zusammen mit dem Wunsch hervortreten, daß man jebt für 
1864 Rache nehmen müsse, alle politisch ernst zu nehmenden 
Kreise an der Neutralität festhalten wollten, auch wenn die 
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stillen Sympathien der großen Mehrheit der Bevölkerung, 
was auch in der Art der Kriegsberichterstattung der Presse 
deutlich hervortrat, unzweifelhaft nicht auf deutscher Seite 
waren. Die Durchführung der Neutralitätspolitik aber war 
um so schwieriger und verantwortungsvoller, je mehr der 
Entente daran liegen mußte, die Ostsee geöffnet zu sehen, 
deren Einfahrtsgewässer Dänemark durch Minen gesperrt 
hatte, je mehr sie Dänemark deshalb umwarb und in der 
 Ententepresse auch das Verlangen gestellt wurde, nötigenfalls 
mit Gewalt die Einfahrt in die Ostsee zu erzwingen. 

Zwar regte sich auch mit zunehmender Dauer und 
wachsendem Umfang des Krieges namentlich bei den Kon- 
servativen die Besorgnis, ob Dänemark hinreichend gerüstet 
sei, um Verletungen seiner Neutralität zu begegnen. Aber 
die Linke erklärte jede öffentliche Beschäftigung mit der 
Frage der militärischen Bereitschaft des Landes für schädlich 
für die Ruhe der Bevölkerung und war befriedigt durch die 
Erklärung des Ministers, dem Reichstag fortan in geheimen 
Sistungen vollen Aufschluß über die militärischen Vor- 
bereitungen geben zu wollen. Und Ministerpräsident Zahle 
konnte am 1. November 1915 in einer Volksversammlung 
unter dem Beifall der Menge erklären, es gebe keine Partei- 
politik mehr. Er wies zugleich auf die Verdienste der 
Regierung um die wirtschaftliche Lage hin; die schweren 
Aufgaben der Finanzpolitik seien als gelöst zu betrachten, 
eine bereits im Februar eingeführte Kriegsgewinnsteuer, die 
1916 namhaft verschärft wurde, erfasse nachdrücklich den 
Vermögenszuwachs, der Arbeitsmarkt sei fast normal, 
Maximalpreise seien eingeführt, um Preistreibereien zu ver- 
hindern, Lebensmittel würden für die Bevölkerung, Rohstoffe 
für die Industrie und Landwirtschaft besorgt, und den Arbeitern 
spendete er schließlich besonderes Lob, man müsse bewundern, 
wie sie die schweren teuren Zeiten hingenommen hätten. 

Alles schien sich weiter gut anzulassen, da erfuhr die 
Politik des Staates eine nicht unbedenkliche Erschütterung 
im August 1916. Der Konflikt brach anläßlich des von der 
Regierung wieder, wie schon einmal 1902, gewollten und 
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damals von der Volksvertretung abgelehnten Verkaufs der 
westindischen Inselkolonien an die Vereinigten Staaten aus. 
Aber sein letter Anlaß ist nicht ganz durchsichtig. An- 
scheinend war es doch eine wesentliche Verschiedenheit in 
den allgemeinen politischen Ansichten der Parteien, die 
plötlich, durch diese Frage ausgelöst, an die Öffentlichkeit - 
hervorbrach. Das bezeugt auch der scharfe Protest der 
„Norddeutschen Allgemeinen“ im August 1916 gegen die 
Neutralifätswidrigkeiten in der Haltung der dänischen Presse 
mit der nachdrücklichen Schlußfrage: Wohin treibt die 
dänische Presse mit ihren Ausfällen gegen Deutschland und 
mit ihren beflissenen Sympafhiekundgebungen für unsere 
Feinde? Die dänische Presse verhielt sich auf diese Frage 
im wesentlichen negativ, aber ihre große Berechtigung wurde 
später von einem dänischen Minister mit Bedauern zugegeben, 
wobei er hervorhob, daß die Konservativen und° die alte 
Linke längst von diesen Blättern hätten abrücken müssen, 
um so mehr, da sie auch die Regierung zum Ziel ihrer 
Angriffe gemacht hätten. Auch die Erklärung der Sozial- 
demokratie bezeugt es, die Regierung müsse ihre bisherige 
Neutralitätspolitik beibehalten. Die Regierung selbst hatte 
sich zwar vom Parlament ein Kriegspressegeset bewilligen 
lassen zur Bekämpfung von Preßäußerungen, die entweder 
der Regierung Parteilichkeit in ihren Maßnahmen hinsichtlich 
der Ein- und Ausfuhr vorwerfen oder das dänische Volk 
gegen eine der kriegführenden Mächte aufheten würden. 
Aber sie hatte es offenbar allzu nachsichtig gehandhabt 
und besonders Äußerungen des Deutschenhasses nicht ent- 
schieden gesteuert. Die Lage wurde noch komplizierter und 
eine Explosion herbeigeführt durch das Verhalten der Ver- 
einigten Staaten, die formell zwar ein Kaufangebot an 
Dänemark gerichtet, materiell aber eine schwer zu umgehende 
Forderung damit an die Regierung gestellt hatten. Mit dem 
Deutschenhaß und der Abneigung gewisser Kreise gegen die 
korrekie Neutralitätspolitik der Regierung verband sich der 
Widerstreit zwischen dem natürlichen patriotischen Gefühl 
hinsichtlich der Kolonien und der Überlegung einer auf das 
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Sachgemäße und Zweckdienlichste ausschauenden Politik. 
Es gab ein langes Hin und Wider, da die Opposition der 
Konservativen und der Gemäßigten sehr energisch geführt 
wurde. Die Regierung bot die Befragung des Volkes an, 
aber der König widerriet entschieden, in so kritischer Zeit 
- das Land in den unberechenbaren Strudel eines Wahlkampfs 
zu stürzen. Schließlich wurde die Lösung der innerpolitischen 
Krise doch dadurch herbeigeführt, daß am 28. September alle 
Parteien den Vorschlag des freikonservativen Grafen Friis 
erundsäglich annahmen, das Ministerium Zahle durch die 
Ernennung je eines konservativen, gemäßigt liberalen und 
sozialdemokratischen Ministers ohne Portefeuille zu vervoll- 
ständigen. Also praktisch wieder die Bildung eines Koalitions- 
ministeriums, um den Riß zwischen den Parteien zu verkitten. 
Demgemäß traten ins Ministerium ein der Sozialdemokrat 
Stauning, der erste Sozialdemokrat, der in Dänemark Minister 
geworden, der Liberale Christensen, Führer des Bauernbundes, 
und der Konservative Rottböll. Die Fortführung der unbe- 
dingten Friedens- und Neutralitätspolitik war damit gesichert; 
d.h. bei klarer Prüfung des ungeheuren Risikos siegte der 
Wille zum Zusammenhalten in den dänischen Parteien. Die 
Verkaufsfrage der drei kleinen westindischen Inseln fand nun 
ihre Erledigung durch eine Volksabstimmung aller männlichen 
und weiblichen Wähler am 14. Dezember 1916, die mit großer 
Mehrheit — 289694 gegen 157596 Stimmen — sich für den 
Verkauf entschied. Es war ein großer Sieg des Ministeriums 
Zahle, dessen Stellung durch diese Volkskundgebung, die 
erste während des Krieges, stärker wurde als je. Eine Woche 
darauf nahmen beide Häuser des Reichstags gegen die 
Stimmen der Konservativen die Vorlage an. Die Mehrheit 
des Volks hatte begriffen, daß der kostspielige Besitz der 
kleinen Inseln die Gefahren nicht wert sei, die aus ihrer 
ferneren Festhaltung angesichts der allgemeinen Lage 
Dänemark drohen konnten. Wohl noch im Zusammenhang 
mit diesen Kämpfen wurde bald darauf das dänische Partei- 
leben um eine neue Parteibildung bereichert. Der äußerste 
rechte Flügel der Konservativen konstituierte sich als 
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besondere Partei unter dem Namen: Die neue Rechte (det nye 
Hojre). Ihre Organe waren das besonders deutschfeindliche 
Chauvinistenblatt „Vort Land“ und außerdem „Aarhus Stifts- 
tidende“, zwei kleine Blätter von nicht bedeutender Auflage.!) 


1) Während des Weltkriegs hat auch das Verhältnis Dänemarks 
zu Island eine Regelung gefunden, jedoch hat diese Frage im innern 
politischen Leben Dänemarks keine scharfen Gegensäße heraufbeschworen. 
Immerhin dürfte eine kurze Betrachtung der Vorgänge gerechtfertigt sein. 
Eine isländische Frage hatte es für Dänemark schon seit lange gegeben. 
Denn in Island, das 1845 eine eigene beratende Versammlung, das 
Alting, erhalten hatte, hatte sich im Lauf der lebten 50 Jahre eine kräftige 
nationale Bewegung entwickelt, die in dem Wunsch nach einer ent- 
sprechenden politischen Stellung Dänemark gegenüber immer stärker 
zum Ausdruck kam. Das Verfassungsgeset für die besonderen An- 
gelegenheiten Islands, das der König 1874 unter Berücksichtigung der 
vom isländischen Alting eingereichten Petitionen erließ und das in der 
Hauptsache nach dem Vorbild des dänischen Grundgesetes von 1866 
abgefaßt war, schuf einen besonderen Minister für Island mit dem Si 
in Kopenhagen. Die wachsende Unzufriedenheit mit dieser Verwaltung 
von Kopenhagen aus führte 1905 dazu, daß der Minister in der Haupt- 
stadt Islands selbst seinen Sit fortan haben sollte. Aber damit war 
den Wünschen der isländischen Extremen, die einen souveränen Staat in 
frei zu kündigender Realunion mit Dänemark erstrebten, nicht genügt. 
In der Folge griffen diese mehr und mehr um sich und spitten sich 
besonders .in die Forderungen weitestgehender Selbstverwaltung und 
einer eignen isländischen Handelsflagge zu. Das neue Wahlgeset in 
Island gewährte 1911 den Frauen das gleiche aktive und passive Wahl- 
recht mit den Männern, außerdem den Zutritt zu allen öffentlichen Ämtern 
einschließlich des geistlichen. Die Wahlen von 1914 zum Alting ergaben 
eine weitere Stärkung. der Selbständigkeitspartei, die bei Widerstand 
gegen ihre Forderungen mit der Ausrufung einer völlig von Dänemark 
getrennten Republik drohte, und selbst die junge isländische Sozial- 
demokratie trat dafür ein. Die aufreizenden und verwirrenden Wirkungen 
des Weltkriegs kamen darin auch zum Ausdruck. Der starke geheime 
Begünstiger der isländischen Selbständigkeitswünsche aber war England, 
von dem Island während des Kriegs wirtschaftlich ganz abhängig ge- 
worden war. Die Erwägung, daß Island nicht unter das Protektorat Eng- 
lands kommen dürfe, um auf diesem Wege seine Wünsche durchzuseßen, 
nötigte die dänische Regierung zum Entgegenkommen. Von den Parteien 
waren nur die Konservativen dagegen. Im September 1918 nahm das 
Alting die neue Übereinkunft an, die Island zum souveränen Staat mit dem 
Recht eigner Flaggenführung auf allen Meeren machte, der nur noch durch 
Personalunion mit Dänemark verbunden sein sollte. Dies Abkommen sollte 
‘vor 1940 nicht kündbar sein. Da Island somit sein Ziel endlich erreichte, 
konnte es des Lobes.voll sein über Dänemark. Und in der Tat haben sich 
die gegenseitigen Beziehungen seitdem wieder freundschaftlich gestaltet. 
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Da zog im Juni 1917 ein neuer Sturm im Innern auf. 
Die konservative Partei teilte dem Ministerpräsidenten mit, 
sie habe ihren Vertreter im Ministerium, Rottböll, aufgefordert, 
sein Entlassungsgesuch einzureichen, falls Stauning Mitglied 
des Kabinetts bleibe. Denn seine Tätigkeit, die er im Interesse 
des Friedens ausübe, gefährde die Neutralität Dänemarks. 
Es handelte sich im Grunde genommen um eine partei- 
politische Agitation. Die Konservativen, die im Lauf der 
legten Jahre sehr an Boden verloren hatten, denen auch der 
Inselfall im vergangenen Jahr fehlgeschlagen war, griffen 
nach einer neuen Sensation, um ihre Stellung wieder zu 
verbessern. Auch die antideutschen Empfindungen im Volk 
sollten dafür miteingespannt werden, denn in der dänischen 
Chauvinisten- wie in der Ententepresse, besonders der fran- 
zösischen, wurde die dänische Sozialdemokratie dauernd 
und heftig der Deutschfreundlichkeit bezichtig. Das war 
eine Legende und Fälschung. Es war lediglich ihr absoluter 
Friedens-, :Neutralitäts- und Vermittlungswille, weshalb die 
dänische Sozialdemokratrie sich diese LImdeutung gefallen 
lassen mußte. Stauning aber war der Vorsitende der Partei 
und vertrat die Agitation für die Herbeiführung eines Friedens 
und das internationale Zusammenarbeiten zwischen den so- 
zialistischen Vertretern der verschiedenen Völker, insbesondere 
der skandinavischen, mit besonderem Eifer. Übrigens hatte 
eben zuvor Zahle der konservativen Partei erklärt, daß 
Stauning aller Voraussicht nach nicht selbst an der in Aussicht 
stehenden Konferenz. der skandinavischen Sozialdemokraten 
in Stockholm teilnehmen, also nicht in der Lage sein werde, 
etwaige Beschlüsse zu unterzeichnen, die mit seinem Namen 
vor der Welt zu vertreten für einen Minister nicht wünschens- 
wert sein würde. Troß dieser Zusicherung also trat die 
konservative Partei mit ihrer Erklärung hervor, und am 
folgenden Tage wurde auch Christensen von seiner Partei 
ermächtigt, demnächst sein Abschiedsgesuch einzureichen, 
wenn Rottböll seinen Abschied erhalte. Aber diese erneute 
Störung des inneren Friedens bekam der konservativen Partei 
schlecht, sie verlor weitre Anhänger an die Freikonservativen. 
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Da machten die Konservativen, nachdem dieser Sturm 
vom Ministerium eben beschworen war, im August 1917 die 
Verminderung der militärischen Macht zur Kabinettsfrage. 
Und da auch Christensen erklärte, er müsse austreten, wenn 
Rottböll gehe, so glaubte die Regierung die namentlich von 
sozialdemokratischer Seite verlangte Einschränkung derselben 
nicht durchführen zu sollen. Eine große Versammlung der 
sozialdemokratischen Partei in Kopenhagen erwiderte darauf 
mit einem Protest gegen die Konservativen, weil sie der 
Einschränkung der militärischen Macht Hindernisse bereiteten, 
forderte zum Kampf gegen sie und ihre chauvinistische 
Presse auf und wies ihre Vertreter im Parlament an, weiter 
für die Einschränkung zu wirken, um die Lasten der Bürger 
und der Staatskasse zu erleichtern. 

Darüber herrschte so ziemlich bei allen Parteien Ein- 
mütigkeit, daß die radikale Regierung in der Führung der 
der auswärtigen Politik eine sehr glückliche Hand gehabt 
habe, daß sie das dänische Staatsschiff klug und vorsichtig 
durch die gefährliche Brandung des Weltkriegs führe. Aus- 
einander aber gingen die Anschauungen, je länger und an- 
spannender der Kriegsdruck sich auch den neutralen Mächten 
und Völkern fühlbar machte, auf innerpolitischem Gebiet. 
Wie in der militärischen Sicherungsfrage die Ansichten der 
Parteien auseinander gingen, so waren sie auch gegenüber 
den wirtschaftspolitischen Maßnahmen nicht einig. Die zu- 
nehmenden Einschränkungen im Handel mit wichtigsten 
Nahrungsmitteln und Gebrauchsgütern und die radikale Steuer- 
gesepgebung fanden in wachsendem Maß verschiedene 
Beurteilung. Die Ausdehnung des Kartensystems und der 
Preisregelungen, die Bekämpfung des Kettenhandels u. a. m. 
reizte manche Elemente und Bevölkerungsschichten. Daß 
die Regierung wenigstens auf den Gebieten der Handelspolitik 
und der Regelung von Ein- und Ausfuhr erfolgreich gewesen 
war, mußte allerdings von allen Seiten anerkannt werden. 

Ein Wahlkampf war dem Lande bisher erspart geblieben. 
Mit Rücksicht auf die Unruhe, die er mit sich bringen mußte, 
waren die Wahlen nach der neuen Verfassung bis nach 
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Schluß des Weltkriegs vertagt worden. Aber damit schienen 
sie sich allmählich ins gänzlich Ungewisse zu verschieben. 
Und je länger, desto weniger ward es in wachsenden Kreisen 
mit den demokratischen und parlamentarischen Gepflogen- 
heiten Dänemarks vereinbar gefunden, daß die Regierung, ' 
die, wenn sie auch an den Sozialdemokraten einen Rückhalt 
hatte, doch aus einer kleineren Partei stammte, fortgesett 
am Ruder blieb, statt durch Neuwahlen ihre Bestätigung 
oder Nichtbestätigung vom Volk zu empfangen. Denn ab- 
gesehen von Stauning bestand sie nach dem Ausscheiden 
von Christensen und Rottböll aus lauter Radikalen. Von 
der endlichen Vornahme von Neuwahlen erhofften die Gegner 
des Ministeriums Zahle seinen Sturz, worauf dann Christensen 
ein Ministerium der Sammlung bilden sollte. Die Seele war 
also wieder der Ehrgeiz Christensens. Aber der Erfolg 
blieb ihm versagt. Denn die erfolgreiche Neutralitätspolitik 
der Regierung redete doch eine zu deutliche Sprache, und 
die günstige Stellung, die Dänemark im Hinblick auf seine 
Ernährungsverhältnisse tro& allem mehr als irgendein andres 
neutrales Land einnahm, ebenfalls. Der Ausfall der Volks- 
tingswahlen, die schließlich doch im April 1918 vorgenommen 
werden mußten, sicherte den Fortbestand der bisherigen 
Regierungsmehrheit, zu der nunmehr d2 Radikale und 
59 Sozialisten statt bisher ö1 bezw. 52 standen. Diesem 
Regierungsblock traten 45 Liberale und 22 Konservative staft 
bisher 45 bezw. 8 gegenüber, d. h. eine ausgeprägte Bauern- 
partei und eine Partei, die von den Großgrundbesitern ab- 
gesehen sich größtenteils aus der Geschäfts- und Handelswelt 
der Städte zusammensett. Und demgemäß bedeutete dieser 
Wahlausfall die Fortsetung der nach allen Seiten hin gleich- 
mäßig beobachteten Neutralitätspolitik der Regierung, die vor 
allem auch in dem Verhalten der Bevölkerung Deutschland 
gegenüber auf Ruhe und Objektivität drang. 

Jedoch wahre Objektivität gegenüber Deutschland war 
für einen Dänen unmöglich angesichts der Rolle, die Nord- 
schleswig in seinem Gefühlsleben spielte. Trot des Kriegs- 
pressegesetes und der Mahnungen der Regierung war dies 
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auch aller Öffentlichkeit während des Kriegs deutlich geblieben. 
Die Hoffnungen. auf die einstige Wiedergewinnung Nord- 
schleswigs waren im Volk doch nie gänzlich zu Grabe 
getragen, in den letten Zeiten vor dem Kriege sogar 
agitatorisch wieder gestärkt worden. Der Optantenkinder- 
vertrag vom 11. Januar 1907 vermochte ihnen so wenig ent- 
gegenzuwirken, wie die dänische Regierung selbst, die sich 
die Ausführungen des dänischen Generaldirektors Rubin 1) 
zu eigen machte, daß es Torheit sei, wenn die Dänen auf 
beiden Seiten der Grenze noch immer die Rückgabe Nord- 
schleswigs als eine prakfische Möglichkeit behandelten. Der 
Weltkrieg vollends erfüllte sie mit starkem, neuem Leben, 
und an Anspielungen darauf fehlte es in den dänischen 
Blättern nicht. Ende Januar 1917 war es Minister Christensen 
selbst, der in einem Aufsaß seiner Zeitschrift „Tiden“ das 
schleswigsche Problem zur Sprache brachte. Er betonte unter 
Hinweis auf das Verhalten Preußens auf der Londoner 
Konferenz 1864, daß Preußen der Gedanke, die deutsch- 
dänische Grenze auf dem Wege einer Volksabstimmung 
festzustellen, nicht immer fremd gewesen sei; er deutete die 
Möglichkeit an, daß er wieder aufleben könne, aber sie sei 
jest noch nicht spruchreif. ?) 

Erst als der militärische Umschwung 1918 eintrat, da 
wurde in der dänischen und der mit Dänemark sympathi- 
sierenden skandinavischen Presse das Thema Nordschleswig 
alsbald laut und kräftig gespielt. Man erklärte auch diese 
Frage für einen Gegenstand der künftigen Friedensregelung 
und erhoffte durch unsere Gegner eine für Dänemark günstige 
Lösung. Das offizielle Dänemark allerdings verhielt sich auch 
im Herbst 1918 noch korrekt. Da gab das Dänentum Nord- 
schleswigs der dänischen Regierung den Anstoß zum Handeln. 
Denn dieses wandte sich an sie mit Berufung auf das von 


1) Preußische Jahrbücher 1911 Band 144 S. 365 ff. 

2) Vgl. jest, September 1919, die Aufsehen erregenden Mitteilungen 
der dänischen Blätter über Christensens Verhalten zur nordschleswigschen 
Frage unter dem Ministerium Deunger 1902—5 und als Ministerpräsident 
1906 —7. - 
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Wilson proklamierte Selbstbestimmungsrecht der Völker, als 
wir selbst uns nach der politischen Umwälzung grundsätßlich 
dazu bereit erklärt hatten, und begehrte, daß die dänische 
Regierung ihm zur Erfüllung seiner Wünsche verhelfe. 
Daraufhin endlich erklärte nun diese, bei der Entente die 
geeigneten Schritte tun zu wollen, und tat sie alsbald. Der 
dänische Gesandte in Paris ersuchte die Entente, daß sie 
für die Abtretung Nordschleswigs und die Befragung der 
Bevölkerung in Mittelschleswig sorge. Aber die Entente 
wollte wesentlich weiter gehen, auch eine Volksabstimmung 
im. südlichen Schleswig veranstalten. Das war jedoch nicht 
der Wunsch wesentlicher Teile des dänischen Volkes. Sie 
wollten in der Zukunft keine starke deutsche Irredenta 
innerhalb ihrer Grenzen haben. Namentlich die dänische 
Sozialdemokratie war dagegen und lehnte im Interesse auch 
der künftigen Beziehungen zwischen Dänemark und Deutsch- 
land etwaige weitere Abtretungen deutschen Landes ent- 
schieden ab. Dänemark wolle, wie auch der Ministerpräsident 
Zahle erklärte, ein dänischer Nationalstaat sein. Und die 
in diesem Sinne von der Sozialdemokratie im Mai 1919 
eingebrachte Resolution wurde vom Volksting gegen die . 
Stimmen der Konservativen mit überwältigender Mehrheit 
angenommen. Sie war jedoch nicht die Meinung aller Dänen. 
In nicht unbeträchtlichem Maß, jedenfalls mit großer Heftig- 
keit regten sich namentlich in rechtsstehenden Kreisen starke 
eiderdänische Gelüste, die zuvor schon in geheimen Kanälen 
ihren Weg zu den Vertretern der Entente gefunden und diese 
veranlaßt hatten, auch Südschleswig mit in das Abstimmungs- 
gebiet einzubeziehen. Daß dieser Plan im Friedensvertrage 
infolge dringlicher Vorstellungen der dänischen Regierung 
dann wieder aufgegeben wurde, ward von der überwiegenden 
Mehrheit der Dänen zunächst mit Befriedigung begrüßt, von 
den anders Denkenden aber von vornherein mit heftigen 
Protesten verurteilt und führte selbst im Dänentum Nord- 
schleswigs eine Spaltung herbei. Jedoch „Modersmaalet“, 
ein nordschleswigsches Blatt, führte im Juni sehr richtig aus: 
„Unser völkisches Recht dort unten ist verloren gegangen, 
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denn auch ein Recht kann veralten. Von dänischem Volks- 
grund in Südschleswig und Angeln zu sprechen, klingt zwar 
sehr schön, aber der Ausdruck ist inhaltllos Es kommt auf 
die Gesinnung der Menschen an und nicht auf den Grund 
und Boden.“ 

Das Blatt vergaß. nur hinzuzufügen, daß dies für Flens- 
burg, überhaupt für die zweite Zone, sowie auch für Teile 
der ersten Zone, besonders Tondern, genau so-gut zutrifft. 
Auch für diese Teile des Landes ist die Abstimmung ein 
Unrecht. Denn die augenblickliche Notlage der Bevölkerung 
und unsere Ohnmacht werden dadurch, daß Nordschleswig 
als Ganzes, die Flensburger Zone hingegen gemeindeweise 
abstimmen soll, lediglich zum größtmöglichen Vorteil Däne- 
marks ausgenußt. Man rechnet eben daranf, daß Angst vor 
künftiger Terrorisierung und Hoffnung auf eine bessere 
wirtschaftliche Lage unter der dänischen Herrschaft auch 
beträchtliche Teile des Deutschtums in der zweiten Zone ver- 
anlassen werden, dänisch zu stimmen. Über die berechtigte 
Forderung der Deutschen, auch in Nordschleswig die 
Abstimmung nach Gemeinden zuzulassen und zu werten, 
wurde zur Tagesordnung übergegangen, und dieser Ver- 
gewaltigung, dieser Fälschung des Selbstbestimmungsrechts 
hat ganz Dänemark mit Freude und Genugtuung zu- 
gestimmt. | | 

Aber will dieses Deutschum im Norden seine 
Nationalität preisgeben? Schwerlich. Und wird Dänemark 
ihm gestatten, im dänischen Staatsverbande sein Deutschtum 
weiter zu pflegen? Man erinnert sich da leicht der Ver- 
handlungen, die zwischen Preußen und Dänemark im Winter 
1867 über die Ausführung des Artikels V des Prager Friedens 
geführt wurden. Damals weigerte sich Dänemark, Garantien 
dafür zu geben, daß die nationale Eigenart der deutschen 
Minderheiten in Nordschleswig, die durch eine Volksab- 
stimmung an Dänemark kommen würden, von ihm geachtet 
werde. Damals stand es dem siegreichen Preußen gegen- 
über, und heute? Troß aller freundlichen Versicherungen, 
die vom Norden zu uns herunter schallen, fällt es uns schwer, 
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an ihre aufrichtige Durchführung zu glauben, wenn Dänemark 
erst Herr im Lande ist. Auch die Zeit der dänischen Herr- 
schaft in Schleswig von 1850 — 64 ist geeignet, uns zu warnen, 
daß wir gutgläubig und vertrauend sind; ebenso die 
triumphierende und herausfordernde Sprache, die an vielen 
Stellen heute in Dänemark gegen uns geführt wird und sich 
bereits zu Äußerungen verstiegen hat, wie der, daß von einer 
gleichgestellten und den Dänen gleichberechtigten deutschen 
Nationalität in Nordschleswig keine Rede sein könne. Und 
bezeichnend ist auch der kleine Zug, daß die dänische 
Regierung nur die Heimbeförderung der dänischen nord- 
schleswigschen Kriegsgefangenen sich angelegen lassen 
sein will. | 

Das Ergebnis der Abstimmung ist jedoch noch nicht 
mit Sicherheit vorauszusehen. Das Stimmungspendel schlägt 
stark aus. In letter Zeit hat sich unverkennbar ein gewisser 
Umschwung in der allgemeinen Sfimmung in Schleswig zu- 
ungunsten von Dänemark vollzogen. Nachdem die Wogen 
nationalen Hochgefühls einerseits, verwirrten Verzagens 
andrerseits sich zu legen begonnen haben, hat sich in der 
Beurteilung der Zukunft kühle geschäftliche Überlegung 
geltend gemacht. Das Valutaproblem ist in den Mittelpunkt 
des Interesses gerückt. Kurz gesagt, wird das deutsche 
Geld zum Tageskurs (im Frieden 100 Mark = %, jett = 
20 Kronen) verrechnet, wie es die Absicht der Dänen ist, 
so erscheint eine völlige Verarmung des größten Teils der 
Bevölkerung, die unter dänische Herrschaft kommt, unver- 
meidlich. Diese Lösung der Frage muß der Nordschleswiger 
also ablehnen. Andrerseits aber ist der finanziell sehr 
schwach fundierte dänische Staat schwerlich in der Lage, 
sich durch eine Umrechnung zum Parikurs in bedenklichster 
Weise zu belasten. Die dänische Politik sieht daher auch 
noch keinen Ausweg aus diesem Dilemma. Und so wächst, 
indem auch andre wirtschaftliche Erwägungen mitsprechen, 
in der Bevölkerung die Meinung, daß ein Verbleiben bei 
Deutschland doch vorzuziehen sein möchte. Begreiflich 
daher die wachsende Nervosität, die sich der Dänen beider- 
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seits der Grenze bemächtigt. Sie fürchten, daß das Ziel 
doch vielleicht im letten Augenblick unerreicht bleibt, daß 
die harten Tatsachen wirtschaftlicher Vor- und Nachteils- 
erwägungen unübersteigliche Schranken sein könnten. 


Dänemark trifft inzwischen alle Vorbereitungen zur 
Einfügung des nördlichen Schleswig in seinen Staat, mit 
der es als mit etwas Sicherem rechnet. Am 25. Juni wurde 
H. P. Hanssen, der langjährige. Führer der dänischen 
Irredenta in Schleswig, von der Regierung zum Minister ohne 
Portefeuille ernannt und damit ein „zeitweiliges Ministerium 
für nordschleswigsche Angelegenheiten“ geschaffen. 


Die auswärtige Politik der dänischen Regierung während 
des Weltkriegs ist von vorsichtiger und kluger Zurückhaltung 
und Geschicklichkeit geleitet gewesen. IhrVerhalten in der nord- 
schleswigschen Frage seither war maßvoll. Chauvinistischen 
Einwirkungen hat sie erfolgreich widerstanden. Troß einer 
starken Gährung im Volk, die aus der Lage Deutschlands 
mehr für Dänemark in Schleswig herauszuschlagen wünschte 
und auch einen Teil des nordschleswigschen Dänentums 
ergriff, hat sie auf dem Standpunkt der Mäßigung verharrt 
in so hohem Grade, daß sie außer bei der Rechten auch in 
den Reihen der Linken Erbitterung gegen sich hervorgerufen 
hat, weil sie von Schleswig so wenig wie möglich, nicht 
mal die zweite Zone haben wolle. Zwar hat das Volksting 
ihr, also dem in erster Linie angefeindeten Außenminister 
Scavenius, am ö0. Juli 1919 ein Vertrauensvotum, freilich 
jet nur noch mit 70 gegen 66 Stimmen, erteilt, ein Zeichen, 
daß die Begehrlichkeit des dänischen Volks mit zunehmender 
Zeit und Agitation im Wachsen ist. Jedenfalls ist die inner- 
politische Lage Dänemarks gespannt und die Aussichten 
der Regierung sind nicht unbedenklich. 


Gelingt es Dänemark, das Ziel zu erreichen, das seiner 
völkischen Sehnsucht während eines halben Jahrhunderts 
vorgeschwebt hat, so ist anzunehmen, daß es sich nafional 
gesättigt fühlen und folglich außenpolitische Interessen noch 
weniger als früher schon pflegen wird. Intensiver noch wird 


— 118 — 


es sich dann der Entwicklung seiner inneren Verhältnisse 
auf wirtschaftlichem, sozialem und geistigem Gebiet zu- 
wenden. Es wird den Weg gehen, ein demokratisches 
Musterländchen zu werden. Das scheint die Richtung, in der 
sein weiteres Dasein sich abspielen wird. 


Vortrag gehalten am 2%. Juni 1919. 


Manuskript abgeschlossen am 2. August 1919. 
Daenell. 
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Es heißt Eulen nach Athen tragen, wenn man darauf 
hinweist, daß die Kenntnisse, die wir in Deutschland von 
den österreichischen Dingen gehabt haben, so außerordentlich 
gering gewesen sind.!) Und doch muß auch ich auf diese 
Tafsache verweisen, um durch sie zu begründen, wenn ich 
hier weit in die Vergangenheit zurückgreife und versuche, 
aus ihr heraus die Gegenwart verständlich zu machen, 
Dieser Schilderung des geschichtlichen Verlaufes der deutsch- 
österreichischen Entwicklung seien einige Betrachtungen mehr 
systematischer Art vorausgeschickt. Denh wenn der Reichs- 
deutsche so vielfach jedes Eingehen auf die österreichischen 
Verhältnisse ablehnte, weil er sie als etwas für ihn doch 
ganz unverständliches empfand, so lag der tiefere Grund 
wohl meist darin, daß er sich weder über die Voraussetzungen 


1) Der folgende Abdruck des am 2. Juli 1919 gehaltenen Vortrages 
ist in manchen Punkten etwas erweitert und in der Berücksichtigung der 
politischen Ereignisse bis zum 15. Juli fortgeführt. Einen Nachweis der 
Quellen — ein großer Teil besteht sowieso aus Zeitungsnotizen — habe 
ich nur dort gegeben, wo sich meine Darstellung auf einem bestimmten 
Autor aufbaut. Der Hauptsache nach beruhen Darstellung und Urteil 
auf eigener Anschauung und eigenem Erleben. In Deutschböhmen 
geboren und aufgewachsen habe ich auch in späteren Jahren den 
Zusammenhang mit der alten Heimat nicht verloren und ein glücklicher 
Zufall hat mich während des Krieges 1'/. Jahre lang in den Karpaten, 
am Isonzo und Piave in enge Berührung mit österreichisch-ungarischen 


Verbänden und Stimmungen gebracht. Dankbar möchte ich nur der ' 


Förderung gedenken, die ich durch die Arbeiten Robert Siegers (Die 
geographischen Grundlagen der österreichisch-ungarischen Monarchie 
und ihrer Außenpolitik, Leipzig, 1915. Der österreichische Sjaatsgedanke 
und das deutsche Volk. Zeitschrift für Politik, IX. 1916) für die 
schärfere Erfassung und Formulierung manches Erinnerungsbildes er- 
fahren habe. 
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noch über die Vielseitigkeit der hier neben- und durche inander- 
laufenden politischen, nationalen, kulturellen und wirtschaft- 
lichen Strömungen klare Rechenschaft gegeben hatte. Ver- 
suchen wir also zuerst, aus diesem Gewebe die wichtigsten 
Einschlagfäden herauszulösen, dann werden uns auch die 
aus ihnen gebildeten bunten Muster und ihr fast kaleidoskop- 
 artiger Wechsel verständlich werden. Natürlich kann eine 
Darstellung der deutschösterreichischen Entwicklung niemals 
an der der nichtdeutschen Völker der Monarchie ganz 
vorübergehen. Sie sind ja die Gegenspieler des deutsch- 
österreichischen Volkes auf der Weltbühne gewesen und 
haben auf ihr eine um so bedeutsamere Rolle gespielt, als 
die Deutschösterreicher nur in geringem Maße eine aktive 
Politik getrieben haben und sigh das Gesetz des Handelns 
mehr als notwendig von den anderen Volksstämmen vor- 
schreiben ließen. 


Der Sprachgebrauch, der von Deutschösterreichern 
schlechthin spricht, führt leicht dazu, eine stammesmäßige 
Einheit anzunehmen, wo nur eine durch den gleichen Staats- 
verband bedingte Einheit vorliegt. Die Deutschen der 
Alpenländer und des Donaubeckens gehören oberdeutschen 
Stämmen, den Bayerri und Alemannen an, die Bevölkerung 
der nördlichen Randgebiete der Sudetenländer ist aus 
mitteldeutschen, zum Teil sogar niederdeutschen Elementen 
zusammengesetzt. Schon das bedingt Unterschiede des 
Temperamentes und der Lebensauffassung. Dazu treten 
bestimmende Einflüsse der Siedelung und der durch sie 
bedingten Berührung mit den anderen Nationalitäten der 
Monarchie. Von den rund zehn Millionen Deutschen, die 
das alte Österreich aufwies, leben etwa nur sieben Millionen 
„ in einem in sich geschlossenen Sprachgebiet, in den Alpen- 
ländern und dem Donaubecken und entsenden von da 
Ausläufer in das südliche Böhmen und Mähren. Dieses 
geschlossene Kernvolk tritt nur an den Grenzen mit nicht- 
deutscher Bevölkerung in unmittelbare Berührung. Seine 
große Masse wird von dem nationalen Streit nur mittelbar 
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berührt. Anders hingegen liegen die Verhältnisse bei jenen, 
von der Hauptmasse getrennten Volksteilen,, die als typische 
Randvölker an der Innenseite des Sudetenwalles siten. In 
diesem vielfach nur schmalen Streifen treten große Teile der 
Bevölkerung mit den tschechischen und polnischen Nachbarn 
in unmittelbare Berührung, hier hat auch die wirtschaftliche 
Entwicklung dazu geführt, daß sich tschechische Minoritäten 
im deutschen Sprachgebiet ansiedelten. Denn diese deutschen 
Randländer sind, als Ganzes genommen, der wirtschaftlich 
entwickelste Teil von Österreich, der Sit seiner wichtigsten . 
Industrieen gewesen. Hier hat der Kapitalbildungsprozeß 
ein so rasches Tempo angenommen, daß er das Wachstum 
. der Bevölkerung übertraf und daß das deutsche Kapital 
tschechische Arbeitskräfte in seinen Dienst gezogen hat, ohne 
sie zugleich dem deutschen Volkskörper einfügen zu können. 
Die wirtschaftliche Struktur der Alpenländer hingegen ist, 
diese Länder wieder als Ganzes genommen, bedingt durch 
kleinbäuerliche Landwirtschaft, durch Kleinbetriebe in Gewerbe 
und Handel. Nur einzelne Teile, vor allem Niederösterreich 
mit dem Wiener und dem Wiener-Neustädter Becken, in 
geringerem Maße Obersteier und Vorarlberg kamen dem 
wirtschaftlichen Aufbau der deutschen Gebiete der Sudeten- 
länder nahe. Gemeinsam ist aber allen deutschen Teilen 
Österreichs ein Zug ihres Wirtschaftslebens gewesen. Sie 
waren für alle landwirtschaftlichen Produkte, mit Ausnahme 
des Viehes, ein Zuschußgebiet. Einzig Oberösterreich mit 
seinem gesegneten Boden zwischen Enns und Traun- erzeugte 
mehr Getreide, als es selbst brauchte, alle anderen Gebiete 
sind für ihre Ernährung auf die Zufuhr aus anderen Teilen 
der Monarchie, aus Ungarn, Galizien oder den tschechischen 
Bezirken von. Böhmen und Mähren angewiesen. Gerade 
diese Tatsache verdient eine besondere Hervorhebung, denn 
sie hat seit dem Jahre 1916 sehr erhebliche politische 
Wirkungen ausgeübt. 

Diese Verschiedenheiten in der natürlichen Anlage und 
in den Lebensbedingungen mußten nun darauf hinwirken, 
daß die großen, Staat und Volk beschäftigenden Fragen 
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unter den Deutschen Österreichs oft einen örtlich ganz 
verschiedenen Resonanzboden fanden. Es ist begreiflich, 
daß der Alpenländler in allen kulturellen und wirtschaftlichen 
Fragen viel konservativer empfand als der industrialisierte 
Sudetenländler, daß für diesen wieder die nationalen Fragen 
eine ganz andere Bedeutung gewannen als für jenen. Aus 
dem verschlungenen Komplex großer Probleme, die das innere 
Leben des modernen Österreichs bewegt haben, will ich nur 
drei herausgreifen, da sie vor allem auch für die Geschichte 
. unserer Tage von Bedeutung geworden sind. 

Es ist für ein Staatswesen wie Österreich sehr be- 
zeichnend gewesen, daß sich hier überhaupt die Frage er- 
heben konnte, ob dieser Staat einen anderen Existenzgrund . 
habe, als „den Nachweis seiner Unfähigkeit zur Lösung der 
Nationalitätenfrage zu erbringen“. Daß Österreich einst in. 
der Abwehr der ganz Europa von den Türken drohenden 
Gefahren eine sehr lebenskräftige Staatsidee besessen hatte, 
steht außer Zweifel. Aber war diese Idee noch lebensfähig, 
nachdem der Balkan als aktiver Faktor der europäischen 
Politik ausgespielt hatte? Die Deutschen Österreichs be- 
jahten: in ihrer Mehrzahl diese Frage, in dem sie das Ziel 
etwas modifizierten. Sie erblickten die Aufgabe ihres Staates 
jest in der Erfüllung seines räumlichen Geleites mit mittel- 
europäischer Kultur und der Abwehr der von Rußland direkt 
oder über den Balkan eindringenden Einflüsse. Sie be- 
rührten sich also, und das ist für die Stellung der Sozial- 
demokratie zum Staate bedeutungsvoll gewesen, mit der 
Auffassung, die Marx und Engels von den Aufgaben der 
Monarchie gehabt haben. Engels hat die Existenz- 
berechtigung Österreichs einmal davon abgeleitet, eine 
Barriere gegen den russischen Vormarsch auf Konstanti- 
nopel zu bilden. Die Deutsch-Österreicher berührten sich 
aber auch, wenn sie für sich die führende Rolle in ihrem 
Staate in Anspruch nahmen, mit dem Bismarckischen Ge- 
danken, durch den Einfluß der Deutschen in Österreich die 
westslavischen Stämme aus der russischen Einflußsphäre. 
loszulösen. Diesem letten Ziele strebte auch eine andere 
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Idee zu, bei deren Entstehung Rom Pate gestanden hatte. 
Das war der sogenannte Austroslavismus. Er forderte eine 
Staatsgestaltung, die die Führung der auf dem Boden Öster- 
reichs vereinigten Völker den Slaven römisch-katholischer 
Konfession in bewußtem Gegensate zu dem griechisch- 
orthodoxen Rußland übertragen sollte. Der Neoslavismus 
hingegen, wie ihn die meisten Führer der Tschechen, etwa 
Kramarsch vertraten, forderte wohl auch eine Vorherrschaft 
der Slaven, als der stärksten Bevölkerungsgruppe der Reichs- 
hälfte, suchte aber kulturellen Anschluß an das Mütterchen 
Rußland und auch an Frankreich. Neben diese wider- 
streitenden Staatsideen, die aber alle noch auf dem Boden 
eines selbständigen Österreichs standen, traten nun aber 
auch in beiden Lagern,. dem deutschen sowohl wie dem 
slavischen, Bestrebungen auf, die z. T. einen engen Anschluß 
an die Stammesgenossen jenseits der Grenzen forderten, 
z. T. sogar, um zu einer völligen Verschmelzung mit ihnen 
zu gelangen, den Staat Österreich überhaupt negierten. 

Das zweite große Problem, mit dem sich alle öster- 
reichischen Völker auseinanderseßen mußten, ist dem Reichs- 
deutschen, für den Staat und Nation zusammenfielen, immer 
ganz besonders unverständlich erscheinen: es war das Ver- 
hältnis dieser beiden Formen menschlicher Lebensgemein- 
“ schaft zueinander. Die Frage ist an die Deutsch-Österreicher 
später herangetreten als an die anderen Volksstämme der 
Monarchie. Denn es hat eine Zeit gegeben, in der auch für 
den Deutsch-Österreicher Staat und Nation sich fast zu decken 
schienen. Aber der Traum zerrann, die slavischen Volks- 
stämme entwickelten sich überraschend schnell zu nationalen 
Individualitäten mit ausgeprägtem kulturellen Leben, das aus 
nationalen, nicht aus staatlichen Quellen gespeist wurde. 
Demgegenüber haben sich die Deutschen noch eine Zeitlang 
damit begnügt, nur Träger des Staatsgedankens zu sein, 
haben auf Geltendmachung eines vom Staate losgelösten 
nationalen Lebens verzichtet. Die Folgezeit hat sie freilich 
gelehrt, sich als eine Nation neben den anderen zu empfinden 
und ihre nationale Organisation in und neben dem Staate 
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auszubauen. Aber sie haben doch Staat und Nation nicht 
so scharf getrennt wie die Slaven und haben in einer wechsel- 
vollen Entwicklung, deren einzelne Phasen noch an uns 
vorüberziehen werden, sich immer wieder für den Staat ver- 
antwortlich gefühlt, auch wenn dieses Gefühl nur auf Kosten 
ihrer Stellung als Nation betätigt werden konnte. Nichts 
bezeichnet das Verhältnis der Deutschen und Slaven zu 
Staat und Nation besser als die Tatsache, die Karl Leuthner 
einmal in diesen‘ Zusammenhang gestellt hat, daß in den 
deutsch-österreichischen Schulen zwar in deutscher Sprache 
aber nicht in deutschem Geiste gelehrt worden ist. Vor allem 
der Geschichtsunterricht war hier von österreichischen, das 
heißt staatlichen, im wesentlichen dynastischen Gesichts- 
punkten beherrscht, während selbst in den Staatsschulen des 
slavischen Sprachgebietes für denselben Unterricht ganz ein- 
seitig der nationale Gesichtspunkt maßgebend war, der sich 
zu dem staatlich-dynastischen oft in schroffistem Gegensate 
befand. Frist Mauthner hat dafür in seiner Selbstbiographie 
sehr interessantes illustratives Material geliefert, das sogar 
noch aus einer Zeit stammt, in der der slavische Nationalismus 
erst in den Anfängen seiner Entwicklung stand. 

Der Gegensat zwischen dem Staatsgedanken deutscher 
und slavischer, d. h. austroslavischer oder neoslavischer 
Prägung, berührte sich nun vielfach, ohne sich vollkommen 
zu decken, mit einem anderen Gegensate, dem Gegensatße 
von Zentralismus und Föderalismus, zwischen Staat und 
Ländern. Der Zentralismus strebte in starker Betonung der _ 
Zentralgewalt des Staates ein einheitliches und kraftvolles 
Zusammenfassen der 17 Kronländer an. Der Föderalismus 
hingegen verlegte das Schwergewicht des staatlichen Lebens 
in diese Kronländer und strebte, wenn auch in verschiedenen 
Formulierungen, einer bundesstaatlichen Verfassung zu, die 
in einzelnen Projekten den Zentralinstanzen nur mehr einen 
geringen Wirkungsbereich übrig ließ. Der föderalistische 
Gedanke knüpfte an die alte ständische Selbständigkeit der 
Kronländer an. Der absolutistische Zentralstaat hatte zwar 
im Laufe des 17.. und 18. Jahrhunderts die Bedeutung der 
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ständischen Organisationen fast vollständig vernichtet und 
damit auch die Autonomie der Kronländer in ihrer Bedeutung 
stark zurückgedrängt. Als aber Karl VI. die Krone auch 
seiner weiblichen Nachfolge sichern wollte, hatte er in der 
pragmafischen Sanktion die Kronländer als Garanten an- 
gerufen und ihnen dadurch auch für die Folgezeit einen An- 
spruch auf Mitbestimmung bei Veränderungen der staatlichen 
Verfassung eingeräumt. Und der Ländergedanke war doch 
noch um die Mitte des 19. Jahrhunderts so stark, daß die 
ersten konstitutionellen Verfassungen an ihm nicht ganz 
vorübergehen konnten, und das Abgeordnetenhaus nicht aus 
direkten Wahlen, sondern aus Wahlen durch die Landtage 
der Kronländer hervorgehen ließen. Erst im Jahre 1878 
wurde die direkte Wahl zum Abgeordnetenhause eingeführt 
und damit die Bedeutung der Länder für die Zusammen- 
setung der Volksvertrefung des Gesamtstaates ausgeschaltet. 
Aber die Landtage der Kronländer blieben erhalten und 
haben ein weitgehendes Gesetgebungsrecht besessen, das 
den Kronländern wenigstens in der praktischer Wirkung mehr 
die Stellung der deutschen Bundesstaaten als die einer 
preußischen Provinz gewährte. 

Der Ländergedanke aber hätte für das moderne Öster- 
reich niemals jene große Bedeufung gewonnen, die er tat- 
sächlich erlangt hat, wenn sich nicht der neuentstandene 
Nationalismus der slavischen Völker seiner bedient und ihn 
als Sturmbock nicht nur gegen die zentralistische Gestaltung 
des Staates, als vielmehr noch gegen die Deutschen, die 
Träger dieses Zentralismus verwendet hätte. In der Lehre 
vom böhmischen Staatsrecht hat diese Verbindung der 
nationalen Idee mit der Forderung nach weitgehender 
Autonomie der Kronländer ihre schärfste Ausprägung ge- 
funden. Aber auch innerhalb der Deutsch-Österreicher hat, 
was in Deutschland viel zu wenig beachtet worden ist, der 
Gedanke, wenn nicht direkt des Föderalismus, so doch einer 
Erweiterung der Kronländerautonomie zahlreiche Anhänger 
gehabt. Besonders in den Alpenländern empfand man viel- 
fach auf der Grundlage einer jahrhundertelangen engeren 
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landsmannschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Zu- 
sammengehörigkeit die Kronländer als „historisch-politische 
Individualitäten.*“ Dazu kam der Gegensat der hier stark 
von der Kirche beherrschten Lebensauffassung zu der frei- 
heitlicher gestalteten Gesetgebung des Staates, besonders 
in Kirchen- und Schulangelegenheiten. Schließlich aber noch 
in einigen Kronländern ein drittes Moment. Man hoffte 
durch die in den Händen des Landtages ruhende Geseb- 
gebung die nichtdeutschen Minderheiten, die italienische in 
Tirol, die slovenische in Steiermark und Kärnten leichter 
niederhalten zu können. In nafürlicher Umkehrung dieses 
Grundes waren hingegen die deutschen Minderheiten der 
Sudetenländer zentralistisch gesinnt und wiesen jede Er- 
weiterung der Rechte der Kronländer zurück, da sie von ihr 
nur eine Schwächung ihrer nationalen Sicherheiten befürchten 
mußten. Der Gegensat zwischen den zentralistisch gestimmten 
Sudetendeufschen und den die Länderautonomie 'betonenden 
Alpendeutschen hat sich in der inneren Politik des Staates 
oft genug bemerkbar gemacht. Eine gewisse vermittelnde 
Stellung nahm Niederösterreich mit Wien ein. Als Kernland 
der Monarchie neigte es naturgemäß dem Zentralismus zu, 
während es klerikale Stimmungen, die hier in den neunziger 
Jahren zur Herrschaft gelangten, nach der Seite der Länder- 
autonomie hinzogen. Ganz allgemein aber hat dieser Gedanke 
in den Kreisen des Bürgertums an Ausdehnung gewonnen, 
als das allgemeine Wahlrecht für das Abgeordnetenhaus zur 
Einführung gelangte. Jett schienen die Landtage, deren 
Zusammensetung auf einem veralteten Kuriensystem beruhte, 
ein gewisses Gegengewicht gegen etwa in der staatlichen 
Gesetgebung auftauchende radikale Tendenzen bilden zu 
können. 

Von einer ganz anderen Seite hat die österreichische 
Sozialdemokratie, so lange sie wenigstens noch eine ein- 
heitliche Partei bildete, dem Probleme der Staatsform, das 
wie wir gerade gesehen haben, eng mit der Nationalitäten- 
frage zusammenhing, beizukommen gesucht. Sie machte 
gleichmäßig gegen Zentralismus wie gegen einen auf der 
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Länderautonomie aufbauenden Föderalismus Front. Den 
Zentralismus lehnte sie ab, weil er den kulturellen Bedürf- 
nissen der einzelnen Nationalitäten nicht genügend entgegen- 
kam. Die Autonomie der Kronländer, weil sie ihr in der 
herrschenden Form nur als Hort der Reaktion erscheinen 
konnte. Aber auch aus dem tieferen Grunde, weil sie den 
Kronländern überhaupt jede Eignung absprach, als Grund- 
lagen einer neuen, den Nationalitätengegensatz überwinden- 
den Staatsform verwendet zu werden. Nur zwei, höchstens 
drei von den siebzehn Kronländern seien einsprachig, alle 
anderen national gemischt, jede ihrer Landstuben deshalb 
der Herd eines besonderen nationalen Kampfes, der die 
Völker nicht zur Ruhe kommen lasse. Ein Neubau des 
Sfaafes sei nur dann möglich, wenn man auf die Kronländer 
ganz verzichte und die einzelnen Nationalitäten, ohne Rück- 
sicht auf ihre Verteilung über die Kronländer, als Bausteine 
verwende. Alle Angehörigen einer Nation sollten einen 
nationalen Selbstverwaltungskörper mit demokratisch zu- 
sammengesetter Nationalkammer bilden, der die kulturellen 
Fragen aus eigenem Rechte regelt. Aus diesen in völliger 
Gleichberechtigung zusammengeschlossenen Nationalitäten 
entsteht dann ein Nationalitätenbundesstaat, dessen Organen 
die Regelung aller anderen Fragen — und deren Umfang 
war nach diesem Plane noch sehr groß — zustehen sollte. 
Man wird dieser Konzeption, auf die die Schriften des jetigen 
Staatskanzler Renner einen bestimmenden Einfluß ausgeübt 
haben, die Großzügigkeit nicht absprechen können, aber die 
Folgezeit hat gezeigt, daß der Plan allzu rationalistisch war 
und zu wenig mit historischen und psychologischen Gegeben- 
heiten rechnete.e. Er hat die Grundlage des offiziellen 
Nationalitätenprogrammes gebildet, das sich die Partei im 
Jahre 1899 auf dem Brünner Parteitage gab. 

Nehmen wir nun noch hinzu, daß das Verhältnis der 
Monarchie zu den anderen Staaten, das Verhältnis der 
österreichischen Reichshälfte zu Ungarn eine sehr ver- 
 schiedenarfige Beurteilung zuließ, daß Jahrzehnte hindurch 
die Judenfrage eine zersegende Wirkung im Parteileben 
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ausgeübt hat, stellen wir die Tatsache in Rechnung, daß die 
österreichische Atmosphäre einer scharfen Erfassung des 
Gegensäßlichen nicht günstig ist und nur allzugern einer 
Vermischung selbst heterogener Bestandteile in einem Pro- 
gramm zuneigt, so erhalten wir die Möglichkeit fast einer 
Unzahl von Kombinationen und Schattierungen, die, wie ich 
gern zugebe, selbst dem mit den Dingen vertrauten und in 
ihnen aufgewachsenen es fast unmöglich machen, auch nur 
die großen Linien der Entwicklung nachzuziehen. Es wird 
die Aufgabe der folgenden Darstellung sein, wenigstens 
einen Versuch in dieser Richtung zu machen und unter 
Zurückdrängung aller verwirrenden Details nur das Prinzipielle 
der Entwicklung zu betonen. ‚ 


Als die Krone in den Jahren 1848/49 die aufständische 
Bewegung in Österreich niedergeschlagen hatte und schließlich 
auch mit russischer Hilfe der Trennungsbestrebungen in 
Ungarn Herr geworden war, richtefe sie den Staat auf der 
Basis eines straffen, auch Ungarn mitumfassenden Zentralis- 
mus ein. Sie gewann sich die Untersfüsung der Kirche zu 
dieser Politik durch ein Konkordat, das dieser eine Stellung 
in und über dem Staate sicherte, wie sie eine solche in aller 
Vergangenheit nicht besessen hatte. Aber das System des 
Absolutismus brach schon auf den italienischen Schlacht- 
feldern des Jahres 1859 zusammen. Nur der zentralistische 
Gsdänke blieb, jest im Gewande der konstiftutionellen 
Monarchie, erhalten. Die liberalen Deutschen übernahmen 
als Vertreter der kulturell und wirtschaftlich vorgeschrittensten 
Nation die Führung der Staatsgeschäfte, sie übernahmen 
mit dem Zentralismus aber auch all den Haß, der sich in 
den ungarischen und slavischen Landesteilen aus der ab- 
solutistischen Zeit her gegen dieses System aufgespeichert 
hatte. Sie traten zugleich auch in Gegensa& zu den konser- 
vativ und klerikal gerichteten Stammesgenossen. Ihre Politik 
war einseitig durch die Sorge um die Sicherung der bürger- 
lichen Freiheit gegenüber dem Staate und um die Zurück- 
drängung des kirchlichen Einflusses bestimmt. Sie war nicht 
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national orientiert, die Partei lehnte vielmehr bewußt ab, als 
eine Vertretung des Deutschtums angesehen zu werden und 
jagte dem Phantom nach, durch ihr politisches Programm 
eine Einigung aller Volkstäimme und eine Überbrückung der 
nationalen Gegensäte erreichen zu können. So versäumte 
sie die Sicherstellung der deutschen Führung im Staate, 
als es dazu noch Zeit war, versäumite vor allem die geseß- 
liche Erhebung des Deutschen zur Staatssprache. Man kann 
allerdings zur Entschuldigung der führenden Männer der 
"Partei darauf verweisen, daß Österreich damals noch durch- 
aus den Eindruck eines deutschen Staates machte und daß 
die deutsche Sprache nicht nur in Heer und Beamtenschaft, 
sondern auch im allgemeinen Verkehr sich weitester Ver- 
breifung erfreute. Die Folgezeit sollte aber zeigen, daß „die 
Herrschaft des Deutschen noch nicht die der Deutschen“ 
bedeutete und daß sich unter der deutschsprechenden Be- 
völkerung sehr viele Mitläufer fremder Nationalität befanden, 
die bei tiefergehenden Verschiebungen rasch in das andere 
Lager überzugehen geneigt waren. 

Solche Verschiebungen aber bereiteten sich vor. Der 
die beiden Reichshälften umspannende Zentralismus ließ sich - 
nach der Niederlage des Jahres 1866 nicht mehr aufrecht 
erhalten, Ungarn gewann seine staatliche Selbständigkeit 
zurück, die Deutschen sahen sich auf die führende Rolle in 
der österreichischen Reichshälfte beschränkt. Aber auch 
diese wurde in dem gleichen Zeitraum auf das schwerste 
erschüttert. Als sich die übrigen deutschen Stämme in den 
Kriegen von 1866 und 1870 auf der kleindeutschen Basis 
. einigten, änderte sich dadurch auch das Verhältnis der 
Deutsch-Österreicher zu dem wichtigsten und ausschlag- 
gebenden Faktor ihres Staates, zu der Krone, von Grund 
aus um. „Die Deutschen waren jest nicht mehr“, wie 
Friedjung vor kurzem feinsinnig formuliert hat!), „was sie 
durch Jahrhunderte gewesen, die Säule des Rechtsanspruches 


1) Kaiser Franz Josef. Eine Charakteristik. Deutsche Rundschau. 
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der Habsburger auf die erste Stellung in Deutschland, nicht 
mehr die Leibwache unter den vielen Nationalitäten der 
Monarchie. In der Hofburg tauchte vielmehr die Furcht auf, 
das neubegründete Reich im Norden könne fortan zum 
Magnetberg werden, um das Eisen aus der habsburgischen 
Monarchie zu ziehen.“ Der erste, schon im Jahre 1871 
unternommene Versuch der Krone, ein konservatives und . 
slavenfreundliches, föderalistisches Programm mit Hilfe einer 
aus Slaven und Deutschklerikalen zusammengesetten Majori- 
tät durchzuführen, wurde zwar schon nach einigen Monaten 
durch die Ungarn zu Fall gebracht. Aber das deutsch- 
liberale Ministerium, das nun berufen werden mußte, hat 
niemals das volle Vertrauen der Krone besessen und sah 
sich zu ihr endlich in einem Punkte in Widerspruch gesett, 
in dem sie ganz besonders empfindlich war. Das war 
die äußere Politik, die Frage der südöstlichen Orientierung 
der Monarchie, wie sie durch die Möglichkeit der Besetung 
Bosniens und der Herzogewina wieder akut geworden war. 
Die Deutschliberalen hatten sich dieser Politik zunächst ver- 
sagt, die ihrer Meinung nach zur Aufnahme weiterer slawischer 
Bestandteile in die Monarchie und damit zu einer immer 
stärkeren Verschiebung des Schwergewichtes zu Ungunsten 
der Deutschen führen mußte. Aber die Deutschösterreicher 
haben damals, und, seßen wir der Entwicklung vorgreifend, 
hinzu, auch später noch lange Zeit aus einem anderen 
Grunde kein rechtes Verhältnis zur auswärtigen Politik der 
Monarchie, vor allem zu den Balkanproblemen gewinnen 
können. Durch den ungarischen Ausgleich von 1867 war 
die Führung der Außenpolitik in die Hände eines gemein- - 
samen Ministers gelegt worden, auf den die Parlamente 
der beiden Reichshälften nur einen indirekten, stark ab- 
geschwächten Einfluß hatten. Erklärungen zur auswärtigen 
Politik konnten in den Parlamenten nicht durch den Minister 
des Auswärtigen, sondern nur durch den jeweiligen Minister- 
präsidenten, der lediglich als Beauftragter sprach, abgegeben 
werden. So fehlte der geistige Kontakt Zwischen dem 
Ministerium des Auswärtigen und dem Parlament. Zudem 
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sah sich die Österreichische Reichshälfte von dem Balkan 
durch die Länder der ungarischen Krone getrennt. Und’sie 
hat oft genug schwer empfinden müssen, daß die von ihr 
gutgeheißenen Richtlinien der Balkanpolitik durch die über- 
 spannte Nationalitätenpolitik Ungarns und durch die ungarische 
Politik der wirtschaftlichen Nadelstiche gegen Serbien und 
Rumänien durchkreuzt und vielfach in ihr Gegenteil verkehrt 
worden ist, ohne daß ihr die Möglichkeit einer Abhilfe 
gegeben gewesen wäre. 

Das anfängliche Versagen der deutschen Liberalen in 
der bosnischen Frage hat im Verein mit innerpolifischen 
Gründen im Jahre 1879 ihre Ablösung durch eine Koalition 
von Slaven und deutschen Klerikalen bewirkt, die unter der 
Führung des Grafen Taafe sich bis zum Jahre 1895 am 
Ruder erhielt. Als diese Koalition abgewirtschaftet hatte, 
konnte sich der deutsche Liberalismus noch einmal für kurze 
Zeit an der Bildung einer Regierungsmajorität beteiligen, 
aber seine Glanzzeit war unwiderbringlich vorüber und als 
im Jahre 1897 das bisherige Kurienwahlsystem, das seine 
Herrschaft begünstigt hatte, eine bescheidene Erweiterung 
erfuhr, sah er sich auch im Parlament durch neue Strömungen 
abgelöst, die sich unterdessen innerhalb des deutschen Volks- 
stammes langsam ausgebreitet hatten. 

In diesen Strömungen waren sehr verschiedenartige 
Kräfte wirksam. Die Gründung des deutschen Reiches hatte 
das nationale Gefühl auch der Deutschösterreicher lebhaft 
gestärkt. Aber seit dem gleichen Jahre war der slavische 
Einflu? im Staate im Wachsen begriffen, auch räumlich 
drangen die Tschechen vor, manche der deutschen Außen- 
werke wurden von der slavischen Flut weggespült, die hie 
und da auch schon das geschlossene deutsche Sprachgebiet 
zu benagen begann. So entstand denn auf deutscher Seite 
der Wunsch nach einer bewußten nationalen Politik, der bei 
der Verfassungspartei nur geringes Verständnis fand. Dazu 
kam die Unzufriedenheit mit der von dieser Partei betriebenen 
Wirtschaftspolitik, die allzu einseitig den Interessen des 
mobilen Kapitales dienstbar ihre Entschlüsse von Doktrinen 
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beeinflussen ließ, die dem Aufbau und der Entwicklungsstufe 
der österreichischen Volkswirtschaft nur wenig entsprachen. 
Man verlangte jetzt eine konservative Wirtschaftspolitik, 
die die Klein- und Mittelbetriebe schüte, aber auf demo- 
kratfischer Grundlage. Dieses Programm gewann eine be- 
sondere Anziehungskraft in der Proklamierung eines scharfen 
Antisemitismus, in dem der Gegensatz der Rassen mit der 
Abneigung gegen das liberale Wirtschaftsprogramm zu- 
sammenfloß, als dessen Nutnießer vornehmlich die Juden 
erschienen. So entstand denn neben der liberalen Partei 
eine deutschnationale, die im Jahre 1882 das vielberufene 
Linzer Programm aufstellte.. Es forderte, um die deutsche 
Führung in Österreich zu sichern, die Sonderstellung Galiziens, 
der Bukowina und Dalmatiens und wollte die übrig gebliebenen 
Kronländer in ein enges, auch verfassungsmäßig festgelegtes 
Bundesverhältnis zu dem deutschen Reiche gebracht wissen. 
Hier war also der Zentralismus bewußt aufgegeben und der 
nationale Gesichtspunkt einseitig in den Vordergrund ge- 
schoben. Das alles klang sehr radikal, aber praktisch blieb 
das Linzer Programm ohne Bedeutung. Seine Forderungen 
erwiesen sich bald als Fernziele, denen keine nahe Erfüllung 
winken konnte. Die deutschnationalen Parteien haben denn 
bald auch eine opportunistische Politik getrieben. Erst 
während des Weltkrieges haben einige der alten Forderungen 
neues Leben gewinnen können. 

Der Antisemitismus der neu entstandenen nationalen 
Partei — genau genommen waren es deren mehrere — hat 
in verhängnisvoller Weise auch die Brücke zu einer anderen 
Bewegung gebildet, die sich annähernd in der gleichen Zeit 
geltend machte. Das war die christlich-soziale. Auf ihre 
Entstehung waren Gedankengänge von Einfiuß, die ja auch 
in Deutschland eine gewisse parteibildende Kraft bewiesen 
haben. Aber sie traten in Österreich in Verbindung mit 
klerikalen Tendenzen, die innerhalb des Gesamtklerikalismus 
wieder in einer sehr geschickten Ausnütung des latent vor- 
handenen Gegensates zwischen höherem und niederen 
Klerus die demokratische Idee in den Vordergrund schoben. 
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Die Christlich-Sozialen wurden allmählich zum linken 
Flügel der klerikalen Schlachtreihe. In genialer Benütung 
spezieller Wiener Unterströmungen hat es der Führer der 
Partei, Karl Lueger, nicht minder groß als Verwaltungs- 
mann wie als skrupelloser Demagoge, verstanden, alle 
antisemitischen Kräfte zum Sturm auf das Wiener Rathaus 
‚und die niederösterreichische Landstube zusammenzufassen 
und in der Mitte der Wer Jahre diese beiden Vertretungs- 
körper den dort bisher herrschenden Liberalen zu entreißen. 
Aber die Nußnießer dieses Sieges waren einzig und allein 
die Christlich-Sozialen. Die Deutschnationalen, die nun die 
Rechnung für ihre Waffenhilfe präsentieren wollten, wurden 
von Lueger an die Wand gedrückt und mußten zusehen, wie 
das Kernland der Monarchie mit der Hauptstadt, die auch 
als Verbindungsglied zwischen dem alpen- und sudeten- 
ländischen Deutschtum zu einer besonderen Rolle im 
nationalen Leben berufen war, sich in Auswirkung klerikaler, 
das heißt internationaler Tendenzen, durch Jahre hindurch 
dem nationalen Gedanken fast vollkommen versagte oder 
ihn doch nur sehr lau vertrat. 

Hinter diesen beiden neuen Parteigruppierungen, die 
auf dem Boden einer bürgerlichen Gesellschaftsordnung 
standen, stieg aber schon das rote Gespenst der Sozial- 
demokratie empor. Die Badenische Wahlreform, die jenen 
Parteien zum Siege verholfen, brachte auch zum erstenmale 
sozialistische Abgeordnete ins Parlament. In jener Zeit 
bildete die österreichische Sozialdemokratie, in der ent- 
sprechend der wirtschaftlichen Entwicklung der einzelnen 
Völker das deutsche Element einen entscheidenden Einfluß 
ausübte, .eine einheitliche, alle Nationalitäten umfassende 
Partei. So bot sie ein für den Staat der nationalen Gegen- 
säte ungewohntes Bilde Und ihre Führer hofften, in der 
Proklamierung des Klassenkampfes eine Basis gefunden zu 
haben, die eine dauernde Einigung aller Proleiarier er- 
möglichte. Die nationalen Gegensäte erschienen ihnen zu 
einem guten Teil als Ausfluß einer bürgerlichen Ideologie, 
als Transformation wirtschaftlicher Gegensäte. Indem sie 
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von der Auffassung ausgingen, daß diese wirtschaftlichen 
Gegensäge in der Klasse der eigentlichen Arbeiter am 
schwächsten seien und durch eine kulturelle und wirtschaft- 
liche Hebung der slavischen Volksstämme noch weiter zurück- 
gedrängt werden würden, kamen sie zu der Überzeugung, 
daß die Verstärkung des politischen Einflusses des Prole- 
tariates auch die Lösung der Nationalitätenfrage für den 
ganzen Staat anbahnen müsse. Dabei hat die Sozial- 
demokratie die Bedeutung der nationalen Gegensäße nicht 
schlechthin geleugnet. Ihr geistiger Führer, Viktor Adler, 
der selber vom radikalen Nationalismus herkam, hat sich 
auf dem 6. Parteitag (1897) energisch gegen einen ver- 
waschenen Internationalismus gewendet, der der Rüstkammer 
des bürgerlichen Humanismus und Kosmopolitismus an- 
gehöre. Das neue Problem des Internationalismus, wie ihn 
die Sozialdemokratie verstehe, laute dahin, „wie ist ein ein- 
heitliches Zusammenwirken, ein einheitlicher Kampf, wie ist 
die Abwehr jedes Versuches einer Vergewaltigung einer 
Nationalität durch die andere möglich“. Engelbert Perners- 
torfer hat diese Worte unterstrichen und sich zu der Auf- 
fassung bekannt, man könne ein guter Deutscher, ein aus- 
gezeichneter Slave, ein begeisterter Italiener und dabei doch 
ein leidenschaftsloser internationaler Sozialdemokrat sein. 
So lautete die Theorie. Aber die Praxis erwies denn doch 
nur zu bald, daß jedenfalls die jetige Generation zu einer 
solchen Synthese von Nationalismus und Internationalismus 
noch nicht reif war und die deutsche Fraktion der öster- 
reichischen Sozialdemokratie sah sich bald vor das gleiche 
Problem gestellt, mit dem sich das ganze deutsch-öster- 
reichische Volk auseinanderzuseten hatte. Sie mußte wählen 
zwischen dem Eintreten für den Einheitsgedanken und den 
der nationalen Sonderung. Und sie hat genau so wie die 
bürgerlichen Parteien an dem Einheitsgedanken länger fest- 
gehalten, als für die Sache ihres Volkes, zu dem auch sie 
sich bekannte, dienlich gewesen ist. 

Das Jahrzehnt von 1897 — 1907, das jene Wahlreform 
eingeleitet, ist das verhängnisvollste in der inneren Ent- 


— 19 — 


wicklung Österreichs geworden. Der Versuch einer slavisch- 
deutschklerikalen Majorität, die Frage der Amtssprache in 
Böhmen auf dem Wege einer gegen die Deutschen gerichteten 
Verordnung zu lösen, führte in berechtigter Notwehr die 
deutschen nationalen Parteien zur parlamentarischen Ob- 
struktion, die in dem Augenblick von Erfolg gekrönt war, 
in dem auch die Christlich- Sozialen sich dem Druck der 
nationalen Erregung nicht entziehen konnten und die Wiener 
demonstrierend auf die Straße gingen. Aber der Erfolg der 
Deutschen löste nun ähnliche Gegenbewegungen bei den 
slavischen Völkern aus. Die Obstruktion wurde zu einer 
alltäglichen Erscheinung, das Parlament konnte kaum die 
notdürftigsten Arbeiten erledigen, an die Stelle des Gesetes 
trat das Notverordnungsrecht, das der & 14 der Reichs- 
verfassung bot. 

Die Angriffe auf den nationalen Besißstand haben in 
jenen Tagen die radikale nationale Strömung in der deutschen 
Bevölkerung besonders der Sudetenländer bedeutend ver- 
stärkt, die radikalen Parteien rissen die Führung an sich 
und zwangen auch die anderen zu einer schärferen nationalen 
Tonart, wollten sie nicht allen Boden verlieren. Es war die 
Zeit, in der nationale Ultras im Abgeordnetenhause offen 
den Wunsch nach einem völligen Aufgehen der deutsch- 
österreichischen Landesteile im deutschen Reiche aussprechen 
und ein Hoch auf die Hohenzollern ausbringen konnten. In 
der man die für die Folgezeit verhängnisvolle Parole aus- 
gab, diesem Siaate keinen Nachwuchs an Beamten stellen 
zu wollen. Jener Zeit gehört auch die in Deutschland maßlos 
überschätte „Los von Rom“ Bewegung an. Sie brachte der 
evangelischen Kirche in den neu gewonnenen Anhängern nur 
geringen Gewinn für ihr inneres Leben, sie verschärfte inner- 
halb der Deutsch-Österreicher den Gegensat zu den Klerikalen 
und Christlich- Sozialen noch mehr. Zugleich war sie für 
alle jene einflußreichen Kreise am Hof und in der hohen 
Beamtenschaft ein willkommenes Agitationsmittel, die gegen- 
über einem politisch und religiös gleich unzuverlässigem Volke 
einer slavisch-katholischen Orientierung des Staates das Wort 
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redeten. Einer ruhigen Prüfung der Dinge konnte zwar nicht 
verborgen bleiben, daß es immer nur geringe Bruchteile des 
Volkes waren, die auf jenem radikalsten Standpunkt ver- 
harrten, aber die Jahre um 19%0 sind doch diejenigen ge- 
wesen, in denen sich der österreichische Staat und die 
Deutsch-Österreicher innerlich am weitesten voneinander ent- 
fernt hatten, in denen die nationale Idee dazu neigte, sich 
gegen den Staat einzustellen. 

Die Rückwirkungen der russischen Revolution und der 
Wunsch, dem in allen Lagern auflodernden Nationalismus, 
dessen Flammen den Staat zu verbrennen drohten, zu be- 
gegenen, hat die Krone veranlaßt, den Gedanken des all- 
gemeinen Wahlrechts in die Diskussion zu werfen und mit 
ungewohnter Energie gegen alle Widerstände durchzuseßen. 
Sie hoffte dadurch Volksschichten zu größerer Bedeutung im 
Staate emporzuheben, von denen sie mit den Christlich- 
Sozialen und den Sozialdemokraten annahm, daß sie den 
nationalen Schlagworten nicht so ausgesett seien. Das Er- 
gebnis der ersten, nach dem neuen Verfahren durchgeführten 
Wahlen des Jahres 1907 schien diesen Erwartungen Recht 
zu geben. Es siegten die Parteien, die sich an die breiten 
Massen wandten und die sich die beste Organisation gegeben 
hatten. Das waren vor allem die Christlich-Sozialen. Durch 
Aufsaugung der Altklerikalen hatten sie sich aus einer Partei 
. spezifischer Wiener Lokalprägung zu einer Reichspartei aus- 
gewachsen, die ihr Geltungsbereich vornehmlich auf die Alpen- 
länder erstreckte aber auch schon Anstalten zur Eroberung 
Deutsch-Böhmens und Mähren traf. Von den 232 Wahl- 
bezirken, die den Deutschen vorbehalten waren, hatte sie 
nicht weniger als 96 erobert und etwa 42°, aller deutschen 
Stimmen auf sich vereinigt. Ihnen folgten die deutschen 
Sozialdemokraten, deren Stärke sich auf 50 belief und die 
damit unter den 87 Abgeordneten der Gesamtpartei die 
führende Stellung einnahmen. Die verschiedenen bürgerlichen 
Fraktionen, die auf nationalem und freiheitlichem Boden 
standen, hatten zwar insgesamt 86 Site erobert, aber ihr 
Einfluß? war durch die scharfen Parteigegensäge geschwächt 
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und der deutsche Nationalverband, der sie seit 1910 vereinigte, 
ist über eine lose taktische Bindung nicht viel hinausgekommen. 

Allein die hochgespannten Erwartungen, die man auf 
Grund des neuen Wahlrechts gesett hatte, sollten sich nicht 
erfüllen. Und die Enttäuschung war umso größer, als nach 
einem kurzen Anlauf zu fruchtbringender Tätigkeit das Parla- 
ment wieder bald in den früheren Zustand der Hilflosigkeit 
zurückgeworfen wurde. Die Obstruktion wurde auch in den 
Landtagen zu einer alltäglichen Erscheinung, der wichtigste 
von ihnen, der böhmische, war seit dem Jahre 1910 ge- 
schlossen und konnte tro& aller Versuche nicht mehr flott 
gemacht werden. Vergebens versuchte die Regierung durch 
eine leichtfertige Auflösung des Parlamentes eine ihr günstigere 
Parteigruppierung herbeizuführen. Die Christlich - Sozialen, 
die Stügen der Regierung erlitten bei den Neuwahlen des 
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und zwar, was doppelt schwer wog, in Wien, dem Ausgangs- 
punkte ihrer Macht. Die Partei war nach dem Tode Luegers 
führerlos in den Kampf gegangen und es rächte sich an ihr, 
daß sie, ihrer inneren Struktur nach immer eine Partei der 
städtischen Konsumenten, auf das Land übergegriffen hatte 
und nun in. der Teuerungsfrage mit Rücksicht auf diese 
ländlichen Wahlkreise eine Politik befolgen mußte, die dem 
Produzenteninteresse große Konzessionen machte und ihr 
die städtischen Wähler entfremdete. Aber auch die Sozial- 
demokraten, denen jest die meisten der Wiener Mandate zu- 
gefallen waren, sahen sich von 50 auf 44 — unter 84 der 
Gesamtpartei — herabgedrückt. Zwar war die Zahl der für 
sie abgegebenen Stimmen gestiegen, aber der größere Teil 
der Mandate in Böhmen und Mähren war an die nationalen 
Parteien verloren gegangen, die seit den letten Wahlen ihre 
Organisation nach dem Muster ihrer Gegner ausgebaut hatten 
und sich wegen ihrer Haltung in der auswärtigen Politik auch 
der Unterstüsßung der Regierung erfreuten. Der deutsche 
Nationalverband konnte mit 112 Abgeordneten seinen Einzug 
ins Parlament halten und stellte auch als stärkste Partei 
seinen Präsidenten. 
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In scharfem Gegensate zu diesem Bilde innerer Zer- 
rissenheit stand die kraftvolle Balkanpolitik, die Österreich 
seit dem Jahre 198 trieb und die auf ein starkes Gefühl 
innerer Sicherheit zu deuten schien. Bei dieser Politik hat 
sich die Regierung, in völliger Umkehrung früherer Verhält- 
nisse vor allem auf die deutschen bürgerlichen Parteien 
stügen können. Bestfimmend für deren Haltung war zum 
Teil ihr Gegensa zu den slavischen Volksstämmen der 
Monarchie, die aus ihrer Sympathie für Serbien gar kein 
Hehl machten, — der 2.12. 198, der Tag des 60jährigen 
Regierungsjubiläums des alten Kaisers ist in Prag durch 
den Trommelwirbel der Standrechtsverkündigung eingeleitet 
worden — zum Teil die Besorgnis, in den Fehler der alten 
Liberalen von 1878 zu verfallen. Vor allem aber doch wohl 
das alte Verantwortlichkeitsgefühl für die Großmachtstellung 
der Monarchie. In späterer Zeit, das heißt, nachdem sich 
der Gegensat Rußlands nicht nur zu Österreich sondern ' 
auch zu Deutschland immer deutlicher abzeichnete, unzweifel- 
haft auch der Gedanke, mit der Großmachtstellung Öster- 
reichs auch die des deutschen Volkes als Ganzes zu ver- 
teidigen. Alle diese Erwägungen und Gefühle sind so 
stark gewesen, daß die Deutsch-Österreicher in jenen Jahren 
auch manche Maßnahme der Regierung mit ihrem guten 
Namen gedeckt haben, für die sie bei ruhigerer Überlegung 
wohl die Verantwortung abgelehnt hätten. Ebenso wie sie 
den Blick dafür getrübt haben, daß die Regierung sich viel- 
fach mehr von Gesichtspunkten der Prestigepolitik als von 
denen realer Bedürfnisse bestimmen ließ. 

So hatten sich in den leßten Jahren des alten Österreich 
zwischen der Krone und den deutschen Parteien wieder bessere 
Beziehungen angebahnt. Die Regierung hatte erkennen 
müssen, wie wenig sie doch auf einen Teil der von ihr lange 
Zeit bevorzugten Slaven rechnen konnte. Sie sah auf der 
anderen Seite die Deutschen geneigt, wieder in die alte Stellung 
als Schutgwehr des Staates einzurücken, wenn man ihnen 
nur ein wenig Entgegenkommen zeigte. Zugleich hat die 
in ihren Grundzügen einheitliche Stellung, die die deutschen 
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bürgerlichen Parteien zur äußeren Politik und zum Ausbau 
der Machtmittel des Staates, also Heer und Flotte, ein- 
nahmen, zu einer gewissen Annäherung unfer ihnen geführt. 
Wozu nicht unwesentlich auch der Umstand beitrug, daß das 
Vordringen der Tschechen in Niederösterreich die Christlich- 
Sozialen unmittelbar mit dem Nationalifätenstreit in Berührung 
brachte und dadurch die Partei zu einer lebhafteren Betonung 
des nationalen Gedankens veranlaßte. 

Die Sozialdemokraten standen der neuen Richtung der 
auswärtigen Politik im ganzen ablehnend gegenüber, wandten 
sich aber ebenso gegen die Rolle, die Rußland als Schuß- 
patron Serbiens zu spielen sich anschickte. Auf ihr Betreiben 
gab die Basler Tagung der Internationale vom Herbst 1912 
die Parole, „den Balkan den Balkanvölkern“ aus. Auch in 
der Frage der Heeres- und Flottenverstärkung konnte die 
Sozialdemokratie nicht mit der Regierung zusammengehen. 
Aber im ganzen betrachtet war die Haltung der öster- 
reichischen Sozialdemokratie keine so rein negative wie die 
der reichsdeutschen. Seit der Einführung des allgemeinen 
Wahlrechtes, auf die sie ja einen starken Einfluß ausgeübt 
hatte, fühlte sie sich immer ein wenig für den Staat mit- 
verantwortlich und die ausgleichende Stellung, die sie in 
allen nationalen Fragen einzunehmen suchte, hat sie oft 
genug mit der Regierung zusammengeführt. In ihrem Inneren 
aber machte sie in jenen Jahren eine schwere Krise durch, 
die wieder von Einfluß auf ihre Stellung zu den bürgerlichen 
Parteien wurde. Sie mußte zusehen, wie das Proletariat, _ 
dessen politische, kulturelle und wirtschaftliche Hebung die 
nationalen Gegensäte mildern sollte, gerade dadurch in den 
Bannkreis der als bürgerliche Ideologie gebrandmarkten 
nationalistfischen Gedankengänge hineingezogen wurde. Diese 
Erscheinung machte sich besonders bei den Tschechen be- 
merkbar, die auf die Trennung ihrer politischen und gewerk- 
schaftlichen Organisation von der Wiener Zentrale hinarbeiteten. 
Vergebens hat der Zentralvorstand das weiteste Entgegen- 
kommen gezeigt, vergebens sich die Internationale bemüht, 
die Tschechen bei der einheitlichen Partei zu erhalten. Der 
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Zerfall war nicht aufzuhalten, seit den Neuwahlen von 1911 
hat es in Österreich keine einheitliche Sozialistenpartei mehr 
gegeben. Und je mehr die tschechischen Sozialisten in das 
nationalistische Fahrwasser einlenkten, desto mehr wurden 
in natürlicher Wechselwirkung auch die deutschen zu einer 
schärferen Betonung ihres nationalen Standpynktes hin- 
gedrängt. In ihren führenden Männern, namentlich in Viktor 
Adler, bahnte sich wohl damals schon die Wendung zum 
Großdeutschtum an, die dann im Herbst 1918 besfimmend in 
die Politik, eingriff. 

Allein diese und andere erfreuliche Erscheinungen dürfen 
doch nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Deutsch-Öster- 
reicher dem. langsam heraufziehenden Sturme nur schlecht 
gerüstet entgegengingen. Die großen Parteigegensäte waren 
nur verhüllt, aber nicht in ihrem Kern beseitigt. Vor allem 
besaßen die Deutschösterreicher kein einheitliches nationales 
Programm, ja wenn man von den Sozialdemokraten ab- 
sieht, eigentlich überhaupt kein nationales Programm. Die 
Christlich-Sozialen sind wie das deutsche Zentrum immer 
mit einem Minimum an programmafischen Säten aus- 
gekommen und trieben eine rein opportunistische Politik. Die 
Stellung der übrigen bürgerlichen Parteien zu den nationalen 
Fragen war immer dadurch bestimmt, ob die Deutschen 
in einem Kronlande in der Mehrheit oder in der Minderheit 
waren. So forderten sie in einem Lande für sich, was sie 
in einem anderen selbst wieder zu versagen entschlossen 
waren. Auch war ihr Nationalismus nicht aufbauend, er 
hatte im nationalen Kleinkrieg eine rein negative Richtung 
angenommen, das heißt, er glaubte schon dann einen 
nationalen Erfolg errungen zu haben, wenn er die nationalen 
Wünsche der anderen Volksstämme verhinderte. Der Ge- 
danke, daß es im Staate so nicht weitergehen könnte, war 
wohl in allen Kreisen vorhanden, aber die klare Erkenntnis, 
daß bei dem bestehenden Kräfteverhältnis der einzelnen 
. Nationalitäten eine Einigung nur möglich ‚sei, wenn alle 
Teile in etwas‘ nachgaben, hat ebenso gefehlt wie ein 
Plan für die Gestaltung des Verhältnisses der einzelnen 
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Nationen zueinander und zum Gesamtstaate. Dazu war den 
Parteien, je unfruchtbarer sich der Parlamentarismus erwiesen, 
die Neigung zur Initative verloren gegangen. Man kokettierte 
in weiten Kreisen mit dem Gedanken der Rückkehr zum 
absoluten System, hätte jedenfalls nur wenig gegen eine 
energische Aktion der Regierung, selbst gegen ein Ver- 
fassungsoktroy einzuwenden gehabt. Aber der hochbetagte 
Herrscher lehnte seit vielen Jahren jede Erörterung der 
Nationalitätenfrage ab und schien ihre Lösung seinem Nach- 
folger vorbehalten zu haben. 
| Mit dem Auftreten der Christlich-Sozialen hatte eine 
entfesselte Demagogie in das polifische Leben Einzug 
gehalten. Die nationalen Kämpfe hatten sie noch verstärkt. 
Dadurch war das parlamentarische Niveau in bedenklichem 
Maße gesenkt worden, mehr noch als in Deutschland hatten 
sich feine Köpfe und Männer der harten Wirklichkeit aus 
dem Parlament zurückgezogen. Bei den verbliebenen machte 
sich hier und da die Neigung bemerkbar, das Abgeordneten- 
mandat zu einem Lebensberuf auszubauen. Es fehlte den 
Parteien an führenden Köpfen. Lueger war tot, Männer wie 
Viktor Adler waren eine singuläre Erscheinung, Renner, seit 
1907 im Parlament, enttäuschte damals die Hoffnung aller 
derer, die ihn aus seinen Schriften kennen gelernt hatten. 
Auf den Bänken der Christlich-Sozialen saßen viele, deren 
einziges Verdienst ihr Glaubenseifer war. In die Reihen 
der bürgerlichen Nationalen hatte manch einer zu einer Zeit 
Eingang gefunden, als Lungenkraft und Gewandtheit im 
homerischen Redekampfe als hinreichende Qualifikation er- 
schienen war. Aber diese Zeiten waren vorüber, die Helden 
der Obstruktion waren älter geworden, sie hatten sich der 
Regierung wieder genähert und achteten manchmal allzu 
ängstlich darauf, nicht durch einen Rückfall in die frühere 
Oppositionslust sich die Aussichten auf einen Ministersessel in 
einem der rasch wechselnden Kabinette zu verscherzen. So war 
hier weder eine großzügige noch eine klare Politik zu erwarten. 
Dazu fehlte aber auch noch eine andere Vorausseßung: 
Die genaue Kenntnis der anderen Volksstämme der Monarchie, 
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mit denen man Krieg führen oder mit denen man sich ver- 
tragen mußte. Das war die Kehrseite der bewußten Ent- 
wicklung der eigenen Nationalität. Je weiter sich dieser 
Prozeß vollzog, desto mehr verlor man das Interesse für 
die anderen Volksstämme, desto mehr lehnte man in unheil- 
voller Verblendung jede nähere Beschäftigung mit ihrer 
Wesensart und ihrer Kultur ab. Man lebte in dem Staate 
nebeneinander, wie die Mietsparteien in einem Zinshause 
der Großstadt, die von sich nicht viel mehr als den Namen 
kennen. Man sah an den anderen Volksstämmen nur das, 
was an der Oberfläche lag, die geistigen und seelischen 
Kräfte, die in ihnen schlummerten, kannte man nicht. Troß- 
dem man mit ihnen auf Gedeih und Verderb zusammen- 
geschmiedet war. Und trotdem jene, unterstütt durch die 
Kenntnis der deutschen Sprache in allen deutschen Dingen 
nur zu guf Bescheid wußten. 


So lagen die Dinge, als am 28. Juni 1914 die Schüsse von 
Sarajewo den Weltkrieg einleiteten. Der ermordete Erzherzog- 
Thronfolger war im deutsch-österreichischen Volke wenig 
beliebt, noch weniger gekannt gewesen. Aber jetzt drängte 
sich der Öffentlichkeit doch das Bewußtsein auf, was man 
an dem Ermordeten verloren, der einer der wenigen Männer 
gewesen, von dem man eine akfive Politik erwartet hatte. 
Und man war durch die jahrzehntelangen inneren Kämpfe 
so mürbe geworden, daß man bereit schien, jede aktive Politik 
zu begrüßen, mochte sie auch unbekannten Zielen zuführen. 
Aber stärker als der Schmerz über den Verlust des einen 
Mannes wog doch, und zwar soweit man sehen kann, in 
allen Volksstämmen der Monarchie die Empörung über die 
Anmaßung des kleinen Nachbars, die man schon während 
der Annexionskrise nur mit zusammengebissenen Zähnen 
ertragen hatte. Die österreichischen Völker fühlten sich den 
Serben gegenüber schuldlos. Sie waren sich ihrer friedlichen 
Gesinnung bewußt und konnten darauf verweisen, daß auch 
der Staat durch die Aufgabe des Sandschaks sein Des- 
interessement an den Balkanfragen offiziell kundgetan hatte, 
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Das Verhalten der Serben aber hatte die Monarchie gezwungen, 
während der letzten fünf Jahre wiederholt hunderttausende 
von Mannschaften monatelang unter den Waffen zu halten 
und die Finanzen bis zur Unerträglichkeit anzuspannen. So 
hatte fast jeder Österreicher mit den Serben einen persön- 
lichen Span auszufechten. Dazu kam das Gefühl der An- 
hänglichkeit an die Dynastie, der Verehrung für den alten 
Kaiser, das in den primitiveren Volksschichten eine über- 
raschend einheitliche Stimmung entstehen ließ. In den oberen 
Schichten überwog die kühle Erwägung, daß jett der ent- 
scheidende Kampf um die Großmachtstellung der Monarchie 
ausgefochten werden müsse, in den Deutsch-Österreichern 
mit der besonderen Note, jest den deutschen Gedanken gegen 
die heranbrausende slavische Welle verteidigen zu müssen. 
Nur die Sozialdemokratie hat in sehr energischer Form 
gegen das Serbien überreichte Ultimatum Front gemacht. 
Aber auch ihre Haltung änderte sich, als sich hinter dem 
südöstlichen Nachbar immer deutlicher der russische Koloß 
aufrichtete.. „Das stolze Hochgefühl eines einheitlichen 
Staates ist uns versagt“, schrieb damals die Wiener 
Arbeiterzeitung, „aber zur Abwehr gegen den Despotismus, 
der seine Hand auf diese Länder ausstreckt, sind wir 
dennoch mit nicht minderer Energie, mit nicht minderer 
Kraft bereit“. 

Allerdings hätten der Sozialdemokratie auch kaum Mittel 
zur Verfügung gestanden, um eine abweichende Meinung zur 
Geltung zu bringen. Selbst die Demonstration, die in der 
Ablehnung der Kriegskredite gelegen hätte, war ihr versagt. 
Denn die Regierung dachte gar nicht daran, das Parlament, 
das bei Ausbruch des Krieges gerade vertagt war, einzu- 
berufen. Graf Stürgkh, der Ministerpräsident, fürchtete, und 
wohl nicht mit Unrecht, daß im Abgeordnetenhause eine latente 
Majorität gegen den Dreibund vorhanden sei,!) die sich zu 
einer öffentlichen entwickeln uud dadurch die Weiterführung 


1) Alexander von Spitzmüller, Der politische Zusammenbruch und 
dte Anschlußfrage. Wien, Manz. 1919. 5.14, 
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des Krieges erschweren, wenn nicht unmöglich machen könnte. 
Er etablierte daher mit stillschweigender Billigung der 
deutschen bürgerlichen Parteien ein straffes absolufistisches 
Regiment, auch die Landtage wurden nicht einberufen, selbst die 
Gemeindeverirefungen durften in den ersten Kriegsmonaten 
nicht zusammentreten. Die Preßzensur arbeitete mit den 
schärfsten Mitteln, die ordentliche Strafgerichtsbarkeit der 
Schwurgerichte wurde durch militärische Gerichte erseßt. 
So ist denn von den wirklichen Regungen im Leben der 
einzelnen Volksstänmme nur wenig in die Öffentlichkeit 
gedrungen, auch heute noch vermögen wir uns kein klares 
Bild der Vorgänge und Stimmungen zu machen. Wir 
wissen nur, daß einzelne tschechische Kreise und Truppen 
von allem Anfang an unzuverlässig gewesen sind und 
daß die Verbrüderungsszenen zwischen Deutschen und 
Tschechen, die sich in den ersten Kriegstagen in Prag 
abspielten, von der politischen Polizei inszeniert worden 
waren. | 

Man wird diese künstliche Unkenntnis, in der die 
Öffentlichkeit gehalten wurde, scharf in Rechnung stellen 
müssen, soll man einer Erscheinung gerecht werden, die heute 
dem kritisch prüfenden Blick fast unverständlich erscheinen 
will. Das war der schroffe Übergang von dem traditionellen 
Pessimismus des Österreichers, der an sich und dem Staate 
verzweifelte, zu einem schrankenlosen Optimismus, der aus 
den Ereignissen der Gegenwart die schwindelndsten Hoff- 
nungen für die Zukunft ableitete. Dieser Optimismus hat 
sich vorwiegend, wenn auch nicht ausschließlich, in deutsch- 
österrsichischen Kreisen bemerkbar gemacht. Man hatte dem 
Staafe gar nicht mehr eine so kräftige Lebensbejahung wie 
eine Kriegserklärung zugetraut, man hatte geglaubt, daß die 
Militär- und Zivilverwaltung schon den Aufgaben der Mobil- 
machung nicht gewachsen sein werde, ja man hatte sogar an 
der Zuverlässigkeit des Heeres gezweifelt. Und nun war 
offensichtlich das Gegenteil eingetreten. Die Mobilmachung 
rollte planmäßig ab, die Zivilverwaltung schien sich rasch 
auf die neuen Aufgaben einzustellen. Und vor allem, das 
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Heer schlug sich — was in Deutschland heute noch nicht 
genug anerkannt ist —, vor eine angesichts der russischen 
Übermacht fast unlösbare Aufgabe gestellt mit der alten 
Tapferkeit. Die Volksstämme, deren Vertreter im Parlament 
sich jahrzehntelang heftig bekämpft hatten, standen an der 
Front in treuer Waffengemeinschaft nebeneinander. War es 
nicht begreiflich, wenn man nun allzu rasch glaubte, daß 
dieser Nationalitätenhaß nur ein künstliches Gewächs des 
Parlamentarismus sei, daß die Völker selbst von ihm nichts 
wissen wollten. Daß sie nur zu gern bereit sein würden, 
die Streitaxt zu begraben und auch im Frieden einträchtig 
unter dem Dache des Staates zusammenleben, dessen 
Bestand sie jet mit der Waffe in der Hand verteidigten. In 
hunderten von Artikeln _ und -Broschüren wurde dieses 
„österreichische Wunder* — das Schlagwort stammt von 
Hermann Bahr — besungen, von Stimmen aus allen politischen 
Lagern und aus allen Kreisen, vom leichtbegeisterten Poeten 
bis zum nüchternen Gelehrten, vom klerikalen Romantiker 
bis zum klassenbewußten Sozialisten. Es war ein schöner 
Traum. 

Aus der Fülle dieser Literatur seien nur die Zeitungs- 
und Zeitschriftenartikel herausgegriffen, die ihr Verfasser 
Karl Renner später unter dem Titel „Österreichs Erneuerung“ !) 
gesammelt herausgegeben hat. Nicht nur wegen der Stellung, 
die sich Renner heute im öffentlichen Leben Deutsch-Öster- 
reichs geschaffen hat. Seine Gedankengänge erheben sich 
auch in ihrer sachlichen Bedeutung weit über das Niveau der 
anderen Schriften. Sie sind am tiefsten. fundiert und zeigen 
die geschlosseneste Konzeption. So haben sie schon 
während des Krieges einen starken Einfluß auch auf Männer 
aus anderen Parteilagern ausgeübt und der jetige Staats- 
kanzler muß es sich gefallen lassen, daß sie sich heute 
in etwas veränderter Gewandung seinen eigenen Plänen 
entgegenstemmen. 


1) Politisch-programmatische Aufsäse. 3 Bände. Wien, Brand. 
1916—17. 
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Renner sah in der Tatsache, daß im Kriege der 
österreichisch-ungarische Staatsgedanke alle nationalen 
Absonderungsbestrebungen überwunden habe, das Geseß 
bestätigt, daß im Staats- und Völkerleben die wirtschaft- 
lichen Interessen stärker seien als „alle anderen ideologischen 
Werte und Unwerte“, daß heißt vor allem die nationalen 
Gegensäte. Österreich Ungarn sei für seine Völker eine 
ökonomische Notwendigkeit. Es bilde mit der Hauptmasse 
seiner Länder eine wirtschaftsgeographische Einheit. Die 
darauf beruhende Wirtschaftsgemeinschaft der Völker, die 
auch ihre Wehrgemeinschaft nach sich gezogen habe, könne 
ihre Grenzen „nicht nach nationalen Siedlungsgebietfen 
sondern nur nach Wirtschaftsgesegen und nach der geo- 
graphischen Gestaltung“ abstecken. Dieses Aufeinander- 
angewiesensein habe der arbeitende Teil der Bevölkerung 
schon längst erkannt gehabt, durch den Krieg sei es auch 
allen anderen Schichten zum Bewußtsein gekommen. „Wir 
haben das wirtschaftliche, das soziale, das kulturelle Gesetz 
unseres Zusammenlebens längst gefunden, das staatliche 
jedoch nicht. Die Staatsordnung den neuen Tatsachen an- 
zupassen, ist die Aufgabe der Generation, die nach dem 
Kriege die Geschicke Österreichs lenken wird.“ Die Grund- 
lage dieser neuen Staatsordnung ‚war für ihn natürlich die 
nationale Autonomie, wie sie im Jahre 1899 das von ihm 
stark beeinflußte sozialisiische Nationalitätenprogramm ge- 
fordert hatte. Ulnd da nach Renners Anffassung die kapita- 
listische Entwicklung überall zur Ausbildung größerer Wirt- 
schaftskörper dränge, der bisherige Nationalstaat dadurch 
überall zum Nationalitätenstaat heranwachsen würde, so sei 
Österreich, das schon jett mit dem Problem des Nationalitäten- 
ausgleiches ringe, berufen, durch eine vorbildliche Lösung 
dieser Frage auch für die staatliche Entwicklung der anderen 
Völker richtungsgebend zu wirken. 

Die Rennersche Theorie, daß die Bildung größerer 
Wirtschaftskörper eine notwendige Folge bestimmter wirt- 
schaftlicher Tendenzen unserer Zeit sei, hat auch einen starken 
Einfluß auf die Haltung der Sozialdemokratie zu einer Frage 
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ausgeübt, die in den ersten Kriegsjahren in Deutschland und 
Österreich-Ungarn lebhaft diskutiert worden ist. Es war die 
Frage des engeren Zusammenschlusses der beiden Reiche. 
Seit dem Jahre 1870 hatten die Deutsch - Österreicher mit 
steigendem Schmerz zusehen müssen, wie sich das deutsche 
Volk immer mehr nach dem Westen orientierte und für seine 
Stammesgenossen in Österreich nur ein gewisses gering- 
schätiges Wohlwollen übrig hatte. Nun schien die neue 
Orientierung der deutschen Politik nach dem Südosten die 
Deutsch-Österreicher zu einem Bindeglied mit dem Balkan 
zu berufen und ihnen damit eine wichtige Rolle im Rahmen 
des Gesamtvolkes zuzuweisen. So ist es begreiflich, daß 
der Naumannsche Gedanke von „Mitteleuropa“ in Deutsch- 
Österreich mit dem ganzen Temperament dieses leichter 
beweglichen Schlages aufgenommen wurde. Und es hat tief 
geschmerzt, daß man da, wo der Deutsch-Österreicher sein 
volles Herz entgegentrug, mit einem nüchternen Abwägen 
der wirtschaftlichen Vor- und Nachteile antwortete. Diese 
Haltung der Reichsdeutschen hat nicht wenig dazu bei- 
getragen, daß man nun auch in Deutsch-Österreich den Plan 
mit nüchternen Augen zu prüfen begann. Es zeigte sich 
damals schon der gleiche Aufmarsch der Parteien, den wir 
mit geringen Verschiebungen auch heute noch beobachten 
können. Die hohe Beamtenschaft und der Klerus, sowie das 
große Kapital, besonders der Industriezweige, die die Kon- 
kurrenz Deutschlands vor allem zu fürchten hatten, zeigten 
sich zurückhaltend, wenn nicht direkt ablehnend. Hingegen 
haben sich neben den stark national empfindenen Mittel- 
schichten, vor allem auch die deutsch-österreichischen Sozial- 
demokraten — mit Ausnahme einiger radikalen Elemente, 
z.B. Hilferdings — von Anfang an mit aller Energie für 
einen engeren wirtschaftlichen Zusammenschluß ausgesprochen. 
Auf ihr Betreiben fand im Januar 1916 in Berlin eine Zu- 
sammenkunft mit den Führern der reichsdeutschen Sozialisten 
statt, in der Renner das einleitende Referat hielt. In groß- 
zügiger Darstellung begründete er die Notwendigkeit der 
Schaffung größerer Wirtschaftskörper als Konsequenz der 
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Marxistischen Lehre, nicht minder aber auch als Folgerung 
aus einer jahrhundertelangen engeren staatlichen Gemein- 
schaft der beiden Reiche. 

Zu den Fragen der inneren Politik und des Neuaufbau 
des Staates Stellung zu nehmen, ist den Deutsch- Öster- 
reichern in den ersten Jahren des Krieges sehr erschwert 
worden. Die Ausschaltung der Parlamente, die Pressezensur 
und die Einschränkung der Versammlungsfreiheit unterbanden 
den offenen Meinungsaustausch. Wie in den Zeiten des 
Metternichschen Polizeisystems mußte man seine Zuflucht 
zu Denkschriften nehmen, die von einzelnen Gruppen aus- 
gearbeitet nun in kleinem Kreise von Hand zu Hand gingen. 
Da auch der deutsche Nationalverband des Abgeordneten- 
hauses sich streng jeder Aufstellung programmatischer Säte 
enthielt und sie den einzelnen Fraktionen überließ, so konnte 
eine starke Zersplitterung der Meinungen nicht ausbleiben. 
In diesen Programmentwürfen standen sich, wenn wir von 
solchen ausgesprochen klerikaler Färbung absehen, zwei 
Richtungen gegenüber: die eine beschränkte sich auf national- 
politische Fragen, während die andere darüber hinaus auch 
ein umfangreiches wirtschaftliches Programm aufstellte, für 
das sie in bestimmten Grenzen auch die Mitwirkung der 
deutschen Sozialdemokraten zu gewinnen hoffte. Die 
drohende Gefahr der Spaltung der bürgerlich- freiheitlichen 
Parteien ist noch glücklich vermieden worden: es gelang 
die Vereinigung auf einer mittleren Linie zu finden. Die 
leitenden Ideen dieser Politik begegneten sich mit solchen, 
die uns schon aus dem Linzer Programm der Deutsch- 
Nationalen von 1882 bekannt geworden sind: Loslösung 
Galiziens, der Bukowina und Dalmatiens aus dem engeren 
Staatsverbande. Und für die nun verbleibenden Restländer 
Sicherung des deutschen Einflusses — auch im Interesse 
des. Staatsganzen — durch Festlegung der deutschen Staats- 
sprache, Einführung einer nationalen Kreiseinteilung. in 
Böhmen und Veränderung der Geschäftsordnung des Parla- 
mentes in dem Sinne, daß künftighin seine Lahmlegung 
durch die Obstruktion einer kleinen Gruppe ausgeschlossen 
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erschien. Man forderte also eine Politik, die mit der be- 
wußten Betonung des deutschen Charakters des Staates in 
scharfem Gegensa zu dem Nationalitätenprogramm der 
Sozialdemokraten stand, sich übrigens zu diesem Programm 
auch insofern in Widerspruch sebtte, als sie mit Rücksicht 
auf die Stimmung in den Alpenländern dem Gedanken der 
Kronlandsautonomie recht weit entgegenkam. 

Die Forderungen der Deutschen sind ja zu innerst 
beeinflußt gewesen von dem Gefühl, daß sie sich in der 
größten Not des Staates als seine treuesten Stüten erwiesen, 
daß sie schwerere Blutopfer gebracht hatten, als irgendeiner 
der anderen Volksstämme. Die Zahlen der Statistik haben 
heute die Richtigkeit dieses Gefühles bewiesen. Was sie in 
dem Glauben an die Möglichkeit der Durchführung ihres 
Programmes bestärkte, war die Tatsache, daß das Österreich 
jener Tage: wirklich ein deutscheres Gepräge annahm, als 
seit langen Jahrzehnten. Der Krieg wirkte germanisierend. 
An der Front gewann aus zwingenden Gründen die deutsche 
Vermittlungssprache stetig an Ausdehnung und das Armee- 
oberkommando in Teschen tat alles, was in seinen Kräften 
stand, um diese Bewegung zu untersfügen. Hat es ja doch 
selbst in den Heeresberichten vom Tiroler Kriegsschauplat 
die alten halbvergessenen deutschen Ortsnamen wieder ans 
Tageslicht gezogen. Auch in einzelnen Zweigen der Zivil- 
verwaltung fand die deutsche Amtssprache offizielle An- 
erkennung. Man ging scharf gegen die russophilen 
Treibereien der Tschechen vor, verbot die Sokolvereine 
(Turnvereine) und ließ? dann Anklage gegen die wichtigsten 
Führer des Volkes ergehen, soweit sie sich noch nicht in 
Sicherheit gebracht hatten. Auch der Name Österreich, 
der jest auch de jure an Stelle der alten langatmigen 
Bezeichnung „Die im Reichsrate vertreienen Königreiche und 
Länder“ gesett wurde, schien deutlich die Idee des Ganzen 
über die der einzelnen Teile zu stellen. 

Man hat hinterher den Deutschösterreichern den Vorwurf 
gemacht, daß sie in jenen ersten Jahren des Krieges die 
Regierung nicht energischer dahin bearbeitet hätten, auf dem 
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Verordnungswege die Sonderstellung Galiziens anzuordnen 
und den deutschen Einfluß im Staate durch die Durchführung 
der erwähnten Maßregeln sicherzustellen. Ich weiß nicht, ob 
die Deutschen mit ihrem Wunsche eines Verfassungsoktroy, 
den sie ja der Regierung wiederholt vorgetragen haben, der 
aber zunächst an der ablehnenden Haltung des Grafen 
Stürgkh scheiterte, auf dem rechten Wege gewesen sind. 
Eine Verfassungsänderung auf dem Wege der Verordnung 
wäre keine Lösung der Frage sondern nur die Verschiebung 
der Lösung gewesen. Sie hätte die Deutschen mit dem 
Odium des Verfassungsbruches belastet und sie in einer 
Zeit, in der der demokratische Gedanke unzweifelhaft im 
Vordringen begriffen war, als Feinde der Volksfreiheit hin- 
gestellt. Man hat behauptet, daß im Herbst 1915 nach der 
Zurückwerfung Rußlands und der Erorberung Serbiens 
sowie der Verurteilung von Kramarsch und seinen Genossen 
die Tschechen bereit gewesen wären, auf die Wünsche der 
Deutschen einzugehen. Das ist möglich, aber es darf billig 
bezweifelt werden, ob eine solche durch die Not gebotene 
Unterwerfung von Dauer gewesen wäre. 

Die Probe auf das Exempel ist nicht gemacht worden. 
Denn seit dem Herbst des Jahres 1916 traten Ereignisse ein, 
die die Situation zu Ungunsten der Deutschen verschoben. 
Je länger der Krieg dauerte, desto lebhafter erhoben sich 
Stimmen, die auf eine Einberufung des Parlamentes drangen. 
Diese Wünsche wurden nicht etwa nur in Kreisen laut, die 
zu der Regierung in Opposition standen, es waren vor allem 
auch sämtliche drei Parteien des Herrenhauses, die sich in 
gleichem Sinne äußerten. Maßgebend für diese Kreise war 
vor allem die Tatsache, daß bei der Ausschaltung des 
Parlamentes in der österreichischen Reichshälfte sich das 
Schwergewicht in der Monarchie immer mehr auf. die 
ungarische Seite hin verlegte, die nicht nur einen energischen 
Ministerpräsidenten sondern auch ein kräftig arbeitendes 
Parlament besaß, auf das Graf Tisza sich bei der Durch- 
führung seiner Pläne stüßen konnte. In Österreich hingegen 
war kein Forum vorhanden, vor dem die Wünsche der 
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Völker zur äußeren oder inneren Politik laut werden konnten. . 
Gerade die inneren Verhältnisse des Staates forderten aber 
vielfach eine scharfe Krifik heraus. Die Regierung verhielt sich 
allen größeren Reformfragen gegenüber vollständig passiv 
und schien nicht gewillt, während des Krieges Hand anzulegen. 
Dazu gestaltete sich die Ernährung der Bevölkerung immer 
schwieriger. Zum Teil lag das an der mangelnden Eignung 
des Beamtentums, zum Teil an Fehlern in der. Verwaltungs- 
organisation. Es fehlte in den unteren Instanzen an Selbst- 
verwaltungskörpern, die als Träger der Ernährungswirtschaft 
hätten verwendet werden können. Es fehlte hier auch der 
anregende Einfluß, der in Deutschland von den ausgezeichnet 
arbeitenden weitblickenden Stadtverwaltungen ausgegangen ist. 
Zudem hatte die Ernährungswirtschaft mit großen Schwierig- 
‚keiten zu kämpfen, die durch andere Momente hervorgerufen 
worden waren. Galizien, eines der wichtigsten Kornländer, war 
teils unmittelbarer Kriegsschauplaß, teils Etappengebiet, schied 
somit zum größten Teile als Getreidelieferant aus. Ungarn 
kam seinen Verpflichtungen gegenüber der anderen Reichs- 
hälfte nur zögernd und in ganz ungenügendem Maße nach. 
Ebenso blieben die Leistungen der tschechischen Bezirke 
von Böhmen und Mähren weit hinter denen der viel kleineren 
und ärmeren deutschen Bezirke zurück. Zwar bot dem 
deutschen Reisenden und dem oberflächlichen Beschauer 
Österreich damals noch das Bild eines Landes, in dem gegen 
Geld und gute Worte alles zu haben war. Aber dieser 
Schein war schon damals trügerisch. Dank einer ungenügenden 
Erfassung des Produktionsergebnisses und eines sehr früh 
ausgebildeten Schleichhandels konnte man allerdings für 
teures Geld noch besser leben als in Deutschland, aber die 
ärmere Bevölkerung sah sich hier auf weit schmälere Rationen 
gesegt, die noch dazu nicht einmal regelmäßig geliefert 
werden konnten. Schon damals zeichneten sich in ihren 
ersten Umrissen jene fürchterlichen Ernährungszustände ab, 
die in den späteren Kriegsjahren die Bevölkerung namentlich 
der deutschen Gebiete ausmergelfen und die Zahl der Todes- 
fälle auf eine grauenhafte Höhe steigen ließen. Ähnliche 
11* 
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.„Fäulniserscheinungen machten sich auch in anderen Zweigen 
des Wirtschaftslebens bemerkbar. Die österreichisch-ungarische 
Industrie hat nach der produktionstechnischen Seite während 
des Krieges, set man die schwierigen Verhältnisse, ‚unter 
denen sie arbeiten mußfe, gebührend in Rechnung, glänzen- 
des geleistet. Aber Kettenhändler und Preistreiber haben 
hier eine noch unheilvollere Rolle gespielt als in Deutsch- 
land, ebenso wie ‚es demjenigen, der über die nötigen 
Beziehungen verfügte, viel leichter gemacht worden ist, sich 
ganz vom Heeresdienst zu befreien oder doch wenigstens 
‘bald die Front mit einem sicheren Posten in der Etappe 
oder im Hinterlande zu vertauschen. 

Daß die deutschen Sozialdemokraten prinzipiell auf eine 
Einberufung des Parlamentes hindrängten, war selbst- 
verständlich. Aber auch die deutschen bürgerlichen Parteien 
konnten sich dem Druck der skizzierten Verhältnisse nicht 
entziehen und erklärten sich im Oktober 1916 unter gewissen 
Klauseln mit der Wiederaufnahme des verfassungsmäßigen 
Zustandes einverstanden, in der Hoffnung, vorher noch die 
Erfüllung ihrer bekannten Forderungen von der Regierung 
erreichen zu können. Die Frage, ob das Ministerium Stürgkh 
dem Andrängen aller Parteien hätte Widerstand leisten 
können, ist nicht entschieden worden, denn am 20. Oktober 
fiel der Ministerpräsident, in dem sich der Widerstand gegen 
die Einberufung zu verkörpern schien, durch die Kugel 
Dr. Friedrich Adlers, des Sohnes des Führers der deutsch- 
österreichischen Sozialdemokratie. 

Die Schüsse dieses Fanatikers haben offenbar in 
Regierungskreisen Bestürzung hervorgerufen und den Ein- 
druck von einer tiefen Gärung im Volke erweckt, die kaum 
in dem angenommenen Umfange vorhanden war. Die 
Ernennung Ernst von Körbers zum Nachfolger Stürgkhs 
zeigte deutlich, daß die Regierung einzulenken bereit war. 
Einen Monat später starb der alte Kaiser und hinterließ in 
schwerer Stunde sein Reich einem vielleicht wohlmeinenden, 
sicher aber unreifen und schwachen Nachfolger, auf den bald 
seine Umgebung einen großen Einfluß gewann. Es waren 
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. meist Männer aus dem Kreise der Vertrauten des ermordeten 
Erzherzog Franz Ferdinand, denen man, ob mit Recht oder 
Unrecht läßt sich für den einzelnen heute noch nicht ent- 
scheiden, eine gewisse Neigung zu einer föderalistischen 
Umgestaltung des Staates und damit verbunden zu einer 
Stärkung des slavischen Einflusses nachgesagt hat. 

Aus diesem Kreise hat der gemeinsame Minister des 
Äußeren Graf Czernin bald einen bestimmenden Einfluß auch 
auf die innere Politik Österreichs gewonnen. Er hat zunächst 
im Winter 1916/17 in Gemeinschaft mit dem Kabinett Clam- 
Martinic, das das Ministerium Körber abgelöst, den Ge- 
danken vertreten, den Deutschen vor der Wiederberufung 
des Parlamentes bestimmte Garantien zu geben. Aber da 
kam die russische Revolufion. Jeßt glaubte Graf Czernin 
mit Rücksicht auf die auswärtige Politik — er hoflte auf die 
Möglichkeit eines Sonderfriedens mit Rußland — auch in 
der inneren Politik eine Richtung befürworten zu sollen, die 
auf eine Versöhnung der Slaven, vor allem der Tschechen 
hinauslief. Das Parlament wurde ohne die von den 
Deutschen geforderten Sicherungen einberufen und die münd- 
lichen Zusicherungen des Kaisers an die deutschen Führer, 
daß auch in Hinkunft die Regierung an den festgesteckten 
Zielen festhalten werde, konnte nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß sich hier eine für die bisherige Politik der Deutschen 
verhängnisvolle Wendung vollzogen hatte. 

Das Verhalten der slavischen Parteien in den nun am 
80. Mai 1917 zusammengetretenen Parlamente entsprach den 
schlimmsten Befürchtungen. Die gedrückte Sfimmung, die 
sich zeitweise namentlich der Tchechen bemächtigt hatte, war 
unter dem Eindrucke der russischen Revolution und der 
schwierigen Lage der Mittelmächte, über die jene Kreise 
besser als alle anderen unterrichtet waren, verflogen. Sie. 
traten sofort mit einer „staatsrechtlichen“ Erklärung hervor, 
in der sie die Umwandlung Österreichs in „einen Bundes- 
staat von freien und gleichberechtigten nationalen Staaten“ 
forderten. Schon hier wurde die Doppelzüngigkeit ihrer Politik 
deutlich. Während sie auf Grund des nationalen Selbst- 
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bestimmungsrechtes die slovakischen Teile Nordungarns für - 
sich beanspruchten, sprachen sie- den deutschen Teilen 
Böhmens, Mährens und Schlesiens das Selbstbestimmungs- 
recht ab und griffen hier auf die „historischen“ Grenzen des 
Wenzelreiches zurück. Die staatsrechtlichen Erklärungen der 
Südslaven bewegten sich in ähnlichen Bahnen. Zugleich 
zeigten sich die Befürchtungen des Grafen Stürgkh bestätigt: 
die Mehrheit des Abgeordnetenhauses war dem Bündnis mit 
Deutschland ablehnend gesinnt. Die Stellungnahme der 
Parteien führte sofort zu einer Regierungskrise. Das 
Ministerium Clam-Martinic trat zurück, die Leitung der 
Geschäfte übernahm Herr von Seidler, zwar ein bewährter 
Ressortfachmann, aber ohne jede politische Erfahrung und 
ohne Initative. Er ließ sich von den Ereignissen treiben, 
anstatt sie zu meistern.!) 

Und doch hätte Österreich niemals mehr einer starken, 
zielsicheren Führung bedurft als in jenen Monaten. Denn 
die destruktiven Tendenzen im Staate nahmen immer mehr 
überhand und wagten sich durch die zaghafte Haltung der 
Regierung ermutigt stärker an die Öffentlichkeit. Die 
Sozialdemokraten hatten, von ihrem Standpunkt aus ganz 
konsequent, nach der Niederwerfung des Zarismus jedes 
Interesse an der weiteren Kriegsführung verloren und ver- 
traten nur mehr die Interessen des unter der Teuerung und 
der unzureichenden Ernährung schwer leitenden Proletariates. 
: Aber der Streik, den sie im Januar 1918 in Wien inszenierten, 
hat, wenn wir den Ehthüllungen des Grafen Czernin Glauben 
schenken können, der von ihnen geforderten versöhnlichen 
Politik gegenüber Rußland entgegengearbeitet und bei den 
Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk den schärferen 
Forderungen Deutschlands zum Siege verholfen. Dieser 
Friedensschluß hat aber auch durch seine Begünstigung der 
Ukraine die Polen schwer verstimmt und ihre gegründeten 
Zweifel daran erweckt, ihre nationalen Forderungen durch 
die Hilfe der Mittelmächte zu erreichen. Die Südslaven, die 


1) Man vergleiche auch das Urteil über Seidler bei A. Spitmüller, 
a.a.0.S. 21. 
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bisher der Gegensat zu Italien an der Seite der Monarchie 
gehalten, sahen sich durch die Isonzooffensive im Oktober 
1917 von ihrem grimmigsten Feinde befreit und wandten 
sich wieder den alten Plänen einer politischen Einigung aller 
ihrer Stämme zu. Dieses Problem aber gestaltete sich um so 
schwieriger, als Kroatien und Slavonien direkt dem ungarischen 
Staatenverbande angehörten, während für Bosnien und die 
Herzegowina Ungarn wenigstens ein Mitbestimmungsrecht in 
Anspruch nehmen konnte. Und es war wenig wahrscheinlich, 
daß sich Ungarn den slavischen Wünschen gefügig erzeigen 
und damit auch auf seinen direkten Zugang zum Meere 
verzichten würde. War aber eine Einigung der Südslaven 
unter der Dynastie Habsburg nicht möglich, so lag der 
Gedanke nahe, sie unter der Dynastie Karageorgewitsch 
anzustreben. Noch ausschweifender waren die Wünsche der 
Tschechen, wie sie zuerst von ihrer Presse im Herbst 1917 
geäußert worden sind. Sie gingen über den Rahmen der 
Erklärung vom 50. Mai noch hinaus und dehnten sich auch 
auf Gebiete aus, die wie Westungarn und einzelnen Teilen 
von Deutschland niemals zum böhmischen Staate gehört 
hatten. Was aber wichtiger war: auch die offiziellen Vertreter 
des tschechischen Volkes stellten sich immer offener gegen 
den österreichischen Staat. Ein am 6. Januar 1918 in Prag 
versammelter Generallandtag forderte die vollständige 
Unabhängigkeit des tschechischen Staates, ohne dabei auf 
die Dynastie oder den Zusammenhang mit den anderen 
Teilen Österreichs irgendwelche Rücksicht zu nehmen. Je 
mehr sich das Übergewicht auf die Seite der Entente zu 
neigen schien — und ich kann nur wiederholen, daß die 
Tschechen über das internationale Kräfteverhältnis sehr gut 
unterrichtet gewesen sind — desto deutlicher sprachen sie 
aus, daß sie eine Erfüllung ihrer nationalen Wünsche nicht 
mehr von der Monarchie, sondern von der Unterstüsung 
der Entente und von der dereinstigen Friedenskonferenz 
erwarteten. „Hilft uns Rußland nicht, so hilft uns England“ 
“war ein Lied, das man im Frühjahr 1918 allenthalben auf 
den Siraßen von Prag hören konnte. 
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Demgegenüber beschränkte sich die Regierung des 
Herrn von Seidler fast vollkommen auf die Rolle eines 
Zuschauers, fast kann man sagen, eines wohlwollenden 
Zuschauers. Es hatte oft den Anschein, daß sie einer 
föderativen Ausgestaltung des Staates zuneige, — mif festen 
Plänen ist sie nie hervorgetreten — und daß sie auch die 
Angriffe, die sich aus den Reihen der slavischen Völker 
gegen das Bündnis mit Deutschland richteten, nicht ohne 
eine gewisse Befriedigung aufnehme. Wir wissen ja heute 
aus den Enthüllungen Czernins, daß sich dieser schon im 
Frühjahr 1917 über das Nachlassen der österreichischen 
Widerstandskraft keinen Illussionen hingab und dem baldigen 
Abschluß eines Friedens zustrebte. In gleicher Richtung 
wirkten die Pazifisten im sozialistischen und bürgerlichen 
Lager. Speziell in den Kreisen der „Schwarzgelben“ in 
Heer, Verwaltung und Klerus, die als nationale Zwitter- 
geschöpfe nur staatlich empfanden, vertiefte sich die Auf- 
fassung immer mehr, daß die Entente Österreich-Uingarn 
eigentlich im Grunde ihres Herzens wohlwollend gegen- 
überstehe, daß es nur das Festhalten an dem Bündnis mit 
Deutschland sei, das die Monarchie ins Verderben reiße. 
Man glaubte für Österreich den Zweck des Krieges durch 
die Abwehr der von Serbien, Rußland und Italien drohenden 
Angriffe erreicht zu haben und wiegte sich in dem Glauben, 
durch geschickte diplomatische Verhandlungen zu einem 
günstigen Frieden zu gelangen. Auch der Träger der 
Krone hat diesem Gedanken nahe gestanden. Die Ideen 
Renners von der Notwendigkeit der nationalen Autonomie 
und der Schaffung eines übernatfionalen Staates gewannen 
auch in weiteren Kreisen Anhänger, erschienen allerdings 
zum Teil in verändertem Gewand mit einem starken katholi- 
sierenden Einschlag. Hermann Bahr, Richard von Kralik, 
Förster, Robert Müller seien als charakteristische Exponenten 
dieser unter sich wieder vielfach abschattfierten Strömungen 
genannt: Auch die Sozialdemokratie hat damals, wenn 
auch mit einer gewissen Zurückhaltung mit infernafionalen 
Gedankengängen gespielt, die aus der vielfachen Berührung 
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mit der Ideenwelt des russischen Bolschewismus in sie ein- 
strömten. 

Diesem offenen und versteckten Treiben gegenüber 
befanden sich die Deutsch-Österreicher in einer sehr unglück- 
lichen Lage. Sie fanden keinen Ausweg aus dem tragischen 
Zwiespalt ihrer historischen Entwicklung, sie kamen von dem 
Verantwortlichkeitsgefühl gegenüber dem Staate nicht los, ja 
sie empfanden sich in jenen Tagen um so stärker als Träger 
des Staatsgedankens und des Bündnisses mit Deutschland, 
je mehr die slavischen Völker beides negierten. Troßdem 
damals, und wie wir zugeben müssen, zum guten Teile 
infolge unseres Auftretens, selbst in nationalen Kreisen die 
Begeisterung für Deutschland zeitweise etwas nachgelassen 
hatte. So kamen sie im ganzen über die Defensive nicht 
viel heraus. Die Deutschböhmen forderten zwar, als die 
tschechischen Wünsche nach einem selbständigen Staate 
immer lauter wurden, an Stelle der früher begehrten admini- 
strativen Zweiteilung von Böhmen die vollständige Trennung 
des Landes in einen deutschen und einen tschechischen Teil. 
Aber diese Forderung hätte fast zu einem Bruch mit den 
alpenländischen Deutschen geführt, da diese nun als Konse- 
quenz des Vorgehens der Deutschböhmen ähnliche Wünsche 
der Südslaven fürchteten, die sich gegen die Stellung der 
Deutschen in Steiermark und Kärnten richten konnten. Die 
_ Veröffentlichung des berüchtigten Kaiserbriefes, die dem 
Grafen Czernin einen effektvollen Abgang als Märtyrer des 
Bündnisses mit Deutschland gestattete, hat den drohenden 
Zerfall der deutschen Gemeinbürgerschaft noch einmal auf- 
gehalten. Dieser Kaiserbrief im Verein mit dem Auftreten 
der Slaven hat aber auch in der deutschen Bevölkerung 
wieder eine stärkere. nationale Beengung ausgelöst, der sich 
diesmal auch die Alpendeutschen, unmittelbar durch die 
Forderungen der Siüdslaven bedroht, anschlossen. Die 
Bewegung pflanztge sich tro& des anfänglichen Widerstandes 
der deutschen Abgeordneten auch in die parlamentarischen 
Kreise fori und das Ministerium Hussarek, das das Kabinett 
Seidler abgelöst hatte, sah sich veranlaßt, sich den Deutschen 
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wieder etwas zu nähern. Die Verordnungen über die Er- 
richtung eines Kreisgerichtes in Trautenau (Böhmen) und über 
das Statut der böhmischen Landesverwaltungskommission 
konnten bei einigem guten Willen als bescheidene Abschlags- 
zahlungen auf die deutschen Forderungen aufgefaßt werden. 
Sie genügten jedenfalls wieder, um die Deutschen im Kiel- 
wasser einer Regierung zu halfen, die ihren Wünschen im 
innersten Herzen doch kühl gegenüber stand. Unerschütterlich 
an dem Bündnis mit Deutschland festhaltend, auf dessen 
Widerstandskraft sie fest vertrauten, hörten sie nicht oder 
wollten nicht hören, wie es im Gebälk des eigenen Staates 
immer lauter knirschte und krachte und versäumten darüber, 
jene Konstruktionen aufzuführen, die wenigstens dem eigenen 
Volke ein notdürftiges Dach gewähren konnten, wenn das 
Gebäude des Gesamtstaates einstürzte. 
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Dieser Augenblick war im Oktober 1918 gekommen. 
Der Zusammenbruch Bulgariens bedrohte Österreich-Ulngarn 
unmittelbar in seiner ungeschütten Flanke, der Vormarsch 
der Serben rollte nicht nur die südslavische Frage, sondern 
das ganze Nationalitätenproblem auf. Die Regierung sah 
sich zum Handeln gezwungen. Am 1. Oktober stellte der 
Ministerpräsident im Abgeordnetenhause die baldige Regelung 
des nationalen Autonomieproblems, natürlich im Sinne des 
Föderalismus in Aussicht. 

In diesem bedeutungsvollen Moment übernahmen die 
Sozialdemokraten, deren Forderungen stets in der Richtung 
der nationalen Autonomie gegangen waren, auch taktisch die 
Führung der deutschen Parteien. In einer am 5. Oktober 
einberufenen Vertreterversammlung aller deutschen Parteien 
traten sie, wie es scheint auf Anregung Otto Bauers, mit 
dem Vorschlag einer Resolution hervor, die die Umwandlung 
Österreichs in eine Föderation freier nationaler Gemeinwesen 
verlangte, aber jede Einbeziehung deutsch sprechender Gebiete 
in einen slavischen Staat, wie dies namentlich die Tschechen 
anstrebten, ablehnte, Und in der drängenden Not der Zeit 
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gelang es, binnen wenigen Tagen alle deutschen Parteien 
auf dieser Plattform zu einigen. Ä 
Diese Beschlüsse sollten nur allzubald durch die Ereig- 
nisse überholt werden. Am 16. Oktober sprach sich der 
ungarische Ministerpräsident für die Aufhebung des bisherigen 
engeren Verhältnisses zu Österreich und die Einführung der 
Personalunion aus. Am 17. Oktober erschien dann in Öster- 
reich ein kaiserliches Manifest, das einen letten Versuch. 
machte, die fliehenden Völker zusammenzuhalten. Es ver- 
kündete die Umwandlung des Staafes in eine Föderation 
von vier Nationalstaaten, die aus den Deutschen, Tschechen, 
Ruthenen und Südslaven gebildet werden sollten. Auf West- 
galizien und die italienischen Landesteile hatte man schon 
verzichtet. Das Manifest hatte eine verhängnisvolle Wirkung. 
Mit seinen unklaren und nur halb durchgedachten Vorschlägen 
zerstörte es das wenige, was von der alten Staatsordnung 
noch übrig geblieben war, ohne etwas lebensfähiges Neues 
an seine Stelle zu seßen, und frug Verwirrung in die Reihen 
der Armee, die, sowieso schon schwer erschüttert durch 
monatelange unzureichende Ernährung und die Minierarbeit 
fremder Emissäre, gerade jebt zur Abwehr eines drohenden 
italienischen Angriffes alle Kräfte notwendig gehabt hätte. 
Und was das Wichtigste war, die Flucht der slavischen 
Nationalitäten aus dem Staate vermochte es nicht mehr zu 
hindern. Südslaven und Tschechen konstifuierten sich wohl, 
wie in dem Manifest vorgesehen, als selbständige nationale 
Gemeinwesen, aber nur, um jede Verhandlung mit den Wiener 
Zentralbehörden abzulehnen. Der Staat zerfiel. 

So blieb auch den Deutschen nichts anders übrig, als 
ein eigenes nationales Sfaatswesen zu begründen. Und zwar 
um so rascher, als nur durch die Schaffung eigener Instanzen 
die Ernährung seiner Bevölkerung, die, wie wir wissen, ganz 
von Ungarn und Böhmen abhängig war, sichergestellt werden 
konnte. Die Versammlung der deutschen Abgeordneten des 
Parlamentes erklärte sich am 21. Oktober zur provisorischen 
Nationalversammlung für Deutsch-Österreich, am 29. Oktober 
konstituierte sich Deutschböhmen, kurz darauf die Provinz 
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Sudetenland, die sich aus den deutschen Teilen von Schlesien 
und Nordmähren zusammensetfe. Südmähren erklärfe seinen 
Anschluß an Niederösterreich. Alle diese Versammlungen 
sprachen sich damals noch für die konstitutionelle Monarchie 
aus. Ein weniges weiter, und auch die monarchische Staats- 
form war verschwunden. Kaiser Karl, der sich durch seine 
krasse Hausmachtpolitik und durch die Lossagung vom 
deutschen Bündnis auch den bürgerlichen Parteien verächtlich 
gemacht hatte, kam der Entscheidung über einen sozial- 
demokratischen Antrag, der sich für die Errichtung einer 
Republik aussprach, zuvor. Er verzichtete zwar nicht auf 
den Thron aber auf jeden Anteil an den Regierungsgeschäften. 
Am 12. November beschloß die Nationalversammlung den 
Übergang zur Republik und erklärte zugleich Deutsch-Öster- 
. reich für einen Bestandteil von Gesamtdeufschland. 

Aber was war, räumlich betrachtet, damals eigentlich 
Deutsch-Österreih. Was es werden sollte, hatte die Kon- 
stituierung der drei erwähnten Gemeinwesen gezeigt, einerlei, 
wie deren Verhältnis zueinander und zu der deutschen 
Republik gedacht war. Ob sich aber diese Gebiete als 
nationale deutsche Gebilde erhalten konnten, das vermochte 
bei den beiden, die auf dem Boden des früheren böhmischen 
Staates lagen, nur die Gewalt zu entscheiden, da die Tschechen 
gemäß ihrer Auslegung des Begriffes der nationalen Auto- 
nomie auch diese deutschen Gebiete für ihren neuen Staat 
beanspruchten. Bei dem Wettlauf, der nun zwischen den 
Völkern des früheren Österreichs um die Sicherung der Beute 
anhob, waren die Tschechen früher auf den Beinen als die 
Deutschen. Sie haften sich noch unfer dem Regiment des 
alten Staates eine nationale - Organisation geschaffen, die 
jest das verhüllende Gewand wegwarf und bis ins kleinste 
ausgebildet dastand. Zwar waren ihre militärischen Kräfte, 
wie die Folgezeit erwies, nicht eben groß, aber doch noch 
immer größer als die der Deutschen. Die Ersattruppenteile 
der deuftsch-böhmischen und deutsch-mährischen Regimenter 
waren während des Kriegs meist außer Landes, besonders 
nach Ungarn verlegt worden, in den deutsch-böhmischen und 
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mährischen Garnisonen lagen ungarische, zum Teil auch 
tschechische Ersatkörper, Artillerie war im deutschen Gebiet 
überhaupt nicht vorhanden, die Trümmer der deutsch- 
böhmischen Formationen die sich nach tapferem Widerstand 
aus dem italienischen Zusammenbruch gerettet hatten, sahen 
sich von ihrer Heimat durch das dazwischenliegende tschechische 
Gebiet abgeschnitten, das sie nur waffenlos und oft bis auf 
das Hemd ausgeplündert passieren konnten. Ein großer Teil 
von ihnen hat sein Ziel erst auf einem weiten Umwege über 
Deutschland erreichen können. Deutschland selbst aber war 
weder gewillt noch fähig, das deutsch-böhmische und mährische 
Gebiet zu schüßen, das sich zudem noch in seiner Ernährung 
vollkommen auf die tschechischen Landesteile angewiesen sah. 
So vollendete sich denn im November und Dezember 1918 
das Geschick dieser deutschen Volksteile, ihr Gebiet wurde 
von den Tschechen besett, es blieb ihnen nur die Hoffnung, 
daß die Friedenskonferenz ihr Recht auf nationale Selbst- 
bestimmung anerkennen würde. 

Deutsch-Österreich sah sich also auf das Donaubecken 
und die Alpenländer, soweit sie von geschlossenen deutschen 
Siedelungen bedeckt waren, beschränkt, d.h. auf ein Gebiet 
von etwa 6—6!/, Millionen Menschen, von denen über zwei 
Millionen allein in Wien lebten. Es war ein großer Kopf 
auf einem kleinen Körper, beide Teile zudem noch durch tiefe 
wirtschaftliche und soziale Differenzen getrennt. Diese Unter- 
schiede machten sich schon in der Verteilung der sozialistischen 
Abgeordneten auf die einzelnen Kronländer deutlich. Von 
den 35 sozialistischen Abgeordneten, die nach den Wahlen 
von 1911 auf das nunmehrige Deutsch-Österreich entfallen 
waren, kamen nicht weniger als 26 aus Wien und Nieder- 
österreich. Steiermark hatte vier, die übrigen Länder nur je 
einen oder gar keinen entsendet. Im ganzen hatte die Sozial- 
demokratie damals nur 22°%/, der Abgeordneten gestellt. 

Nun hatten sich seit den letten Wahlen vor allem unter 
dem Einflusse des Kriegs und der Kriegswirtschaft starke 
Veränderungen in der sozialen Schichtung der Bevölkerung 
vollzogen, wenn sich auch ihre Einzelheiten heute noch nicht 
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nach allen Richtungen feststellen lassen. Die Bedürfnisse 
der Kriegswirtschaft hatten die Regierung gezwungen, von 
ihrer alten Wirtschaftspolitik, die in dem Bestreben, die Klein- 
betriebe gegen die Großbetriebe zu schüßen, in einer vielfach 
mittelalterlich anmutenden Handwerksretterei erstarrt war, ab- 
zugehen, und den wirtschaftlichen Kräften damit aber auch den 
Konzentrationstendenzen freien Lauf zu lassen. Dadurch und 
durch die teure Lebenshaltung waren sehr viele selbst- 
ständige Existenzen vernichtet worden, die Großbetriebe hatten 
stark an Ausdehnung gewonnen. Diese Bewegung war in 
allen Kronländern, wenn natürlich auch in verschiedenem 
Umfange, festzustellen. Sie hatte ihre stärksten Wirkungen 
in Wien und Niederösterreich ausgeübt, wo sich ein großer 
Teil der typischen Kriegsindustrien des Staates konzeniriert 
hatte. Mit dieser Industrialisierung und Proletarisierung war 
zweifellos auch eine Verschiebung in der politischen Gesinnung 
der Massen nach links eingetreten, die aber der früher be- 
richteten Verteilung der Wähler nicht widersprach, sie im 
Gegenteil eher noch schärfer herausarbeitete. 

Die Erkenntnis, daß infolge dieser Verschiebungen die 
auf den legten Wahlen beruhende Verteilung der Mandate 
kein richtiges Bild der Kräfteverteilung der politischen Parteien 
gewähren könne, hat denn auch vornehmlich bewirkt, daß 
in dem Koalitionskabinett, das zuerst die Leitung des neuen 
Staatswesens übernahm, die Sozialisten die führende Rolle 
spielten, daß sie den Posten des Staatskanzlers mit Renner, 
den des Staatssekretärs des Äußeren nach dem Tode Viktor 
Adlers mit: Bauer beseten konnten. Mitbestimmend war 
nafürlich auch das faktisch sehr geschickte Verhalten der 
Partei in den entscheidenden Tagen des Oktobers, ihre Unter- 
stübung durch die Arbeitermassen Wiens und das völlige 
politische Versagen der bürgerlichen Partein, die jett für alle 
Sünden des Regimentes verantwortlich gemacht wurden, das 
sie fast bis zu seiner leßten Stunde unterstüßt hatten. 

Die Wahlen zur konstituierenden Nationalversammlung, 
die am 16. Februar 1919 nach dem gleichen Wahlrecht wie 
in Deutschland stattfanden, sollten, troßdem das Großkapital 
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Millionensummen gegen die Sozialdemokratie in den Wahl- 
kampf warf, bestätigen, daß diese die größte Partei des 
Staafes geworden war. Sie errang 41° aller gegebenen 
Stimmen und damit 71 von insgesamt 159 Siten. Ihnen folgten 
aber in nicht zu weitem Abstand die Christlich-Sozialen mit 
61 Siten und 58°) aller Stimmen. Die freiheitlichen bürger- 
lichen Parteien, die in furchtbarer Zersplitterung in den Wahl- _ 
kampf gegangen waren, mußten sich mit 27 Siten begnügen. 
Am deutlichsten hatte sich die Verschiebung in Wien voll- 
zogen, hier hatten die Christlich-Sozialen, bisher die Herren 
der Stadt, nur 25°/, aller Stimmen aufbringen können, mehr 
als die Hälfte der Bevölkerung hatte sozialistisch gewählt. 

Mit diesen Wahlen zur Nationalversammlung hatte aber 
Siegeslauf der Sozialdemokraten seinen Höhepunkt erreicht. 
Bei den in den nächsten Monaten stattfindenden Wahlen 
zu den Landtagen und den Gemeindevertretungen eroberten 
sie zwar, wie vorauszusehen, die Mehrheit im Wiener Ge- 
meinderate und im niederösterreichischen Landtage, gewannen 
auch in den größeren Städten der anderen Kronländer an 
Stimmen. Aber in den Landstuben dieser Länder behaup- 
teten sich die Christlich-Sozialen in der Majorität. Vor allem 
aber ist der auch hier beobachtete Rückgang der Stimmen 
bei den Sozialdemokraten, und zwar selbst in Wien, größer 
gewesen als wie bei den Christlich-Sozialen. Offenbar 
waren viele Mitläufer von der Partei abgeschwenkt. Er wurde 
nur noch übertroffen von dem Rückgang der bürgerlich frei- 
heitlichen Stimmen. Diese Parteien sind durch die Landtags- 
wahlen fast auf Atome zerrieben worden. Offenbar hatten 
viele ihrer Wähler aus den Wahlen zur Nationalversammlung 
den Schluß gezogen, daß fürs erste neben den Sozialdemo- 
kraten doch nur die Christlich- Sozialen Aussicht auf politische 
Erfolge besäßen und hatten sich aus Abneigung gegen jene 
dieser Partei angeschlossen. 

Schon diese Zahlen zeigen deutlich die großen inneren 
Schwierigkeiten, mit denen der neue Staat zu kämpfen hat. 
Nachdem die Wahlen zur Nationalversammlung den Sozialisten 
zwar die größte Stimmenzahl, aber nicht die absolute Majorität 
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gebracht hatten, blieb nur die Bildung eines Koalitionskabinetts 
übrig, zu der Sozialisten und Christlich- Soziale zusammen- 
traten. Die großdeutsche Vereinigung, die sich aus den 
meisten Vertretern des bürgerlichen Freisinnes gebildet hatten, 
blieb von der Regierung ausgeschlossen. Das Kabinett seßte 
sich aus sechs Sozialisten und fünf Christlich-Sozialen zu- 
sammen. Dazu traten vier politisch neutrale Beamte, die 
ihren innersten Herzen nach aber wohl eher den bürgerlichen 
Parteien zugerechnet werden müssen. Vor allem hat der 
Finanzminister, der bekannte Grazer Nationalökonom 
Schumpeter, in verschiedenen Reden Töne angeschlagen, die 
mit dem sozialistischen Wirtschaftsprogramm in entschiedenem 
Gegensaße stehen. Natürlich beanspruchten die Sozialisten 
die politische Führung des Kabinettes und sicherten sich die 
wichtigsten Posten. Sie nahmen als stärkste Partei auch den 
Präsidentenstuhl in der Nationalversammlung in Anspruch, 
mit dem, da die provisorische Verfassung das Amt eines 
Staatspräsidenten nicht kennt, eine Reihe wichtiger Funktionen 
verbunden ist. 

Der scharfe Gegensab in vielen kulturellen und wirt- 
schaftlichen Fragen, der zwischen den beiden koalierten 
Parteien vorhanden war, und der oft nur notfdürftig über- 
brückt werden konnte, hat auch den Zwiespalt verschärft, 
der sich allmählich in den Fragen der äußeren Politik, vor 
allem in der Frage des Anschlusses an Deutschland bemerk- 
bar machte. Die Sozialdemokratie hatte den ganz richtigen 
Gedanken gehabt, durch die Forderung des sofortigen An- 
schlusses an die deutsche Republik den Massen, die sich 
gerade aus den Trümmern des zusammenbrechenden Staates 
gerettet hatten, ein neues Ziel, einen neuen Lebensinhalt zu 
geben. Von der Welle des nationalen Gefühles waren in 
den Novembertagen sogar die Christlich-Sozialen fortgerissen 
worden. Aber Deutschland, allzusehr mit eigenen Sorgen 
beschäftigt, hatte die offen ausgestreckte Hand nicht ergriffen, 
und es dauerte lange, bis sich in der deutschen Regierung 
und im deutschen Volke Stimmen regten, die den Deutsch- 
Österreichern mehr als nur platonische Anteilnahme in 
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Aussicht stellten. Dadurch gewannen nun in Österreich alle 
die Kräfte Zeit zur Sammlung, die sich einem solchen Zu- 
sammenschluß entgegenstemmen wollten und die durch die 
Freignisse der Novembertage überrannt worden waren. Wir 
haben ja schon festgestellt, daß sich ein großer Teil der 
österreichischen Industrie schon früher gegenüber dem Ge- 
danken einer wirtschaftlichen Annäherung an Deutschland 
sehr zurückhaltend gezeigt hatte. Er gewann nun Zuzug 
aus jenen Kreisen wirtschaftlicher Unternehmungen, die ihren 
Hauptsiß in Wien, ihre Produktionstätten aber außerhalb der 
Grenzen des jeßigen deutsch-österreichischen Staates besaßen. 
Auch die Wiener Großbanken, deren Tätigkeitsbereich sich ja 
über alle Kronländer erstreckt hatte, neigten dieser Stimmung 
zu. Sie alle fürchtefen eine wirtschaftliche Umstellung, wie 
sie ihnen durch den Anschluß an Deutschland aufgezwungen 
erschien. Dazu kamen nun alle die Kreise, die sich in ihrem 
innersten Herzen mit dem Aufgehen des alten Habsburger- 
staates in Deutschland nicht abfinden konnten, die, wenn 
nicht eine monarchische Restaurafion, so doch eine Weiter- 
erhaltung der politischen und kulturellen Selbständigkeit 
Deutsch-Österreichs befürworteten, denen Deutschland zu 
protestantisch oder zu sozialistisch war, die für die Bedeutung 
Wiens oder für die Bedeutung ihrer eigenen kleinen Persön- 
lichkeit bangten usw. 

Diese Stimmungen sind nun in sehr geschickter Weise 
von den in der Schweiz tätigen Anhängern einer monar- 
chischen Regierungsform und in weiterem Verlaufe von der 
Entente, d. h. besonders von Frankreich, ausgenütt worden. 
Sie fanden eine kräftige Unterstüßung in der großen Wiener 
Presse, deren kapitalistische Drahtzieher ja nicht unbekannt 
sind. Verfügen diese Blätter auch über keine Partei, die 
hinfer ihnen steht, so ist ihr Einfluß bei der eigenartigen 
Struktur der Presse und der öffentlichen Meinung in Öster- _ 
reich nicht zu unterschäten. Diese Kreise haben sich nun 
der Gedankengänge bemächtigt, mit denen Karl Renner vor 
und während des Krieges die Existenzberechtigung Öster- 
reichs nachzuweisen versucht hat, die hier natürlich aber in 
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etwas anderer Formulierung auftreten. Für sie ist der 
Habsburgische Staat kein Gebilde des Zufalles oder der 
Hausmachtpolitik, sondern eine tief begründete wirtschafts- 
geographische Notwendigkeit gewesen, ein einheitliches Wirt-- 
schaftsgebiet, daß sich nicht mutwillig zerreißen lasse, dessen 
Teile vielmehr immer wieder in irgendeiner Form wenigstens 
zu einer wirtschaftlichen Vereinigung hindrängen. Man 
lancierte den Gedanken einer sogenannten Donauföderation 
— Name und Kern des Gedankens stammen von Ludwig 
Kossufh und aus dem Jahre 1849 — der zwar wieder eine 
ganze Reihe von Schattierungen aufweist, aber in seinen 
Grundzügen immer wieder auf eine wirtschaftliche Verbindung 
Deutsch-Österreichs mit einem oder mehreren der früheren 
Partner am öÖsterreichisch-ungarischen Staate hinausläuft, 
und der seine Spite sehr deutlich gegen einen Anschluß an 
Deutschland richte. Zudem wußten die Anhänger dieses 
Planes sehr geschickt den Glauben zu verbreiten, daß ein 
zu einer solchen Donauföderation bereites Deutsch-Österreich 
von der Entente viel bessere Friedenbedingungen erhalten 
würde, als ein Österreich, daß an der Idee einer “ereinigung 
mit Deutschland festhalte. 

Demgegenüber haben die nationale Provinzpresse und 
die sozialistischen Zeitungen immer wieder darauf hingewiesen, 
daß in einer solchen Donauföderation Deutsch-Österreich 
stets eine klägliche Rolle spielen würde. Da es in der 
Lieferung des Brotgetreides und der Kohlen. dauernd von 
Ungarn und Böhmen abhängig bleibe, werde es nicht im- 
stande sein, diesen zwei Staaten gegenüber seine politische 
und nationale Stellung zu behaupten. So bleibe ihm gar 
nichts anderes übrig, als den Anschluß an Deutschland zu 
suchen, das allein die Versorgung Deutsch-Österreichs sicher- 
zustellen vermöge oder doch, wolle man diese auf die alten 
Quellen basieren, wenigstens einen sicheren Rückhalt gegen- 
über den Aspirationen dieser Bezugsländer .gewähre. 
Argumente, die allerdings gegenüber den großkapitalistischen 
Kreisen nicht viel verschlagen konnten. Auch hier hat sich 
der internationale Charakter des großen Kapitals nur zu 
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deutlich gezeigt, das sich lächelnd über jede nationale Ideologie 
hinwegseßt, wenn es dadurch sein Betätigungsfeld erhalten 
oder vergrößern kann. 

Wie stark diese beiden einander entgegengesebßten 
Strömungen in der Bevölkerung vertreten waren, läßt sich 
nur schwer beurteilen, zumal die Christlich-Sozialen mit 
ihrer offiziellen Stellungnahme sehr vorsichtig zurückgehalten 
haben. Jedenfalls läßt sich nicht verkennen, daß sich sehr 
viele Kreise dem Gedanken der Selbständigkeit Deutsch- 
Österreichs schon deswegen genährt haben, weil sein Gegen- 
feil vor allem von Wien und den Sozialdemokraten vertreten 
worden ist. Und man darf sich über Eins nicht fäuschen: 
Heute geht durch Deutsch-Österreich eine starke Bewegung: 
Los von Wien. Sie ist vor allem in den Alpenländern 
geschäftig am Werke, alles Wien und in Provinz trennende, 
in den Vordergrund zu schieben, das Land gegen die Stadt, 
die klerikale Gesinnung gegen die religiös laue oder in- 
differente Haltung der sozialistischen Kreise, das Bekenntnis 
zur sozialistischen Wirtschaftsordnung gegen das Festhalten 
an der individualistischen auszuspielen. Es ist ein Wieder- 
aufleben des alten Ländergedankens gegen die Hauptstadt 
und die in ihr verkörperte Tendenz zur einheitlichen Staafs- 
form. Die Christlich-Sozialen haben, solange sie die Herren 
von Wien waren, die föderalistischen Neigungen stets mit 
mißtrauischen Augen angesehen. Jett bedienen sie sich ihrer 
gegen ihre Nachfolger in der Gemeindestube und finden 
dabei auch vielfach Unterstüsbung bei den Großdeutschen, 
die ihre Wähler jest mehr wie früher in bäuerlichen d.h, 
der Länderautonomie eunetger gesinnten Kreisen gefunden 
haben. 

Den deutlichsten Ausdruck hat diese Bewegung in einem 
Verfassungsentwurf der Christlich-Sozialen gefunden, den 
diese als Widerpart des zentralistischen Entwurfes der Sozial- 
demokraten der konstituierenden Nationalversammlung vor- 
gelegt haben. Danach soll Österreich als ein Bundesstaat 
konstruiert werden, dessen Glieder die sieben Kronländer, 
darunter so kleine Gebiefe wie Salzburg und Deutsch-Kärnten, 
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bilden. In diese Glieder wird das Schwergewicht des staat- 
lichen Lebens gelegt. Der Umfang der Bundesgewalt ist 
enger gezogen, als es im deutschen Reiche nach 1870 der 
Fall war. Was aber in unserem deutschen Reiche sich als 
Form staatlichen Lebens bewährt hat, weil hier einer der 
- Bundesstaaten alle anderen an Bedeufung überragte und die 
Führung des Ganzen richtunggebend beeinflußte, das wäre 
für ein Staatengebilde verhängnisvoll, daß aus lauter kleinen 
Partikeln zusammengesett ist, in welchem zudem der größte - 
der Gliedstaaten, der projektierte Freistaat Wien, schon seinem . 
wirtschaftlichen und sozialen Aufbau nach in schärfstem 
Gegensate zu den anderen Gliedstaaten stehen müßte. 

In Tirol und Vorarlberg, den beiden Kronländern, die 
schon immer den geringsten kulturellen und wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit der Monarchie aufzuweisen hatten, haben 
die Trennungsbestrebungen einen noch schärferen Ausdruck 
gefunden. In Tirol hatte die Hoffnung, bei einer Neutralisierung 
des Landes das deutsche Südtirol vor der Besetung durch 
die Italiener zu retten, mehr noch allerdings die Abneigung 
der klerikalen Bevölkerungsmehrheit gegen das sozialistische 
Wien eingewirkt, um den Wunsch nach Selbstständigmachung 
des Landes entstehen zu lassen. Die deutsch-österreichische 
Regierung hat alles versucht, um Deutsch-Südtirol und damit 
auch das Inntal für sich zu retten. Sie hat schon vor Monaten 
den Italienern den Vorschlag gemacht gehabt, Deutsch-Südtirol 
zu neutfralisieren und damit für Italien jede militärische Be- 
drohung des Trentine auszuschalten. Italien hat damals auf 
diesen Vorschlag überhaupt nicht geantwortet. Im Juni aber 
schien es so, als sollte der Gegensab zu Frankreich Italien 
zu einem gewissen Entgegenkommen gegenüber Deutsch- 
Österreich bestimmen. Die Möglichkeit einer Verständigung 
zwischen den beiden Staaten auf der Basis der Vorschläge 
der österreichischen Regierung schien sich in schwachen 
Umrissen anzudeuten. Heute ist es davon wieder still 
geworden, jedenfalls lassen die widerstreitenden Zeitungs- 
meldungen kein sicheres Urteil zu. Wie nun auch das 
Schicksal Bozens und Merans sein möge, das Nordtirols 


=: IR = 


ist damit noch nicht bestimmt. Es ist sehr wohl möglich, ' 
daß die klerikale Landtagsmehrheit sich für die Selbständig- 
keit des Landes entscheidef, auch wenn seitens der Entente 
kein Einspruch gegen seinen Anschluß an die übrigen 
deutsch-österreichischen Länder erhoben würde. 

Ebenso gestattet die Entwicklung der Verhältnisse in 
Vorarlberg noch keinen sichern Schluß auf die Zukunft des 
Landes. In einer von dem christlich-sozialen Landeshaupt- 
mann geförderten unverbindlichen Abstimmung haben sich 
80°), der Bevölkerung für einen Anschluß an die Schweiz 
ausgesprochen. Das ist nicht unbegreiflich; denn das kleine 
Land ist mit der Schweiz seit langen Jahrzehnten durch 
starke wirtschaftliche Bande verknüpft. So haben denn für 
den Anschluß vornehmlich die Kreise gestimmt, die an dem 
Fremdenverkehr interessiert sind, vor allem aber die christlich- 
soziale Bauernschaft, die der St. Galler Stickereiindustrie 
Tausende von Heimarbeiterinnen stellt. Gegen den Anschluß 
haben sich außer den Beamten der größte Teil der Baumwoll- 
industriellen und ihrer Arbeiter ausgesprochen, die die über- 
mächtige Konkurrenz der Schweizer Industrie fürchten, da- 
gegen auch die ausgesprochen nationalen Kreise, die für 
einen Anschluß an Bayern eintraten. Die Schweiz hat zu 
dem Wunsche der Vorarlberger Bevölkerung noch keine feste 
Stellung genommen. Sie haft nur erklärt, erst internationale 
Sicherheiten abwarten zu müssen, daß diese Vergrößerung 
ihres Territoriums nicht von irgendeiner anderen Seite — 
gedacht ist wohl an Italien — zum Ausgangspunkte terri- 
torialer Kompensafionsforderungen gemacht werde. 

Aber alle diese inneren Sorgen treten jet zurück 
hinter dem niederschmetternden Eindruck, den die Friedens- . 
bedingungen "gemacht haben. Die Gegner des Anschluß- 
gedankens friumphieren; denn der Anschluß an Deutschland 
ist wenigstens fürs erste unmöglich geworden. Aber sie haben 
auf der anderen Seite eine schwere moralische Niederlage 
erlitten; denn alle ihre Vertröstungen auf die wohlwollende 
Haltung der Entente haben sich als nichtig erwiesen und sie 
müssen sich den berechtigten Vorwurf gefallen lassen, durch 
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ihre Agitation gegen den Anschluß die Entente in ihrer 
-intransigenfen Haltung noch bestärkt zu haben. Die Be- 
dingungen für Deutsch-Österreich sind, so unfaßbar das auch 
erscheinen mag, noch schwerer als diejenigen, die Deutschland 
auferlegt worden sind. Fast vier Millionen Deutsche des alten 
Österreich werden den anderen Nationalitäten ausgeliefert, 
ohne daß ihnen irgendeine Sicherheit für die Erhaltung ihres 
Volkstums geboten worden ist. Dazu kommen die schweren 
finanziellen Lasten, die das Maß des Ertraglichen und Mög- 
lichen weit überschreiten, zumal die Grenze des neuen Staates 
mit Bedacht so gezogen worden ist, daß im strittigen Gebiete 
alle Orte mit wirtschaftlich wichtigen Unternehmungen den 
anderen Nationalstaaten zufallen. Vielleicht wird die Entente 
hier und da noch einen kleinen Nachlaß an ihren Forderungen 
gewähren — gewisse Milderungen hat sie schon zugestanden 
und in Frankreich ist ein Teil Kapitales an der Erhaltung 
der österreichischen Zahlungsfähigkeit stark interessiert — 
aber an dem Gesamtcharakter des Vertrages vermag das 
nichts zu ändern. Deutsch-Österreich ist aber noch weniger 
als Deutschland in der Lage, seine Unterschrift zu verweigern, 
da es sich in der Ernährung seiner Bevölkerung schon heute 
vollständig auf die Untersfüsung durch die Entente an- 
gewiesen sieht. 

So ist denn Deutsch-Österreich heute in einer furcht- 
baren Lage. Ein Bankerott des Staates und der Gemeinde 
Wien in drohender Nähe. Dazu das labile Kräfteverhältnis 
in der Regierung, das jede energische Politik nach irgend- 
einer Richtung hemmt. Theoretisch wären ja die vereinigten 
bürgerlichen Parteien imstande, die Regierung zu übernehmen, 
praktisch ist ein solches Vorgehen natürlich ausgeschlossen, 
wird von ihnen wohl auch gar nicht angestrebt, denn sie 
wissen tro aller Gegenreden ganz genau, daß nur die 
Sozialisten imstande sind, Wien vor der Ansteckung durch 
den ungarischen Bolschewismus zu bewahren. Das ist diesen 
ja auch bisher noch leidlich gelungen. Ob die Einsicht der 
Bevölkerung oder — wie wahrscheinlicher — ihr Bewußtsein, 
in der Ernährung. vollkommen von der Entente abhängig zu 
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sein, dazu geführt hat, kann dahin gestellt bleiben. Jeden- 
falls darf man nicht vergessen, daß die Sozialdemokraten 
die Massen nur so lange in der Hand behalten können, als 
sie ihnen etwas zu bieten vermögen. Aber die Sozialisierungs- 
pläne kommen gegen den zähen Widerstand der Christlich- 
Sozialen nur langsam vorwärts. Je radikaler aber Wien 
wird, desto größer wird die Abneigung der Provinz gegen 
die Hauptstadt und ihre sozialistischen Machthaber, desto 
stärker das Streben der Länder nach völliger Autonomie. 
Und. wie nun einmal die Kräfte gelagert sind, ist Wien 
ebensowenig in der Lage, seinen Willen der Provinz aufzu- 
zwingen, wie diese Wien von den radikalen Elementen zu 
säubern vermag. Wenn heute viele Stimmen in den Ländern 
erklären, wir können auch ohne Wien leben, wir genügen 
uns selbst, so ist das in bedingtem Sinne richtig. Aber kein 
Einsichtiger wird sich der Erkenntnis verschließen können, 
daß für solche kleine Bauernrepubliken iu dem europäischen 
Staatensystem unserer Tage wenigstens als selbständige 
Gemeinwesen kein Pla& ist. Daß sie über kurz oder lang 
entweder vollkommen unter den Einfluß eines größeren 
Staates gelangen oder sich wieder in irgendeiner Form 
zusammenfinden müssen. Vielleicht führt die Erkenntnis, 
daß die schweren Aufgaben der Zukunft nur von größeren 
Gemeinwesen gelöst werden können und daß nur in dem 
Zusammenschluß der einzelnen Länder der deutsche Charakter 
ihrer Bewohner bewahrt bleiben wird, zu jenem Kompromiß 
auf mittlerer Linie, das allein den Staat aus diesen Wirren 
herauszuführen vermag. 

Auch die deutschen Bewohner von Böhmen, Mähren 
und Schlesien werden durch die Friedensbedingungen der 
Freiheit beraubt, ihre künftige staatliche Zugehörigkeit selbst 
zu bestimmen. Für diese Gebiete käme ja, mit Ausnahme 
der deutschen Striche in Südmähren und Südböhmen, mit 
Rücksicht auf ihre geographische Lage nur der direkte 
Anschluß an Deutschland, bzw. die unmittelbar angrenzenden 
einzelnen deutschen Bundesstaaten in Frage, wenn auch die 
Meinungen darüber im Lande noch geteilt sein mögen. Die 
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Industrie fürchtet eben auch hier die deutsche Konkurrenz. 
Offiziell ist bis jett ein gewisser Zusammenhang mit Deutsch- 
Österreich gewahrt worden. Die provisorische Verfassung 
Deutsch-Österreichs sah die Wahl von Vertretern zur National- 
versammlung auch für die deutschen Bezirke der Sudeten- 
länder vor. Da die Tschechen, wie nafürlich, die Durchführung 
des Wahlaktes verhindern zu wollen erklärten, wäre nur der 
Ausweg geblieben, die bisherigen Abgeordneten auch weiter- 
hin als Vertreter anzuerkennen, oder, da sich auch hier 
während des Krieges die Parteiverhältnisse offensichtlich 
verschoben hatten, nach einem neuen Schlüssel den einzelnen 
Parteiorganisationen die Ernennung der auf sie entfallenden 
Abgeordneten zu übertragen. Die deutsch-österreichische 
Regierung hat aus guten Gründen darauf verzichtet, diesen 
Weg zu beschreiten. Die Deutschen der Sudetenländer sind 
dadurch seit dem Zerfall der Monarchie ohne jede staatliche 
Vertretung geblieben, da die Nafionalversammlung in Prag 
einseitig aus Slaven zusammengesett worden ist. In ihr 
wie in der Prager Regierung dominierte bis vor kurzem 
eine streng imperialistische und nationalisfische Richtung, die 
sich über alle Rechte der deutschen Bevölkerung hinwegsebte 
und der Welt glauben machen wollte, daß es in ihrem neuen 
Staate weder eine starke deutsche Minderheit, noch ein 
geschlossenes deutsches Sprachgebiet gebe. Die im Mai 1919 
unter Wahlzwang durchgeführten Gemeindewahlen haben aber 
troß des starken tschechischen Druckes diese Behauptungen 
Lügen gestrafl. Sie wiesen in Böhmen und Mähren ein 
volles Drittel der Bevölkerung als deutsch nach und zeigten 
überdies, daß sich in den Siedelungsgebieten der 21/, Millionen 
Deutschböhmen nur 155000 Tschechen, d. h. knappe 71% 
befanden, daß also die Auffassung von einem geschlossenen 
deutschen Sprachgebiet zu Recht besteht. Selbst in Groß- 
Prag sind eine ganz stattliche Anzahl deutscher Stimmen 
gezählt worden und damit, dank der Verhältniswahl, zum 
erstenmal seit vielen Jahrzehnten wieder deutsche Vertreter 
in den Gemeinderat gelangt. Innerhalb der deutschen Parteien 
ist in noch höherem Maße als in Deutsch-Österreich die 
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Sozialdemokratie zur führenden Stelle aufgerückt. Sie hat 
etwas mehr als 50°/, aller abgegebenen Stimmen auf sich 
vereinigt. 

Die Gemeindewahlen, die ersten Wahlen, die nach dem 
Umsturz stattfanden, haben aber auch eine starke Wirkung auf 
die politischen Verhältnisse unter den Tschechen ausgeübt. 
Auch in den tschechischen Gebieten zeigte sich ein starkes 
Anwachsen der Sozialdemokratie, wenn es freilich hinter dem 
in den deutschen Teilen beobachteten zurückblieb. Dadurch 
wurde die Stellung des Ministeriums Kramarsch, das ein 
Koalitionskabinett unter Führung der bürgerlichen Elemente 
war, unhaltbar. Denn die Zahlen zeigen nun recht deutlich, 
daß die Position des Ministerpräsidenten und seiner bürger- 
lichen Genossen nur auf ihren persönlichen Verdiensten um 
die nationale Sache, nicht aber auch auf einer hinter ihnen 
stehenden großen Partei beruhfe. So wurde die Regierung von 
einer Koalition übernommen, zu der sich unter sozialistischer 
Führung die Sozialisten, die nationalen Sozialisten und die 
Agrarpartei zusammenfanden, die in Böhmen meist aus 
kleinen Bauern bestehend einen gewissen sozialistischen 
Einschlag aufzuweisen hat. Dieses neue Ministerium scheint ° 
nun in der äußeren und inneren Politik des Staates eine 
Schwenkung vorzubereiten. Es hat die Anbahnung einer 
Verständigung mit den benachbarten Staaten und vornehm- 
lich mit Deutschland angekündigt. Es scheint gewillt, auch 
den Deutschen des Landes gewisse Zugeständnisse machen 
zu wollen. Selbst das Wort von nationaler Selbstverwaltung 
ist gefallen. Manche Anzeichen deuten darauf hin, daß der 
Ministerpräsident Tusar auf den alten Gedanken der öster- 
reichischen Sozialdemokratie zurückgreifen und versuchen 
will, den Nationalitätenkampf durch den Klassenkampf zurück- 
zudrängen. Das heißt, eine gegen die bürgerlichen Kapitalisten 
gerichtete Einheitsfront der deutschen und tschechischen 
Sozialisten aufzurichten. Wie weit dieser Versuch von Erfolg 
gekrönt sein wird, hängt, abgesehen von der Tragfähigkeit 
der jetigen Regierungskoalition, nicht nur von der Haltung 
der deutschen Sozialdemokraten sondern ebenso von der 
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Haltung der deutschen bürgerlichen Parteien zu der Sozial- 
demokrafie ab. Daß der Erfolg ein dauernder sein werde, 
ist nach den Lehren, die die österreichische ‚Geschichte dem 
nüchtern prüfenden Beschauer geben kann, nicht zu erwarten. 
Auf dem Gebiete der alten habsburgischen Monarchie ist ein 
. krasser Nationalismus wohl noch auf lange hinaus Trumpf. 
Aber die Gefahr besteht, daß die deutsche Sozialdemokratie 
der Sudetenländer von der Ideologie des Klassenkampfes 
gefesselt, ein Stück Weges mit den tschechischen Genossen 
zusammengeht und dadürch die nationale Einheitsfront 
schwächt. 


Wir sind am Ende. Die Entwicklung, die ich in großen 
Strichen gezeichnet habe, zeigt wenig Licht und viel Schatten. 
Aber sie ist so typisch deutsch. Die Deutsch-Österreicher sind 
Ilusionspolitiker gewesen, wie wir Deutsche es auch dann 
waren, wenn wir uns unter Verkennung des Wesens der Dinge 
Realpolitiker däuchten. Und diese Neigung zur Ilusionspolitik 
verknüpfte sich in Österreich mit einem andern deutschen 
Fehler, der hier sich ganz besonders verhängnisvoll erweisen 
mußte. Wir Deutschen vermögen nicht so national zu emp- 
finden wie andere Völker, wir empfinden fast immer nur 
staatlich. Wir Deutschen sind die einzige unter allen anderen 
in gleichen Bedingungen lebenden Nationen gewesen, die 
keine Irredenta gekannt hat. Überall stellte sich der deutsche 
Volksteil, der im fremden Staate saß, diesem Staate als sein 
treuester Bürger zur Verfügung, verzichtei in hohem Maße 
auf die Geltendmachung und Auswirkung seiner Nationalität. 
So auch die Deutsch-Österreicher. Sie harrten bei dem 
Staate aus bis an sein Ende. Und weil wir Deutschen selbst 
nicht so national zu empfinden vermögen wie die Anderen, 
so unterschäten wir die Stärke ihres nationalen Gefühles, 
ihres nationalen Widerstandes. Ihrem trot aller trüben Er- 
fahrungen immer wieder herverbrechenden staatlichen, nicht 
nationalen Empfinden und dem Irrtum über die Bedeutung 
des nationalen Gefühles für die Slaven sind auch die Deutsch- 
Österreicher erlegen. 
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Nur die Selbstbesinnung kann aufbauend wirken. Wenn 
wir heute vor der entscheidenden Frage unserer Zukunft 
stehen, wie halten wir unser Volkstum in denen, die jetst: 
von uns abgesplittert worden sind, solange wach, bis uns 
eine glücklichere Fügung, auf die wir alle hoffen, auch die 
staatliche Wiedervereinigung bringt, so dürfen wir auch 
deren nicht vergessen, die bisher nur vor den Pforten unseres 
Staates standen. Dürfen uns auch nicht abschrecken lassen, 
wenn sich in Deutsch-Österreich Stimmen erheben sollten, 
die eine solche Vereinigung gar nicht zu wünschen scheinen, | 
sondern müssen doppelt um diese Volksteile werben. Um 
der Zukunft unseres ganzen Volkes willen und aus der 
Erkenntnis heraus, daß auch wir ein gerüfteltes Maß von 
Schuld an diesem Nichtkennen und Nichtwollen tragen. 
Lange genug hat in unserem Denken und Empfinden der 
Staat den Vorrang vor der Nation behauptet. Sorgen wir 
dafür, daß in einer glücklicheren Zukunft Staat und Nation 
sich wirklich decken. Darum darf die Kulturpolitik, der 
nächsten Jahrzehnte, die diese Zukunft vorbereiten soll, nicht 
an den alten Grenzpfählen Halt machen, sie darf nicht klein- 
deutsch sein, sie muß großdeutsch werden. 
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Der Altmeister der Geschichtswissenschaft, Leopold von 
Ranke, hat einmal Deutsche, Engländer und Franzosen in 
ihrer Fähigkeit und Neigung sich in das Studium fremder 
Völker zu vertiefen, mifeinander verglichen; dabei hat er den 
Deutschen die Palme zugesprochen.!) Er sagt: „Bei uns 
erwartet man schlechterdings von jedermann, der über 

Geschichte sprechen will, daß er in der fremden ebenso zu 
Hause sein soll, wie in der heimischen; und dies ist es, was 
uns in den größten Vorteil set. Unsere Studien sind viel- 
seifiger und eingehender; es ergibt sich daraus eine größere 
allgemeine Ansicht der Dinge, wir haben mehr Beziehungen, 
unser Blick ist weiter. Wir sind jenen überlegen in der 
universal-historischen Betrachtung des Ganzen.“?) Wir wissen, 
wie viel der Meister selbst zur Förderung der Kenntnis des 
Auslandes beigetragen hat, dürfen aber auch mit Genugtuung 
hinzufügen: Seine Tradition blieb gewahrt und sein Urteil 
im großen ganzen zu Recht bestehen. Wollten wir etwa die 
Beiträge deutscher Gelehrter zum Studium der Ententeländer, 
wie sie bei Ausbruch des Weltkrieges vorlagen, mit denen 
vergleichen, welche unsere Feinde zum Verständnis deutscher 
Vergangenheit geliefert haben, so würde das Übergewicht 
auf unserer Seite beträchtlich sein. Gleichwohl bekennt sich 
auch unsere Geschichtswissenschaft zu einer Schuld und 
erkennt das Bedürfnis nach einer Neuerung an; ihr Ver- 
säumnis liegt auf dem Gebiet der Zeitgeschichte. Deren Pflege 
ist bisher bei uns zweifellos zu kurz gekommen unterschied- 
lich von unseren Gegnern, die es hier weiter gebracht haben. 
Deutsche Gewissenhaftigkeif und Gründlichkeit, deutsches 
Bestreben zwischen Geschichte und Politik scharfe Grenz- 
linien zu ziehen, sträubten sich gegen die Einbeziehung dieses 
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Gebietes in das Bereich der Wissenschafi; mir scheint, daß 
diese Scheu durch geeignete Methodik und systematische 
Bereitstellung des Materials überwunden werden könnte, die 
Gebote der Wissenschaftlichkeit werden sich einhalten lassen, 
sobald das Arbeitsgebiet in geeigneter Weise vorbereitet und 
abgegrenzt sein wird. Eine Reihe von Programmpunkten 
in dem während des Kriegs bei uns aufgestellten Studien- 
programm für Auslandskunde entzieht sich ohne Zweifel der 
Tätigkeit des Historikers; dort kommt seine Arbeit überall 
nicht in Betracht, wo an Ort und Stelle der Pulsschlag des 
öffentlichen Lebens zu fühlen ist. Jeder aber, der in das 
‘Verständnis des Auslandes eindringen will bedarf der -Ein- 
führung, der Richtlinien, der Maßstäbe für sein Urteil; hier 
ist der Historiker am Plate, um alles das aus der Erforschung 
des geschichtlichen Werdeganges zu liefern. In diesem Sinne 
will ich das mir gestellte Thema behandeln. Es gibt zweierlei 
Art und Weise sich mit der Geschichte seiner Zeit zu be- 
schäftigen, sagt Ranke im Vorwort zu seiner diesem Zwecke 
gewidmeten Zeitschrift: „Man kann entweder die Ereignisse 
für das Gedächtnis künftiger Geschlechter umständlich über- 
liefern oder ihr Wesen zu begreifen und den Mitlebenden 
in Erinnerung zu bringen suchen.“ Es ist das Lettere, was 
ich dem Meister folgend in knappem Rahmen versuchen will, 
soweit es vorerst die Lückenhaftigkeit des Materials zuläßt. 

Hierzu sei unser Studiengebiet in seine Elemente zer- 
legt, damit wir den Strömungen nachgehen können, welche 
‚alle die einzelnen Interessen und Kräfte in den Zusammen- 
hang des geschichtlichen Werdens bringen. Die politische 
und soziale Entwicklung Englands von 1914—18 vollzieht 
sich im Spiel politischer Parteien, wobei der Augenschein 
bereits folgendes ergibt: Der Liberalismus, der bei der 
Kriegserklärung die Führung inne hat, wird zurückgedrängt, 
während die konservative Gegenpartei entsprechend hoch 
kommt; hinter den beiden gewinnt eine Arbeiterpartei steigen- 
des Gewicht. Damit ist uns der Weg vorgezeichnet: Wir 
studieren von dem Zeitpunkt in der englischen Geschichte 
an, wo die Wegrichtung in die Gegenwart einmündet, Wesen 
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und Wirken des Liberalismus einerseits, des Konservatismus 
andererseits bis an die Kriegszeit heran; das Studium der 
Arbeiterpartei verlegen wir in die Kriegszeit hinein, weil sie 
erst dann zu selbständiger Betätigung gelangt ist. Es ist 
aber auch noch in Betracht zu ziehen, worin sich der 
Wirkungskreis der englischen Parteien von dem der unsrigen 
so wesentlich unterscheidet, und wodurch sich uns das Ver- 
ständnis englischer Politik so schwierig gestaltet: Durch die 
Verkettung der Angelegenheiten des engeren Staatswesens 
mit denen eines britischen Reiches. Im Kriege hat sie sich 
zur Genüge geltend gemacht; wir wollen darauf achten, wie 
sie entstanden ist.) 

Die vier Kriegsjahre bilden das lette Kapitel eines 
geschichtlichen Abschniftes, der in dem Jahrzehnt beginnt, in 
dem Bismarck unser zertrümmertes' Reich eingerichtet hat 
(1870—80); den Hintergrund gibt der Zeitraum ab, an den 
unsere ältere Generafion meist zurück denkt, wenn sie von 
England spricht: Es ist das goldene Zeitalter der englischen 
Großindustriee Ein märchenhafter Aufschwung haffe sich 
ungehemmt im zweiten Drittel des neunzehnten Jahrhunderts 
vollzogen; ungehindert hatte sich englischer Unternehmungs- 
geist ein Weltwirtschaftsreich geschaffen, in dem die Meere, 
von englischen Schiffen befahren, die Verkehrsstraßen bildeten. 
Das Gelingen schien das im englischen Nationalcharakter 
gelegene Herrschsüchtige und Herausfordernde getilgt zu 
haben; der Engländer trug damals die schmunzelnde, wohl- 
wollende Miene des Kaufmanns zur Schau, der mit seinem 
Geschäft zufrieden ist und entgegenkommend überall. will- 
kommene Kunden begrüßt. Die Weltverhältnisse brachten 
eine Störung in dieses Paradies des englischen Kaufmanns; 
neue Welt- und Wirtschaftsmächte kamen empor, welche 
Englands Gelingen zu schmälern, zu hemmen, zu gefährden 
drohten; da öffneten sich die Augen, wie sonderbar die 
Voraussegungen und Grundlagen des Erreichten waren. Das 
wirtschaftliche Gleichgewicht des Staates war verloren; der 
Boden konnte seine Bevölkerung nicht mehr ernähren; man 
war gezwungen die Erzeugnisse der Industrie zu verkaufen, 
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um dafür Lebensmittel einzutauschen. Daraus ergab sich, 
daß das Vorhandensein ausreichender Absatgebiete für die 
Industrie zu einem Lebensbedürfnis wurde, das zu seiner 
Befriedigung nach stets verfügbaren Verkehrsstraßen ver- 
langte; das Dasein Englands war so bedingt, daß, wer diese 
Verkehrsstraßen — seine Seewege — unterband, einen 
Lebensnerv berührte.. Wenn aber die wirtschaftliche Struktur 
des Staates zu Sorgen Anlaß gab, so mußten es die sozialen 
Verhältnisse erst recht, denn galt es sich auf neue Existenz- 
möglichkeiten einzurichten, so war zu bedenken, daß das 
Gelingen der Industrie mit dem Los einer immer mehr ge- 
wachsenen Arbeiterschaft verknüpft war. Dann mußten auch 
deren Lebensbedingungen einer Revision unterzogen werden. 
Die Parteien haben zu allem dem Stellung zu nehmen gehabt, 
zuerst die konservative Partei; was hat sie bis an den Krieg 
heran geleistet? 

Die konservative Partei zählte zu ihren Hauptstügen die 
großgrundbesitende Aristokratie, die sich angesichts jenes 
Wirtschaftsprozesses, der die Herrschaft der Industrie gebracht 
hatte, durch die Ausdehnung ihrer Macht über Grund und 
Boden schadlos hielt; es war so weit gekommen, daß fast 
ein Sechstel des Grund und Bodens im vereinigten König- 
reich zwischen 91 Personen verteilt war. Zu dieser älteren 
Aristokratie hatte sich die jüngere der Industrieritter gesellt, 
denen nicht minder daran gelegen war, das Erworbene fest- 
zuhalten. Eine solche Gemeinschaft neuen Gesichtspunkten 
dienstbar zu machen, bedurfte es einer zielbewußten Führung 
und eines überlegenen Geistes; beides hat Benjamin Disraeli 
als leitender Staaissmann Earl of Beaconsfield geboten; er 
hatte in einem langen, schweren Leben gerungen, den Be- 
eründern und Führern des Industriezeitalters ein wirksames 
werbendes konservatives Programm gegenüberzustellen. Er 
war davon ausgegangen, gegenüber dem Gehenlassen des 
Liberalismus auf sozialem Gebiete, ein sozial-politisches 
Wollen zu betonen; gar nicht so sehr aus sozialem Empfinden, 
wie aus politischer Berechnung wünschte er den arbeitenden 
Klassen die Hände zu reichen. Er wollte auf diese Weise 
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den Anhang seiner Partei erweitern und betonte, es sei 
ein echt konservativer Standpunkt, derart die radikalen 
Fluten einzudämmen und den Strom zu lenken. Er hat den 
Arbeitern das Wahlrecht gebracht, das ihren oberen Schichten 
Eingang ins Parlament verschaffte und die Vorurteile über- 
wunden, die gegen die Selbsthilfe der Arbeiter bestanden: 
Die Gewerkschaften hat er zu ihrem Rechte kommen lassen. 
Die eine der Hauptforderungen an seine Partei lautete dem- 
gemäß: Soziale Betätigung, die andere bestand darin, die 
Reichsangelegenheiten in das konservative Programm ein- 
zubeziehen; und zwar so: eine Organisation sollte geschaffen 
werden, welche die Außengebiete mit dem Mutterlande fester 
zusammenband, unterschiedlich von der liberalen Politik, 
welche die großen Siedelungskolonien immer mehr sich 
selbst zu überlassen geneigt war. Wirtschaftliche Notwendig- 
keiten bestimmten ihn dabei weniger, als daß er ein politisches 
Ideal vor Augen stellen wollte: er wollte den Ehrgeiz an- 
stacheln, dem Machtbewußtsein und der Kriegslust Genüge 
tun, die den Tories von alters her zu eigen waren. Die 
beiden großen Schlagworte des Zeitalters, das im Weltkrieg 
ausmündet, Sozialismus und Imperialismus, sie klingen unter 
ihm nebeneinander an. Er hinterließ ein Programm aber keine 
Schule; der ihm politisch Nächststehende, Lord Randolph 
Churchill, der sich als Tory-Demokraten bezeichnete, ist 
bald vom Schauplaß abgetreten; Lord Salisbury, der nach 
ihm an die Spiße der Partei rückte, fand sein Hauptgebiet 
in der Auswärtigen Politik, in der er übrigens schon zu 
Beaconfields Lebzeiten diesem gelegentlich entgegen- 
arbeitete. Ulm so bedeutsamer war jener Vorgang in der 
Parteigeschichte, der der konservativen Partei junge Kräfte 
zuführte und für die überkommenen Aufgaben den Geist 
einer anderen Generation und eines anderen Gesellschafts- 
kreises zur Verfügung stellte. Der Druck der Weltverhältnisse 
stieg; er machte sich auch im liberalen Lager geltend und 
gab dort Anlaß zu einem bedeutsamen Schisma. Bei der 
liberalen Partei trat anfangs der achtziger Jahre eine Gruppe 
auf, die nicht länger dem greisen Gladstone auf dem Wege 
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von dessen Reichspolitik folgen mochte und seine Zugeständ- 
nisse an Irland in bezug auf Homerule als Zerstückelung 
ablehnte in Zeiten, in denen viel mehr eine straffe Zusammen- 
fassung von Nöten wäre; an der Spite dieser Gruppe stand 
Josef Chamberlain. Und dann geschah es, daß diese 
Gruppe den Konservativen sich anschloß, erst nur als Gäste, 
ohne die liberale Vergangenheit zu verleugnen — sie nannte 
sich „Liberale Unionisten* —, im Verlaufe eines Jahrzehnts 
ist sie als „Ulnionjsten“ schlechthin richtunggebend für den 
englischen Konservatismus überhaupt geworden. Das Wirken 
der konservativen Partei bis an den Krieg heran, soweit es 
schöpferisch geblieben ist, tritt unter das Zeichen der An- 
regungen und der Tätigkeit Chamberlains. 

Dieser Staatsmann stammte aus einer Familie von 
Handwerkern, die sich in die Reihe der Groß-Kaufmannschaft 
emporgearbeit hatte. Selbst Großkaufmann, betätigte er sich 
in der Fabrik als Sozialpolitiker; hernach sammelte er als 
Bürgermeister im Kommunaldienst Erfahrungen. Als Staats- 
mann ging er demgemäß von der Sozialpolitik aus, geißelte 
aber nun deren bisherige Handhabung als völlig ungenügend; 
seine Kritik lautete: Ist der Konservativismus organisierte 
Selbstsucht, so ist der Liberalismus letthin Selbstsucht ohne 
Organisation gewesen. Er wollte bessere Verhältnisse von 
unten her schaffen und nannte sich mit Bewußtsein einen 
Radikalen. Derselbe Mann sette sich für das imperialistische 
Programm ein; von da an ging sein Augenmerk darauf aus, 
Sozialreform und Reichspolitik in einen organischen Zu- 
sammenhang zu bringen; sein Einfluß auf die konservative 
Partei bestand darin, daß er sie für ein Vorgehen in diesem 
Sinne und in dieser Richtung gewonnen hat. Es ist dabei 
Wichtiges herausgekommen und es ist nicht zu wenig gesagt, 
daß die konservative Partei ihre nur wenig unterbrochene 
25jährige Herrschaft und ihren steigenden Anhang dieser 
Kombination zu verdanken gehabt hat. In der Sozialpolitik 
standen ihm deutsche Vorbilder vor Augen, wie er selbst 
dankbar anerkannt hat. Es ist lehrreich zu beobachten, wie 
er mit dem Vertrauen der Arbeiterschaft für sich, nun auch 
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jene für die Aufgaben der Reichspolitik zu erziehen und zu 
zu werben versucht hat. Er tat es unter dem Gesichtspunkt, 
daß die Reichsangelegenheiten, um zu gedeihen, kein Klassen- 
interesse bleiben dürften. Er wußte es besser als jeder andere, 
daß die wirtschaftlich in den Kolonien Nächstinteressierten 
ein Kreis von Großindustriellen und Großkapitalisten war, 
der in der konservativen Partei sich sammelte, aber er 
betrachtete den ganzen Komplex imperialistischer Fragen 
unter staatsmännischem Gesichtspunkt, im Hinblick auf die 
politische und wirtschaftliche Sicherung des britischen Reiches. 
Der Imperialismus erhielt einen sozialen Grundton, wenn er 
sich mühte den Arbeitern eindringlich klar zu machen, in 
welchem Maße es sich bei diesen Dingen doch gerade auch 
um eine Existenzfrage der Massen handele; sie würden 
brotlos werden, lehrte er, wenn die großen Kolonien sich 
loslösen und das Reich zerfallen würde. Als Imperialist, 
der an dem Bau des britischen Reiches arbeitete, bewunderte 
er Bismarck als den genialen Baumeister unseres Reiches; 
es ist nicht zufällig, daß deutsche Organisation und deutscher 
Militarismus damals in England ausdrücklich als nachahmens- 
wert gerühmt wurden. In einem Blaubuche (C. 4715 S. 62) 
steht zu lesen: „Der Militarismus hat Deutschlands Handels- 
größe zu erleichtern vermocht, indem er der ganzen Nation 
die Eigenschaften der Ausdauer, der Nüchternheit, ‚die 
Gewohnheiten des Zusammenseins und der gemeinsamen 
Arbeit eingeprägt hat, welche die wahren Kräfte des deutschen 
Handels darstellen.“ Die Stunde der Erfüllung schien 
Chamberlain geschlagen zu haben, als 1895 die Konservativen 
mit einer noch nie dagewesenen Mehrheit ins Parlament 
gewählt wurden und die Haltung der Buren in Südafrika 
zum Handeln drängte. Da ist er mit seinem fertigen Programm 
hervorgetreten, aus dem, wenn es sich verwirklicht hätte, 
das britische Reich als zentralisiertes Machtbereich und als 
geschlossenes Wirtschaftsbereich hervorgegangen wäre. 
Er stieß auf Widerstand in den Kolonien, ein kolonialer 
Nationalismus stemmte sich ihm entgegen und verlangte nach 
Zugeständnissen, durch welche die Lage verschärft wurde. 
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Seitens der Kolonien wurden wirtschaftliche Forderungen 
gestellt, die das Mutterland zum Abgehen vom Freihandel 
nötigten, von eben dem Wirtschaftssystem, unter dem es 
seine Blüte erreicht hatte. Chamberlain war bereit nach- 
zugeben, um nicht sein Ziel preisgeben zu müssen, er seßte 
seine gewaltige rhetorische Kraft ein, um dem englischen 
Volke klar zu machen, daß es sich lohne Opfer für das 
Reich zu bringen und sei es sogar, um mit den Kolonien 
handeleinig zu werden, in Gestalt einer Verteuerung gewisser 
Lebensmittel. Da erwachte die Gegnerschaft zu Hause; 
Chamberlain erfuhr, daß der Ausgleich zwischen den Bedürf- 
nissen der Reichspolitik und den Interessen der arbeitenden 
Massen, den er mit einem Schlag zu finden meinte, sich zu 
einem Problem gestaltete, dessen Lösung sich auf dem 
eingeschlagenen Wege überhaupt nicht finden lief. Die 
liberale Opposition erhielt jett Zustrom von unten her, die 
Abneigung richtete sich über den besonderen Anlaß hinaus 
gegen das imperialistische System als solches, das in der 
‚Gestalt, die es angenommen, .als unsozial gebrandmarkt 
wurde. Wir lesen in der Schrift eines den Arbeitern nahe 
stehenden Politikers®): „So lange der Imperialismus gedeiht, 
kann es keine durchgreifenden sozialen Reformen’ geben; 
die Imperialistische Gebietserweiterung diene dem Zweck, 
den Tag der Abrechnung zwischen Kapital und Arbeit hinaus- 
zuschieben.“ Die Wahl von 1906 entschied gegen Chamberlain 
und seine Partei; die Konservativen wurden entscheidend 
geschlagen. 

Und nun kam der Liberalismus an die Arbeit, mit einer 
Mehrheit ohne Vorgang seit 1852. Auch er war inzwischen 
ein anderer geworden; im liberalen Lager hatten die Reichs- 
interessen ebenfalls Anerkennung gefunden, eine Gruppe 
hatte sich unter Lord Rosebery gesammelt, die man liberale 
Imperialisten nannte. Es war derselbe Staatsmann, der sich 
noch anheischig machte einen Ausgleich zu finden, in dem 
die politischen Gegensäte in Einklang mit seiner aristokra- 
tischen Gesinnungsart in eine Atmosphäre erlesener Geistes- 
kultur rückte. Wir besigen schöne Worte von ihm über den 
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Wert von Erziehung und Unterricht; die Zeiten wurden zu hart 
für seine Ideale. Hinter dieser Gruppe drängte eine Mehrheit 
hervor, welche die Grundlagen des Liberalismus anderweit 
zu verändern und zu erweitern trachtefte. Auch hier spielten 
Geschäftsinteressen hinein. Zum Liberalismus hielten seit 
alters her die kraftvollsten Industrien, welche jeder Konkurrenz 
troßten und nichts als freies Ausgreifen verlangten; nur 
genügte ihr Anhang nicht, um die Partei regierungsfähig zu 
machen, es galt auch von hier aus die breiten Massen zu 
berücksichtigen. Das hieß: Der Liberalismus mußte sich 
ebenfalls der sozialen Fragen annehmen und das sollte 
noch wirksamer wie bei den Konservativen geschehen. Die 
sozialen Bedürfnisse sollten vorangestellt werden und so 
weit wie möglich den Maßstab für alles übrige abgeben; 
anders ließ sich ja auch die Gefolgschaft der breiten Massen 
gar nicht mehr festhalten. Ein weiterer Bundesgenosse 
sollten die Iren sein, die sich nie mit den Konservativen 
ausgesöhnt hatten; sie verstärkten das Gegengewicht, so 
unbequem sie sonst waren. Wer damals das Parlaments- 
haus betrat, bemerkte den Unterschied von früher: Der alte 
aristokratische Anstrich war geschwunden, eine andere Zeit 
bekundete sich im -Aussehen und der Herkunft der Parla- 
mentarier; manch Liberaler stammte aus dem Kleinbürgertum 
und die Arbeiterführer verschmähten erst recht die einstige 
parlamentarische Mode, den schwarzen Rock und den steifen 
Zylinder auf dem Kopfe. Eine beherrschende Persönlidiıkeit 
war bei den Liberalen nicht vorhanden; es war ein Zusammen- 
arbeiten Vieler, alle dieselbe Farbe bekennend, nur in ver- 
schiedenen Schattierungen. Einer ging seine eigenen Wege, 
an dem Gewebe der konservativen Politik weiterspinnend: 
Der Leiter des auswärtigen Amtes, Sir Edward Grey, „der 
legte Whig“ auf seinem Posten. Es ist lehrreich von der 
Gesinnung dieser Männer zu hören,’) besonders wie sie 
unterschiedlich von den älteren Liberalen, die Berechtigung 
staatlicher Eingriffe in das Wirtschaftsleben, begründeten: 
„Wir behaupten keinen Augenblick — hieß es aus dem 
Munde der jüngeren Generafion, — daß die Lage eines 
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Landes bewundernswert sei, in dem 30°), der Bevölkerung 
dem Hungertode nahe ist. Die Voraussagen der Apostel 
des Freihandels haben sich nicht erfüllt, der Pauperismus 
ist nicht beseitigt worden, die Handelskrisen sind häufig, 
die Fortschritte der Konkurrenz auf dem Gebiet des Handels 
erschreckend, die ökonomische Betriebsamkeit ermangelt des 
Schwunges und der Kraft. Wir trennen uns von den 
optimistischen Liberalen und erklären: Hier ist ein Problem, 
das nach Lösung verlangt, wir schlagen eine Lösung vor. 
Und nun folgt das neue Programm: Es gilt die militärischen 
Aufgaben herabzuseten und die ersparten Summen zu ver- 
wenden, um England mit einer besseren nationalen Erziehung 
und mit: technischen Schulen zu versehen, ohne welche 
Amerika und Deutschland einen immer größeren Vorsprung 
erreichen werden. Es gilt durch gerechte Verteilung der 
fiskalischen Lasten sich die nötigen Mittel zu verschaffen, 
um dem städtischen Elend abzuhelfen; es gilt endlich jene 
feudale Herrschaft iiber Grund und Boden zu vernichten und 
die zerlegten Grundstücke an Arbeiterfamilien zu verteilen.“ 
Was blieb da von dem alten Liberalismus übrig? Die 
Kernforderungen blieben übrig: Freie Bahn dem Tüchtigsten, 
freier Handel. Sie wurden mit dem. Zugeständnis von 
Eingriffen des Staates in das Wirtschaftsieben in diesem 
Gedankengang in Einklang gebracht: „Heutzutage hat der 
Tüchtige nicht die Möglichkeit sich zu bewähren; er ist 
Sklave seines Milieus, seiner ungesunden Wohnung, seines 
langen Arbeitstages, vor allem Sklave seiner Unwissenheit. 
Was wir wollen ist, daß jedermanns Aussichten gleich seien; 
erst dann werden wir wissen, wer wahrhaft der Beste und 
Fähigste ist. Hier hat die Aufgabe des Staates einzuseßen.“ 
Das war das Bekenntnis zu einem sozialen Liberalismus. 
Es ist die gleiche soziale Stimmung und Gesinnung, die 
uns in Lord Morleys jüngst , erschienenen Erinnerungen 
begegnet, wenn er mit der überkommenen bürgerlichen 
Geschichtsschreibung abrechnet und Einspruch gegen die 
bequeme Auffassung Macaulays erhebt, die Menschheit werde 
nur durch die oberen und mittleren Klassen vertreten. Er 
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stellt dem „den leuchtenden Gemeinplat Rousseaus“ gegen- 
über: „Nur das Volk ist die Menschheit, was nicht Volk ist, 
ist so wenig, daß es kaum zählt.“ Der radikalste unter den 
Ministern war Lloyd George; er geriet mit der Aristokrafie 
in bittere Fehde im Kampfe gegen deren Privilegien, deren 
Berechtigung er bestritt: „Haben die Lords“, fragte er, 
„jemals ihr Brot im Schweiße ihres Angesichts gegessen ? 
Niemals! Von der Wiege bis zum Grabe haben sie nur 
die Mühe gehabt zu nehmen.“ Er höhnte sie, wenn er sie 
mit dem Käse verglich, der um so besser würde, je älter er 
wäre und versicherte bei seinen Angriffen gegen das Ober- 
haus: Die Australier würden lieber einen Senat von Känguruhs 
haben, als einen aus solchen Leuten. Eine andere Tonart 
schlägt er in den Reden an, in denen er den arbeitenden 
Klassen „bessere Zeiten“ ankündigt®) und die Maßnahmen 
vertritt, die sie bringen sollen; da hat er einmal ausgeführt: 
„Jeder gute Landwirt weiß, daß, wenn er die beste Sorte 
Vieh und Pferde züchten will, er für ihre Fütterung, ihre 
Ställe und im Falle der Pferde auch für die Zuchtwahl Sorge 
tragen muß; die Aufgabe eines Staatsmannes ist schließlich 
nichts anderes als Landbewirtung im großen Stil.“ Er hat 
sich dann über seine sozial-politischen Grundgedanken im 
Zusammenhang geäußert im Rückblick kurz vor dem Kriege 
und zwar in einem Buche eines deutschen’ Gelehrten’) in 
Form eines Geleitwortes; es wird von Interesse sein, wenn 
ich die wichtigste Stelle verlese: „Die gegenwärtige Regierung 
hat sich bemüht, — im Gegensat zur palliativen — die 
präventive Methode der Sozialpolitik besonders zu betonen. 
Auf diese Weise ist unsere soziale Gesetgebung in eine 
neue Richtung gelenkt worden, und diese Richtung wird 
zweifellos für diese Geseßgebung auf eine lange Zeit hinaus 
bestimmend sein. Nicht zu spät vielleicht, aber sicher auch 
nicht zu früh, beginnen wir jest gesunde kaufmännische 
Grundsäge auf das Leben und die Unternehmungen unserer 
Nation anzuwenden. . Wir glichen dem kurzsichtigen Kauf- 
mann, der in seiner Gier, große, augenfällige Gewinne zu 
zeigen, sein Geschäft zugrunde richtet, statt es mit Kapital 
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genügend zu fundieren. Kein kaufmännisches Unternehmen, 
und wäre es noch so groß und sein Ruf noch so erfolgreich, 
bedeutend, könnte dauernd mit solchen Grundsäten erfolgreich 
weitergeführt werden. Einer der wichtigsten Zweige des 
nationalen Lebens, welchen man aus Mangel an Kapital nicht 
nur bei uns, sondern in allen Ländern hat verschmachten 
lassen, ist die Gesundheit und Kraft der arbeitenden Klassen. 
Wir stecken jegt mehr Kapital in diesen Zweig des nationalen 
Geschäftes — mit vollen Händen und voll Vertrauen, denn 
wir wissen, daß es mit der Zeit hohe Zinsen tragen wird, 
nicht nur durch den zunehmenden Wohlstand und die 
wachsende Zufriedenheit der: Arbeiter, sondern auch durch 
größeren materiellen Gewinn für das ganze Volk.“ Und 
wir wollen uns nicht die Gelegenheit entgehen lassen das, 
was Lloyd George anschließend über Deutschland sagt, 
hinzuzufügen: „Sie in Deutschland haben dasselbe getan 
durch Ihr eigenes Versicherungsgeset, und die Tatsache, daß 
Sie den Wirkungskreis dieses Geseßes heute ausdehnen, ist 
ein Beweis dafür, daß sich Ihre frühere Kapitalanlage als 
gewinnbringend erwiesen hat. Ich habe oft Gelegenheit 
gefunden, anzuerkennen, wie sehr nicht nur mein eigenes 
Heimatland, sondern die ganze zivilisierte Welt Deutschland 
zu Dank verpflichtet ist für den Mut, mit welchem es schon 
vor einer Generation ein damals neues und unbebautes 
Versuchsfeld betrat.“ Die Zahl der geseßgeberischen Maß- 
nahmen des liberal-radikalen Kabinetts war demgemäß um- 
fassend; nie zuvor hatte man in wenigen Jahren eine gleiche 
Flut sozialer Gesete erlebt. Vieles war mit Zumufungen 
an die Besißenden verbunden, die auch in liberalen Kreisen 
Beklemmungen hervorriefen; erleichternd wirkte der aus- 
gezeichnete Stand des Außenhandels, zumal bei den auf den 
Freihandel pochenden Industrien. So könnte man meinen, 
daß eine Ära der Harmonie und Zufriedenheit wiedergekommen 
wäre; dem ist nicht so gewesen. Die Bedürfnisse wuchsen 
immer noch rascher als die Zugeständnisse und überdies, 
viel zu lang für die Harrenden war die Frist zwischen einem 
Zugeständnis und dessen Wirkung. Das Ministerium geriet 
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schließlich in ein Dilemma, als in der Arbeiterschaft eine 
radikalere Richtung sich bemerkbar machte; sollte es um so 
mehr die gemäßigte Mehrheit an sich ziehen? Dann würde 
das Schwergewicht innerhalb der Regierung auf die Arbeiter- 
vertreter übergehen. Oder aber sollte es zusehen, daß die 
Arbeiter sich unter sich zusammenschlossen; dann drohten 
die Grundlagen der liberalen Herrschaft überhaupt unsicher 
zu werden. Dazu die irische Frage mit ihren unleidlichen 
Schwierigkeiten und die Reichsangelegenheiten mit ihren 
Sorgen; der koloniale Nationalismus drohte vollends die 
Reichseinheit zu zerstören. Was sollte werden? Das liberale 
Kabinett war im Jahre 1914 wahrlich nicht auf Rosen gebettet; 
da ist der Weltkrieg zum Ausbruch gekommen. Und nun 
münden alle Strömungen und Kräfte in den Krieg ein, und 
es gilt zu verfolgen, welche Wirkungen der Krieg hervor- 
_ gerufen und zu welchen Ergebnissen er geführt hat.®) 

Es war bei uns die Ansicht zu hören: Das liberale 
Ministerium habe den Krieg gewünscht, um sich durch ihn 
seinen inneren Schwierigkeiten zu entziehen; das trifft eben- 
sowenig zu, wie die Behauptung unserer Feinde, wir hätten 
den Krieg angezettell. Alle die inneren Schwierigkeiten 
waren immerhin noch leichter zu bewältigen als ein Weltkrieg, 
auf den das Ministerium weder das Land noch die Partei 
vorbereitet hatte. Es wird wohl. stimmen, was wir aus 
englischer Quelle®) vernehmen, daß nur zwei Männer in 
Greys Geheimnis eingeweiht waren: Asquith und Haldane; 
sie müßten ihr Geheimnis wohl hüten aus Rücksicht auf ihre 
kriegsfeindliche radikale Gefolgschaft und verliehen dadurch 
der auswärtigen Politik jenen hinterhaltigen Zug, der so viel 
zum Verhängnis beigetragen hat. Nicht nur in der Ein- 
kreisungspolitik liegt Englands Mitschuld am Kriege; sie 
liegt unmittelbar darin, daß Grey in der entscheidenden 
Stunde unsere Regierung irregeführt hat, weil er nicht recht- 
zeitig zu bekennen wagte, daß ihm das russische Bündnis 
einen Krieg wert sei. Er wagte es nicht, weil seine eigene 
Partei ihm nie zugestimmt hätte und vor eine vollendete 
Tatsache gestellt werden mußte. In England selbst ist die 
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Meinung vertreten: der Krieg wäre vermieden worden, wenn 
Grey offen Farbe bekannt hätte.!°) Richtig ist, daß der Krieg 
dazu beitrug, die Frist des Ministeriums zu verlängern; er 
drängte ja die inneren Gegensäße in den Hintergrund. Um 
so schwerer fiel es aber den Ministern, sich auf den neuen 
Wirkungskreis einzurichten, denn das war doch die Sachlage: 
Nichts widersprach der Gesinnungsart, der Stimmung, der 
Gefolgschaft dieses Ministeriums mehr, als ein Krieg. Soll 
hier von einer Entwicklung gesprochen werden, so hat sie 
in der Weise eingesett, daß das liberale Kabinett sich gleich- 
‚wohl einzurichten versucht hat; wie weit ist ihm das gelungen? 
Einige Mitglieder des Kabinetts schieden allerdings aus, weil 
sie die Verantwortung für den Krieg nicht übernehmen wollten; 
die klangvollsten Namen waren darunter: Morley, Trevelyan, 
Burns. Ihre Stellen wurden rasch von anderen besett, und 
der Druck der Sorgen war anfangs gar nicht so groß, weil 
die leitenden Staatsmänner der Meinung waren, der Krieg 
würde nur von kurzer Dauer sein.!!) Grey dachte anfangs 
den Krieg durch Vermittlung beenden zu können und äußerte 
sich in diesem Sinne bekanntlich bei seiner legten Zusammen- 
kunft mit dem Fürsten Lichnowsky.®) Nach der Marne- 
schlacht glaubte man dann in London an eine baldige 
Überwindung der gegnerischen Streitmacht, wobei der 
russischen Dampfwalze die entscheidende Rolle zugedacht 
‚war. Der Frühling 1915 brachte aber eine Enttäuschung 
nach der anderen; die russische Dampfwalze war zerschlagen, 
die deutschen Heere standen in Belgien, Frankreich und 
Polen, das Dardanellen-Unternehmen war dem Scheitern 
nahe; es wurde deutlich, daß der Krieg eine ernste Wendung 
genommen hatte. Lord Esher versicherte: „Ich. habe mehr 
von diesem Kriege gesehen, als irgendein Engländer und 
bin zu der Überzeugung gelangt, daß die Deutschen uns 
überlegen sind sowohl in der persönlichen Führung des 
Krieges wie auch im Zielbewußtsein des ganzen Volkes.“ 
Selbst der Premier sah sich zu dem Bekenntnis genötigt: 
Unsere Organisation ist schlecht und nicht auf der Höhe 
. der deutschen. Abhilfe mußte geschaffen werden; vor allem 
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herrschte empfindlicher Munitionsmangel. Wie schwer war 
das nun alles, denn jede Regulierung benötigte einer neuen 
Einschränkung der persönlichen Freiheit, staatlichen Zwanges 
und staatlicher Kontrolle, alles Maßnahmen, welche der 
liberalen Art im Innersten zuwider waren; das liberale 
Kabinett ist darüber nicht hinweg gekommen. Infolgedessen 
erwuchs die Notwendigkeit, das Ministerium in ein Koalitions- 
Ministerium überzuführen. Im Mai 1915 ist die Koalition 
fertig geworden, in Form des Eintritts von Führern der 
Konservativen Partei und Vertretern der Arbeiterschaft ins 
erweiterte Kabinett. Ein Verfahren, das an und für sich 
nicht neu war; es ist immer in Englands großen Kriegen 
zur Anwendung gekommen, um die Einigkeit des Landes 
zu bekunden; diesmal war aber noch kurz vorher die 
Spannung zwischen den Parteien gar zu beträchtlich gewesen, 
wie sollte sich ein Zusammenarbeiten regeln? Die Weg- 
richtung weisen von hier an die Takfik und die Ziele der 
Konservativen; dabei müssen wir auf ihr Verhalten seit ihrer 
Niederlage zurückgehen. Nach 1906 hatie die Partei einer 
Neuorientierung bedurft; sie wurde erreicht. Innerpolifisch 
interessant sind Richtlinien über die jüngste Phase konser- 
vativer Sozialpolitik in der Schrift von Lord Hugh Cecil 
über den Konservativismus;3) er führt dort in Auseinander- 
setung mit dem Liberalismus und Sozialismus aus, daß 
der moderne Konservativismus die alten Torytraditionen 
übernommen habe, die der Tätigkeit und der Autorität des 
Staates außerordentlich günstig seien. Die Konservativen 
beurteilten aber jeden Schritt: zur Erweiterung der Aufgaben 
des Staates nicht nach einer allgemeinen Formel, sondern 
nach eigenen Voraussetungen; dann heißt es weiter: 
„Konservative Sozialpolitik ist, wie die konservative Politik 
im allgemeinen, nicht notwendigerweise eine individualistische, 
und Konservativismus ist prinzipiell weder gegensäßlich zum 
Sozialismus noch zum Liberalismus. Der Unterschied zwischen 
den Konservativen und den beiden anderen Parteirichtungen 
besteht nur darin, daß die ersteren ‚fortbilden, um zu erhalten‘, 
und vor allem sich von dem Prinzip absoluter Gerechtigkeit 
14 
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leiten lassen, damit nicht die einzelnen Individuen durch 
soziale Reformen verlegt werden. Sie erblicken nicht, wie 
Liberale und Sozialisten, in dem Vorhandensein von wirt- 
schaftlichen Ungleichheiten an sich eine Ungerechtigkeit, die 
durch das Eingreifen des Staates beseitigt werden muß. 
Ungleichheit deutet wohl eine Ungerechtigkeit an, beweist 
aber nicht ihr Vorhandensein. Dieser Beweis läßt sich nur 
dann erbringen, wenn die Ungleichheit auf irgendeine 
Handlung des Staates zurückgeführt werden kann. Lord 
Hugh Cecil behauptet, daß die Ungleichheiten der. mensch- 
lichen Natur die Ungleichheiten der Reichtumsverteilung 
völlig erklären. Es kann infolgedessen von einem Recht 
der Notleidenden (darunter werden Arme sowohl wie Kranke, 

Alte, Arbeitslose usw. verstanden) auf Unterstügung nicht 
“ die Rede sein. Die Unterstügung Notleidender ist vielmehr 
eine Sache nationaler Wohltätigkeit oder nationaler Dank- 
barkeit oder reiner Nüßlichkeit. Die Konservativen sind 
bereit, aus jedem der drei Gründe staatliche sozialpolitische 
Aktionen zu unterstüten.“ Die allem voranstehende Sorge 
der Konservativen, nachdem was geschehen, war aber die 
Förderung der Reichsangelegenheiten, die Sicherung des 
Reiches, seines Bestandes, seines Zusammenhanges, die 
Festigung der Bande zwischen Mutterland und Dominions 
im besonderen; wo sollte man einseben? Was Chamberlain 
mißglückt war in seiner organisatorischen Tätigkeit von 
innen heraus, das sollte durch Druck von außen gefördert 
werden; in diesem Sinne gab ein Vertrauter Greys voll- 
kommen den konservativen Gedankengang wieder, wenn er 
bemerkte: Als Zement des britischen Weltreiches sei die 
deutsche Flotte hundertmal mehr wert, als Präferentialzölle 
und sogar als ein gemeinsamer Reichsrat.!) Das sollte 
heißen: es galt die Partei und durch sie die Öffentlichkeit 
in möglichst weitgehendem Maße auf die deutsche Gefahr 
einzustellen und von hier aus auf Nuten und Notwendigkeit 
einer Kriegerischen Auseinandersetung mit Deutschland vor- 
zubereiten. Ein französischer Beobachter, der mit dem 
scharfen Blick des politischen Psychologen die übliche 
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Antipathie gegen Deutschland verband, berichtete damals 
aus London, wie sehr die chauvinistischen Leidenschaften 
gegen Deutschland aufgepeitscht worden seien.!) Es will 
doch auch viel sagen, daß ein Staatsmann, wie Balfour, 
dessen Urteil nie auf der Oberfläche lag, unverhohlen erklärte: 
früher oder später werde ein Konflikt mit Deutschland un- 
vermeidlich sein.) Und wirklich, mannigfache Vorteile 
stellte der Krieg den Konservativen in Aussicht: Innerpolitisch 
versprach er den Liberalismus zurückzudrängen, weil das 
ganze Rüstzeug, das zur Kriegführung gehörte, mehr in den 
konservativen Wirkungskreis hineinpaßte; wirtschaftspolitisch 
tat er den Gruppen Genüge, welche der Ruf nach staatlichem 
Schuß hinter die konservative Partei gestellt hatte, und 
welche längst den deutschen Konkurrenten mit ihrem Haß 
verfolgten, weil sie im friedlichen Wettbewerb seine Tüchtig- 
keit nicht zu überwinden vermochten; reichspolitisch würde 
die gemeinsame Gefahr die Dominions wieder mehr für den 
Reichsgedanken erwärmen und die Wiederaufnahme der 
Arbeiten an der Organisation des Reiches erleichtern. 
Natürlich mußte die kriegerische Neigung verschleiert werden; 
erst als Anfang August 1914 die Frage ob Krieg oder Friede 
brennend wurde, erging jenes Schreiben der konservativen 

Parteileitung an die Regierung, das eine Art Ultimatum dar- 
stellte und zur Kriegserklärung gedrängt hat. Soweit war 
die konservative Partei befriedigt; jet galt es die Lage zu 
nüten und Einfluß auf die Organisation und Leitung des 
Krieges zu gewinnen, damit ein gutes Ende erzielt würde; 
unter diesem Gesichtspunkt wurde die Aufforderung will- 
kommen geheißen, sich mit der herrschenden Partei in einer 
Koalition zu vereinigen. Nur sollten die Liberalen nicht 
glauben, daß man ohne weiteres zu haben war; es verlautete 
vielmehr in den „Times“: „die Verteilung der Verantwortlich- 
keit müsse von einer Verteilung der Macht begleitet sein.“ 
Und diese Macht ist in der Tat eingesett worden, um die 
Kriegführung wirksamer zu gestalten und von hier aus im 
konservativen Sinne zu arbeiten. Die liberalen Minister 
mußten sich fügen, so schwer es ihnen fiel und so sehr die 
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radikale Presse grollte; erst so waren die Grundlagen für 
ein Zusammenarbeiten gegeben. 

Das Koalitions-Ministerium ist bis Ende 1916 am Werke 
gewesen; ein anderer Geist machte sich geltend. Entscheidende 
Maßnahmen waren zu treffen, denn froß des Zufritts immer 
neuer Bundesgenossen zur Entente, stiegen die an England 
gestellten. Anforderungen, und wie anders mußte ihnen ab- 
geholfen werden, als im Zeitalter der Napoleonischen Kriege. 
Danıals hatte Pitt unter äußerstem Druck dem Lande die 
Neuerung einer Einkommensteuer zugemutet, um Subsidien 
für die Hilfsvölker aufzubringen. Jett erging der Ruf nach 
allgemeiner Wehrpflicht, um die Reihen der englischen Heere 
durch eigene Volkskraft zu füllen. Im Januar 1916 wurde 
die Dienstzwangsvorlage im Unterhause mit überraschender 
Mehrheit angenommen, weil die Liberalen es nicht zu Neu- 
wahlen kommen lassen wollten; der liberale Minister, Herbert 
Samuel, gab die Zustimmung zu einer den Seinigen im 
innersten widerstrebenden Maßnahme in einer jener Formu- 
lierungen, in denen englische Parlamentarier Meister sind: 
England müsse einen Teil seiner Freiheiten opfern, um den 
Rest zu retten. Als Kriegsminister wurde der Mann an die 
Spite gestellt, der zuvor schon die Förderung der Munition 
in Gang gebracht hatte: Lloyd George. Die Konservativen 
sahen einen Liberalen nicht ungern gerade auf diesem Posten, 
weil derart das Verhaßte des neuen Systems nicht ihnen zur 
Last fiel, falls der Erfolg ausblieb. Wir fühlen mit Stolz 
und Wehmut zugleich den ungeheuren Druck, den das sieg- 
reiche Vorgehen unserer unvergleichlichen Truppen ausübte, 
heraus, wenn wir hören, daß die in England getroffenen 
Mafßregeln noch immer nicht ausreichten; die Kritik an der 
Leitung des Krieges, die schon lange eingesett hatte, spitte 
sich erst recht zu, und richtete sich gegen die leitenden 
liberalen Stellen. Es wurde dem Premier zugute gehalten, 
daß er die nationale Einigkeit gewahrt habe, aber vorgeworfen, 
daß seinem Vorgehen Plan und Energie fehlten; besonders 
‘die unwirksame Handhabung der Dienstpflicht, deren Härten 
er zu glätten suchte, wurde ihm zur Last geschrieben. Am 
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schlechtesten schnitt Grey ‘ab, der zu hören bekam, das. Ver- 
sagen des Auswärfigen Amtes sei vollständig und schimpflich; 
es gäbe keinen Staatsmann in Europa, der so überschätst 
würde wie er. Ein Studium der Presse im Verlauf des Jahres 
1916 läßt von Monat zu Monat verfolgen, wie die Atmosphäre 
gespannter wurde; die Organe des Lord Northcliffe gingen 
nafürlich allen voran. Stand nun das Bestreben der konser- 
vativen Partei dahinter, die Zügel allein in die Hände zu 
bekommen? Dem ist nicht so gewesen; Lord Hugh Cecil 
gab die Begründung. Er schrieb in den „Times“: „Fast 
40°/, der englischen Bevölkerung sind ausgesprochen liberal 
und als solche durch Temperament und Tradition Gegner 
des Kriegs nicht nur wegen seiner Schrecken und Lasten, 
sondern weil er die Freiheit des Bürgers beschränkt, aus- 
gedehnten Heeresdienst mit sich bringt und alle Fragen der 
inneren Politik dem Kriege unterordnet. Es bedeutete unter 
diesen Umständen sehr viel, daß Asquith und seine liberalen 
Freunde erreicht haben, daß die große Masse der Liberalen 
fast einstimmig den gegenwärtigen Krieg unterstüste. Eine 
Regierung, die nicht das Vertrauen der Liberalen genießt, 
würde den Liberalismus allmählich nach. der Seite ‚der 
Friedensfreunde herüberdrängen, und das würde, wie Asquith 
gesagt hat, ein nationales Unglück sein. Daher ist die 
‘Forderung, daß das Ministerium auch das Vertrauen der 
Liberalen besiten muß, unerläßlich.“ Demgemäß blieb das 
Kernanliegen der Konservativen den Krieg siegreich zu 
beenden, und wenn es unter liberalem Vorspann geschah, so 
sollte es auch recht sein. Der Ansturm gegen die Regierung 
war deshalb weniger eine Parteifrage als eine Frage der 
geeigneten Führerschaft und des verbesserten Systems. In 
beider Hinsicht gab die konservative Presse die Losung aus: 
als Persönlichkeit wurde Lloyd George empfohlen, als System 
eine Diktatur. Lord Northcliffe pries Lloyd George als 
„Lebenswecker“; die Morning Post schrieb, daß nur bei ihm 
der Geist und Mut zu entdecken wären, die bei einem Führer 
der Nation nötig seien. „Ihm leuchtet ein“, lesen wir in 
demselben Blatte, „daß, wenn wir Deutschland in diesem 
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Kriege nicht vernichtend schlagen, Deutschland die Welt 
regieren wird, was gleichzeitig das Ende des britischen 
Reiches bedeuten würde.“ Hinsichtlich des Systems verlautete, 
der Despotismus sei ohne Zweifel die wirksamste Regierungs- 
form bei einer großen nationalen Gefahr; eine Regierung 
durch einen einzigen Mann, sogar von mäßigen oder geringen 
Fähigkeiten, würde höchstwahrscheinlich wirksamer sein, als 
eine Regierung von 22, zwar fähigen, aber nicht sachkundigen 
Männern, von denen überdies ein jeder gleiche Macht und 
gleiches Ansehen beanspruche. Im Chor verlautete: Asquith 
muß gehen; Asquith vermochte nicht zu troßen und ging am 
16. Dezember 1916. Der König bot, um den Formen Genüge 
zu tun, die Nachfolge dem Führer der Konservativen an, 
Bonar Law, der ablehnte; anstatt seiner wurde Lloyd George 
mit der Regierung betraut. | 

Mit ihm tritt Englands politische Entwicklung während 
des Weltkrieges in die dritte und le&te Phase; der Sohn des 
Volksschullehrers aus Wales wird zum Pitt dieses Weltkrieges, 
ein Mann von mäßiger Statur und geringen Stimmitteln, 
aber der geborene Demagoge, hinreißend durch Schwung 
und Inhalt seiner Reden. Und mehr als das: er zählt zu 
den großen Staatsmännern, welche England noch immer in 
der Stunde der Not gefunden hat; er verbindet mit Führer- 
gabe und Organisafionstalent die Fähigkeit, die Segel so 
zu stellen, daß sie vom Winde der im Lande herrschenden 
Strömungen gefrieben werden. Er überbrückt die Gegensäße 
mit großem takfischen Geschick und leitet den Krieg in 
beständiger Fühlungnahme mit den Kraftelementen zu Hause, 
auf die es ihm am meisten ankommt. Was ihn von den 
großen Vorgängern, deren Namen in die Geschichte über- 
gegangen sind, unterscheidet, ist der vollkommene Mangel 
an Verantwortlichkeitsgefühl gegenüber der Menschheit; nie 
ist eine Beweisführung verlogener gewesen als die seinige, 
um Deutschlands alleinige Schuld am Kriege zu beweisen: 
man muß die Reden Burkes gegen die französische Revolution, 
Pitts Angriffe gegen Napoleon mit den Reden Lloyd Georges 
vergleichen, um tief begründeten Grimm von demagogischer 
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Verhetung zu unterscheiden. Wenn es bei uns Leute gibt, 
die es fertig bringen in dasselbe Horn zu blasen, so mögen 
sie sich wenigstens bewußt sein, in welcher geistigen Atmo- 
sphäre sie sich bewegen: sie unterliegen der Suggestion des 
schlimmsten unter unseren Feinden. Das Regierungsorgan 
von Lloyd George wurde ein Direktorium von vier bis fünf 
Mann, die fast diktatorische Gewalt besaßen, ein Kriegsrat, 
der die während des Krieges vorgeschrittene Ausschaltung 
des Parlamentes aus den Geschäften vollendet hat. Im 
Kriegsrat saßen mit Lloyd George zwei bis drei konservative 
Staatmänner und ein Arbeiterführer. Die Gesamtregierung 
blieb unter dem Zeichen der Koalition; die Veränderung in 
der Zusammensetung bezeugte, wo Lloyd George seinen 
Anhang suchte: die Zahl der Arbeitervertreter wurde vermehrt, 
daneben wurden Vertreter der großkapitalistischen Interessen 
gesichert, alle dem Anhang der konservativen Partei angehörig. 
Das alleinige Ziel des neuen Regiments war die siegreiche 
Durchführung des Krieges; als Mittel zum Zweck wurden 
Maßnahmen getroffen um die Stimmung des neuen Anhangs 
aufrecht zu erhalten und zu verbessern. Den Arbeitern 
bescherte Lloyd George diesmal eine politische Gabe: ein 
Wahlreformgeset, allerdings erst nur ein Kompromiß bis zur 
endgültigen Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts. 
Denen die säumten, rief Lloyd George zu: „Ihr könnt nicht 
feilschen mit einem Erdbeben.“ Den Großindustriellen und 
Kapitalisten wurde ein schußzöllnerisches Programm mit 
allerlei Maßnahmen in Aussicht gestellt, die über den Krieg 
hinaus das gar zu füchtige Deutschland aus dem freien Wett- 
bewerb auszuschalten versprachen. Dazu kam die Wieder- 
aufnahme der Arbeiten an der Organisation des Reiches, 
wobei besonders die Kräftigung der Reichsexekutive in einem 
Reichskabinett den konservativen Tendenzen entsprochen 
hat.!!) Eine volle Harmonie zwischen den Parteien war auch 
so ganz und gar nicht erreicht; die Liberalen fühlten sich 
immer mehr benachteiligt, und in der Umgebung von Asquith 
wurde sogar von einer wohlüberlegten Verschwörung ge- 
sprochen, durch die er zur Seite geschoben sei; in den 
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Arbeiterkreisen entstand Abneigung gegen den Mann, der 
die Wehrpflicht erst recht wirksam werden ließ; in Irland 
schritten die Sinnfeiner zum Aufstand. Selbst in konservativen 
Kreisen blieb man auf der Hut, da der Führer aus dem 
anderen Lager als nie ganz geheuer dünkte. Aus allen 
diesen Gründen war diese Regierung mehr als eine andere 
davon abhängig, daß der Sieg sich verwirklichte; wir wissen, 
daß er nicht davongetragen wäre, wenn nicht der Zutritt 
Amerikas zur überwältigenden Übermacht unserer Feinde 
die Widerstandskraft unseres Volkes nach märchenhaften 
Leistungen schließlich doch überschritten hätte. Die Ent- 
scheidung ist nicht durch England gefallen, in diesem Welt- 
krieg ebensowenig, wie in dem vor hundert Jahren, so gern 
“ die Engländer das Gegenteil behaupten und behaupten 
werden. 

Hinter dieser politischen Entwicklung vollzieht sich nun 
jene soziale, welche im Laufe des Krieges der Arbeiterschaft 
eine neue Rolle zugewiesen hat. Wir erfuhren bereits 
Wesentliches über die geschichtliche Voraussetung dieses 
Vorganges: wie Konservative sowohl wie Liberale den 
Arbeiterinteressen vorwärts halfen und dadurch erreichten, 
daß der Gegensaß zwischen: den Klassen wesentlich gemildert 
wurde. Im Verlaufe des Krieges kündigte sich dann aber 
auch in England eine Durchbruchbewegung des vierten 
Standes an; diese Initiative begreift sich nur aus der 
Geschichte der Arbeiterschaft selbst. Sie meldet in ihrem 
ersten Kapitel von einem Aufstand, wie ihn kein anderes 
Land damals in schon gleichem Umfange erlebte; von der 
Charfistenbewegung, die von 1857 bis 1848 England in 
Unruhe hielt; diese Bewegung hatte die Bedeutung einer 
Warnungstafel für die Zukunft und’ trug wesentlich dazu bei, 
jenes Entgegenkommen der herrschenden Klassen in der 
Folgezeit zu bewirken. Denn wie hätte nicht in dem Zeitalter, 
in dem alles darauf angelegt war, jedes Hemmnis der Blüte 
und des Wachstums der Industrie aus dem Weg zu räumen, 
die Wiederkehr ähnlicher Störungen vermieden werden 
müssen. Der Aufstand erklärt aber auch, weil er mißlang 


und den Arbeitern die Grenze ihrer Macht bis auf weiteres 
vor Auge führte, deren politische Zurückhaltung seitdem und 
deren Bereitwilliekeit auf die von den beiden Parteien 
gebotenen Zugeständnisse einzugehen, zumal die Parteien 
sich darin gegenseitig überboten. Es mutet uns seltsam an, 
einmal aus dem Munde eines Liberalen, wie Richard Cobden, 
die Klage zu vernehmen, die Arbeiter verhielten sich zu ruhig. 
„Haben sie denn keinen Spartakus in ihrer Mitte, heißt es 
aus seinem Munde im Jahre 1861, der sich an die Spibe 
einer. Revolte der Sklavenklasse gegen ihre Bedrücker stellen 
könnte?“ Allmählich wich dann auch das düstere Nachtbild, 
das Friedrich Engels durchaus wahrheitsgetreu von der 
Lage der arbeitenden Klassen in England entworfen hatte; - 
mit Genugtuung meldete Sir Robert Giffen anfangs der 
achtziger Jahre in seiner bekannten Schrift über den „Fort- 
schritt der arbeitenden Klassen“: „Was in den letten fünfzig 
Jahren mit der Arbeiterklasse geschehen ist, ist nicht sowohl 
ein Fortschritt als eine Revolution zu nennen. Während das 
Kapital gewachsen ist, ist das Einkommen vom Kapitale 
nicht im gleichen Verhältnis gewachsen; die Zunahme des 
Einkommens ist fast einschließlich den arbeitenden Klassen 
zugute gekommen.“ So mag es sich erklären, daß der 
Marxismus keinen Boden in England fand, obwohl Karl 
Marx sich bemüht hatte, seine Lehren gerade auch für die 
Engländer mundgerecht zu machen. Es sind im weiteren 
‘offensichtlich nur die periodisch wiederkehrenden Wirtschafts- 
krisen gewesen (1879, 1886, 1894), welche stoßweise die 
Arbeiterbewegung erneut in Gang brachten und zur Gründung 
von politischen Organisationen geführt haben; deren Zer- 
splitterung aber in eine demokratische Föderation, eine 
sozialistische Liga, eine sozialdemokratische Föderation, 
zeugte von ihrer geringen Stoßkraf. An eine stärkere 
Initiative war selbst dann noch nicht gedacht, als die lebhafte 
Agitation gegen Chamberlains Programm, Ende der neunziger 
Jahre die Arbeiterpartei (Labour Party) ins Leben rief. Auch 
war die Einrichtung nicht die gleiche wie bei den anderen 
Parteien; hier erfolgte der Anschluß nicht durch einzelne 
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Arbeiterkreisen entstand Abneigung gegen den Mann, der 
die Wehrpflicht erst recht wirksam werden ließ; in Irland 
schritten die Sinnfeiner zum Aufstand. Selbst in konservativen 
Kreisen blieb man auf der Hut, da der Führer aus dem 
anderen Lager als nie ganz geheuer dünkte. Aus allen 
diesen Gründen war diese Regierung mehr als eine andere 
davon abhängig, daß der Sieg sich verwirklichte; wir wissen, 
daß er nicht davongetragen wäre, wenn nicht der Zutritt 
Amerikas zur überwältigenden Übermacht unserer Feinde 
die Widerstandskraft unseres Volkes nach märchenhaften 
Leistungen schließlich doch überschritten hätte. Die Ent- 
scheidung ist nicht durch England gefallen, in diesem Welt- 
krieg ebensowenig, wie in dem vor hundert Jahren, so gern 
“ die Engländer das Gegenteil behaupten und behaupten 
werden. 

Hinter dieser politischen Entwicklung vollzieht sich nun 
jene soziale, welche im Laufe des Krieges der Arbeiterschaft 
eine neue Rolle zugewiesen hat. Wir erfuhren bereits 
Wesentliches über die geschichtliche Voraussetung dieses 
Vorganges: wie Konservative sowohl wie Liberale den 
Arbeiterinteressen vorwärts halfen und dadurch erreichten, 
daß der Gegensaß zwischen den Klassen wesentlich gemildert 
wurde. Im Verlaufe des Krieges kündigte sich dann aber 
auch in England eine Durchbruchbewegung des vierten 
Standes an; diese Initiative begreift sich nur aus der 
Geschichte der Arbeiterschaft selbst. Sie meldet in ihrem 
ersten Kapitel von einem Aufstand, wie ihn kein anderes 
Land damals in schon gleichem Umfange erlebte; von der 
Chartistenbewegung, die von 1857 bis 1848 England in 
Unruhe hielt; diese Bewegung hatte die Bedeutung einer 
Warnungstafel für die Zukunft und’ trug wesentlich dazu bei, 
jenes Entgegenkommen der herrschenden Klassen in der 
Folgezeit zu bewirken. Denn wie hätte nicht in dem Zeitalter, 
in dem alles darauf angelegt war, jedes Hemmnis der Blüte 
und des Wachstums der Industrie aus dem Weg zu räumen, 
die Wiederkehr ähnlicher Störungen vermieden werden 
müssen. Der Aufstand erklärt aber auch, weil er mißlang 
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und den Arbeitern die Grenze ihrer Macht bis auf weiteres 
vor Auge führte, deren politische Zurückhaltung seitdem und 
deren Bereitwilligkeit auf die von den beiden Parteien 
gebotenen Zugeständnisse einzugehen, zumal die Parteien 
sich darin gegenseitig überboten. Es mutet uns seltsam an, 
einmal aus dem Munde eines Liberalen, wie Richard Cobden, 
die Klage zu vernehmen, die Arbeiter verhielten sich zu ruhig. 
„Haben sie denn keinen Spartakus in ihrer Mitte, heißt es 
aus seinem Munde im Jahre 1861, der sich an die Spite 
einer. Revolte der Sklavenklasse gegen ihre Bedrücker stellen 
könnte?“ Allmählich wich dann auch das düstere Nachtbild, 
das Friedrich Engels durchaus wahrheitsgetreu von der 
Lage der arbeitenden Klassen in England entworfen hatte; - 
mit Genugtuung meldete Sir Robert Giffen anfangs der 
achtziger Jahre in seiner bekannten Schrift über den „Fort- 
schritt der arbeitenden Klassen“: „Was in den letten fünfzig 
Jahren mit der Arbeiterklasse geschehen ist, ist nicht sowohl 
ein Fortschritt als eine Revolution zu nennen. Während das 
Kapital gewachsen ist, ist das Einkommen vom Kapitale 
nicht im gleichen Verhältnis gewachsen; die Zunahme des 
Einkommens ist fast einschließlich den arbeitenden Klassen 
zugute gekommen.“ So mag es sich erklären, daß der 
Marxismus keinen Boden in England fand, obwohl Karl 
Marx sich bemüht hatte, seine Lehren gerade auch für die 
Engländer mundgerecht zu machen. Es sind im weiteren 
-offensichtlich nur die periodisch wiederkehrenden Wirtschafts- 
krisen gewesen (1879, 1886, 1894), welche stoßweise die 
Arbeiterbewegung erneut in Gang brachten und zur Gründung 
von politischen Organisationen geführt haben; deren Zer- 
splitterung aber in eine demokratische Föderation, eine 
sozialistische Liga, eine sozialdemokratische Föderation, 
zeugte von ihrer geringen Stoßkraf. An eine stärkere 
Initiative war selbst dann noch nicht gedacht, als die lebhafte 
Agitation gegen Chamberlains Programm, Ende der neunziger 
Jahre die Arbeiterpartei (Labour Party) ins Leben rief. Auch 
war die Einrichfung nicht die gleiche wie bei den anderen 
Parteien; hier erfolgte der Anschluß nicht durch einzelne 
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Personen, sondern verbandsweise. Bei alledem spielte die 
eigenartige Zusammensetung der Arbeiterschaft mit; es 
bildete sich in den Gewerkschaften eine Arbeiteraristokratie 
heran, welche den bürgerlichen Schichten vielfach näher stand, 
als dem Proletariat, das seinerseits nichts gemein hatte mit 
der Hefe des Volkes, die sich in London zahlreicher als in 
irgendeiner anderen Großstadt ansammelte. Erst im Jahrzehnt 
vor dem Kriege änderte sich das Bild; große Streiks zeugten 
von großen Störungen im volkswirtschaftlichen Organismus 
und vom Erwachen eines neuen Geistes in Schichten, die an 
die Oberfläche drängten. Einer der Veteranen der Arbeiter- 
presse urteilte im Sommer 1911: „In den legten zehn Jahren 
ist die Veränderung vollkommen gewesen. Man glaube nicht, 
daß die Arbeiter in Ausstand getreten sind nur wegen kürzerer 
Arbeitszeit und höherer Löhne; sie kämpfen für die Freiheit 
und eine bessere Lebenshaltung.“ Wie wirkte da der Krieg ein? 

Die Entwicklung bestand darin, daß ein Zusammenschluß 
der Arbeiterschaft erfolgte, mit der Absicht, der Regierungs- 
politik auf der Grundlage eines eigenen Programms die 
Richtung zu weisen. Die Arbeiterpartei wurde erst jest zu 
einer politischen Partei in ähnlicher Organisation wie die 
anderen; auch Nichtarbeiter durften ihr fortan beitreten. Das 
Arbeiterprogramm ist die Frucht der Erfahrungen, welche 
der Krieg einbrachte; es spiegelt die Tatsache wieder, daß 
alle die Maßnahmen, welche die Regierung für nötig erachtete, 
um den Krieg erfolgreich zu Ende zu führen, in erster Reihe 
von der Bereitwilligkeit, der Taikraft, der Mitarbeit der 
Arbeiterschaft abhängig wurden. Daher das steigende Selbst- 
bewußtsein, das zunehmende Klassenbewußtsein; daher auch 
der Wunsch der Arbeiter, die Gunst der Lage auszunußen 
und die Besorgnis vor einer Reaktion nach dem Kriege, wo 
man die Zügel wieder straffer anspannen könnte. Es ging 
dabei nicht alles glatt ab; im Gegenteil: Arbeiterunruhen und 
Streiks mehrten sich und richteten sich vorzüglich gegen die 
Kriegsgesetgebung mit ihrem steigenden Druck; würde man 
den wieder los werden, lauteten mißtrauische Fragen. Der 
Vorwurf einer wohlüberlegten Verschwörung der herrschenden 
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Klassen gegen die Arbeiterschaft wurde erhoben; die Kriegs- 
gesetgebung habe den Zweck, wohlerworbene Rechte zu 
rauben; der Arbeitgeber sei der gemeinsame Feind, der 
Klassenkampf sei zur Wirklichkeit geworden. Am meisten 
wurde die allgemeine Dienstpflicht gefürchtet, welche die 
Arbeiter zu Sklaven der Kapitalisten mache. Der Unwille 
über die Lebensmittelnot rief gar Äußerungen hervor wie 
diese: „Wir werden von einer plutokrafischen Aristokratie 
regiert, die ihre Stüge in einer Bande skrupelloser Advokaten 
findet; heute ist die ganze fraurige Komödie ausgespielt, 
unsere politische Maschinerie ist um mindestens drei Gene- 
rationen hinter den wirtschaftlichen Bedürfnissen des Landes 
zurückgeblieben; das Unterhaus ist eine Hölle von Dieben, 
das Oberhaus desgleichen.* Eine Umschichtung in der 
Arbeiterschaft förderte diese Gärung; viele ungelernte Arbeiter, 
Nichtfachleute und Frauen kamen in die ‚Betriebe, das waren 
Leute mit anderen Anschauungen, als die Gewerkschaftler; 
sie verlangten nach einer radikalen Kur. Die Gewerkschafts- 
führer durften solchen Rufen gegenüber nicht taub sein, um 
nicht Anstoß bei ihrer Gefolgschaft zu erwecken. Alles das 
trug dazu bei, daß das Verlangen nach einer neuen Gesell- 
‚schaftsordnung in das Arbeiterprogramm eindrang; sozia- 
listische Gedankengänge, bisher nur von kleinen Minderheiten 
vertreten, fanden offizielle Vertretung. Und nun hören wir 
die Forderungen und Hoffnungen an: Die alte politische 
Ordnung wird einer neuen Pla machen müssen, die im 
Zeichen einer neuen, lebendigen Volkspartei steht, welche in 
Wirklichkeit eine Regierung für das Volk und durch das Volk 
anstrebt. Diese neue Partei wird die Arbeiterpartei sein, 
welche auch Kopfarbeiter umfassen und allen, welche wirklich 
arbeiten, offenstehen soll, selbst wenn sie Lords wären. 
Diese Arbeiterpartei wird, sobald sie eine starke Macht im 
Unterhause ist, dafür sorgen, daß jeder Arbeiter die ganze 
Frucht seiner Tätigkeit erhält; sie wird sich mit keinem 
Kompromiß begnügen, sondern darauf bestehen, daß der 
Volkswille nicht länger eine Redensart bleibt. Von einer 
neuen Staatskunst muß eine Wiedergeburt der Gesellschaft 
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ausgehen. Die neue Staatskunst ruft nach volkstümlicher 
Verwaltung und nach Kontrolle in jeder Industrie; die Arbeiter- 
partei wird es nicht zulassen, daß man von der, während 
des Kriegs eingeführten Kontrolle, über die großen Industrien, 
einen Schritt zurückgeht; das kapitalistische System der 
Produktion muß so gewandelt werden, daß es zugunsten 
der Menge gereicht, nicht zum privaten Vorteil weniger. Im 
weiteren heißt es: Die neue Gesellschaftsordnung darf nicht 
auf aufgezwungene Herrschaft, unterworfene Völker, unter- 
worfene Kolonien, unterworfene Klassen, auf die Rechtlosig- 
keit der Frauen, sondern nur auf gleiche Freiheit gegründet 
sein. Im einzelnen wird empfohlen: allgemeine Einführung 
von Mindestlöhnen, Beschaffung von Arbeitsgelegenheit für 
Arbeiter und Soldaten bei der Demobilmachung, Beschränkung 
der Arbeitszeit auf 48 Stunden pro Woche, Verstaatlichung . 
des Bergbaues, der Eisenbahn, der Elektrizität. Bei diesen 
Forderungen ist es nicht geblieben. Eine Minderheit ging 
darüber hinaus; die Syndikalisten, die in den drei großen 
Körperschaften der Bergleute, Eisenbahnbeamten und Trans- 
portarbeiter Anhang besaßen, betrieben die Beiseiteschiebung 
des Arbeitgebers und die absolute Herrschaft des Arbeiters 
über die Industrie. Ein Entgegenkommen ihnen gegenüber 
war die Einrichtung von Werkstätten-Vertrauensmännern 
(shop-stewards), die dem Zweck dienen sollten, die Fühlung 
mit den von Tag zu Tag wechselnden Verhältnissen in der 
Werkstatt aufrecht zu erhalten, wie auch die Fabrikleitung 
mit den Arbeitern in ständige Berührung zu bringen. Auch 
weitergehende politische Forderungen wurden laut: an die 
Stelle des herrschenden Sfaates sei eine Republik von 
Industriearbeitern zu seten. Die Arbeiterschaft solle nicht 
zugeben, daß das Schicksal der Nation von bornierten, 
überlieferungsseligen Gecken, wie den Cecils oder von 
liebenswürdigen Reaktionären, wie den Balfours gestaltet 
werde; diese Leute am Ruder hätten keine Ideen, die den 
Zeitbedürfnissen entsprächen und fürchteten die Revolution 
noch mehr, wie den deutschen Imperialismus; solange die 
englischen Arbeiter den Balfours und den Gecils nicht die 
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Arbeiter den Romanows, sei alles eitel Gerede. Ein Organ 
der radikalsten Sozialisten „Die Revolution“ gab zehn Gebote 
heraus, zur Belehrung der Jugend; das fünfte Gebot lautete: 
„Du sollst jederzeit für die Revolution eintreten; denn die 
Revolution bedeutet den Zusammenbruch des Staates und 
das Ende der Herrschaft des Kapitals, sowie die Aufrichtung 
der industriellen Republik.* Äußerungen dieser Art standen 
bereits unter dem Einfluß des Auflösungsprozesses in Rußland. 
Verbindungen mit den russischen Bolschewisten waren offen 
bezeugt; ein Rundschreiben nannte die Bolschewisten „unsere 
teuren Kameraden.“ Einer der Arbeiterführer, J. H. Thomas, 
wandte sich in einer bemerkenswerten Kritik gegen diesen 
Bolschewismus; seine Ausführungen lauten: „Die Bolschewisten 
sind bereit, jede Form von kapitalistischer Gesellschaft über 
Bord zu werfen und Arbeiterstreitigkeiten geben ihnen hierzu 
das fruchtbringenste Betätigungsfeld. Ihre Propaganda ist 
dauernd ein Aufruf an die schlechtesten Leidenschaften des 
Volkes, der nur Unheil stiften kann. Eine solche Propaganda 
erzeugt ein Empfinden, das den besten Interessen eines jeden 
Landes fremd ist. Man kann nicht auf Leidenschaften und 
schlechten Vorurteilen aufbauen; das hat sich in Rußland 
tragisch erwiesen; die dortige Revolution hat die herrschenden 
Klassen heruntergezerrt, aber sich auch selbst den Todesstoß 
gegeben. Und immer noch liegt sie am Boden, stumpf, zer- 
stückelt, unfähig, sich aus dem fast sinnlosen Wirrwarr ihrer 
Umgebung zu erheben. Aus diesem Beispiel können wir 
lernen. England ist für seine Existenz abhängig von den 
imporfierten Produkten des Auslandes, jeder Bolschewismus 
aber, der im Lande herrscht, wird Englands Kredit in der 
ganzen Welt erschüttern und so in kurzer Zeit Hungersnot 
zur Folge haben. Alle die, welche so leichthin von den 
Segnungen des Bolschewismus reden, vergessen, daß keine 
Nation unter einem solchen allgemeinen Zusammenbruch so 
leiden würde, wie gerade England. Der Hauptgrund aber, 
warum ich dem Bolschewismus so entgegentrete, ist die nach 
meiner Meinung immer mehr zunehmende Macht, der immer 
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mehr zunehmende Einfluß der Arbeiterpartei in England. In 
ihr darf sich der Bolschewismus nicht breit machen. Nach 
meiner Ansicht dauert es nicht mehr lange, bis die Arbeiter- 
partei die herrschende Klasse in England wird; die Arbeiter- 
partei als lebendige Bewegung muß sich auf Grundsäße 
stügen und nicht auf einzelne Personen, muß gegründet sein 
auf der hohen moralischen Forderung von Gleichheil und 
Gerechtigkeit für alle Menschen. Dies ist nach meiner Meinung 
die einzige gesunde Basis, auf der die Arbeiterpartei aufbauen 
kann; der Bolschewismus würde eine solche Politik zu Schanden 
machen. Er bedeutet einen niedrigen und selbstsüchfigen 
Einfluß auf die Menschheit, der nur den Ruin und die Ver- 
nichtung der Nafion bedeuten würde, wenn es ihm gelänge 
den Sieg davonzufragen. Am Ende des Krieges werden 
wir manche Probleme zu lösen haben. Wenn auch die 
kommende Zeit schwierig wird, so können wir ihr doch 
getrost entgegensehen, wenn Männer und Frauen aus allen 
Schichfen der Gesellschaft und alle Parteien zu der Erkenntnis 
kommen, daß das große Ideal nicht persönlichen oder klein- 
lichen Parteiinteressen entspringen darf; das Interesse des 
Landes als ganzes gilt es im Auge zu haben. Bolschewismus 
ist nichts für das Land, er denkt nur an sich selbst, sein 
Ziel ist nicht Ehrlichkeit, sondern Ungerechtigkeit; daher ist 
er schlecht und verwerwerflich und muß bekämpft werden.“ 
Ohne Zweifel stimmte die überwältigende Mehrheit der Arbeiter 
dieser Auffassung bei. 

Und wie stellte sich die Arbeiterschaft zu ‘den Kriegs- 
zielen? Sie hatte den Burenkrieg abgelehnt, den Weltkrieg 
nahm sie in ihrer Mehrheit hin und bekannte damit, daß 
Bestand und Sicherung des Reichs auch ihr zum Erfordernis 
geworden waren. Keine Arbeiterschaft ist demgemäß während 
des Kriegs imperialisfischer gewesen, als die englische: der 
Kriegs- und Eroberungsplan der Regierung fand im wesent- 
lichen ihre Billigung. Der Sekretär des allgemeinen Bundes 
der britischen Gewerkschaften erklärte sogar: England wünsche 
Deutschland derart zu schwächen, daß es nie mehr in eine 
günstige Lage kommen könne. Die versöhnlichen Äußerungen, 
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die uns gelegentlich im „Labour Leader“ erfreuten, dem 
Organ des geistig hochstehenden Macdonald, gab nur die 
Stimmung einer Minderheit wieder. Widerstand erhob die 
Mehrheit gegen eine Wiederkehr des zollpolitischen Impe- 
rialismus Chamberlains und billigte auch nicht die Beschlüsse 
der Pariser Wirtschaftskonferenz und die Ankündigung eines 
Wirtschaftskrieges nach dem Krieg. 

Unser Studium der politischen und sozialen Entwicklung 
Englands während der Kriegsjahre soll hiermit für heute 
abgeschlossen sein; es lehrt, daß England auf dem Wege, 
den es von 1870 an eingeschlagen hat, ans Ziel gelangt ist. 
Der Weltkrieg hat das Gelingen vollendet, insofern er für 
England gleichzeitig als Volkskrieg und als Reichskrieg hat 
durchgeführt werden können. Die Wahlen im Dezember 1918, 
die einen vollen Sieg für die um Lloyd George gescharte 
Koalition brachten, haben die Zukunft Englands bis auf 
weiteres dem gleichen System anvertraut, der gleichen Persön- 
lichkeit, der man den Erfolg zu verdanken meint. Gleichwohl, 
— so gering auch die Nachrichten sind, die letthin aus 
England herüberkommen, so viel läßt sich doch wohl er- 
kennen, — auch dort fürmen sich die Schwierigkeiten und 
Sorgen und scheinen nahezu die Früchte des Sieges zu 
paralysieren. Wie ist das zu erklären? Es ist eine alte 
geschichtliche Erfahrung, daß in dem Augenblick, wo eine 
ältere Entwicklung zum Abschlusse gelangt, sich schon Ansäße 
neuen Wachstums zeigen, neue Aufgaben und Probleme her- 
vortreten, mit denen die Zukunft sich auseinanderzuseten hat. 
So ist es auch hier: das Zeitalter das zu Ende geht ist das 
des Aufbaus und Ausbaus des britischen Reiches gewesen, 
das Zeitalter das neu anbricht, wird zu Auseinanderseßungen 
innerhalb des Reiches führen, von ungeheurem Umfang und 
nie dagewesener Tragweite; die Minderung des Druckes von 
außen, wird diese Auseinandersetung beschleunigen. Mit 
der Neuordnung der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
zu Hause, wird der Anfang zu machen sein; sie wird nicht 
leicht fallen. Eine Ankündigung aus Arbeiterkreisen bezeugt 
die Spannung: „Wenn erst die Völker Deutschlands und 
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Österreichs mit ihren Dynastien und Regierungen fertig sein 
werden, so verbessert sich die ganze Lage; dann können 
die Völker Englands und Frankreichs ihre eigene Regierung 
herankriegen, ohne befürchten zu müssen, den Militarismus in 
Europa herbeizuführen. Bis dahin geziemt es der britischen 
Arbeiterschaft abzuwarten, bis sie springt.“ Lloyd George 
hat da schon recht vor „schweren atmosphärischen Strömungen 
in der sozialen und wirtschaftlichen Welt“ zu warnen. Er 
wird in England nichts gewähren können, ohne daß in allen 
Ecken und Enden des Weltreichs dem Rufe nach Selbst- 
bestimmung und Freiheit in gleicher Weise Rechnung getragen 
wird: die irische Frage wird eine endgültige Lösung finden 
müssen, die ägyptische und indische Frage wird aus dem 
Bereich der auswärtigen Politik in das der Reichsangelegen- 
heiten rücken; werden befriedigende Lösungen möglich sein? 
Und das Verhältnis Englands zu den Dominions? Es ist 
durch die Erklärung von dort gekennzeichnet: Die Dominions 
wünschten nicht Angestellte sondern Partner der Firma zu 
sein; ein kolonialer Premier hat sogar gemeint, es sei heute 
richtiger von britischen Reichen als vom britischen Reiche zu 
sprechen; die bevorstehende Neuorganisation des Reiches 
wird auch diesem Umstande Rechnung zu tragen haben. Wie 
wird das alles auf England zurückwirken? Niemand weiß 
es, nur soviel ist sicher: der Frieden wird für England alles 
andere eher bringen, als ein Ausruhen auf den Lorbeeren _ 
und stillen Genuß neu erworbener Macht. 

Und daraus erwächst für uns folgende Lehre: Neue 
Verhältnisse werden sich im Bereich des britischen Weltreichs 
heranbilden, auf die es wohl zu achten gilt. Unsere Politik 
darf sich angesichts der Wandlungen, die sich vollziehen 
werden, nicht durch Stimmungen beeinflussen lassen, sie 
muß fortan in ständiger Fühlung mit dem Geschehen draußen 
aufbauend sich betätigen. Die Geschichtswissenschaft vermag 
nicht als Führerin zu dienen, aber sie wird auch ihrerseits 
den Zeitströmungen folgen und im Rahmen der Zeitgeschichte 
die Pflege jener Fähigkeit sich ganz besonders angelegen 
sein lassen, welche einst Thiers an Ranke bewunderte: der 
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Fähigkeit, die Gegenwart im Lichte der Geschichte zu sehen. 
Auf diese Weise hilft sie die politische Bildung fördern, das 
politische Urteil vertiefen und arbeitet mit an dem Wieder- 
aufbau unseres Vaterlandes. 

Und an unserer Zukunft werden wir auch jeßf nicht 
verzweifeln, — dieser Nachtrag sei mir gestattet — wo die 
Feinde unsere Ohnmacht nutten, um einen Frieden zu er- 
pressen, wie er einem großen Volke nie demütiger auferlegt 
worden ist; einen Frieden, der in England selbst bei Liberalen 
und Arbeitern auf lebhaften Widerstand stieß, in dem wir 
aber um so deutlicher die Ziele der englischen Konservativen 
wiedererkennen. Auch die Hand von Lloyd George läßt 
sich spüren; wie in der Sozialpolitik scheint er hier in der 
großen Politik im Gegensabte zur „palliativen“ die „präventive 
Methode“ bevorzugt zu haben,!®) ohne zu bedenken, daß 
man den Bogen überspannen kann. Parteipolifisch läßt sich 
sein Verhalten so deuten: Er bringt den Konservativen auf 
unsere Kosten eine überreiche Gabe dar, um von ihnen als 
Entgelt die Zustimmung zur Weiterführung einer sozialen 
Reformpolitik größten Stiles zu fordern. Die sozialen Reformen 
bescheert er den Arbeitern, um sie um seine Fahne zu scharen 
und das Band, das der Krieg zwischen Imperialismus und 
Arbeiterinteressen geknüpft hat, fest zu erhalten. Wie dem 
auch sei, was uns betrifft glauben wir nicht an die Dauer 
der uns auferlegten Knechtschaft und brauchen es auch nicht 
zu tun, wenn wir den Feinden nicht noch den letten Gefallen 
erweisen und unter ihrer Suggestion den Glauben an uns 
selbst verlieren. In England ist im Juni seitens einer Ver- 
einigung, die sich „Union für demokratische Kontrolle“ nennt, 
folgende Kundgebung erfolgt: „Die Zukunft des deutschen 
Volkes auf Grund des Friedenvertrages ist die eines Sklaven- 
volkes, das für seine bewaffneten Eroberer fronden muß. 
Nicht auf diese Weise kann eine bessere Welt aus dem 
Aschenhaufen der Vergangenheit entstehen. Nicht auf diese 
Weise kann man den Völkern eine Entschädigung bieten 
für die lange Qual des Krieges. Ein Sieg, der das Heil 
der Demokratie in der Welt sichern sollte, löst sich in einen 
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Frieden auf, der ein Verrat an der Demokratie darstellt. Es 
ist möglich, daß die Deutschen, zermürbt von der langen 
Dauer eines mit allen Mitteln der Wissenschaft verlängerten 
Hungers, der noch durch die Blockade versfärkt wurde, 
keine andere Wahl haben, als diesen Vertrag zu unterzeichnen, 
dessen Ablehnung sie dazu verdammen könnte, ihre Kinder 
unter ihren Augen sterben zu sehen. Aber wir sind über- 
zeugt, daß ein solcher Friede jeden wahren Demokraten 
aufpeitschen muß, unablässig an seiner Revision zu arbeiten. 
Der Vertrag beweist, daß die Aufrechterhaltung des nationalen 
Hasses, die Fortseßung imperialistischer Annexionen und 
kurzsichtiger Rache noch immer die Ziele jener offiziellen 
Welt sind, die durch keine Erfahrung klüger wird. Was uns 
betrifft, so erkennen wir diesen Vertrag in keiner Weise als 
moralisch gültig an und betrachten es als unsere haupt- 
sächlichste Aufgabe, an seine Stelle einen Frieden zu se&en, 
der den 14 Punkten des Präsidenten Wilson und den Be- 
strebungen und Idealen aller Völker gerecht wird.“ 

Keinerlei politische Macht steht bis auf weiteres hinter 
diesen Männern, die verschiedenen Parteien angehören, wohl 
aber die werbende Macht des Rechtsbewußtseins und das 
Erwachen des Gewissens. Daran wollen wir uns halten und 
an unser eigenes Können; leben heißt uns auf eine bessere 
Zukunft hoffen und — jeder an seiner Stelle — mitwirken, 
um sie herbeizuführen. 
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Vorbemerkung. 


Für die folgende Arbeit gelten die Vorbehalte,. die der 
Herr Herausgeber dem Gesamtwerke vorausstellt, insofern 
verstärkt, als zwar die Kriegsliteratur in und über Frank- 
reich quantitativ und qualitativ wertvoll ist, dieses Land aber 
bereits im Frieden nicht ausschließlich nach seinen litera- 
rischen und journalistischen Erzeugnissen beurteilt werden 
durfte und im Kriege wahrscheinlich ein noch größerer Gegen- 
saß zwischen der tatsächlichen Entwicklung und dem, was 
uns bis auf weiteres allein zugänglich ist, klaff. Wenn troß- 
dem der im Mai 1919 in der Universität Halle a. S. gehaltene 
Vortrag, völlig neubearbeitet und tunlichst bis zur Gegenwart 
weitergeführt, der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird, so 
glaubt der Verfasser in eigenen umfangreicheren literarischen 
Arbeiten, die der französischen Volkswirtschaft, Statistik und 
Sozialpolitik gewidmet waren und im Texte zum Teil erwähnt 
werden, den Nachweis richtiger Einschäßung von Vorgängen 
erbracht zu haben, die für die hier in Frage stehende politische 
und soziale Entwicklung zwar nicht ausschließlich, aber doch 
‘vorwiegend von Belang sind. Er bemüht sich aber, die 
Dinge nicht nur mit dem Auge des Nationalökonomen zu 
sehen, sondern dem geistigen und kulturellen Leben gerecht 
zu werden, das sich, nicht immer von der Zensur und der 
chauvinistischen Phrase unterdrücht, in Frankreich auch 
während des Kriegs zu entwickeln suchte. 


A. Günther. 
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l. Frankreich bei Kriegsbeginn; — Die Bevölkerungs- 
bewegung. 


Wenn wir, vor dem Weltkriege, die politische und soziale 
Lage Frankreichs ins Auge faßten, so geschah dies im all- 
gemeinen unter diesen Gesichtspunkten: wir konnten uns der 
Tatsache nicht verschließen, daß ein großer Teil, aber nicht 
die Gesamtheit des Volkes den Revanchegedanken pflege 
und vorzugsweise von hier aus die Außenpolitik beurteile; 
seit Zabern war dies sehr klar geworden, das russische 
Bündnis und die freundschaftliche Verständigung mit England 
wurden der äußere Ausdruck einer, die einflußreichsten 
Schichten von je durchdringenden Weltanschauung. Nach 
Faschoda hatte auch die amtliche französische Politik end- 
gültig wieder gegen Deutschland: Stellung genommen, der 
„alte Erbfeind“ war gegenüber dem „neuen“ vergessen und 
die Eifersucht gegen die kolonialen Fortschritte Englands in 
den Hintergrund gedrängt. — Indes erschöpfte die Revanche- 
politik die politische und soziale Entwicklung Frankreichs 
keineswegs. Das Kolonialreich war bis zu einem gewissen 
Grade unabhänig vom Revanchegedanken geschaffen worden 
(obwohl Marchand das Elsaß auf dem Wege über die Kolonial- 
politik zu gewinnen suchte), ja, Bismarck hatte in der Hoffnung, 
die Franzosen ausreichend beschäftigen zu können, den 
afrikanischen und asiatischen Bestrebungen des ehrgeizigen 
und unruhigen Nachbarlandes Vorschub geleistet. Wenn die 
kolonialpolitischen Erfolge dennoch keine dauernde und hin- 
reichende Befriedigung schaffen und den starr auf Elsaß- 
Lothringen gerichteten Blick nicht in die Weite der Weltwirt- 
schaft ablenken konnten, so war, neben anderem, schuld ein 
Gefühl nationaler Schwäche, hervorgerufen durch die geringe, 
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mehr und mehr versiegende Volkserneuerung, durch den 
mangelnden Wettbewerb auf dem Weltmarkte, die damit zu- 
sammenhängende wirtschaftlich-technische Rückständigkeit 
und nicht zuleft durch die unausgeseßten innerpolitischen 
Krisen. Vor allem der Kampf zwischen Kirche und Staat 
hatte dem Nationalgefühl und der Nationaleinheit schwere 
Wunden geschlagen. Die Gallikanische Kirche war die 
Trägerin glorreicher Überlieferungen gewesen, sie hatte 
leidenschaftlichen Anteil an der Größe der militärischen und 
politischen Erfolge gehabt und man konnte in ihrer Kalt- 
stellung auch einen Verzicht auf Fortführung der glänzendsten 
Traditionen erblicken. Umso .mehr, als die Kirche dem sie 
abdrängenden Radikalismus und Sozialismus auch aus 
anderen, kulturellen Gründen ablehnend gegenüber stehen 
mußte. Es entfremdete ihr die Massen der Arbeiter, die der 
christlich-sozialen Idee keine Gefolgschaft mehr leisteten, und 
suchte naturgemäß die Verbindung mit dem Lande, welches 
über .die stärksten theoretischen und praktischen Leistungen 
des Sozialismus und der Arbeiterbewegung verfügte: Deutsch- 
land. Formeln für die Verständigung waren troß Elsaß- 
Lothringen gegeben. 

Um die Gesamtheit der politischen und sozialen Schich- 
tungen und Bewegungen des Frankreich vom Sommer 1914 
richtig einschäßen zu können, wird man zweckmäßig von 
einigen volklichen und wirtschaftlichen Tatsachen ausgehen. 
89 Millionen Menschen lebten auf einem Gebiet ähnlich dem 
des deutschen Reiches, sie konnten sich demgemäß eine 
recht weitläufige Besiedelung gestatten und nur 75 Personen 
entfielen auf den Quadratkilometer französischer Erde, 
während 125 auf den Quadratkilometer deutschen Bodens 
trafen. Der französische Bevölkerungsüberschuß war an- 
nährend gleich 0, in vielen Gegenden sogar eine negative 
Größe. Ohne die Fremden und deren, im Laufe der Zeit 
mehr und mehr erleichterte Naturalisation mußte sich bereits 
vielerorts ein Zurückbleiben der Geburten hinter den Todes- 
fällen ergeben. Mit den Kindern fehlte dem Lande viel von 
dem, was Fortschritt und Entwicklung heißt; Wachsende 
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Städte (wenn man von der, unter besonderen Bedingungen 
stehenden Hauptstadt absieht), Bautätigkeit, Kunstgewerbe 
mit selbständigen, der Zeit angepaßten Stilformen, ein ent- 
sprechender Anteil an dem so rasch zunehmenden Welt- 
verkehr, selbst die Veranlassung und Möglichkeit, dem eignen 
Boden durch intensivere Bestellung ein Mehr von Erträg- 
nissen abzuringen oder die unermeßlichen -Bodenschäße zu 
"heben. Fremdes, vor allem auch deutsches Kapital trat an- 
stelle des heimischen, das in Renten und ausländischen 
Papieren festlag und insofern die amtliche Politik wirksam, 
aber engherzig unterstüste. In der Normandie schuf Thyssen, 
im Erzgebiet Briey-Longwy . schufen verschiedene andere 
deutsche Konzerne technische und industrielle Entwicklungs- 
möglichkeiten, die ganz außerhalb der Leistungen franzö- 
sischer Industrieller oder Ingenieure lagen. Auch im Norden 
war der dort ungleich lebhaftere Wirtschaftsbetrieb auf das 
Zusammenwirken mit den Nachbarn, vor allem mit dem 
deutschen Reich, abgestellt. Dort, in dem zeitweilig besetzten 
Gebiete, ist jede 6. oder 7. Maschine als deutschen Ursprungs 
ermittelt worden und gerade die größten und leisfungs- 
fähigsten maschinellen Anlagen gehörten hierher. 
Angesichts eines sehr gleichmäßigen und nur geringer 
Steigerung fähigen Bedarfs war die Kolonialpolitik in Frank- 
reich von vornherein nicht zu der Rolle berufen, die sie in 
der Geschichte anderer kolonisierender Länder einnahm: 
Siedlungsland für die nur auf 600000 Köpfe veranschlagten 
Franzosen im Ausland konnte nicht in Frage kommen; in 
dieser Richtung bot die heimische Erde, deren Rentenertrag 
und Verkaufswert infolge des Menschenmangels und der 
geringen Initiative allerdings andauernd (in wenigen Jahr- 
zehnten um durchschnittlich mehr als !/;) gesunken war, hin- 
reichend Möglichkeiten. Aber auch die Verarbeitung kolonialer 
Rohstoffe trat in Frankreich ungleich weniger als Bedürfnis 
der Industrie auf als etwa in England oder Deutschland und 
nicht viel wichtiger waren die Kolonien als Absabmärkte für 
französische Fertigwaren. Trotdem sperrte man sie dem 
Weltverkehr soweit es irgend möglich war, die pathetischen 


_ 1 — 


Säbte, mit denen auf der Pariser „Friedenskonferenz“ die 
deutsche Kolonialpolitik verurteilt' wurde, hätten auf die 
französische Kolonialpolitik sehr viel besser angewendet 
werden können, die, um nur ein Beispiel zu erwähnen, in Indo- 
china die chinesische Einfuhr, auf die das Land angewiesen 
war, verbot und dadurch seine Entwicklung unterband. 

Die Wirtschaftsfragen sollen hier nur insoweit Erwähnung 
finden, als sie für die politische und soziale Entwicklung‘ 
des Landes während des Krieges von Bedeutung wurden. 
Näheres ist im V. Abschnitt und an anderer Stelle mitgeteili.') 
Die Starrheit und Unbeweglichkeit des Wirtschaftslebens und 
der Bevölkerungsverhältnisse wirkten. selbstverständlich auf 
das soziale und politische Leben ein, und zwar in einem 
doppelten, ziemlich entgegengesetzten Sinne: einmal entbehrte 
Politik und gesellschaftliches Zusammenleben des starken 
Anstoßes, der von den Ansprüchen der Jugend, von der Hast 
und dem Getriebe des rastlosen Geschäftslebens, von den 
Möglichkeiten schnellen Verdienens und von der Masse 
schlechthin ausgeht; auf der anderen Seite aber wandten sich 
(ähnlich wie in Österreich) mehr Begabungen den politischen 
und literarischen als den unmittelbar produktiven Berufen zu, 
für die in dem Lande der Familien-Unternehmung und des 
beschränkten Industriekredits überhaupt nicht allzuviel Be- 
tätigungsmöglichkeit gegeben war. Politik und Literatenleben 
boten ihrerseits mannigfache, in Deutschland sicher nicht in 
gleichem Maß gekannte Aussichten, auf indirektem Wege 
Nußnießer des Kapitalprofits zu werden; in dieser Richtung 
mußten gewisse demokratische Staatseinrichtungen einem 
gegebenen Betätigungstriebe in weitem Ulmfange entgegen- 
kommen. Zola’s Meisterdarstellungen, vor allem in „Paris“, 
enthüllten, soweit überhaupt noch zu enthüllen war, gegen- 
seitige Abhängigkeiten von Börse, Kammer und Presse, wie 
sie in gleich offenkundigem und gleichsam gesellschaftlich 
anerkanntem Zynismus kaum in einem anderen Land ent- 
stehen konnten. Indessen wird man bei aller Verurteilung 
dieser gerade von französischer Seite zugegebenen?) Käuflich- 
keit, Intrigue und Unmoral doch auch das geistige Moment an- 
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erkennen, das bei den innerpolitischen Auseinandersetzungen 
der Republik zutage trat, hier die, oft für die ganze Mensch- 
heit entscheidenden Kämpfe über kulturelle und soziale 
Fragen hervorrief und glänzenden Staatsmännern wie 
Clemenceau, ausgezeichneten Charakteren wie Jaures zur 
Wirkung verhalf. Zwar sind viele politische Einzelhandlungen 
wirtschaftlich und oft privatwirtschaftlich motiviert gewesen; 
aber die politischen Auseinandersetungen gingen doch 
weniger als in Deutschland um Schutzölle, Tarife, Löhne 
oder Fleischpreise als um lette Kultur- oder wenigstens 
Geschmacksfragen und man würde unrecht tun, wenn man 
hierin nicht die günstige Folge eines weniger stark pul- 
sierenden Wirtschaftslebens, geringerer Inanspruchnahme der 
Nation durch (an sich legitime) Geschäftsinteressen erblicken 
wollte. 

Es kommt hinzu, daß der Franzose von Natur in seinen 
materiellen Lebensansprüchen bescheiden ist. Die Kosten 
der Lebenshaltung waren nicht nur deshalb niedriger als in 
Deuschland und England, weil die Preise geringer waren 
und die Kaufkraft des Geldes höher wertete, sondern auch 
infolge der einfacheren Lebensführung fast aller Schichten. 
Pariser Leben war in dieser Beziehung so wenig wie in anderen 
Richtungen bezeichnend für Frankreich; am wenigsten durfte 
man das, was den Durchschnittsfremden nach Paris zog, als 
charackteristisch anerkennen und auch die geschlechtliche 
Moral französischer Romane bot keinen Maßstab für die 
entsprechenden Auffassungen des ganzen Landes und be- 
sonders der breiten, vielfach noch von wirklicher Religiösität 
erfüllten Schichten. — Auch unsere Anschauungen vom 
„reichen“ Frankreich bedürfen in diesem Zusammenhang 
einer Überprüfung; den 35 Milliarden M. deutschen National- 
einkommens vor dem Kriege stellte Frankreich nur 22 Milli- 
arden M. gegenüber, den 500 Milliarden M. deutschen Volks- 
vermögens nur etwa ?/; dieser Summe. Günstiger aber als 
in Deutschland war im allgemeinen die Verteilung, die 
weniger starke Gegensäbe zwischen Reich und Arm kannte, 
in dieser Hinsicht übrigens England noch mehr in den 
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Schatten stellte als Deutschland. In jedem Falle war der 
Rhythmus des französischen Wirtschaftslebens ein viel . 
ruhigerer als in Deutschland; mit Ende der Vierziger, 
spätestens der Fünfziger sette sich der französische Indu- 
strielle und Landwirt zur Ruhe, übergab das Geschäft dem 
einzigen Sohne und verzehrte seine Renten in einem Alter, 
das den Deutschen noch mitten im wogenden Getriebe, in 
harter Arbeit, der manchmal ein starkes Genußleben als Aus- 
gleich diente, sah. Solche Verschiedenheiten muß man sich 
deutlich machen, wenn man das soziale und politische Leben 
des französischen Volkes aus seinen eigenen Bedingungen 
heraus beurteilen will. 

Die Verteilung der Berufszugehörigkeit ist. mit ent- 
scheidend dafür, ob in einem Lande die sozialistischen 
Ideen zur Herrschaft gelangen oder aber von politischen 
Anschauungen, die in höherem Maße dem privaten Besit 
und dem freien Spiel der Kräfte entfließen, erfolgreich be- 
kämpft werden können. Man wird sich in dieser Frage, die 
heute, angesichts des gesammelten Vormarsches der Sozia- 
listen und der Bolschewistennöte, für Wirtschaft und Kultur 
jedes Landes entscheidend ist, auf statistische Angaben be- 
ziehen müssen, die bei der langsamen Veränderung der 
französischen Wirtschaft noch brauchbar sind, wenn sie auch 
reichlich ein Dußend Jahre zurückliegen (1906 fand in Frank- 
reich die legte Berufszählung, für die alle Einzelheiten ver- 
öffentlicht sind, statt, zugleich macht dieser Zeitpunkt einen 
Vergleich mit der, allerdings nicht in gleichem Maße ver- 
wendbaren, deutschen Erhebung von 1907 möglich). Vergleicht 
man nun, um Anhaltspunkte für die Aussichten des Sozialismus 
zu gewinnen, die Berufsgruppierung beider Länder, so entfielen 
in Frankreich zwei Fünftel der gesamten berufstätigen Be- 
völkerung auf die Landwirtschaft, in Deutschland nur weniger 
als ein Drittel. Von den landwirtschaftlichen Erwerbstätigen 
Frankreichs wohnte aber ein relativ größerer Teil auf eigener 
Scholle oder hatte das Land wenigstens unter meist erfräg- 
lichen Verhältnissen in Pacht inne. Die Verhältnisse erinnern 
mehr an Süd- als an Norddeutschland, — In.der Industrie 
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zählte unser Nachbarland nur 6'/, Millionen Berufstätige, 
Deutschland 15 Millionen. Es erhellt, daß der an die Industrie 
und ihre Lohnarbeiterschaft gebundene und allenfalls noch 
auf besitlose Lohnarbeiter ohne weiteres anwendbare Sozia- 
lismus in Frankreich sehr viel geringere Entfaltungsmöglich- 
keiten bot als bei uns und offen bleibt nur, ob in Frankreich 
die sozialistische Propaganda auf dem flachen Lande die 
fehlenden Aussichten in den Städten und Industriegebieten 
erseten konnte. Der französische Sozialismus hat früher 
als der deutsche diese Aufgabe erkannt, sein Programm ihr 
angenähert, in Agrarpolitikern wie Compere-Morel wirksames 
geleistet. Aber das flache Land war doch bisher mehr die 
Domäne der Radikalen und selbst theoretische Zugeständnisse 
an Privateigenftum und Erbrecht verschafften dort dem Sozia- 
lismus nicht ganz leicht Eingang; freilich ist die Umschichtung 
durch den Krieg, der (s. auch unten) das Bauerntum in seiner 
Lebenskraft schwer bedrohte und wohl auch proletarisierte, 
noch schwer zu übersehen; entscheidend wird auch sein, ob 
das vielfach verödete Frankreich durch innere Kolonisation 
neue Kräfte gewinnen wird; bisher verlaufete in dieser 
Richtung nur wenig. 

Die Veränderungen, die der Krieg für den Bevölkerungs- 
aufbau des französischen Volkes bedeutete, sind heute recht 
schwer zu überblicken, wo die amtliche Stilistik im all- 
gemeinen noch .schweigt und wir auf private Feststellungen 
(vor allem der Kopenhagener Gesellschaft zum Studium der 
sozialen Folgen des Kriegs, die sehr beachtenswerte Bulletins 
herausgibt) angewiesen sind; da der französische Volks- 
körper nach Zahl und Altersschichtung schwächer war als 
der deutsche, müssen an sich nicht unähnliche Verlustzahlen 
größere Wirkungen hervorrufen; freilich bedingt die in 
Deutschland stärkere Unterernährung wiederum für uns eine 
bevölkerungspolitische Unterbilanz, der aber wohl unsere 
besseren hygienischen Einrichtungen, unsere entfaltetere 
Sozialpolitik und die größere Widerstandsfähigkeit der 
germanischen Rasse ein Gegengewicht bieten. Legt man 
dem Vergleich beider Länder die so stark vom Krieg 
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berührte Arbeiterschaft zugrunde, so entfielen in Frankreich 
auf das, nur im geringen Maße zum Heeresdienst heran- 
gezogenen Alter von weniger als 20 Jahren 21,9 v.H. der 
Bevölkerung, auf die über 50 und mehrjährigen 15,0 v.H. 
Es bleibt für den, der Kriegswirkung am stärksten aus- 
gesetzten Volksteil ein Anteil von 63 v. H., während dieser 
in Deutschland, bei größerem Kinderanteil (25,8), aber viel 
geringerem Anteil der älteren Leute (9,6), 66,6 v. H. beträgt. 
Die Kriegsbedürfnisse aber waren in Frankreich bei viel 
niedriger Volkszahl relativ gesteigert, der an sich kleinere 
Anteil der Waffenfähigen wurde demgemäß stärker als in 
Deutschland durch Aushebung in Anspruch genommen und 
die an sich schon großen Verluste werden für die Struktur 
der französischen Bevölkerung noch empfindlicher sein als 
in Deutschland. Vielleicht wird diese Verlustrechnung da- 
durch etwas abgeschwächt, daß die bevölkerten und industrie- 
reichen Grenzdepartements in deutschen Händen waren, die 
dortige Jugend also im allgemeinen, soweit sie nicht ge- 
flüchtet war, der Aushebung entging.?) Noch ein anderer 
Umstand fällt für die künftige Bevölkerungsentwicklung 
Frankreichs schwer in die Wagschale: Das menschenarme 
Land hat weder den Menschenbedarf für seine Ver- 
teidigung noch jenen für die heimische Verproviantierung 
und Armierung aufbringen können. Es hat während des 
Krieges in Frankreich eine Wanderbewegung und Massen- 
mobilisierung gegeben, gegen die das, was wir in Deutsch- 
land erlebten, weit zurückbleibt. Sehen wir von den in die 
Heere eingereihten Fremdrassigen und von den selbständigen 
englischen, belgischen, amerikanischen, zeitweise russischen 
und portugiesischen Formationen ab, die auf französischer 
Erde kämpften, so bleiben die Hunderttausende, vielleicht 
Millionen fremder Arbeiter, die im Rücken des Heeres die 
Widerstandskraft stärkten, aber auch, aus sehr menschlichen 
Beweggründen heraus, andere Wirkungen ausübten. Spanier 
und Portugiesen in Stärke von wohl 150000 Männern und 
Frauen, sehr viel mehr chinesische Kulis, Marokkaner, 
Senegal- und sonstige Neger, Mannschaften aus Tonkin und 
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Kochinchina, Kanader usw. sah man da in buntem Völker-, 
Sprachen- und Rassengemenge. Das hatte sozial-, kultur- 
und bevölkerungspolitische Folgen; dem Lohndruck wehrten 
die Gewerkschaften und nicht wenige Streiks waren auf die 
Weigerung der Einheimischen zurückzuführen, mit den 
Fremden zusammenzuarbeiten, oder auf die Weigerung der 
Fremden, sich den Bedingungen der heimischen Arbeiter- 
organisafionen zu fügen; die meist niedrigere Kultur bedrohte 
das, zumal in Südfrankreich mit seinen vielen Analphabeten 
nicht immer gefestigte Kulturniveau auf dem Lande und in 
den Industriegebieten. Am wenigsten geklärt, wahrscheinlich 
am einschneidendsten aber wurde die Vermischung der Ge- 
schlechter, zu der auch das besepte Gebiet einen (wenn auch 
bescheidenen) Beitrag lieferte. Die Menge der Bevölkerung 
hat dabei gewonnen, ihre Qualität braucht, da die ein- 
gewanderten Arbeiter vielfach körperlich ausgesuchte Leute 
sind, nicht gelitten zu haben, aber die Rasse, schon vor 
dem Kriege gefährdet, sieht sich der denkbar stärksten Be- 
lastungsprobe ausgesetzt, die gesteigert erscheint, wenn man 
an die Verheerungen durch Geschlechtskrankheiten und 
Tuberkulose, diese seit je in Frankreich endemischen Krank- 
heiten, denkt. 


ll. Der Parlamentarismus 
und die Parteien im allgemeinen. 


Um das französische Parteileben während des Krieges 
beurteilen zu können, muß mit einigen Worten der inner- 
politischen Entwicklung bis zum Kriege, soweit Parteien in 
ihr eine Rolle gespielt haben, gedacht werden. Diese Ent- 
wicklung hebt mit der ersten französischen Revolution von 
1789 an und begreift in sich zugleich die Geschichte des 
Parlaments und des Parlamentarismus, die jene der Demo- 
kratie freilich nicht erschöpft. In ihr lassen sich sieben Ab- 
schnitte verfolgen, die von der Revolution von 1789—179% 
ausgehen und hier Konstituante, Legislative (beide noch unter 
der Monarchie), Konvent und Direktorium umfassen, dann 
die Zeit Napoleon I. (bis 1815), der Bourbonen (bis 1850), 
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Louis Philipp’s (bis 1848), der 2. Republik (bis 1851) und 
Napoleon Ill. (bis 1870) ausfüllen, um schließlich in die 
ö. Republik hinüberzuführen und hier die Grundlage ab- 
zugeben, auf der sich die innerpolitische Lage des Landes 
im Kriege entwickelte. Die erste Parteienbildung fand unter 
der Legislative statt, deren 745 Mitglieder auf Grund eines 
geringen Zensus gewählt worden waren: Feuillards (An- 
hänger der Verfassung) standen den Jakobinern (Vollendern 
der Revolution) gegenüber, letztere schieden sich wieder in 
Girondisten und Bergpartei. Nach deren Sieg bildeten sich 
Gruppen unter den Führern Robespierre, Hebert, Danton usw. 
Diese Namen blieben unvergessen und nicht zulett der 
gegenwärtige Führer Frankreichs, Clemenceau, ist es, der 
an ihre Politik und ihre Mittel anknüpfte. . 

Naehdem unter dem Direktorium die alte Theorie Montes- 
quieu’s, die Teilung der Gewalten, und die indirekte: Wahl mit 
sehr niedrigem Zensus eingeführt worden war, erhielt sich 
unter dem ersten Kaiserreich (ähnlich wie unter dem zweiten) 
nur ein Scheinparlamentarismus. Nur auf dem Papier bestand 
das allgemeine. Wahlrecht, die Mitglieder der 300 Köpfe 
zählenden gesetgebenden Körperschaft wurden teilweise 
ernannt: Bei den Plebisziten hatte jeder Abstimmende Ja 
oder Nein mit seiner Namensunterschrift in ein Register 
einzutragen; es kann nicht überraschen, daß die entscheidende 
Verfassungsänderung, die Napoleon I. zum Kaiser machte, 
über 5 Millionen Stimmen gegen 1567 auf sich vereinigte. 
1815 wurde eine eigentliche Konstitution, wiederum mit 
1'!/s Millionen Stimmen gegen 4000 angenommen, die sich 
aber unter Ludwig XVII. und Karl X. nur noch in be- 
schränktem Maße erhielt. Nur 90000 Franzosen waren nun- 
mehr aktiv wahlberechtigt. Es gab 5 Parteien, die Rechte 
(Anhänger des alten Frankreich und Klerikale), die Mitte 
(Konstitutionelle) und die Linke (Revolutionäre). Die Ordon- 
nanzen von 1850, die das Wahlrecht beschränkten und die 
Pressefreiheit beseitigten, führten den Sieg der Linken herbei, 
den diese aber nicht auszunuten wußte: die Charte con- 
stitutionelle vom 14. 8. 1850 reformierte immerhin im liberalen 
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Sinn, schuf 200000 Urwähler und verbürgerlichte die Pairs- 
kammer. Nun erst entstand, eine Neuerung in der Parlaments- 
und. Parteiengeschichte Frankreichs, ein eigentlicher Parla- 
menfarismus, indem die regierende Mittelpartei sich mit dem 
„Konservativen“ und zahlreichen Überläufern zusammen- 
schloß. Aber iiber dem Kopf der Kammer hinweg verbanden 
sich im Volke die Unzufriedenen: Republikaner, Monarchisten 
und Bonapartisten; sie stürzten die Regierung und erzwangen 
die Verfassung vom 7. 11. 1848; in der Legislative von 1849 
standen nur 250 Republikaner und Sozialisten 500 Monarchisten 
und Klerikalen gegenüber. 1851 ergab ein Plebiszit 71/, Mill. 
Stimmen für Napoleon Ill, nur 647000 sprachen sich gegen 
ihn aus; 1852 war ihm das Stimmenverhältnis noch günstiger, 
auch die lette Abstimmung vom 8.5. 1870 ergab fast genau 
das gleiche Ergebnis (75356000 gegen 1560000 Stimmen bei 
112000 weißen Zetteln). Es war, sagt Andre Lebon in seinem 
Verfassungsrecht der französischen Republik, der lette Sieg 
des Kaiserreichs. 

Wieder, wie im ersten Kaiserreich, begegnen wir Schein- 
konstitutionismus, von Parlamentarismus ganz zu schweigen. 
Erst 1860—1870 machte das empire liberal notgedrungen 
volkstümliche Zugeständnisse. Es war mit demokratischer 
(Jules Favre, Ollivier) und klerikaler Opposition zu rechnen, mit 
letterer besonders wegen Napoleons italienischer Politik; auch 
Gegner der Freihandelspolitik traten auf. 1865 umfaßte die 
Union liberale alle Gegner der Regierung, nämlich Republi- 
kaner, monarchistische Demokraten, Schußzöllner, Klerikale, 
Monarchisten (unter ihnen den Orleanisten Thiers). 1866 
entstand die. „Dritte Partei“ unter Ollivier als Versuch, das 
liberale Kaisertum fortzubilden. Auf der Nationalversammlung 
zu Bordeaux 1871 wurden unter 750 Abgeordneten 200 Re- 
publikaner, 100 Legitimisten,. 50 Bonapartisten gezählt; die 
Mehrzahl waren Orleanisten. Troß der monarchistischen 
Mehrheit kam, infolge ihrer Zersplitterung, 1871—1875, nach 
Beendigung der Kommune eine republikanische Verfassung 
zustande. Die Abgeordnetenkammer umfaßte auf Grund des 
allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts 758, der 
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Senat aber auf Grund eines stark beschränkten Wahlrechts 
(nach Generalräten) 300 Mitglieder. Seit 1877 sind die 
Monarchisten aller Schattierungen in der Minderheit. In 
diesem Zusammenhang sei auch auf die sehr ungleiche Be- 
teililgung der französischen Landesteile an der offiziellen 
Politik der Republik hingewiesen. *) 

Die Parteigruppierung gestaltete sich nun grundsäßlich 
folgendermaßen: 

Rechte: Klerikale, Nationalisten (Monarchisten); 

Mitte: Progressisten (seit 1880/98), d. i. gemäßigte 
Republikaner, Radikale (zurückgehend auf Gambetta 1869) 
und Radikal-Sozialisten (d. s. Sozialisten ohne revolutionäre 
Ziele); 

Linke: Sozialisten, und zwar „unifizierte“ und „unab- 
hängige“. 1879 hatte Guede die Arbeiterpartei gegründet, 
1%7 zählte sie 900000 Stimmen, 52 Abgeordnete, 150 Bürger- 
meister, 2160 Gemeinderatsmitglieder. 1910 brachten die 
Wahlen der Linken und den mit ihr verbündetfen Gruppen 
einen entscheidenden Sieg. 75 Mitglieder der „demokratischen 
Linken“ und 122 der „radikalen Linken“ standen neben 148 
„Radikal-Sozialisten*, 90 „sozialistischen Republikanern“ und 
75 „geeinigten Sozialisten“. Die Wahlen im April-Mai 1914 
verstärkten den Zug nach links, die äußerste Linke wuchs 
auf über 100 Mitglieder an. 

Neuerdings war eine gewisse Festigung im Parlaments- 
leben eingetreten: Der Außenminister brauchte nun, nach- 
dem durch allzuhäufigen Wechsel manch politischer Nach- 
teil eingetreten, z. B. Ägypten verloren gegangen war, nicht 
mehr von der parlamentarischen Mehrheit gestellt zu werden. 
Damit war, da sich die durchschnittliche Lebenszeit eines 
Ministeriums auf nur 4—6 Monate bemißt, eine gewisse 
Kontinuität der französischen Außenpolitik gewährleistet und 
die Möglichkeit, dauernde Bündnisse und Verständigungen 
einzugehen, geschaffen. Von ihr ist dann auch der bekannte 
ausgibige Gebrauch gemacht worden; wie die russischen _ 
Enthüllungen zeigten, hat Präsident Poincar&E im Februar 
1917 sogar ohne Vorwissen seines Ministeriums mit Rußland 
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den bekannten Vertrag abgeschlossen, der Frankreich die 
linke Rheinseite sicherte; ein Ausfluß rein persönlicher, mit 
der Verfassung nicht in Einklang zu bringender Politik. 
Freilich hat er hinreichend Vorbilder in der französischen 
Verfassungsgeschichte; eine Stärkung der Regierungsgewalt 
ist übrigens andauernd auch von Vertretern der Linken vor- 
geschlagen worden, z. B. von Caillaux, Sembat, Benoist.5) 

Die französische Partei- und Parlamentsgeschichte 
während des Krieges ist teilweise in geringerem Maße 
eine Auseinandersetung zwischen politischen Anschauungen 
als zwischen Führern und Führerqualifikationen gewesen. 
Zweierlei war dafür entscheidend: einmal mußte bereits der 
Umstand, daß die deutschen Heere sehr bald’ sich in den 
nördlichen und östlichen Industriegebieten festgesett hatten, 
eine Einigung der Parteien, teilweise unter Einschluß der 
äußersten Linken, begünstigen; denn die heimische Erde war 
bedroht. Übrigens waren mit dieser Besetung dem franzö- 
sischen Sozialismus, der im Norden dominierte, starke Kräfte 
entzogen. Auf der andern Seite war das bisherige Partei- 
leben Frankreichs fast ausschließlich, wie das der meisten 
anderen Länder, auf innerpolitischen Gegensäßten aufgebaut 
und — wenn man von dem häufig aus Rom inspirierten, 
aber doch im ganzen selbständigen Klerikalismus absieht — 
nur der Sozialismus, der übrigens seines fähigsten Führers 
beraubt war, empfing einen Teil seiner treibenden Kräfte von 
einer Seite, die z. T. außerhalb des Landes lag: von der 
Internationale. (Die persönliche Vorliebe einzelner Politiker 
für bestimmte Länder — Clemenceau’s für England — liegt 
auf anderem Blatte). Die innerpolitischen Gegensäße aber, 
selbst diejenigen, welche die Staatsform betrafen, hatten 
keine parteibildende, die einheitliche Meinung des Landes 
trennende Kraft mehr, sobald alle Parteidogmen hinter der 
Landesverteidigung zurücktraten und die Union sacree pro- 
klamiert war. Wenn nun Monarchisten und Klerikale von 
der kriegerischen Auseinandersetung, die die meisten von 
ihnen (in Verbindung mit manchem Republikaner) herbei- 
gewünscht hatten, nur günstige Folgen für die Zukunft ihrer 
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Weltanschauung erwarten konnten, so empfanden sich die 
eigentlichen Republikaner, mit Recht oder Unrecht sei dahin- 
gestellt, als Vertreter des freiheitlichen Staatsgedankens in 
innigem Zusammenschluß mit den Führern anderer „Demo- 
kratien“: Englands, Italiens, Belgiens, moralisch und später 
auch tatsächlich mit jenen Amerikas. Die nationalistischen, 
monarchistischen und ultramontanen Gedankengänge trafen 
sich also mit liberalen und demokratischen Anschauungen in 
der Forderung der Läandesverteidigung, die für die eine 
Gruppe imperialistisch und religiös, für die andere demo- 
kratisch und kulturell begründet war, in jedem Falle aber 
die parteipolitischen Zerklüftungen überwand. Am meisten 
bezeichnend für diese Synthese sind Painleve, der frühere 
sozialistische Antimilitarist und Mathematikprofessor, und 
Clemenceau, der Dreyfussard und Todfeind des Klerikalismus, 
zugleich der Freund Englands, der Radikalismus und Nationa- 
lismus zu einer neuen, gangbaren Münze zusammenschmolz. 

Dieser Sieg des Gemeinschaftsgedankens war zu Anfang 
gewiß kein leichter; denn der Kriegsbeginn traf Frankreich 
in schwersten innerpolitischen Sfürmen. Die Affäre der 
Madame Caillaux, die den Redakteur des „Figaro“ zur Rache 
für verlegte Familienehre erschoß, war unmittelbar vor der 
letten Zuspitung der polifischen Angelegenheiten zum ge- 
richtlichen Austrag gelangt. Paris hatte mehr Interesse für 
die Plaidoyers der Verteidiger als für die Ereignisse in 
Serbien aufgebracht. Gleichzeitig, und in engem Zusammen- 
hang mit den politischen Skandalen, gewissermaßen als ihr 
sozialer Hintergrund tobte der Kampf um die Einkommens- 
steuer, der erst vier Jahre später unter dem äußersten Zwang 
: der Kriegsausgaben seine positive Erledigung fand. Seit 
dem Dreyfußprozesse und dem Kulturkampf war das Land 
nicht zur Ruhe gelangt und die Auseinandersetung über die 
dreijährige Wehrpflicht schien ihm den Rest zu geben. Sein 
Staatsoberhaupt weilte fern in den nordischen Gewässern; 
in seinem Beisein waren in Petersburg einige lette Vor- 
bereitungen für den Krieg, den gewisse Kreise allerdings auf 
‚einen späteren Zeitabschnitt verlegen zu können glaubten, 
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getroffen worden. (Die in einer Rede Poincares versuchfe 
Begründung des französischen Friedenswillens damit, daß 
der Präsident in der kritischen Zeit auswärts weilte, kann 
schwerlich anerkannt werden). 

„ Das Ministerium, das zur Zeit des Kriegsausbruchs am 
Ruder war, entbehrte sicher der Eignung, die Nation in 
kritischer Zeit zu führen. Die äußeren Angelegenheiten waren 
bei dem Sozialisten Viviani höchstens in einer Zeit relafiver 
Ruhe wohl verwahrt. Es lag nahe, daß der Ruf nach einer 
Koalitionsregierung laut wurde und damit war bestätigt, was 
oben angedeutet wurde: um die Auswahl der Führer mußte 
es sich handeln und parteipolitische Erwägungen mußten - 
dabei zurücktreten und traten .auch, je schwerer die Lage 
wurde, mehr und mehr zurück. Wohl fehlte es nicht an 
Parteikämpfen und den so beliebten Intriguen. Aber alles 
das ordnete sich allmählich der Auslese der rettenden Männer 
unter. Und es kann nicht verkannt werden, daß zwei Namen 
dabei gewissermaßen als die Pole der Entwicklung mehr 
und mekr hervortraten: der des Präsidenten, Raymond 
Poincare, und der seines großen Gegners: Clemenceau. 

Des lettgenannten „Homme libre* und später „Homme 
enchaine“* hat die ersten Kriegsjahre hindurch als „ceterum 
censeo“ des harten römischen Mahners Cato den Hinweis 
auf die Deutschen, die in Noyon stehen, wiederholt. Alle 
Versuche, durch kurzatmige Ministerwechsel die Lage zu 
verbessern, stießen auf die gleich scharfe Kritik des „Tigers“, 
dessen Fell seine Feinde nach seiner vorübergehenden 
Niederlage am 9.7.16 angeblich zur „Bettvorlage“ degradieren 
zu können glaubten; mit schärfstem Mißtrauen wurde vor 
allem der, ganz fälschlicherweise als deutschfreundlich 
geltenden Caillaux verfolgt (vgl. zum Vorwurf der Deutsch- 
freundlichkeit Caillaux’ Verteidigungsrede, die jeden Bündnis- 
gedanken ablehnt und allenfalls Abmachungen in kolonialen 
und wirtschaftlichen Fragen für möglich erklärt). Briand, 
der vielen als Retter erschienen war, hatte sich nicht halten 
können. Poincare genoß als Staatsoberhaupt eine bessere, 
staatsrechtlich hinreichend geschütte Stellung (es gibt in der 
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französischen Verfassungsgeschichte nur wenig Fälle, in denen 
die Kammer den Rücktritt des Präsidenten erzwang); mittelbar 
richteten sich freilich die unaufhörlichen erzwungenen Minister- 
wechsel gegen ihn, der die Minister berufen, der im ersten 
Ministerium Ribot (vor dem Kriege) selbstherrliche Gelüste, 
allerdings vergeblich, bekundet hatte, und die schließliche Be- 
trauung Clemenceaus mit den Staatsgeschäften schloß die 
größte persönliche Verzichtleistung für den Präsidenten in 
sich. Selbstverständlich kann der ewige und schließlich in 
ungeahntem Maße erfolgreiche Ministerstürzer nicht auf die 
Dankbarkeit der von ihm Beseitigten rechnen und schon 
heute sprechen hinreichend viele Anzeichen dafür, daß sich 
die aus fast allen Lagern zusammenströmende Opposition 
festigt und nur mehr die Gelegenheit abwartet, um ihre Rache 
kalt zu genießen. Die zahlreichen, z. T. bereits von Painleve 
eingeleiteten, vom Comite de sürete nationale mit rücksichts- 
loser Schärfe durchgeführten Prozesse — gegen Bolo, d’Alme- 
reyda, Humbert, Caillaux, Malvy und andere Pazifisten 
(später „Defaitisten“ genannt)®) — haben nicht weniger tiefe und 
gefährliche Leidenschaften aufgepeitscht. Der gesunde Sinn 
derer, die Demokratie nicht in Absolutismus aufgehen lassen 
wollen, wehrt sich in Frankreich gegen Clemenceau ebenso 
wie in England gegen Lloyd George oder in Amerika gegen 
Wilson; der Außenstehende aber muß anerkennen, daß die 
Demokratie Möglichkeiten des zentralen Zusammenschlusses 
und der absoluten Unterordnung gefunden hat, die anderen 
Staatsformen, mochte man sie noch so sehr imperialistisch, 
nationalistisch oder milifaristisch nennen, in diesem Umfange 
und dieser Empfindungstiefe fremd geblieben sind. Übrigens 
nicht erst Clemenceau, bereits Briand, der der Kammer im 
Juli 1916 ihre Befugnisse umschrieb, und Painleve gingen, 
durch den Zwang der Tatsachen getrieben, diesen Weg. 
Jedenfalls war Frankreich der von Zivilisten ausgeübten 
Militärdikfatur anheimgefallen, aus deren Umklammerung es 
sich heute langsam freizumachen sucht. 

Es ist unmöglich, in einer Darstellung der polifischen 
Parteigeschichte Frankreichs an der Entwicklung vorbeizugehen, 


ee Se EN 


Pr Aa EEE TE u Er 


— 37 — 


die Clemenceau — man möchte sagen: das Problem Clemen- 
ceau, denn es scheint sich nicht in dem einen Manne zu 
erschöpfen — nahm. Aus den Zeiten Boulanger’s stammt 
ein Aufsaag Edmund Scherers in der „Revue bleue“ über 
„Le Duumvirat*, — des royalistischen Generals eben mit 
Clemenceau.’) Von diesem wird gesagt, er habe, in Erkennt- 
nis seiner mangelnden Popularität, den General Boulanger 
„erfunden“ und habe mit seiner Hilfe das dem Jakobinertum ®) 


entlehnte Ziel des Radikalismus erreichen wollen. Jedenfalls 


weisen die Jugenderinnerungen des ursprünglichen Arztes, 
späteren Schriftstellers, Dichters, Lehrers, Deputierten und 
Ministerpräsidenten Clemenceau auf die Spuren der großen 
französischen Revolution hin, an zweiter Stelle wurden dann 
seine englischen und vor allem amerikanischen Reisen für 
ihn wichtig. Die Erinnerung an die bürgerliche erste Revo- 
lution, die den Arbeitern das Koalitionsrecht vorenthielt, hat 
vielleicht ebenso wie der Aufenthalt im bürgerlichen, dem 
Sozialismus abholden Amerika die Abneigung Clemenceaus 
gegen den Sozialismus begründet. Es scheint in hohem 
Grade bemerkenswert, daß in Clemenceau der Individualismus 
in Reinkultur zur Herrschaft gelangt ist, nachdem drei sozia- 
listische Ministerien abgewirtschaftet hatten. Und dieser un- 
streitig größte französische Politiker seit Gambetta hatte 
1871 noch miterlebt und die Erinnerung daran bewahrt! 

Im Dreyfußprozeß (sollte auch dieser „erfunden“ worden 
sein?) trat Clemenceau bekanntlich als schärfster Gegner 
der nationalistischen Militärpartei auf. Ist er damit aus der 
Rolle gefallen? Vielleicht weniger, als es scheint. Denn die 
Militärpartei jener Tage war doch nicht so ausgesprochen 
gegen Deutschland gerichtet wie in der Zeit unmittelbar vor 
dem Kriege; Delcasse, damals Minister des Auswärligen, 
wurde jedenfalls sehr abfällig von der Partei Clemenceaus 
beurteilt („der größenwahnsinnige Zwerg“). Später scheint 
ja ein größeres Einvernehmen zwischen den beiden Eng- 
landfreunden und Deutschlandhassern entstanden zu sein. 
Clemenceau hielt im übrigen an Gambettas Grundsaß, nicht 
über Elsaß-Lothringen zu sprechen, aber stets daran zu 
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denken, fest, auch in dieser Richtung unterschied er sich 
vom engern Typ der „Nationalisten“. 

Wenn der „Temps“ den Patriotismus Clemenceaus kalt, 
bligend, scharf und schneidend wie ein Diamant bezeichnete, 
so wurde er ihn in der Hauptsache gerecht; mindestens muß 
aber daneben die außerordentliche Gewandtheit und An- 
passungsfähigkeit des Politikers, der seine Ziele zu ver- 
hüllen und zurückzuseten wußte, erwähnt werden; ohne sie 
wäre es ihm kaum möglich gewesen, über die Trümmer von 
20 Ministerien seinen Weg zu bahnen. Nachdem er am 
9, Juli 1916 im Senat eine vollständige Niederlage erlitten 
und nur 6 (gegen 251) Stimmen auf seinen Antrag vereinigt 
hatte, der „Excelsior* am nächsten Morgen eine Zeichnung 
brachte, in der Briand ein Tigerfell zertrat, konnte CleEmenceau, 
wenige Monate später, am 21. September 1916 äußern: „Mit 
eroßem Vergnügen kann ich konstatieren, daß Briand alles, 
was zu sagen war, vorzüglich gesagt hat. Meine Stimme 
fehlte nicht für den Maueranschlag seiner Rede“ Und in 
persönlichen Dingen ist dieser Mann, der schon als Journalist 
gepredigt hatte: „Il nous faut un gouvernement qui gouverne“, 
nicht kleinlich gewesen; an das „Tiefer hängen“ Friedrich 
des Großen erinnert eine von ihm persönlich redigierte 
Pressemeldung, mit der er die Angriffe gegen seine Zensur 
parierte: „Da das Recht, die Mitglieder der Regierung zu 
beschimpfen, unter keinen Ulmständen angetastet werden 
darf, wurde sofort eine disziplinarische Maßregel gegen den 
schuldigen Zensor ergriffen.?) Der französischen Geschicht- 
schreibung muß überlassen werden, zu ermitteln, ob die Vor- 
würfe, die gegen Clemenceau anläßlich des Panamaskandals 
geschleudert wurden, berechtigt sind; auch seine Stellung zum 
Kulturkampf harrt der zuverlässigen Darstellung. Unter allen 
Umständen wußte der kalte Rechner seine Leute zu behandeln, 
dafür spricht nicht zulett dieErhöhung des Abgeordnetengehalts 
auf 15000 Frs., gerade in der kritischen Zeit; wahrscheinlich 
wurde auf diese Weise das Ziel besser erreicht, als wenn man 
den’ offenen nationalistischen Angriffen auf die, nach Ablauf 
ihrer Wahlzeit doppelt angefeindete Kammer gefolgt wäre. 
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Die gegenwärtige Lage des Ministeriums Clemenceau 
ist für den Außenstehenden sehr schwer zu beurteilen. Be- 
deutsam erscheint die Dankadresse, die ihm bereits im Sept. 
1918 55 von 40 Generalräten überreichten. Eine republika- 
nische Koalition scheint sich indessen anzubahnen, die dem 
Genuß des 15000 Frs.-Gehalts nicht länger die Klärung der 
Lage, die nur von Neuwahlen ausgehen kann, opfern will. 
Auch die weitere Vertagung der Kammer entspricht nicht 
mehr ihren Wünschen, entgegen der Regierungsforderung ist 
sie nur auf kürzere Zeit beschlossen worden. „Die erste 
Bresche im Ministerium Clemenceau*, so überschreibt die 
„Neue Züricher Zeitung“, am 1.8.19 ihr Kommentar zum 
Rücktritt Boret’s, des Verpflegungsministers, der den 
wachsenden Klagen über „La vie chere* und die anderen 
Mißstände zum Opfer viel. Mit ihnen soll sich jett ein 
früherer Kriegsminister, Noulens, herumschlagen. Die Ant- 
wort aber, die Clemenceau dem Interpellanten Chaumet 
kürzlich gab, scheint nicht auf mangelnden Lebenswillen 
schließen zu lassen, wenn auch die Demission nach Abschluß 
der Neuwahlen zugesichert wurde: „Es gab einen Tag“, so 
heißt es in dieser Rede, „wo ich auf dieser Tribüne eine 
große Partie spielte, und wenn ich sie nicht gespielt hätte, 
würde Frankreich den Krieg nicht gewonnen haben“. — 
Einstweilen schweigt die Opposition. Es wird entscheidend 
sein, wie Briand, der troß vieler Mißerfolge mit seiner kon- 
sequenten Orientpolitik schließlich Recht behielt, und Poincare, 
dessen Vielrederei so vieler Kritik begegnete und der sich 
doch stets zu behaupten mußte, künftig zu handeln gedenken; 
noch mehr natürlich, wie die Wahlen ausfallen, besonders, 
wie die Sozialisten abschneiden werden. 


Ill. Der Sozialismus und die Gewerkschaften. 


Eine Sonderstellung nimmt, wie auch in andern Ländern, 
neben dem später darzustellenden Klerikalismus und Mon- 
archismus der Sozialismus, die sozialistische Partei und die 
Gewerkschaftsbewegung ein. Äußerlich ähnelt die Entwick- 


— 4 — 


lung jener in Deutschland; die Partei zerfiel in drei Gruppen, 
deren exfremste, bedingt den deutschen Unabhängigen (jeden- 
falls nicht dem Spartakusbund) vergleichbar, die Kriegskredite 
verweigerte, — bis zu dem Augenblick, wo der deutsche 
Vormarsch zum zweiten Male, im Frühjahr 1918, an der 
Marne angelangt war. Aber der Einfluß der während der 
ersten Zeit nahezu führerlosen eigentlichen Sozialisten war 
vermutlich niemals gleich dem ihrer deutschen Genossen. 
: Das war z. T. die Folge des parlamentarischen Systems und 
zeigte sich z. B., als es galt, die internationalen Kongresse 
zu besuchen. Die kleine Gruppe der „Kienthaler“ blieb auch 
in den eigenen Reihen verfehmt und konnte außer bei der 
geschlossenen italienischen Partei und der englischen Un- 
abhängigen Arbeiterpartei nur auf wenig Zustimmung bei 
den europäischen und auf noch weniger Sympathie bei den 
amerikanischen Ententesozialisten rechnen. Von jeher er- 
schien ferner die Rückgabe Elsaß-Lothringens auch als 
Forderung der französischen Minderheits- Sozialisten, unter 
dem harmlosen, die Revanche und Annektion scheinbar aus- 
schließenden Namen der revindication. Von Einfluß mußte 
die schon im Frieden vorbereitete Schwenkung des anti- 
militaristischen Herve sein. Die Sprache der Humanite 
gegenüber Deutschland war maßvoller als die der Boulevard- 
blätter, in der Sache aber bestand bis 1917 kaum ein Unter- 
schied, und Blätter wie „Populaire* blieben bei geringer 
Auflage ziemlich einflußlos. Andere weit links stehende 
‚Zeitungen wie „Bataille* haben gelegentlich in Form und 
Inhalt mit den Boulevardblättern gewetteifert. 

Bei alledem kann man lediglich über die Stellung der 
Parteiorgane etwas aussagen und nur schwer ein Urteil 
darüber gewinnen, inwieweit das französische Volksganze — 
von dem durch die Besetung übrigens ein nicht unbedeutender 
Teil, 5 v. H. der Volkszahl, 5 v.H. dem Gebiete nach, ab- 
getrennt war — einem Umschwung gegenüber der Partei- 
gruppierung zu Beginn des Krieges ausgesett war. Diese war 
bekanntlich unter der Parole der dreijährigen Dienstzeit erfolgt. 
Noch hat keine neue Wahl ausgeschrieben werden können, 
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gelaufen ist, zulange hält man an der Fiktion des Kriegs- 
zustandes, der Demobilisation und der dadurch gewährleisteten 
Knebelung der öffentlichen Meinung durch Zensur usw. fest. 
In dieser Richtung sind zunächst kaum noch Schlüsse 
möglich, die man bei uns voreilig in dem Sinne zog, daß 
auch in Frankreich der Bolschewismus oder andere extrem- 
sozialistische Gruppierungen in Marsch begriffen seien. Zu 
Beginn der deutschen Revolution fehlte es an solchen Miß- 
verständnissen, die nicht immer Selbsttäuschungen waren, 
bekanntlich nicht. Man wird stets die wirtschaftlich - soziale 
Struktur des Landes, von der andeutungsweise an anderer 
Stelle (S. 222) die Rede war, in Rechnung ziehen müssen: 
Frankreich ist in höherem Maße Agrar- als Industriestaat, es 
hat eine ziemlich glückliche Bodenbesit- und Ertragsverteilung, 
kennt — von Paris stets abgesehen — die scharfen Gegensäte 
zwischen Großstadt und Land, Industrie und Landwirtschaft, 
‚Reich und Arm nicht im deutschen Ausmaße. In dem ent- 
völkerten Lande fehlen Arbeitskräfte, kann Arbeitslosigkeit, 
die Brutstätte des extremen Kommunismus, -höchstens zeit- 
weilig und vorübergehend entstehen. Wohl wohnt dem 
französischen Sozialismus eine starke revolutionäre Kraft 
inne, sie entlud sich schon im Frieden in syndikalistischen 
Handlungen, Generalstreik und Sabotage. Aber das alles 
verpuffte rasch, eine geschlossene Gewerkschaftsbewegung 
gleich der deutschen stand der sozialistischen Partei in Frank- 
reich niemals zur Seite und man konnte den sozialistischen 
Gewerkschaften im Kriege vorwerfen, daß sie nur 560000 
Arbeiter hinter sich hätten. Es scheint nicht, als ob hierin 
sehr bald ein Wandel eintreten werde, obwohl die Mitglieder- 
zahl der Gewerkschaften neuerdings stark in die Höhe ging 
und heute wahrscheinlich die Million überschreitet. Die 
Haltung der französischen Sozialisten zur „Friedenskonferenz“ 
und ihrem aller Demokratie und allem Selbstbestimmungs- 
recht hohnsprechenden Ergebnissen war doch reichlich lau 
und unentschlossen (der jüngste Umschwung ist noch unvoll- 
ständig); über Proteste kam man nicht hinaus und der große 
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Solidaritätsstreik fiel in unerhörter Weise ins Wasser. Auch 
in den Bestimmungen der Friedensverträge über internationales 
Arbeitsrecht und internationalen Arbeiterschuß ist nicht sehr 
viel vom Einfluß des französischen Sozialismus zu merken. 
Es kann sein und manches spricht dafür, daß das französische 
Volk, wenn es sich enttäuscht sieht, über die bisherige 
sozialistische Opposition hinausgeht; unbedingt darauf rechnen 
wird niemand, der nach mannigfachen Erfahrungen heute die 
Illusion aus der Politik entfernt sehen möchte. 

Für die Haltung der Sozialisten während des Krieges 
sind die folgenden Tatsachen, z. T. aus der Vorkriegsgeschichte, 
von Bedeutung: Wie in Deutschland bewirkte der Krieg auch 
in Frankreich eine völlige Neuorientierung innerhalb der 
sozialistischen Gruppen. Allerdings sind Gründe und Ziele 
nicht die gleichen. Die Gegensäte, die bis dahin vor- 
wiegend wirksam gewesen waren, sind zumeisi aus wirt- 
schaftlich-sozialen Auffassungen über das Tempo der revolu- 
tionären Bewegung und die für sie brauchbaren Mittel ent- 
standen. Während sich nun in Deutschland die unentwegten 
Marxisten den Revisionisten und den Gewerkschaftlern gegen- 
übersahen und Generalstreik, passive Resistenz und Sabolage 
von den lettgenannten, die das finanzielle Rückgrat der Be- 
wegung daustellten, fast einmütig abgelehnt wurden, griff in 
Frankreich der „syndikalistische* Gedanke, z. T. als „Neu- 
blanquismus“ aufgefaßt, besonders unter Führung Herves 
vom innenpolitischen auf das außenpolitische und gewerk- 
schaftliche Gebiet über und machte vor allem in denkbar 
schärfster Weise Front gegen alles, was als nationalistisch 
gedeutet werden konnte. Eine Parallele zu der Äußerung 
Herves, daß die Trikolore auf den Misthaufen gehöre, ist in 
der deutschen Parteiliteratur nicht bekannt. Wenig geläufig 
ist übrigens auch, daß der Umschwung bei Herve& schon 
unmittelbar vor Kriegsausbruch einsette; so hatte er, nachdem - 
er die Gefängniszelle verlassen hatte, für den im Herbst 1914 
geplanten Internationalen Kongreß Anträge wegen Elsaß- 
Lothringen vorbereitet, die notwendig zum Bruch mit den 
deutschen Sozialisten führen mußten. 
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Martoff!%) macht mit Recht darauf aufmerksam, daß 
diese Haltung der Syndikalisten vom Schlage Herve’s der 
Angst vor dem Kriege entsprang, dem man mit der Drohung 
einer allgemeinen Völkerrevolution zu begegnen suchte. 
„Nachdem die syndikalistischen Führer der Konföderation in 
ihrem ersten Aufruf nach dem Ausbruch des Krieges die 
Tatsache festgestellt hatten, daß die Kräfte der Arbeiterklasse 
unzureichend gewesen seien, nicht nur dem Kriege vor- 
zubeugen, sondern auch das syndikalistische, für den Fall 
seines Ausbruchs vorgesehene Aktionsprogramm zu verwirk- 
lichen, gerieten sie auf die abschüssige Bahn, aus der Not 
eine Tugend zu machen, und begannen ihre Ohnmacht den 
Ereignissen gegenüber sorgfältig mit der nationalen Ideologie 
zu verschleiern, indem sie bürgerlich-demokratischen oder 
bestenfalls sozialistischen Patrioten nachliefen“. Dieser Er- 
klärungsversuch Martoffs erscheint nicht ganz ausreichend, 
es mögen noch andere, z. T. persönliche Gesichtspunkte mit- 
gewirkt haben. Aber er dürfte in der Hauptsache zutreffen, 
und es ist nur bedauerlich, daß man das Trugbild des franzö- 
sischen Syndikalismus bei uns nicht als solches erkannte. 

Einer der entschiedensten sozialistischen Gewerkschaftler 
Frankreichs, der Führer des Metallarbeiterverbandes, Merrheim, 
hat auf der Zimmerwalder Konferenz die frühere antimilita- 
ristische Propaganda Herve’s geradezu als Grund des Ver- 
sagens der nüchternen sozialistischen Kritik hingestellt. 
Merrheim selbst hat auch innerhalb der Gewerkschaftspolitik 
den Syndikalismus abgelehnt. Die älteste sozialistische 
Gruppe der Guesdisten konnte sich mit voller Berechtigung 
von den maßlosen Übertreibungen des ursprünglichen linken 
Flügels fernhalten, aus ihnen sogar die Berechtigung ihrer 
eigenen, patriotischen Stellungnahme ableiten. Die allmählich 
im Krieg neu entstehende, die offiziellen Kriegsziele (mit 
Ausnahme Elsaß-Lothringens und des Schadenersates) ab- 
lehnende Minderheit mußte um so schwerer für ihre maß- 
vollen Anschauungen — die am ehesten denen der deutschen 
Mehrheit, nicht Minderheit, entsprachen — kämpfen, als der 
frühere Syndikalismus so gründlich, selbst in den An- 
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schauungen seiner heißesten Verkünder, abgewirtschaftet 
hatte. 

Zu wiederholten Malen — 1900 auf dem Internationalen 
Kongreß zu Paris gegenüber Kautsky, 1907 und 1915 — ist ein 
dem Syndikalismus entgegengesebtter Standpunkt von Guesde 
und seinen Anhängern begründet worden. Im Zusammen- 
hang damit hatte die Masse der von ihnen geführten franzö- 
sischen Sozialisten schon vor dem Kriege eine gewisse Ab- 
kehr von der Internationale beendet und damit ihre nationale 
Stellungnahme nach Kriegsausbruch eigentlich selbstverständ- 
lich gemacht. Jaur®s aber suchte eine Art mittlere Linie 
zwischen diesen Nationalisten des Sozialismus und den 
Syndikalisten. Martoff nennt ihn einen „überaus kon- 
sequenten Reformisten“, natürlich im sozialistischen, nicht 
bürgerlichen Sinn, und doch kämpfte dieser Reformist gegen 
Militarismus und Imperalismus einen schweren und guten 
Kampf, der bei den Abstimmungen im Mai 1914 über die 
dreijährige Dienstzeit zum Siege führte. Troßdem ist es 
kaum fraglich, daß auch Jaures für die Verteidigung des 
heimischen Bodens, sofern er ihn als bedroht erkannt hätte, 
eingetreten wäre, genau, wie im ähnlichen Fall Bebel seine 
Haltung festgelegt hatte. Nur hätte unter Jaures Leifung der 
französische Sozialismus wahrscheinlich von Anfang an eine 
selbständige Außenpolitik verfolgt, er wäre nicht so vor- 
behalt- und kritiklos der Parole der Union sacree gefolgt 
und zum Schrittmacher des Nationalismus geworden, wie 
dies für die große Masse der französischen Sozialisten tat- 
sächlich zutraf. | 

Die sozialistische und gewerkschaftliche Parteigeschichte, 
in der frühere Größen wie Millerand ziemlich zurücktreten, 
begann im Kriege mit der Gründung eines gemeinsamen 
Aktionskommitees zwischen der Partei und der C.G.T. 
(„Confederation Generale du Travail“), das die National- 
verteidigung und die soziale Fürsorge für die Zurück- 
bleibenden fördern sollte. In ihm hat sich der schon er- 
wähnte Metallarbeiterführer Merrheim erfolgreich betätigt, 
neben ihm trat Vaillant als täglicher Leitartikler der unter 
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Renaudel‘!) stark regierungsfreundlichen „Humanite“* auf, die 
in dem (nach „Avanti“ später mehr links orientierten) Agrar- 
politiker Comp£re-Morel eine hervorragende volkswirtschaft- 
liche Kraft besaß. Schon frühe, am 7. Mai 1914, beschwert 
sich dieser Politiker über Polizeimaßnahmen, denen Malvy, 
der spätere Angeklagte, vergeblich entgegenzutreten versprach. 
Offener spricht sich „Bataille syndicaliste* gegen Mißstände, 
die damals schon einrissen, aus. | 
Die Anfänge der gegen die Regierungs-Sozialisten ge- 
wendeten Gruppierung schildert Martoff in einem anderen 
Artikel der „Neuen Zeit“.') Die hier genannten Namen der 
Genossen Ricot, Luise Saumoneau, Dunois, Lafitte, Monatte, 
Rosmer, Millon sind weniger bekannt als die Merrheims und 
der drei „Zimmerwalder*, die später zum ersten Mal die 
Kredite abzulehnen wagten. Die Opposition legte vor allem 
Wert darauf, daß das (oben erwähnte) Aktionskommitee 
seine Aufgabe in neutralen und sozialen Maßnahmen, nicht 
aber in einer Kriegspropaganda, wie sie vielerorts gewünscht 
wurde, erblickte. Ferner trat sehr frühe, schon Ende 1914, 
das Bestreben dieser Gruppe, mit der Internationale wieder 
Fühlung zu nehmen, hervor. So beantragte Monatte, von 
Merrheim unterstüßt, die Absendung eines Begrüßungs- 
schreibens an die im Januar 1915 tagende Konferenz der 
Neufralen in Kopenhagen. Die Ablehnung dieses Schrittes 
durch die Konföderation zeigt bereits die Besorgnis, er 
könne vom Durchhalten, vom „Jusqu’auboufismus“ abführen. 
Auf der Konferenz der Ententesozialisten waren dann die 
die französischen Gewerkschaften zur Hälfte durch zwei 
Oppositionelle vertreten, für die sozialistische Partei trat u. a 
bereits Longuet auf; die Konferenz selbst machte gewisse 
Zugeständnisse an die sich sammelnde Minderheit, sodaß 
diese der auf unentwegtes Durchhalten gerichteten Resolution 
(die aber innerhalb der französischen Delegation von Merr- 
heim und Bourderon bekämpft worden war) zustimmen zu 
können glaubte. Etwa um die gleiche Zeit wurde dem 
Wirken der Opposition ein Riegel vorgeschoben: die meisten 
der oben genannten Wortführer wurden zum Militär eingezogen. 
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Für die Haltung der französischen Gruppen mußte 
damals von Bedeutung sein, daß einmal die italienischen 
Genossen an ihrem Widerspruch gegen die Kriegspolitik 
festhielten, auf der anderen Seite die englische Unabhängige 
Arbeiterpartei scharf auf Wahrung bestimmter demokratischer 
Reservate bestand. Auch die trade-unions in ihrer Gesamt- 
heit waren ja noch nicht auf die spätere Kriegsstimmung 
eingeschworen und machten der eigenen Regierung hin- 
reichend Schwierigkeiten. Die Entwicklung in England und 
Frankreich ist insofern ungleich vor sich gegangen, als die 
englischen Arbeiter sich erst langsam für den Krieg er- 
wärmten und die französischen, auf denen die volle Last 
und das ganze Leid lag, allmählich in ihrer nationalistischen 
Begeisterung erkalten mußten. 

Gegen den Eintritt des dritten — und fähigsten — 
sozialistischen Führers, Thomas’, in die Regierung, sprachen 
sich etwa zwanzig Abgeordnete aus; der spätere „Zimmer- 
walder“, Raffin-Dugens, Deputierter von Grenoble (den der 
„Gaulois“* einen „Elenden“ nennt) stimmte jet regelmäßig 
gegen die Fraktion, ihm schlossen sich Blauc, Jobert, Bon 
an. Als ein Wendepunkt der sozialistischen Parteigeschichte 
mag ein Manifest der Konferenz von Haute-Vienne (Limoges), 
aus dem April 1915, erscheinen, das den Standpunkt der Oppo- 
sition begründete; unter den hierbei erhobenen Forderungen 
findet man den Frieden ohne Annekfion und die Wieder- 
herstellung der internafionalen sozialistischen Beziehungen. 
— Am 14. Juli 1915 stießen dann gelegentlich der Ein- 
berufung des „Nationalrates“ die Meinungen scharf aufein- 
ander, aber die geschickt geführte, von Vandervelde natürlich 
warm untersfüßte Mehrheit siegte glänzend. Etwas besser 
schnift die Opposition auf dem bäld darauf, am 15. August 
1915 tagenden Gewerkschaftskongresse in Paris ab. Große 
Verbände, unter ihnen _die Metallarbeiter, traten für ihre 
Resolution, gegen die Jouchaux ankämpfte, ein. In der 
Folge reisten Merrheim und Bourderon nach Zimmerwald 
und in Paris wurde ein „Kommitee zur Wiederherstellung 
der internationalen Aktion“ geschaffen. Auf dem nächsten 


—_ uU — 


Parteikongresse, Weihnachten 1915, erreichte Longuef eine 
gewisse, abgeschwächte Anerkennung seiner Forderungen, 
indem die Wiederaufnahme der internationalen Beziehungen 
wenigstens bedingt auch von der Mehrheit angenommen 
wurde; die „Zimmerwalder“ blieben mit ihrer weitergehenden 
Ansicht in glänzender Vereinsamung zurück, doch fand die 
von Longuet geführte Mitte schon bald wieder ihren An- 
schluß an die äußerste Linke, als es sich nämlich um 
Stellungnahme zu Huymans’ Versuch, das Internationale 
Bureau einzuberufen, handelte. Auf den Konferenzen im 
April und August 1916 trat die Tressemane-Longuetsche 
Gruppe gemeinsam mit den Zimmerwaldern auf, die Stimmen- 
zahl der Minderheit stieg unausgesett, in ihrem Auftrag 
gingen Brizon, Blanc und Raffin-Dugens nach Kienthal und 
traten daraufhin offen als Kreditverweigerer in der Kammer 
auf; innerhalb der Fraktion stieg deren Zahl auf 50, später 
ı/, der Partei. Bemerkenswert ist, daß das Exekufivkommitee 
der französischen sozialistischen Partei nach außen hin noch 
lange die Tatsache der beginnenden Minderheitsbildung, 
die in der schweizerischen Parteipresse Erwähnung ge- 
funden hatte, ableugnete. Und doch scheint ein Bericht 
der „Züricher Volkswacht“ zuzutreffen, wonach sich gegen 
die Regierung und auch gegen Sembat, Guesde und Thomas, 
die sozialistischen Minister, im September 1916 die Opposition 
sehr verschärfte; die genannten Minister wären nach jener 
Darstellung schon damals zurückgetreten, wenn Ribot nicht 
eine Einigung gelungen wäre. Sembat hat übrigens auch 
einen sehr dicken Strich durch seine Anschauungen vor dem 
Kriege ziehen müssen, um unter Poincare Minister werden 
zu können. '?) 

Jedenfalls wurzelfe die oppositionelle Bewegung — und 
dies bedeutet einen Gegensat zu Deutschland — in höherem 
Maße in der Provinz und in den Gewerkschaften, von denen 
ihr April 1916 28, Ende 1916 35 (unter 70) angehörten, 
während außer „Populaire* die Provinztagesblätter „La 
"Populaire du centre“ (Limoges), „Droit du peuple“ (Grenoble), 
„Midi socialiste* und, weit schärfer als diese, das gewerk- 
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schaftliche Blatt „Union des metaux“ für sie fätig waren. 
Übrigens scheint es, als ob die frühere syndikalistische 
Richtung der französischen Arbeiterbewegung troß des 
offiziellen Glaubenswechsels ihrer Führer Herve und Jouhaux 
insofern ihre Spuren hinterließ, als eine Reihe von lokalen 
Organisationen troß Zugehörigkeit zur Mehrheit deren Politik 
innerlich ablehnte. Das Eintreten von fast namenlosen 
Arbeitern schon auf dem Dezemberkongreß 1915 für die 
Ansichten der Minderheit und gegen Thomas ist hierfür 
ebenso bedeutsam wie ein Zeugnis von Raoul Verfeuil. Auch 
die Haltung des syndikalistischen Seine-Verbandes Juli 1916 
ist dafür bezeichnend. Solcher Abfallneigung gegenüber 
plante Herve bekanntlich die Bildung einer nationalen sozia- 
listischen Partei. In dem hierfür aufgestellten Programm ist 
u.a. von der Notwendigkeit der kapitalistischen Entwicklung 
für die französische Arbeiterklasse die Rede; wenn dies auch 
vielleicht dahin verstanden werden kann, daß erst eine, bisher 
fehlende großindustrielle Entwicklung gleich jener in England 
der französischen Arbeiterbewegung den Weg ebnen könne, 
so wird doch aus anderen Stellen des Programms der Ver- 
zicht auf eigentliche sozialistische Initiative recht deutlich. 
Besonders heftig wendet sich Herve gegen das „Wiederkäuen 
von Formeln, die im Namen von Karl Marx den Sozialismus 
seit einem Vierteljahrhundert verhunzen*. Wegen dieser An- 
sichten hat die sozialistische Minderheit schon Sommer 1916 
im Nationalrat Anklage gegen Herve erhoben; doch wurde 
“ die Verhandlung hierüber verschoben. 

Entschiedenen Einflu? gewann die Minderheit auf das 
Wirtschaftsprogramm der Gesamtpartei; gegen die Beschlüsse 
der Pariser Wirtschaftskonferenz wurde Einspruch erhoben 
und ausgesprochen, „daß das Unglück des europäischen 
Krieges sich nicht in einem wirtschafflichen Kriege verlängern 
dürfe“. Auch gegen den Protektionismus — das wirtschaft- 
liche Erbübel der französischen Volkswirtschaft — wandten 
sich die Sozialisten. Daß die französische sozialistische 
Partei aber als solche bis dahin jede gemeinsame Aussprache 
der Internationale abgelehnt habe, glaubte am 8. Juli 1916 
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die „Leipziger Volkszeitung“, das Organ der für die franzö- 
sischen Sozialisten das stärkste Verständnis verratenden 
deutschen Unabhängigen Sozialdemokratie feststellen zu 
können, indem sie allerdings kleine Zugeständnisse an die 
Internationale vernachlässigte. Auf der andern Seite glaubte 
die „Frankfurter Zeitung“ (am 9. August 1916) „die freund- - 
liche Gesinnung der französischen sogenannten Bruderpartei“ 
darin erblicken zu sollen, „daß sie den deutschen Sozial- 
demokraten zumutet, ein bischen Revolution zu machen, auf 
daß die Heere der Alliierten die Möglichkeit gewännen, die 
- dann in Verwirrung gebrachten Deutschen .zu schlagen“. 
„Es ist nicht etwa das erste Mal“, fügt das demokratische 
Blatt hinzu, „daß die französische Sozialdemokratie die 
deutsche zum Verrat des Vaterlandes auffordert“. 

Gegen Beginn des Jahres 1917 wurde die Haltung der 
sozialistischen Gesamtpartei wenigstens in Fragen der innern 
Politik und offenkundigen Schwächen der Kriegführung, des 
 Sanifäts-, Verpflegungs- und Transportdienstes gegenüber 
kritischer. Selbst der Parteivorsigende Renaudel wandte sich 
gegen die Geschäftspolitiker der Mitte und der Rechten, die 
Gewerkschaftsblätter griffen das Großbürger- und Unter- 
nehmertum in altgewohnter Weise an, Enthüllungen über 
Steuerhinterziehungen, später vor allem auch über Wucher- 
und Schleichhandel und die bevorzugte Lebensführung ge- 
hobener Persönlichkeiten folgten einander unausgesegt. Es 
entsteht ein Bild ähnlich dem, das in den lebten beiden 
Kriegsjahren die Blätter der deutschen Linken von den 
heimischen Zuständen zeichnen. Das Verbleiben Thomas’ 
in der Regierung wurde nur mehr mif schwacher Mehrheit 
zugestanden (bekanntlich waren die anderen sozialistischen 
Minister, Guesde und Sembat, schon früher, und zwar gegen 
ihren Willen, ausgeschieden). Zum deutschen Friedens- 
angebot um die Jahreswende hatte der sozialistische National- 
kongreß in einer, die offiziellen Kreise sehr wenig zufrieden- 
stellender Weise Stellung genommen, und selbst die Zu- 
stimmung zur Aufrechterhaltung der Heiligen Einigkeit war 
nur mit 1895 Stimmen gegen 255 Stimmen bei 1104 Stimm- 
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enthaltungen erfolgt. Die geforderte sofortige Wieder- 
aufnahme der internationalen sozialistischen Beziehungen 
wurde nur mif ganz schwacher Mehrheit abgelehnt. Auch 
der wiederum eingeladene Vandervelde hatte ein Zugeständnis 
machen und seiner Begrüßung der Ententemächte ein „Nieder 
mit dem Kapitalismus und Hoch die Internationale“ folgen 
lassen müssen. Anfang März 1917 nahm dann der Nationalrat 
einen Vorschlag des Genfer Universitätsprofessors Milhaud 
an, den ausführenden Ausschuß des Internationalen Sozia- 
listen-Konvents zu beauftragen, von allen Abteilungen, Krieg- 
führenden oder Neutralen, Berichte über die Tätigkeit vor ° 
dem Kriege und während des Krieges sowie hinsichtlich der 
Botschaft Wilsons zu erbitten. Auch folgender wichtiger 
Antrag Constant fand Annahme: 

„Die französische Abteilung hat seit Kriegsbeginn der 
nationalen Verteidigung ihre volle Mitwirkung gewährt. Sie 
erklärt, daß sie sich bemmühen wird, die Politik des Landes 
wirksam in eine Richtung zu lenken, die jeden Gedanken 
an Eroberungen und Annexionen ausschließt und den Frieden 
und die Achtung vor den Rechten der Nationen durch eine 
internationale Einrichtung wiederherstellt und die Aufrecht- 
erhaltung eines dauerhaften Friedens tatsächlich sichert.“ 

Allerdings wurde in der gleichen Sißbung eine Ent- 
schließung der Mehrheit gegen die Zimmerwald-Kienthaler 
Konferenzen angenommen. Selbst wenn daran festgehalten 
wird, daß der Verzicht auf Eroberung nicht den Verzicht auf 
Elsaß-Lothringen in sich schließen sollte, war doch die 
Wirkung des deutschen Friedensangebotes — man mag sich 
zu dessen farblosem Inhalt stellen, wie man will — un- 
verkennbar; jedenfalls hatten sich die beiden Minderheits- 
gruppen geeinigt und diese geschlossene Minderheit war im 
Begriffe, Mehrheit zu werden. Dabei wies „Bonnet rouge“ mit 
einigem Grund darauf hin, daß die Zuteilung der 497 Stimmen 
des besetten Nordens fast ausschließlich an die Mehrheit 
deren Stimmenzahl in unzulässiger Weise vermehrt habe. 

Die „Humanite* macht in dieser Zeit eine oflenbare 
Wandlung durch, vertritt nunmehr auch den Standpunkt der 
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Minoritäten, tadelt die Verweigerung der Pässe nach Stock- 
holm und die sonstigen. gewohnheitsmäßigen Schikanen, 
Renaudel fordert den Frieden von den Völkern, nicht mehr 
nur von den Regierungen, und eine Revision der Friedens- 
ziele.e. Allerdings fehlt es auch nicht an Gegenströmungen, 
gelegentlich eines Essens, an dem „der Deputierte von Meb“, 
George Weill, teilnimmt, wird die Notwendigkeit betont, 
„die Überlieferungen der französischen Revolution und des 
französischen Sozialismus gegen die Übernahme des deutschen 
Marxismus“ auszuspielen (Temps, '18. 6. 1917, der um diese 
Zeit die theoretischen Probleme des Sozialismus besonders 
aufmerksam verfolgt). — Die Übernahme der Regierung durch 
Clemenceau wurde von der Linken sehr böse aufgenommen, 
man bezeichnet sie als „Götterdämmerung“. 

Die lette Zeit des Krieges stand zu sehr im Zeichen 
der sich unvermittelt folgenden Kriegshaändlungen, als daß 
große geistige Bewegungen und Auseinandersetungen, für 
die die Zeit des Grabenkrieges günstiger war, sich hätten 
durchseten können. Der Eintritt Amerikas in den Krieg 
bedeutete auch für den französischen Sozialismus eine Wende, 
denn er konnte hierin eine Bestätigung der Auffassung, daß 
es sich um den Kampf der vereinten Weltdemokratie handle, 
finden. Als dann der ‘deutsche Märzfeldzug 1918 so be- 
drohlich einsette, fand er Frankreich und auch die sozialistische 
Partei — eine alte Erscheinung — geschlossener denn je, 
die Minderheit schloß sich mit der Mehrheit zusammen. Wohl 
wühlte die Gegnerschaft gegen die Aufokratie Clemenceaus 
tief in den Massen, die politischen Prozesse erregten schärfsten 
Widerspruch und es war grundsäßlich mit einer Opposition 
von 125 Deputierten zu rechnen, aber sie schwieg, als es 
galt, alles auf die eine Karte zu seen. Es bewährte sich 
das vor zwanzig Jahren gesprochene Wort d’Estournelles’ de 
Constant: „Müssen wir noch einmal wiederholen, daß Frank- 
reich nur den Lehren von Katastrophen folgt?“ 

Zu Ostern 1919 fand in Paris der Jahreskongreß der 
französischen Sozialdemokratie statt; eine vorbereitende 
Kommission stellte sich auf den Standpunkt, die reformistische 
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Theorie neben der revolutionären aufrechtzuerhalten. „Die 
soziale Revolution ist die Hoffnung des Volkes in seinen 
Leiden“. Die Diktatur des Proletariats sei für eine kurze 
Übergangszeit notwendig. Im ganzen scheint nach der 
beifällig aufgenommenen Rede Leo Blums ein Kompromiß 
zwischen Renaudel und Longuet zustande gekommen zu sein. 

Mit dieser Deklaration ist zusammenzuhalten, was die 
französische sozialistische Partei, seitdem ihr durch den 
Waffenstillstand Bewegungsfreiheit zurückgegeben worden 
war, praktisch unternommen hat. Der Kongreß sprach aus, 
daß die französische Republik der deutschen Revolution einen 
ehrenvollen Frieden schulde. 

* e * 

Über die neueren Streikbewegungen, die besonders im 
Bergbau, in der Bekleidungsindustrie, bei den Banken und 
Verkehrsinstituten einsetten und von der Rechten als Ausfluß 
des Pazifismus, des Defaitismus und der Deutschfreund- 
lichkeit hingestelll' werden, ist zu sagen, daß der wirt- 
schaftliche Charakter doch weit überwiegt: Als bezeichnend 
dafür erklärt die „Frankfurter Zeitung“ (7.7.19) den Umstand, 
daß die Arbeiter zumeist unmittelbar mit der Regierung Ver- 
bindung suchen und nicht den Umweg über die politischen 
Parteien nehmen. Die „Rätezeitung“* (z. B. 16. 6. 19) ist 
freilich anderer Meinung und überschätt die Kundgebungen 
in Longuets „Populaire*. Wichtig ist der enge, nach englischem 
Muster erfolgte Zusammenschluß der „großen“ Syndikate 
der Bergarbeiter, Eisenbahner, Metallarbeiter, Buchdrucker 
und Zeifungsarbeiter, die für sich allein das Wirtschaftsleben 
aufs stärkste zu beeinflussen vermögen; die meisten dieser 
Verbände traten mit den Bauarbeitern und Seeleuten zum 
Cartel interföederal zusammen. Bei einem Kongreß, den 
die Eisenbahner abhielten, siegten die Reformisten mit 
verhältnismäßig geringer Stimmzahl (156670 gegen 108558) 
gegen die revolutionäre Richtung. Auch die teils unter dem 
Stichwort „Clarte“, teils in der Confederation Generale des 
Intellectuels zusammengeschlossenen Kopfarbeiter verraten 
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schärfere Tonart. Die Arbeitergewerkschaften verhielten sich 
übrigens diesen Gründungen gegenüber ziemlich ablehnend. 
Der „Temps“ zeigt sich sehr besorgt, er übertreibt das 
revolutionäre Element in ihnen freilich bewußt. Clemenceau, 
der (nach Temps) wiederholt Arbeiterabordnungen empfing, 
kam den Arbeitern auch durch die Ernennung eines eigent- 
lichen Arbeifers, Collard — ein ziemliches Novum in der 
Verwaltungsgeschichte des Landes — entgegen. 

Wasser auf die Mühle der Revolution sind die geringen 
sozialpolitischen Leistungen in einer Zeit, die in Deutschland 
die größten, und dabei bodenständige und praktisch durch- 
. führbare Reformen auf diesem Gebiete sah. Einzelheiten 
hierüber gehören nicht zur Parteigeschichte und sind vom 
Verfassser andernorts (s. Anm. 1) eingehend zur Darstellung 
gebracht. Von Interesse ist dagegen das Wahlprogramm 
der sozialistischen Partei Frankreichs, das Ausbau des 
Arbeiterschußes und der Arbeiterversicherung (diese be- 
merkenswerterweise, dem deutschen Plane entsprechend, unter 
Berücksichtigung der ausländischen Arbeiter, deren Ein- 
wänderung allgemein geregelt werden soll), Mindestlöhne 
und wirksame Agrarpolitik vorsieht; hinsichtlich des le&t- 
genannten Punktes ist von Bedeutung, daß die Partei schon 
frühe ein agrarpolitisch-kleinbürgerliches Programm auf- 
gestellt hat. Unterschrieben ist das jetige Programm von 
Führern der beiden großen Gruppen, die äußerste Linke 
scheint dagegen zu fehlen. 

Der französische Gewerkschaftsbund (C. G. T.) hat auf 
Anregung der amerikanischen Arbeiterföderation, wie Humanife 
meldete, bereits im November 1918 beschlossen, einen all- 
gemeinen internationalen Arbeitertag einzuberufen. Uhnter- 
dessen sind die Arbeitervertreter wiederholt zusammen- 
gekommen, Deutsche und Franzosen konnten nach einem 
halben Jahrzehnt wieder ihre Meinungen im persönlichen 
Verkehr austauschen. 1) Es ist mancher Schritt vorwärts 
geschehen, im einzelnen teuer erkauft mit dem fast unbedingten 
Schuldbekenntnis des deutschen Gewerkschaftsführers Sassen- 
bach, das bei ihm, dem verdienten Vorkämpfer der Volks- 
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bildungsbestrebungen, überraschen mußte und das von zu- 
ständiger gewerkschaftlicher Seite auch abgelehnt wurde. In 
erundsäßlichen Fragen verständigen sich die deutschen und 
französischen Arbeiterführer natürlich sehr leicht, und es zeigt 
sich, daß die französische Minderheit der deutschen Mehrheit 
ungleich näherstand als etwa den Unabhängigen. Es sei 
hier aus der Geschichte der Internationale während des 
Krieges angemerkt, daß die Franzosen zwar ursprünglich 
den Beschlüssen der englischen Gewerkschaften in Leeds 
1916 fern standen, aber in Paris 1917 zu sehr ähnlichen Er- 
gebnissen gelangten, die grundsäglich mit den für den 
Friedenskongreß bestimmten deutschen Vorschlägen über- . 
einstimmten. Die Mehrheitspartei sette später eine Arbeits- 
kommission ein, die die Programme von Leeds und Bern 
übernahm. Juli 1919 erklärte das Nationalkomitee der franzö- 
sischen Gewerkschaften überdies ausdrücklich, auf dem 
Boden des Völkerbundes zu stehen. 

Breiten Raum nimmt besonders Achtstundentag und 
Maifeier in den sozialistischen Forderungen ein; nur langsam 
geben Regierung, Kammermehrheit und Senat nach und der 
Achtstundentag marschiert, nachdem man in der besebten 
Pfalz vergeblich bemüht war, ihn abzuschaffen, schießlich auch 
in Frankreich. — Als Protest gegen die Haltung der Regierung 
bei der Maifeier hat Jouhaux sein Mandat als Delegierter der 
Arbeitergewerkschaften bei der Pariser Konferenz nieder- 
gelegt, ihm folgte dann von sozialistischen Regierungs- 
mitgliedern u. a. Compe£re-Morel. 

Inwieweit die Einigung zwischen Partei und Gewerk- 
schaften, die im Frieden bekanntlich viel zu wünschen übrig 
ließ und für die zu Kriegsbeginn eine eigene Vermittlungs- 
stelle (s. 0.) geschaffen worden war, in der nächsten und 
ferneren Zukunft aufrechterhalten bleibt, muß dahingestellt 
bleiben, die Zeitungsnachrichten laufen recht wider- 
sprechend.!5) Wieder scheinen, wie bereits im Kriege, die 
Gewerkschaftler weiter zu gehen als die Politiker; denn 
Jouhaux erklärte, er halte die Umarbeitung des Versailler 
Friedensvertrages für unbedingt nötig.!°) Einschlägig ist 
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auch ein offener Brief des durch Laurpent, Perrot und Luquet 
vertretenen Arbeiterbundes (C. G. T.) an Wilson, der in frei- 
lich sehr optimistischer Weise des Präsidenten „Verteidigungs- 
kampf gegen alle Roßtäuscher der Diplomatie“ gutheißt. Die 
scharfen Töne, die bereits ein Aufruf der französischen Ge- 
werkschaftsleitung „an das französische Proletariat“*“ im 
Herbst 1917 gegen die Regierung aufbrachte, kehren in ver- 
schiedenen Kundgebungen der neusten Zeit wieder und ver- 
- raten Konfliktstoff und Konfliktstimmung. Auch der Räte- 
gedanke fehlt selbstverständlich nicht, er hat ja in den früheren 
Revolutionszeiten Vorgänger und sollte bei Clemenceau kaum 
auf grundsäßliche Gegnerschaft stoßen können. Jouhaux 
fordert eine Reorganisation der Verfassung, die Bildung eines 
wirtschaftlichen Rates, worin Vertreter der Arbeiter, der 
Konsumenten und der Unternehmer tätig sein sollen. 

Ähnlich wie in Deutschland hängt auch in Frankreich 
die Entwicklung vielfach davon ab, ob die alten Gewerk- 
schaftsführer sich werden behaupten können. Wie die „Neue 
Züricher Zeitung“ am 16. 6. 19 ausführt, sind gegen diese 
Führer, voran Merrheim und Jouhaux, starke Bewegungen 
im Gange. Der schon erwähnte engere Zusammenschluß 
der großen Verbände scheint in dieser Richtung, die auf 
Generalstreik drängt, zu liegen. Nach der gleichen Quelle 
lautet ein täglich ausgegebenes Kommuniqu& der Streik- 
leitungen: „Nichts Neues; haltet durch und amüsierf euch 
gut“, und es ist zuzugeben, daß dieser Standpunkt, der auch 
in Deutschland nicht ganz unbekannt sein dürfte, weit von 
aller gewerkschaftlichen Praxis wegweist. Marcel Cohin 
meint, die gegenwärtige Bewegung und Unzufriedenheit 
könne allein mit den Vorläufern der großen Revolution von 
1789 verglichen werden. Indessen, die Nachrichten der franzö- 
sischen Presse über den künftigen Generalstreik und die 
große Abrechnung mit dem „Zynismus“ Clemenceaus lauten 
recht widersprechend und man wird vielleicht nur das eine 
mit Sicherheit sagen können, daß die Haltung der Gewerk- 
schaften entschlossener und eindeutiger sei als die der 
Partei, 
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IV. Die übrigen Parteien. 


Über die Entwicklung des dem Sozialismus entgegen- 
. gesetten Nationalismus während des Krieges ist, soweit die 
grundsäßliche Seite in Frage kommt, insofern nicht zuviel 
zu sagen, als seine Lebensäußerungen fast von der 
ganzen Politik übernommen sind und eine Darstellung 
Frankreichs im Weltkriege eben vorwiegend eine solche des 
nationalistischen Frankreichs ist. Die Tonart der nationa- 
listischen Blätter: Figaro, Gaulois, Echo de Paris bleibt sich 
stets gleich. Allein diese Tatsache genügt, die Bedeutung 
der nationalistischen, in der Revanche verankerten Idee in 
Frankreich ins rechte Licht zu rücken. Wichtig ist aber ein 
andres: es gilt, in Kürze zu zeigen, inwieweit der .Nationa- 
lismus im Kriege mit Klerikalismus und Monarchismus identisch 
ist, um hernach die Frage nach den Aussichten dieser beiden 
Anschauungen im heutigen, nationalistisch aufgepeitschten 
Frankreich zu stellen. Fest steht, daß der Kampf gegen 
Demokratie und Parlament, den „Action Francaise* und 
„Figaro“ im Mai 1918 mit aller Schärfe aufgenommen haben, 
nicht aufgegeben ist. 

Eine ganze Reihe französischer nationalistischer Führer 
sind unbedenklich als Wortführer des Klerikalismus und 
Monarchismus, die ja in Frankreich fast stets gemeinsam 
auftraten, in Anspruch zu nehmen. Dies gilt von dem be- 
kanntesten, Barres, der die „neue französische Kardinal-Erz- 
bischofstadt Köln“ verherrlichte, ebenso wie von Peguy, der für 
seine Anschauung den Tod auf dem Schlachtfeld fand, und 
von Maurras, dem Philosophen des katholisch-nationalistischen 
Frankreich, der übrigens in „Action Francaise* die Bloß- 
stellung Karls von Österreich durch Clemenceau scharf 
tadelte.e. Bourget und Lotte, auch Francois Coppee mögen 
noch genannt sein.!!) Diese Dichter und Systematiker haben 
nun freilich nicht von der Republik einen siegreichen Aus- 
gang der Auseinandersetung mit Deutschland erwartet, am 
wenigsten mochte Maurras in Cle&menceau den Retter sehen, 
von dem er in der „Enquöte sur la Monarchie“, 5.258, sagt: 
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„Der Negative neigt dazu, das Menschengeschlecht ebenso 
zu leugnen wie Frankreich“. Wird diese Gruppe sich nun 
zur Republik bekehren, nachdem die gegen diese gerichteten 
Befürchtungen sich gerade infolge der Ansfrengungen der 
echtesten Republikaner als unbegründet erwiesen, freilich 
erst im letten Augenblicke? Vielleicht ist das Gegenteil zu 
erwarten, nachdem bereits 1916 ein Übergreifen der roya- 
listischen Bewegung vom Offizierskorps, wo sie stets zu 
Hause war, auf das flache Land festgestellt wurde. 

Die Beantwortung dieser Fragen erheischt ein kurzes 
Wort über den Klerikalismus, diese den Monarchismus an 
Kraft sicher übertreffende, ihm vielfach aber parallel ver- 
laufende Bewegung, und über die besondere Gestaltung, die 
der Klerikalismus in der Gallikanischen Kirche erfuhr. '®) 
Diese Kirche knüpfte an die besondere Stellung an, die der 
Klerus als bevorzugter Stand im vorrevolutionären Frankreich 
des Lilienbanners innegehabt hatte, sie mußte in der Wieder- 
gewinnung dieser Stellung ihr vornehmstes politisches Ziel 
erblicken und wußte aus intimster Kenntnis der Volksseele, 
daß der Weg zu diesem Ziele am sichersten über die äußere 
Politik und über Kriege führen werde. Als Gegner konnte, 
zumal seit der Niederlage von 1870,71, nur das „protestan- 
tische®* Preußen-Deutschland in Betracht kommen, wobei die 
Möglichkeit einer Gewinnung des katholischen Süd- und 
Westdeutschlands mitspielte. Die „Denkwürdigkeiten“ des 
Fürsten Chlodwig zu Hohenlohe lassen die auf die Spite 
getriebenen Auseinanderseßungen in den ersten Jahren der 
Republik deutlich erkennen. Im Namen des „Sacre-Coeur“ 
peitschten klerikale-monarchisfische Kundgebungen das Volk 
gleichzeitig gegen den inneren und äußeren Feind auf. Später 
gab der Staatsstreich des Generals Boulanger, dessen eigen- 
tümliche Verbindung mit Clemenceau oben angedeutet wurde, 
den Mittelpunkt der Bewegung ab, die (troß mancher Be- 
rührungspunkte mit dem Radikalismus) spezifisch klerikal- 
katholisch war und sich in einigen ihrer Wortführer, so dem 
bereits genannten Maurras, geradezu grundsäßlich gegen den 
ursprünglichen Gehalt des Christentums wendete. Im Sinn. 
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dieser Auffassung hat der spezifisch französische Katholi- 
zismus das Christentum erst zu einer positiven Staatsreligion 
umgeschaffen, die aus Augusfe Comte und anderen Positivisten 
starke Anregungen erfuhr und mit ihrer Hilfe den Voltairismus 
überwand. Daß ihr jedes Mittel durch den Zweck geheiligt 
war, ist nach diesen Ansichten geradezu selbstverständlich. 
Der Kult ‘der Jungfrau von Orleans, die von Zola gekenn- 
zeichneten Wallfahrten nach Lourdes fügten sich dieser 
Geistesrichtung und ihren Zielen organisch ein. 

In Deutschland hat man vielfach mit Verwunderung ge- 
sehen, daß die waflenfähigen katholischen Priester Frankreichs 
fast ausnahmslos mit der blanken Waffe Verwendung fanden. ° 
Man erblickte hierin, wie auch in der fast restlosen Heran- 
 ziehung der Abgeordneten, von denen gegen 50 fielen oder 
in Gefangenschaft gerieten, eine lette Folgerung des demo- 
kratischen Gedankens und manchen erschien diese äußerste 
Gleichmachung als Attentat gegen die Religion. In der Tat 
fehlte es auch nicht ganz an Protesten seitens der Beteiligten, 
die in Leon Bloy ihren Wortführer fanden.!?) Aber deren 
eroße Mehrzahl fügte sich doch willig, über zwanzigtausend 
französische Priester lagen als Soldaten, größtenteils als 
Gemeine, in den Schüßengräben und alles spricht dafür, daß 
sie hierin weniger ein Zugesfändnis an die Demokratie als 
an die Politik ihrer Kirche sahen. „Alle diese Priester“, sagt 
Eberz, „reden in der Sprache der bellizistischen Theo- 
sophie de Maistres über Christus, den Krieg und ihr eigenes 
Soldatentum“. „Die auf dem Schlachtfeld Gefallenen gehen 
geraden Wegs in den Himmel“ sagt einer und der als Unter- 
leutnant gefallene Priester de la Gironde fand begeisterte 
und begeisternde Worte: „Jung sterben, als Priester sterben, 
als Soldat, in einer Attacke, beim Sturmangriff, vielleicht eine 
Absolution spendend; mein Blut vergießend für die Kirche, 
für Frankreich, für meine Freunde, für alle die, welche im 
Herzen dasselbe Ideal fragen, wie ich, und auch für die 
andern, damit sie die Freude des Glaubens kennen... Ah! 
Wie ist das schön!“?%) Es liegt nahe, anzunehmen, daß 
diese Beteiligung der französischen Priester am Opfergang 
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ihre Wirkungen auf das Volk nicht verfehlte; andere Völker 
haben ihr, troß vieler einzelner Heldenleistungen von Priestern, 
Gleiches nicht ganz zur Seite zu stellen; auch die Beteiligung 
der politischen und parlamentarischen Kreise am Dienst mit 
-der Waffe isf in andern Ländern keine gleich starke gewesen 
wie in Frankreich. 

Mittelpunkt der nationalistischen Bestrebungen ist in 
immer höherem Maße die „Action Frangaise“ geworden, 
die ihre Leserzahl zu vervierfachen verstand, vielleicht den 
Organen der deutschen Vaterlandspartei vergleichbar, aber in 
der Tonart weit über diese hinausgehend. Von ihr stammt 
das Wort „Defaitismus“. Als sie zu Beginn 1919 mit einer 
Subskription zu Gunsten der Poilus hervortrat, betitelt „La 
part du combattant“, wurde dies als verschleierte Propaganda 
gegen die Republik empfunden („Neue Züricher Zeitung“, 
80. 1.18). Das sozialistische Ministerium war gegen die 
„Action Frangaise* mit Haussuchungen vorgegangen, bei 
denen eine Art innerpolitischer „Mobilisationsplan“ vorge- 
funden wurde, der die Offiziere gewisser Kavallerieregimenter 
der um Paris liegenden Garnisonen, übrigens ohne ihr Vor- 
wissen, nach ihrer Tüchtigkeit und Zuverlässigkeit im Falle 
eines Staatsstreiches klassifizierte..e Die Kammer hatte dann 
im Januar 1918 über ihre Stellung zu den von rechts und 
angeblich auch von links kommenden Umsturzversuchen zu 
entscheiden; sie tat es mit der Formel: „Die Kammer brand- 
markt die auf Bürgerkrieg gerichteten royalistischen und 
anderen Umtriebe...“ (Clemenceau hatte bezeichnender- 
weise an die Aufnahme der beiden hervorgehobenen Worte 
die Vertrauensfrage geknüpft, die die Gesamtheit der Sozia- 
listen und ein Drittel der Radikal-Sozialisten verweigerte.) 

Schon am 16. 8. 16 durfte „Action Frangaise*“ schreiben: 
„Etwas Großes kommt über das Land. Wird es ein Mann, 
oder gar ein Prinzip, oder etwa ein Mann sein, der sich auf 
ein Prinzip sfüßt... Die früheren Krisen unseres Landes 
haben uns Jeanne d’Arc und Napoleon geschenkt.“ Einige 
Tage später traf die Zeitung, mit ihr auch „CEuvre“, mit noch 
größerer Deutlichkeit für die Monarchie ein. Man warf der 
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Republik vor, daß man ihr „fünf Invasionen in einem Jahr- 
hundert“ danke. „La Croix“, „Liberte“, „Libre Parole“, „Echo 
de Paris“ und „Gaulois“ hieben in die gleiche Kerbe und 
„Humanite“ stellte fest, daß? man dem republikanischen Geist 
vorwerfe, „er desorganisiere die Volksverteidigung“. Freilich, 
es fanden sich auch Republikaner, die das, mindestens im 
‘stillen, unterschrieben, die nur auf ihre Zeit warteten: unter 
ihnen, neben Clemenceau, Tardieu, der frühere Bülow- 
Bibliographist, Temps-Redakteur und Jägeroffizier. 


* * 
* 


Die große radikale Partei und ihr linker, im Laufe 
der Zeit zu immer größerer Bedeutung gelangter Flügel, die 
Radikal-Sozialisten, waren von vornherein in ihrer Stellung 
zum Kriege festgelegt, eine Überraschung konnte diese nie- 
manden bieten. Über die allgemeine Parteigeschichte bis 
zum Kriege ist bereits einiges gesagt worden, das in folgendem 
für die Partei der französischen Mitte ergänzt werden soll. 
Diese Partei vertritt im wesentlichen das mittlere und kleinere 
Bürgertum und die Landbevölkerung, also Schichten, die im 
Kriege weniger als andere reklamiert waren und deren sehr 
große Blutopfer für die künftige Entwicklung der Partei nicht 
gleichgültig sein werden.?!) (Für die Sozialisten gilt das, 
da die industriellen Facharbeiter nach anfänglichen Mißgriffen 
'in großem ‚Umfang zurückgestellt oder aber — besonders 
die Bergarbeiter — aus dem Schütengraben zur. Arbeitsstätte 
zurückgeholt worden waren, nicht ganz in gleichem Maße.) 
Im wesentlichen sind es dieselben Kreise, die sich Mai 1914 
gegen die dreijährige Dienstpflicht gewendet hatfen und nun, 
im Kriege, deren Ausdehnung bis sechs Jahre erleben mußten. 
Sie, und besonders die Bauern haben übrigens durch ihre 
Zurückhaltung gegenüber den Geldansprüchen der Republik 
ihre Kritische Stellung auch während des Krieges bewiesen. 

Die radikale Partei?) geht auf 1869, auf Gambetta, 
zurück; 1895 bildete sie ihr erstes Ministerium unfer dem, 
als Sozialreformer hervorragend tätigen, während des Krieges 
zum Minister ohne Portefeuille ernannten Leon Bourgeois 
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und gelangte während der Dreyfußaffaire zu entscheidendem 
Einfluß, den sie, mit ihren sozialistischen Gefolgsmännern, 
besonders 1895 —1898 ausübte. Waldeck-Rousseau, Combes, 
Brisson, Delcasse, Berteaux, Caillaux waren hernach ihre 
ersten Wortführer, die Politik, in deren Mittelpunkt der Kampf 
gegen Klerikalismus und Monarchismus, schließlich gegen 
die dreijährige Dienstzeit stand, führte die Radikalen mehr 
nnd mehr an die Seite der Sozialisten, die aber mit der Zeit 
die Führung an sich rissen. Clemenceau, der radikalen 
Partei entsprossen, trieb Politik auf eigne Hand, die bereits 
eine gedrängte Würdigung erfuhr. Von ihm konnte das alte 
Sprichwort gelten: „Wenn man einen Radikalen zum Minister 
macht, hat man noch lange keinen radikalen Minister“. 

Sein erstes Ministerium schlug nicht zugunsten der 
Radikalen aus, die das Schicksal einer Mittelpartei erlitten 
und jeder straffen Leitung entbehrten. Manchem wird deshalb 
.aus parteitaktischen Gründen der Krieg nicht unerwünscht 
gekommen sein. Er schuf die bis dahin vermißte einheitliche 
Front, die Union Sacree, und die Sozialisten wurden aus 
 Führern Geführte. Zwar verschwanden am 26. August 1914 
“fünf Männer radikalen Gepräges: Messimy, Roulens, Conyba, 
Raymond und Renould aus dem Ministerium, das die Sozia- 
listen Guesde und Sembat aufnahm, aber was man an 
Radikalismus verlor, gewann man an „Kriegsradikalismus“. 
Malvy, der später so hart Verfolgte, hielt zunächst die Ver- 
bindung zwischen Vergangenheit und Gegenwart aufrecht. 
Die Bescheidenheit der Partei war wirklich groß, sie erlebte 
die sozialistischen Ministerien Viviani, Briand und Painleve 
und konnten sich an dem nicht-sozialistischen Ribot, dem 
Mann Poincares, und schließlich an CleEmenceau gewiß wenig 
freuen, der gegen Caillaux und Malvy seine schärfsten 
Streiche führte. | 

Einen Mittelpunkt des.radikalen Parteilebens hat das 
Comite republicain du commerce, de l'industrie et de l’agri- 
culture, das sogenannte „Comite Mascurand“, als leitender 
Parteiausschuß abgegeben; es hat die Wahlen gemacht und 
die vielen so beliebte Verbindung zwischen Kammer und 
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Börse aufrecht erhalten. Unter dem Eindruck des Vorgehens 
gegen Caillaux löste es sich auf. Man braucht sich nicht die 
verallgemeinernden Anklagen des Dreyfussards Gahier gegen 
die Partei zu eigen zu machen, um doch. zu der Meinung zu 
gelangen, daß sie in ihrem alten Bestand den Krieg kaum 
lange überdauern wird. Die Rechte und die Linke sind zur 
Aufnahme der Sezessionisten bereit. 

Für die Entwicklung der Partei ist ein Parteikongreß 
zu Beginn des dritten Kriegsjahres wichtig geworden. Er 
stellte sich völlig auf den Boden der „Union sacree“, des 
„Jusqu’auboutismus“, vermied jedes Eingehen auf inner- 
politische Fragen und dringende Reformen, — soziale Geseb- 
gebung, Einkommensteuer —, und begnügte sich damit, daß 
er die breiten und schwer belasteten Schichten wohlwollender 
Berücksichtigung durch den Staat empfahl. Wenn Verfasser in 
seiner an anderer Stelle erwähnten Gegenüberstellung der 
„Deutschen und französischen Sozialpolitik* die geringen 
Fortschritte der le&teren darlegen konnte, so trifft die bürgerlich- 
radikale Partei ein gemessener Anteil an den Unterlassungs- 
sünden. Der Name „Radikal*“ tut es in der Sozial- und 
Steuerpolitik wahrlich nicht allein! Combes, der auf jenem 
Kongreß zugegen war, schien sich mit seiner früheren anti- 
klerikalen Kulturpolitik erschöpft zu haben, und Caillaux, der 
Verfechter der Einkommensteuer, war gar nicht erschienen. 
Für die Regierung ist eine Gefahr, die von diesem Kongresse 
in Erinnerung an die gewiß ruhmreiche Geschichte der radi- 
kalen Partei befürchtet worden war, nicht entstanden. — 

Erwähnen wir hier einen der entschiedensten und jeden- 
falls klügsten Gegner Deutschlands, den reichlich weit nach 
rechts abgerückten Barthou, der aus den Affären Rochette- 
Caillaux bekannt ist und in seinen kürzlich erschienenen 
„Studien zur neuen französischen Innenpolitik* eine Anzahl 
kleiner Mittel zur Behebung der Krisenzustände namhaft macht; 
in seinem Vortrag vor der Kammer fand er den „Friedens- 
vertrag“ ungenügend: er lasse das Bismarckische Reich als 
solches bestehen. Hier vereinigt sich ein Teil der Fäden, 
die auf Absplitterung des deutschen Südens und Westens 
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hinzielen, für die die Revanche erst damit aufhört, daß 
Deutschland wieder ein geographischer Begriff geworden ist. 
Es mag aber immerhin auf die Ansicht des Genfer Korre- 
spondenten der Bataille, Leuba, hingewiesen werden, der 
sich in einem Brief an den „Vorwärts“ (März 1919) für die 
von Chauvinismus und Haß freie Stimmung der Masse des 
französischen Volkes, besonders der Soldaten, verbürgt und 
revolutionäre Wahlen erwartet. 


V. Wirtschaftsfragen in ihrer Bedeutung für die 
innere Entwicklung; Schluß. 


Für die politische und soziale Entwicklung Frankreichs 
im Weltkriege ist die in anderem Zusammenhang schon er- 
wähnte Tatsache wichtig, daß von den ersten Kriegsmonaten 
an ein breiter Streifen von Nordfrankreich, ein schmälerer 
von Ostfrankreich vom Mutterlande. abgetrennt und von den 
deutschen Heeren besett ward. Einige Millionen Franzosen 
lebten somit ein völlig selbständiges Sonderdasein, auf ihnen 
lastete der Krieg naturgemäß mit besonderer Schwere und 
wenn auch viele ihrer Wohn- und Arbeitsstätten in höherem 
Maße als von deutschen von französischen, belgischen, eng- 
lischen und amerikanischen Geschossen zerstört wurden, so 
war es menschlich immerhin verständlich, daß man die Deutschen 
verantwortlich machte. Es braucht nicht jede einzelne Hand- 
lung, die von diesen während der Besatung ausging, für 
richtig befunden werden; dennoch darf man mit gutem Ge- 
wissen aussprechen, daß die Verwaltung, wo immer es möglich 
war, mit Rücksicht und Wohlwollen ausgeübt wurde. Deutsch- 
land hatte ja nicht das mindeste Interesse daran, die hoch- 
entwickelte industrielle Kultur der Gegenden um Lille, Roubaix, 
St. Quentin oder Charleville zu zerstören; die dorfigen Ge- 
werbezweige waren die besten Abnehmer deutscher Fertig- 
erzeugnisse, zumal deutscher Maschinen, gewesen, halten 
ihrerseits viele Waren, vor allem die an Geschmack kaum 
zu übertreffienden Wollerzeugnisse nach Deutschland abgeseßt. 
Dabei lagen die geographischen, klimatischen und Verkehrs- 
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bedingungen dieser Industrien derart, daß ihre gewaltsame 
Wesverlegung aus Nordfrankreich ein Ding der Unmöglich- 
keit war und sogar der dahin gerichteten Bemühungen der 
französischen Regierung und der südfranzösischen Industriellen 
spottete. Das Erzgebiet von Briey-Longwy erschien freilich 
manchem in Deutschland erstrebenswert, und wenn man die 
rein kommerzielle Seite der Frage allein gelten ließ (was 
natürlich nicht zulässig ist), so konnte man die oben bereits 
kurz gewürdigfe Tatsache dafür ins Feld führen: daß die 
Erschließung der reichen Eisenerzgruben fast ausschließlich 
deutscher Initiative zu danken gewesen war. Jedenfalls konnte 
Deutschland auch hier keine absichtliche Zerstörung be- 
absichtigen, dahingehende Unterstellungen müssen . aufs 
schärfste zurückgewiesen werden. ??) 

Gleichgültig, wen die größte Schuld an den Ruinen Nord- 
frankreichs trifft: Deutschland hat jedenfalls im Friedens- 
vertrage die Verpflichtung, dort neues Leben zu schaffen, 
übernommen und damit sein Wilson gegebenes Versprechen 
erneuert. Der Wiederaufbau des schönen und reichen Landes, 
das viele von uns lieben lernten, wo die Gräber unserer 
Besten liegen und mit dessen Bevölkerung uns manches 
kontinentaleuropäische Gemeinschaftsband verknüpft, ist ein 
Kulturwerk, das vielleicht am ehesten dazu beitragen kann, 
Kriegsspuren zu verwischen. Natürlich ist der Wiederaufbau 
nur möglich, wenn er mit freien Arbeitskräften geschieht; 
die dauernde Verwendung von Kriegsgefangenen, die ur- 
sprünglich in Aussicht genommen war, widerspricht nicht 
nur dem Völkerrecht, sondern auch dem im Friedensvertrag 
(Titel: Arbeitsrecht) feierlich proklamierten Grundsate, daß 
die Arbeitskraft keine Ware sein solle. Es steht zu hoffen, 
daß der Wiederaufbau, der uns und Deutsch-Österreich auch 
manche Sorge um Arbeitsgelegenheit abnimmt, gelingt und 
als erstes Friedenswerk zu einer Verständigung, wenn nicht 
zwischen den Staaten, so zwischen den Völkern führt. 

Den Ausfall, den die französische Volkswirtschaft infolge 
der Besetung nördlicher und östlicher Gebietsteile erlitt, be- 
rechnete der Verfasser genauer in seiner Abhandlung über „Das 
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besette französische Gebiet“. (München 1918); die dortige 
. Berechnung war zugleich geeignet, maßlosen Überschätungen 
französischer Beurteiler entgegenzuwirken. Auf Einzelheiten 
braucht hier nicht mehr eingegangen zu werden, es genügt 
der Hinweis auf den sehr großen Anteil, den die Departements 
Nord, Pas-de-Calais, Aisne, Ardennes, Meuse, Meurthe-et- 
Moselle, z. T. auch Oise, Marne, Marne-et-Oise und Vosges 
an der Erzeugung landwirtschaftlicher und industrieller Waren 
hatten; vor allem Erz- und Kohlenerzeugung, Verhüttung, 
Metall-, Maschinen- und Textilindustrie hingen vom Gewerbe- 
fleiß? des Nordens und Ostens ab. Frankreich half sich in 
der Bedrängnis auf mannigfache Weise und man muß aän- 
erkennen, was in einer sehr kritischen Zeit geleistet wurde: 
Die Lyoner Seidenindustrie wurde auf Wollerzeugung um- 
gestellt, die Wasserkräfte der Alpen und Pyrenäen wurden 
als Ersat für Kohle herangezogen, die Einfuhr (auf Kosten 
der Handels- und Zahlungsbilanz) vervielfacht, zahlreiche 
fremde, exotische Arbeiter (Kulis usw.) ins Land gezogen. 
Von den bedenklichen sozial- und bevölkerungspolitischen 
Nebenerscheinungen dieser Maßnahmen war schon die Rede: 
die heimischen Arbeiter fürchteten mit Recht die unlautere 
Konkurrenz, Streiks und auch blutige Unruhen nahmen von 
hier aus ihren Ausgang. 

Die wirtschaftliche Entwicklung Frankreichs steht als 
solche hier nicht zur Besprechung. Nur insoweit bestimmte 
volkswirtschaftliche Ereignisse auf das soziale und politische 
Leben abfärbten, mögen sie wenigstens gestreift werden. 
Geldentwertung, Teuerung, Steigerung des Nominallohnes 
mit allen ihren Begleiterscheinungen gehören hierher. Diese 
Krankheitszeichen sind in Frankreich wohl nicht ganz so 
häufig anzutreffen wie im gegenwärtigen Deutschland, grund- 
sätlich aber ist kaum ein Unterschied, bei Darstellung der 
sozialistischen Partei und der Gewerkschaftsbewegung war 
auf diese Tatsache als den Hintergrund vieler Streiks, poli- 
tischer Auseinanderseßungen, Ministerwechsel usw. hin- 
zuweisen. Die Steuergesetgebung hat dabei in viel ge- 
ringerem Maße als in Deutschland Einfluß auf die Verteilung 
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gewinnen können; sie war ja in Frankreich von je Herrschafts- 
gebiet der sogenannten „radikalen“ Kleinbürgerparteien, also 
rückschrittlich. Schwer war und ist der schon vor dem Kriege 
übermäßig und weit mehr als in Deutschland in Anspruch 
genommene Verbrauch belastet, auf der andern Seife stiegen 
die Kriegsgewinne wie bei uns ins Unermeßliche. Von 
einigem Interesse ist in diesem Zusammenhang die Ver- 
teilung der Steuerpflichtigen gegen Kriegsende, als unter 
äußerstem Zwang die Einkommensteuer eingeführt wurde 
und dadurch statistische Unterlagen erstmals geschaffen 
waren: Von den Steuerpflichtigen entfielen hiernach fast 
185000 auf die Einkommensstufe 5—8000 Frs., 76000 auf jene 
von 8—12000 Frs., 55000 auf jene von 12—20000 Frs.; 55000 
Pflichtige hatten Einkommen von 20—40000 Frs., 9000 
zwischen 40000 und 60000 Frs., 9000 zwischen 80000 und 
150000 Frs. und 5000 überstiegen die lettgenannte Grenze. 
Man muß freilich mit sehr erheblichen, in Frankreich nicht 
ungewöhnlichen und von der Steuerstatistik seit je in Rechnung 
gestellten Verschleierungen rechnen. 

Die künftige wirtschaftliche Lage Frankreichs hängt mit 
von der grundsätlichen Entscheidung darüber ab, ob sich 
dieses Land als Teil Kontinental-Europas fühlen lernt oder 
aber seinen Schwerpunkt, ähnlich wie das für Großbritannien 
heufe schon zutrifft, nach Seite der aus deutschem Besib 
vergrößerten Kolonien verlegt, vermutlich unter gleichzeitigem 
Anschluß an das englische, amerikanische und das im Werden 
begriffene ostasialische Weltreich. Für den ersten Fall kann 
Frankreich versuchen, die alte Rheinbundpolitik wieder auf- 
zunehmen. Mißlingt ihm das, wie zu hoffen ist, infolge 
Ablehnung dieser selbstmörderischen Politik durch West- 
deutschland, so liegt eine wirtschafts- und sozialpolitische 
Verständigung von Fall zu Fall zwischen Deutschland und 
Frankreich im Bereich des Möglichen. Der Wiederaufbau 
von Nordfrankreich kann eine Brücke hierzu schlagen. Viele 
Interessen liegen, welt- und nationalwirtschaftlich betrachtet, 
für beide Länder ähnlich oder wenigstens nicht verschieden 
genug, um dauernde wirtschaftliche Reibung zu rechtfertigen. 
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In noch höherem Maße sind die Arbeitermassen beider Länder 
auf sozialpolitisches Einvernehmen angewiesen. Aber der 
Wille muß vorhanden sein, er besteht in Deutschland nicht 
überall und müßfe in Frankreich zumeist erst geschaffen 
werden. Die wichtigsten Aufgaben der Sozialpolitik liegen 
auf diesem Gebiete, nur von ihrer Lösung kann Europa die 
rettende Politik, die gewiß mit manchem Verzicht — natürlich 
auch bei uns — verbunden sein würde, erwarten. Jedenfalls wird 
Frankreich damit zu rechnen haben, daß für seine Interessen 
der Weg nach dem europäischen Osten und damit nach 
Gesamt-Europa über Deutschland führt, — die anderen Ein- 
gangspforten halten England und Amerika in Verwahrung. 
Auch Italien scheint mit aller Bestimmtheit europäische Wege 
— die natürlich nicht von Weltwirtschaft abführen, ihr viel- 
mehr, auf dem Wege über einen großen Wirtschaftskörper, 
zustreben — zu suchen und in der lateinischen Kultur- 
verständigung keinen Ersaß für seine gewichtigen Wirtschafts- 
interessen in Mittel- und Osteuropa zu erblicken. 

Frankreich dürfte, nach vielen Äußerungen seiner ernsten 
Presse zu schließen, auf dem Wege zu der Erkenntnis 
sein, daß es gegenüber den großen angelsächsischen Welt- 
mächten — troß des Gewinns Elsaß-Lothringens, der Aus- 
beuftung des Saargebiets und der Entschädigungsansprüche — 
im Friedensvertrag nicht allzu günsfig abgeschnitten hat. 
Die Pressekommentare, besonders zu dem im August 1919 
bekannt gewordenen englisch-persischen Vertrage, lassen er- 
kennen, daß man sich zurückgedrängt sieht. „Echo de Paris“ 
bedauert, daß dieser „Vertrag“, der England den Landweg 
nach Indien endgültig sichert, nicht dem Völkerbund vor- 
gelegen habe, „Liberte* verzeichnet mit Bitterkeit alle die 
Ereignisse in Indien, Afghanistan, Mesopotamien, Palästina 
und Syrien, die Frankreich schädigen und England nüten, 
„Journal des Debats“ kritisiert in ähnlicher Weise.) Das 
an erster Stelle genannte Blatt betont, Frankreich könne 
nicht länger die Verantwortung für eine Politik übernehmen, 
die von anderen geleitet wird; dies führe dazu, daß Frank- 
reich sich ausschließlich auf die angelsächsischen Mächte 
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stüßen müßfe, „so daß aus dem Bündnis eine Art Vasallentum 
werden würde“. Man erinnert sich, daß die nationalistische 
Richtung, als deren Vertreter die erwähnten Blätter gelten 
können, nicht. nur in Deutschland, sondern auch in England 
einen „Erbfeind“* gesehen haben; sie hat sich nie so vor- 
behaltlos wie Clemenceau den Engländern in die Arme 
geworfen; sind die natfionalistischen Ansprüche erfüllt, 
hat die Revanchepolitik zum Ziele geführt, so ist es nicht 
ganz ausgeschlossen, daß sich diese Gruppen wieder auf 
‚die besonderen Interessen des kontinentalen Frankreichs 
besinnen. | 

Die wirtschaftlichen Fragen, die uns zunächst angehen, 
sind solche der Handels-, Zoll- und Sozialpolitik. Natürlich 
läßt sich der Handel zwischen Deutschland und Frankreich, 
der vor dem Kriege 1500 Mill. Mk. im Spezialhandel erreicht 
hatte, nicht ohne weiteres wieder anbahnen; der Verkauf 
Pariser Artikel und sonstiger entbehrlicher Fertigwaren, wie 
er im besetten deutschen Gebiet beträchtlichen Umfang an- 
nahm, ist derart auf das einseitige Interesse des ‚Verkäufers 
zugeschnitten, daß wir hierin keinen guten Anfang zu er- 
erblicken vermögen. Gewisse Ausfauschbeziehungen sind 
aber doch so nahegerückt, daß sie auf die Dauer nicht unter- 
drückt werden können. Hält Frankreich seinen Industrie- 
"Protektionismus aufrecht, dem wir nicht mehr mit Export- 
prämien entgegentreten können, so ist freilich eine sehr starke 
Schranke vorhanden. Aber das Land wird in dem Maße, 
als es deutsche Einfuhr unerwünschter Gegenstände zu billigen 
Preisen nicht mehr zu fürchten hat, eher bereit sein, seine 
zoll- und handelspolitischen Grundsäte zu revidieren, und 
vielleicht sich seiner Erfolge in früherer Freihandelära er- 
innern. Ebenso wichtig ist die sozialpolifische Annäherung, 
die zwischen Demokratien wirklich nicht allzu schwierig sein 
sollte. Freilich muß Frankreich hier vieles tun, um den 
deutschen Vorsprung, der schon im Kaiserreich bestand und 
durch die Tätigkeit der Republik erweitert wurde, einzuholen. 
Das oben erwähnte Programm der französischen Sozialisten, 
dem sich die christlich-sozialen Gruppen nicht werden 
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entziehen können, deutet die Richtung an, nach der gearbeitet 
werden muß. 
* N x 

Die soziale und politische Entwicklung Frankreichs 
während des Krieges ließ sich, wenn man von der gradlinig 
verfolgten Revancheidee absieht, nicht restlos auf ganz be- 
stimmte Richtungen vereinigen. Nach dem wider alles Er- 
warten günstigen Ausgang des Krieges wird dem unendlich 
erschöpften und müden Lande dadurch, daß auf dem Fest- 
land kein Feind zu besiegen übrig bleibt, eine Art von 
‘ Vakuum entstehen. Der negative Inhalt des größeren Teils 
der bisherigen Politik wird dann deutlich und alles hängt 
davon ab, welche positiven Ziele an Stelle des notwendiger- 
weise abgenutten Revanchegedankens treten. Ob Clemenceaus 
angelsächsische Politik unter diesen Umständen dauernd den 
Weg weisen wird, steht dahin; Gegenströmungen sind 
sowohl rechts, bei den Nationalisten, wie links in den sozia- 
listischen Gruppen bemerkbar und sie finden sich selbst in 
den Reden des gegenwärtigen Ministerpräsidenten, mit 
denen er vor Kammer und Senat „seinen“ Friedensvertrag 
verteidigte. Auch weist der Stand der eigenen Valuta und 
der unmittelbaren Wirtschaftsbedürfnisse Frankreich auf ganz 
bestimmte Wege. Man könnte sich eine Synthese aus all 
diesen Richtungen vorstellen, ‘mit dem Ziele einer nationalen 
Kontinentalpolifik, die sozial- und weltwirtschaftlich mit 
Völkerbund und Internationale zusammenhängen und Europa 
Sicherung und Selbstbehauptung geben würde; aber die 
Kirchen- und Kulturpolitik, die Frage der Staatsform und 
manches andere, nicht zulett die gefühlsmäfige und historische 
Verwandtschaft mit Amerika steht dazwischen; es wird sich 
zeigen, ob diese Trennungslinien stärker markiert sind als 
das, was allen gemeinsam: und letten Endes eine europäische 
Sache ist. 
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Es ist mir eine große Ehre, von der Universität Halle 
eingeladen worden zu sein, um über unsere Lage und die 
Schwierigkeiten, die auch Holland in schwerer Zeit durch- 
gemacht hat und noch jett durchmacht, Bericht zu erstatten,!). 
sei es auch nur im Rahmen eines skizzenhaften Vortrages. 
Eine schwere Zeit, namentlich für die den Weltkrieg führenden 
Völker, eine schwere Zeit auch für die Neutralen. Aber was 
diese gelitten haben, kann — sagen wir es gleich — nicht in 
Betracht kommen neben dem, was die kriegführenden Völker 
selbst zeitweise gelitten haben. Für Deutschland, dessen 
trauriges Schicksal wir Holländer fast sämtlich, d. h. auch 
die große Mehrheit des Volkes, die früher sehr entente- 
freundlich gesinnt war, aufrichtig bedauern, ist die schwerste 
Zeit erst am Ende gekommen und sie dauert noch fort bis 
auf diesen Augenblick; wer weiß, wie lange noch! 

Daß man in Deutschland jett schon das Bedürfnis ge- 
fühlt hat, über die Zustände in den Nachbarländern wahrheits- 
getreu unterrichtet zu werden, scheint mir ein gutes Vorzeichen 
für die Zukunft Deutschlands, ein Zeichen ungebrochenen 
Mutes, der ersten Bedingung eines Wiederaufbaues, den die 
Freunde Deutschlands, zu denen ich mich seit vielen Jahren 
rechnen darf, mit festem Vertrauen erwarten. Nicht nur „im 
Felde“, sondern auch im Frieden ist der deutsche Mann 
immer „etwas wert“ gewesen: das wird Deutschland in der 
schwersten Not ebenso zeigen, wie in den glücklichen, viel- 
leicht, nach dem Solonischen Spruch, allzu glücklichen Zeiten 
vor dem Kriege. 

Vor dem Kriege. In meiner Erinnerung sehe ich die 
Julitage 1914, als fast niemand Krieg erwartete. Daß er, der 


- 0... 


1) Gehalten am 2%. Juni 1919. 
20” 


_— 1 — 


fürchterliche, einmal kommen würde, wer zweifelte daran? 
Auch in Holland waren aber optimistisch gestfimmte Leute, 
die meinten, daß die zu erwartenden schrecklichen Folgen 
eines großen modernen Land- und Seekrieges von einem 
solchen Kriege abmahnen würden. Auch in Holland waren 
Ideologen, die glaubten, die Menschheit sei schon so weit 
vorgeschritten in der Richtung des irdischen Paradieses, 
daß überhaupt ein großer Krieg, geschweige denn ein Welt- 
krieg zu den moralischen Unmöglichkeiten gerechnet werden 
könne. Wie anders ist es gekommen! 

Die letten Tage des Juli, die ersten des August 1914 
brachten Stunde für Stunde Nachrichten, die den schlimmsten 
Befürchtungen Raum gaben, auch in Holland. Würde das 
plöglich auf Belgien losbrechende Deutschland nicht auch 
unsere Grenzen überschreiten? Der bequeme Weg über die 
schmale Strecke der Provinz Limburg lockte nach Antwerpen 
und Brüssel. Würde Deutschland nicht sogleich danach 
trachten, sich der niederländischen Seeküste zu bemächtigen, 
wäre es nur um zu verhüten, daß England mit einem 
Handstreich unsere Häfen besette? Würde England unsere 
reichen und leicht zu erreichenden Kolonien nicht sofort zu 
erobern suchen ? 

Aber nichts davon geschah. Es lag nicht in Deutsch- 
lands Kriegsplänen, unsere Neutralität zu verleten, außer 
vielleicht in der äußersten Not, die alles Gebot bricht. Es 
hat es jedenfalls nicht getan, was man darüber von der 
Ententeseite im Anfang erzählte und bis jett noch dann und 
wann hartnäckig, wiewohl nicht so laut mehr, aber doch 
immer verleumderisch versichert. Ich stehe dafür ein: es ist 
eine Lüge; kein deutscher Soldat hat im Kriege unsere 
Grenze in Limburg überschritten, ohne sich sogleich den 
Regeln des internationalen Kriegsrechts gemäß internieren zu 
lassen. Nur eine deutsche Division hat, nach dem Waffen- 
stillstand, sich ordnungsmäßig und friedlich zurückziehend, 
mit ihrer Bagage auf ihre Anfrage den kürzeren Weg durch 
Limburg nehmen dürfen. Jedenfalls aber hat Holland im 
August 1914 durch seine außerordentlich schnell verlaufende 
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Mobilisation — sie war nach der deutschen vielleicht die 
erste, gewiß eine der ersten, die völlig fertig geworden ist 
— der ganzen Welt kundgegeben, daß es fest entschlossen 
war, mit seiner später auf eine halbe Million eingeübter 
Soldaten angewachsenen Armee seine Neutralität möglichst 
zu verteidigen nach rechts oder links, von welcher Seite 
der Anfall kommen mochte, von der Land- oder von der 
Seeseite. 

Seine Neutralität und sein Recht. Die nieder- 
ländische Regierung hat sich von Anfang an auf diese 
zwei Prinzipien gestüßt und daran mit festem Willen und 
holländisch-zäher Beharrlichkeit festgehalten unter Führung 
der hochherzigen Königin Wilhelmina, des nassau-oranischen 
„Soldatenkindes“, wie sie selbst sich genannt hat. Wenn 
von deutscher, englischer oder welcher Seite auch ein Bruch 
des Neutralitätsprinzips drohte oder selbst faktisch geschah, 
protestierte die Haager Regierung sogleich ruhig aber nach- 
drücklich gegen das Geschehene, unter Berufung ‘auf das 
geschriebene und anerkannte internationale Recht. Nicht die 
Macht, sondern das Recht wäre die beste Bürgschaft, meinte 
sie. Ihre Richtschnur war die Auffassung des Hugo Grotius, 
des berühmten holländischen Rechtslehrers aus dem 17. Jahr- 
hundert. | 

Nun kam es freilich vor, daß die andere Seite diesen 
Protest ad acta legte und durchsette, was sie sich vor- 
genommen hatte. Dann hatte die niederländische Regierung 
mehr als einmal nur die Wahl zwischen unmittelbarem Krieg 
oder neuem Protest, und die überaus wichtige Frage erhob 
sich bald, was den Lebensinteressen des niederländischen 
Volkes besser entspreche. Zuweilen war die Frage sehr ernst 
und die Antwort zweifelhaft. Dann war die Entscheidung 
schwer, und die Waffe kam wiederholt schon halb aus 
der Scheide; eine merkbare Unruhe zeigte sich unter der 
Bevölkerung bei den unverkennbaren Zeichen der schnell 
herannahenden Gefahr. Aber glücklicherweise haf sich die 
Entscheidung stets nach der friedlichen Seite entwickelt und 
die schwarze Wolke am Horizont zog vorüber. Neue 
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Gefahren tauchten auf, wenn Deutschland sich beschwerte, 
daß Holland den Engländern zu viel zugestanden hätte, 
oder England vorwarf, daß es den Deutschen zu weit 
entgegengekommen wäre. Es bedurfte in solchen Fällen 
großer diplomatischer Geschicklichkeit, den vielleicht unechten 
Zorn der Gegenpartei zu beschwichtigen. Glücklicherweise 
hat Holland bis auf den heutigen Tag in Berlin, London 
und Paris hocherfahrene und umsichtige Vertreter der ver- 
schrienen Diplomatenzunft, die unter Führung des immer 
wachsamen Haager Ministeriums den richtigen Ton zu 
finden wußten. Es braucht aber nicht im einzelnen nach- 
gewiesen zu werden, daß diese Politik nicht immer sowohl 
die eigenen Volksgenossen als auch die einander bekriegen- 
den Gegner gänzlich befriedigen konnte. Schwachheit, ja 
selbst geheime, aber tatsächliche Deutschfreundlichkeit oder 
sar Ententefurcht wurde der Haager Regierung fortwährend, 
auch von vielen Holländern, vorgeworfen; man redete viel, 
aber ohne wirklichen Grund von geheimer Einwirkung des 
„deutschfreundlichen* Hofes, des „deutschfreundlichen“ hohen 
Militärs, von „deutschgesinnten“ hochgestellten Staats- 
männern und Gelehrten. 

Aber es ist immer eine mißliche Sache, wenn man 
zwischen zwei Stühlen in der Asche sitt oder, wie man 
sagt, zwischen Hammer und Amboß schwebt. Und das war 
recht eigentlich die schwierige, die überaus schwierige Stellung 
Hollands im Weltkrieg. Es mußte neutral bleiben, wenn es 
forfbestehen sollte. Das liegt auf der Hand. Ein Krieg mit 
England, mit der Entente, bedeutete für Holland den sofortigen 
Verlust seiner Kolonien, d.h. der Hauptgrundlage seines 
ganzen ökonomischen und politischen Lebens. Ein Krieg 
mit Deutschland bedeutete — darüber läßt sich ebenfalls 
nicht streiten — die sofortige Besetung und Verheerung 
seiner östlichen und südlichen Provinzen durch eine vielfach 
überlegene Übermacht, nachdem das niederländische Heer 
nach tapferem Widerstand — dürfen wir annehmen — sich 
in die Festung Holland hinter der holländischen Wasserlinie 
zurückgezogen hätte; und weiter ein endloser verwüsiender 
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Krieg, vielleicht der Verlust auch der Festung -Hollands 
selbst und der Seehäfen und nachher ein fortdauernder 
schlimmer Seekrieg an der Küste. 

Aber die niederländische Regierung, unter Führung 
unserer klugen und energischen Königin, des damaligen 
Premiers Cort var der Linden, des damaligen Ministers des 
Äußern Loudon, des jetigen Gesandten in Paris, wußte 
mit diplomatischem Geschick durch alle diese gefährlichen 
Momente hindurch zu kommen. Die Dankbarkeit des nieder- 
ländischen Volkes ist ihnen und ihren Mitarbeitern auf immer 
sicher. 

Glücklicherweise war daher auch noch ein anderer Faktor 
wirksam, ein sehr mächtiger Faktor: das Interesse der krieg- 
führenden Staaten selbst. Eine Eroberung Hollands durch 
Deutschland bedeutete den Besit der holländischen Seehäfen 
durch Deutschland. Und wie anders hätte sich der U-Boot- 
krieg gestaltet, wenn Deutschland, anstatt über die künst- 
lichen Anlagen von Zeebrügge und Ostende, über die 
Schelde-, Maas- und Rheinmündungen, über Vlissingen und 
die breiten Kanäle von Rotterdam und Amsterdam, über den 
vortreffllichen Hafen am Helder, über die Zuidersee und die 
seeländischen, holländischen und friesischen Inseln zu gebieten 
gehabt hätte. Dagegen würde eine eventuelle Eroberung 
dieser holländischen, seeländischen und friesischen Küste 
durch die Entente ganz Norddeutschland und die Rheinprovinz 
mit Belgien den feindlichen Heeren geöffnet und Belgien für 
Deutschland so wie so unhaltbar gemacht haben. Nach 
beiden Seiten sind diese Möglichkeiten im ganzen Kriege 
ofien geblieben bis zum Ende. 

Es war wirklich im Interesse beider Gegner, daß 
Holland neutral blieb. Das Interesse der kriegführenden 
Parteien und des Landes selbst deckte sich also. Das ist 
unser Glück im Kriege gewesen. 

Und es war auch ein Glück für diese Gegner selbst. 
Holland im Kriege, das wäre für die Belgier, die im Herbst‘ 
1914 zu Hunderttausenden sich nach Holland retteten, der 
Untergang gewesen. Holland im Kriege, das würde. es 
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unmöglich gemacht haben, die viele Tausende unterernährter 
deutscher und österreichischer Kinder in den Jahren 1916/17 
gastfrei zu pflegen. Holland im Kriege, das wäre der Tod 
gewesen vieler Tausende von kranken Kriegsgefangenen, 
die jet daselbst aufgenommen wurden und sich erholen 
konnten: Engländer, Belgier, Deutsche, Franzosen, Russen. 
Das neutrale Holland und die neutrale Schweiz sind durch 
ihre geographische Lage in der Mitte der Kriegführenden 
imstande gewesen, der unglücklichen Welt in dieser Richtung 
vorzügliche Dienste zu erweisen; mit den anderen Neutralen 
zusammen haben sie übrigens den herrlichen Schab des 
Friedens einstweilen verwahrt, ja fortwährend für den Frieden 
gearbeitet, wo nur eine Chance sich erblicken oder vermuten 
ließ, die Rechte der Menschlichkeit gewahrt, so weit es in 
ihrer Macht gestanden hat. Holland war und ist seit Jahr- 
hunderten eine sichere Freistätte für alle Unglücklichen, 
sie mögen Hugenotten oder Puritaner, Salzburger oder 
amerikanische Pilgrim-fathers, Stuarts oder Zähringer, Kaiser 
oder Bettler heißen. 

Aber — ganz Holland fühlte, wußfe es — wie auch der 
Krieg ausfallen mochte, gleich nach dem Frieden würde 
vielleicht noch die böseste Stunde für uns schlagen. 

Wenn Deutschland gewonnen hätte — so war die 
allgemeine Meinung in Holland — und, wie zu erwarten 
war, Belgien entweder ganz oder teilweise an sich nahm 
oder doch jedenfalls politisch und ökonomisch abhängig 
machte, wäre auch Holland auf die Dauer schwerlich in dem 
Grade unabhängig geblieben, wie es drei Jahrhunderte 
hindurch mit Ausnahme der kurzen französischen Periode 
gewesen war. Diese Periode selbst hätte beweisen können, 
daß ein übermächtiger weltbeherrschender Nachbarstaat, 
noch dazu ein Nachbarstaat an seiner ganz offenen Ost- 
seite, der auch die Südseite, Belgien, wenn auch nicht 
faktisch besaß, doch faktisch beherrschen würde, nach 
unserer Meinung auch Hollands Ende, „Finis Hollandiae“, 
bedeutete, vielleicht nicht unmittelbar, aber ganz gewiß in 
absehbarer Zeit. 
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Wie schon Bismarck erwartete, würde Holland sich selbst 
annektiert haben. 

Auch einem Sieg der Entente wurde in Holland mit 
einer gewissen Unruhe entgegengesehen. Man befürchtete 
davon sowohl ökonomische Nachteile als politische Gefahr. 
Ökonomische Nachteile; denn man hatte es seit 1870 
erfahren, was ein reiches blühendes Hinterland, wie 
Deutschland es war, für Holland bedeutete; man erwog mit 
Unruhe, was ein besiegtes, ein ausgesogenes, ein verarmtes 
Deutschland noch für Holland sein könnte. Und politische 
Gefahr, namentlich für die ostindischen Kolonien, auf welche 
‚Australien und Japan, wie man nicht ohne Ursache meinte, 
schon lange begehrlich. hinschielten. Aber auch eine andere 
politische Gefahr drohte von dem dann unzweifelhaft wieder 
stark französierten Belgien. In den letten Kriegsjahren 
waren namentlich gewisse belgische Gelüste jedenfalls schon 
zu spüren, die seitdem schroff an die Öffentlichkeit ge- 
treten sind. Ä 

Schon zwischen 1850—59, als es sich nach 1öjähriger 
unfreiwilliger Vereinigung von Holland losriß, hatte Belgien 
von Holland die Abtretung des südlichen Scheldeufers, der 
ganzen Scheldemündung selbst, des limburgischen „Sacks“ 
bei Maastricht stürmisch gefordert. Damals, vor 80 Jahren 
also, haften die damaligen Großmächte das ohnehin von 
ihnen übel behandelte Holland nicht weiter schmälern und 
erniedrigen wollen. Aber jener Herzenswunsch blieb in 
Belgien weiftverbreitet. Nach dem Waffenstillstand vom 
November 1918 äußerten sich diese Wünsche öffentlich in 
maßgebenden Kreisen des belgischen Volkes, namentlich bei 
den Wallonen und den vlämischen „Franskiljons“, wie man 
in Flandern sagt, auch in gewissen vlämischen Handels- 
kreisen, Handelskammern u. dgl. Die belgische Regierung 
selbst, in Havre, später auch in Brüssel, sprach sich, wie- 
wohl von der niederländischen mehrmals dazu gedrängt, 
nicht aus, antwortete nicht oder in -verwickelten und 
zweideutigen Säten. Nur aus vlämischen Kreisen kamen 
schwache oder kräftigere Proteste gegen solche Gelüste nach 
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dem Erbe des mit ihnen jedenfalls befreundeten Nachbars, 
der im Kriege sich so wertvolle Ansprüche auf den Dank 
des belgischen Volkes erworben hatte. 

In den geforderten, größtenteils altholländischen Gebiets- 
teilen selbst wollte man, bis zu mehr als 99 Prozent der 
Bevölkerung, nichts wissen von Annexion durch Belgien; in 
ganz Holland erhob sich eine nationale Bewegung gegen 
diese unerhörten Ansprüche. Die Königin, von der Be- 
völkerung angerufen, reiste nach den bedrohten Grenzen und 
sprach ein nachdrückliches Nein aus, die Haager Regierung 
äußerte sich nicht weniger positiv; ein nicht zu hemmender 
Strom von Adressen der Treue für Holland floß und fließt 
noch fast täglich aus Seeländisch Flandern und Limburg 
zum königlichen Thron im Haag unter der Losung: „Wir 
wollen zu Holland halten“. Was Jahrhunderte zusammen- 
geschmiedet hatten, könnte, dürfte nicht geschieden werden. 
Es wurde hingewiesen auf das unumstößliche historische 
Faktum, daß die Scheldemündung selbst seit 1525, also 
sechs Jahrhunderte lang, nicht zu Flandern, sondern zu 
Seeland gehört hatte, daß Seeländisch-Flandern schon seit 
Anfang des 17. Jahrhunderts, die limburgischen Maasfestungen 
etwas später von der alten Republik erobert waren. 

Da kam eine neue Idee auf. Könnte man das von 
Belgien verlangte Gebiet, die „einzelnen Quadratmeilen“, 
nicht vertauschen gegen deutsches Gebiet, taillable a merci, 
z.B. Kleve und Ostfriesland? Aber auch diese schöne Idee 
wurde in Holland so gut wie einsfimmig verworfen. Man 
wollte keine einzige holländische Seele für eine deutsche ver- 
kaufen; weder die seeländischen und limburgischen Holländer, 
noch auch die klevischen und ostfriesischen Deutschen dachten 
an so etwas. Die holländische Regierung ließ in Paris, in 
der Stadt der Ententeführung, schon im Anfang durchblicken, 
daß sie niemals die genannten Gebiete abtreten würde und 
Gewalt mit Gewalt begegnen würde: „Kommt und holet sie“ 
wurde holländischerseits troßig mit Klassischem Wort aus- 
gerufen als Antwort auf die schändlichen belgischen Be- 
drohungen dieser Art. 
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Es ist übrigens nicht zu leugnen, daß die Scheldemündung 
die Mündung eines französisch-belgischen Stroms war und 
ist, und daß die Maas in ihrem mittleren und oberen Lauf 
ebenso französisch und belgisch ist, daß gewisse Kanal- und 
Eisenbahnpläne im Interesse des belgischen Handels, der 
belgischen Industrie vielleicht nöfig und möglich waren, wie 
auch am Rhein ebensolche Verhältnisse bestehen, die schon 
seit einem Jahrhundert vertragsmäßig geregelt sind. Darüber 
— so erklärte man von niederländischer Seite — war freund- 
schaftlich zu reden; in dieser Richtung könnte man mit Belgien 
selbst, mit den fünf Großmächten, die die belgischen Traktate 
von 1859 unterzeichnet hatten, mit den jeßigen Großmächten 
in gutem Frieden verhandeln. Diesen Standpunkt nahm die 
niederländische Regierung ein, als sie Mitte Mai auf Ein- 
ladung der Entente-Großmächte eine stattliche Gesandtschaft 
unter Führung des holländischen Ministers des Äußern zu 
einer Ministerkonferenz nach Paris abordnete. Diese Unter- 
handlung wurde vor vierzehn Tagen beendet, und es ist fest-. 
gestellt worden, unter offiziell ausgesprochener Zustimmung 
der Großmächte, daß Holland keine Quadratmeile abzugeben 
hätte, jedoch mit der Anregung einverstanden sei, mit Belgien 
über die Benütung der unter holländischer Souveränität 
stehenden und bleibenden Schelde- und Maasmündungen 
nähere friedliche Besprechungen zu halten und nachher darüber 
zusammen mit den Großmächten zu verhandeln. Diese lebten 
friedlichen Besprechungen werden bald anfangen. Zur Ein- 
leitung kam vor einigen Tagen die schon lange erwartete 
Dankdepesche König Alberts für die den Belgiern im Kriege 
verliehene Hilfe; Königin Wilhelmina antwortete höflich, aber 
deutlich. Die Besprechungen werden von holländischer Seite 
ganz gewiß, von belgischer Seite hoffentlich in solchem 
Sinne geführt werden, daß die nachbarlichen freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen Holland und Belgien für die Zukunft 
auf festere Grundlagen gestellt werden sollen. Denn in 
Holland überwiegt der Wille, der ernste Wille dazu. Man 
ist daselbst völlig überzeugt, daß die beiderseitigen Interessen 
die freundschaftlichsten Bande fordern. 
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Selbst ein formelles Bündnis? Das ist die Frage, die 
schon lange vor dem Welikriege zwischen Holland und 
Belgien schwebte. Ulm 1%4 kam sie wieder auf. Es war 
die Rede von einem engeren Zusammenschluß, der schon in 


. früheren Jahren wiederholt besprochen war. Sollte dieser 


Zusammenschluß der zwei kleinen Nachbarstaaten auch 
militärischer und politischer Art oder rein wirtschaftlich, 
beziehungsweise kommerziell sein? In Holland fühlte man 
von jeher wenig für die erste Lösung: Belgien war seit 
1859 ein neufraler Staat, und eine politisch-militärische 
Verbindung würde Holland faktisch zum Garanten dieser 
Neutralität' gemacht, was wegen der intermittierenden 
Spannung zwischen Deutschland und Frankreich, da die 
Gegner einander, wie von beiden Seiten öfters schon damals 
erörtert wurde, sich nur durch Belgien erreichen konnten, 
sehr leicht Holland in einen großen Krieg — und nur wegen 
Belgien — verwickeln konnte. Und dazu hatte Holland, 
nicht gesonnen sich für den Nachbar zu opfern, keine Lust, 
zumal da der Plan — wie es bald ein öffentliches Geheimnis 
wurde — aus französischen und französisch gesinnten 
Kreisen entsprungen war und also einen geradezu anti- 
deutschen Charakter erhielt. Aber wirtschaftlicher Anschluß, 
dawider ließ sich weniger sagen, meinte man; vielleicht wäre 
selbst eine Zollunion möglich. Die Zollunion wurde jeden- 
falls 1907 von einer großen offiziellen belgisch-holländischen 
Kommission, die zuerst in Brüssel tagte, ernstlich erwogen. 
Aber auch diese wurde, wie der politisch-militärische An- 
schluß, bald aufgegeben. Die scharfe belgisch-holländische 
Handelskonkurrenz, vielleicht auch der Argwohn Englands 
wegen der Gefahr eines halbfranzösischen Antwerpens, 
der große Uinterschied zwischen Industrie, Finanzen und 
Steuern beider Staaten hemmten die weitere Entwicklung 
der Idee; es schwebte ein gewisses Mißtrauen in der Luft. 
Nur für gewisse internationale Rechtsfragen, Autorrechte, 
gegenseitige Anerkennung von Examendiplomen und der- 
gleichen schien eine nähere Übereinstimmung ohne Mühe 
möglich, aber auch hier kamen die grundsäßlichen, historischen 
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Unterschiede zwischen den beiden Nachbarländern bald an 
den Tag. Selbst ein Schiedsgerichtsvertrag, der damals 
stark in der Mode war, kam wohl mit anderen Staaten, 
doch nicht mit Belgien zustande. Die Kommission trat dreimal, 
ohne Resultat, zulett im Jahre 1910 zusammen; die damals 
besprochene vierte Situng von 1912 hat nicht mehr statt- 
gefunden. 

Von einem näheren Anschluß ist auch nach dem Kriege 
bis jett keine Rede gewesen: weder die Stimmung in Holland 
noch die in Belgien bietet dazu vorläufig Gelegenheit. Die 
gerechtfertigte Verbitterung, die die belgischen Annexions- 
gelüste in Holland wachgerufen haben, muß fürs erste be- 
schwichtigt werden, damit ein neuer Boden für neue Unter- 
handlungen über beiderseitige Interessen geschaffen werden 
kann. Und dazu ist Holland bereit unter der Bedingung, 
daß von Gebietsabtretung weiter absolut keine Rede sei und 
. die Unterhandlungen durch beiderseitiges Vertrauen und beider- 
seitige Offenherzigkeit erleichtert werden. Auch die Reibungen 
über die holländischerseits um 1910 geplante Befestigung 
Vlissingens und der Scheldemündung hingen damit eng 
zusammen. | 

Holland hat aber auch noch andere politische Sorgen. 
Die Reibungen in den Jahren des Weltkrieges zwischen 
unserem Lande und den kriegführenden Völkern haben bei 
uns England, Amerika und Deutschland gegenüber, wie wir 
hoffen dürfen, keine bleibende Verstimmung zur Folge 
gehabt und man darf sagen, daß auch auf englischer, . 
amerikanischer und deutscher Seite keine dauernde Ver- 
stimmung wider Holland entstanden ist.: Es hat gewisse 
zeitliche Mißverständnisse gegeben, aber die sind glücklich 
vorübergegangen. Man hat es z.B. in Holland tief gefühlt, 
daß der U-Bootkrieg, der verschärfte, der zulett auch Amerika 
in den Krieg zog, auch holländische Interessen ernstlich 
geschädigt hat und selbst — von Schmugglern gänzlich 
abgesehen — Hunderte unschuldiger holländischer Seeleute 
und Fischer infolge eben dieses rücksichtslosen Krieges das 
Leben verloren haben; man hat, um es offen zu sagen; 
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auch in Holland, wie in der ganzen neutralen Welt, seine 
moralischen Bedenken gegen diese und andere auf die Spite 
getriebene Akte der Kriegführung niemals fallen lassen; man 
hat den ungerechten Einbruch in Belgien und die ver- 
derbliche Heimsuchung, die planmäßige Verheerung und 
Entvölkerung dieses jett so unglücklichen Landes und des 
nördlichen Frankreichs stark verurteilt als die unmenschliche 
Übertreibung des Prinzips: Krieg ist Krieg. Natürlich ist 
dies alles auch jest nicht vergessen, aber das Mitleid mit 
Deutschlands tiefem Fall, mit seinem schrecklichen Schicksal, 
mit der überaus harten, unmenschlichen, auch nach dem 
Waffenstillstand fortgesetten Hungerblockade hat vieler Herzen 
auch in Holland tief getroffen, selbst derjenigen, die im Kriege 
auf der Ententeseife standen, aber das für zu viel hielten. 

Die Sympathie mit Deutschland im Weltkriege war 
von Anfang an übrigens in Holland nicht groß. Aber die 
deutschen Sympathien in Holland waren auch lange vor 
dem Kriege nicht kräftig. Man bewunderte Deutschlands 
Entwicklung seit 1870, man würdigte das die materielle und 
die kulturelle Welt umspannende deutsche Genie, die herrliche 
deutsche Arbeitskraft, aber man liebte Deutschland nicht. 
Man hat mich von befreundeter deutscher Seite oft nach 
der Ursache dieser Stimmung in Holland gefragt. Meine 
Antwort war und ist halb historisch, halb gesellschaftlich. 
Historisch läßt sich die genannte Stimmung schon größten- 
teils erklären. | 

Es ist wahr, daß auch wir Holländer Germanen sind 
wie die Deutschen. Ganz wie diese? Recht eigentlich ge- 
sagt, nein! Wir sind historisch verschieden von ihnen. 
Schon in der Römerzeit glichen die Bataver und die Friesen 
nicht ganz den überrheinischen Germanen; sie standen nicht 
auf der Seite Armins, sondern auf der römischen, wie 
übrigens auch die linksrheinischen, damals gallo-belgischen 
Völker, die erst in der Merovinger- und Karolingerzeit ger- 
manisiert wurden. Seit der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts, 
als das mittelalterliche deutsche Reich entstand, gehörten 
unsere Vorfahren freilich diesem Reiche an, aber sie empfanden 


— 237 — 


— als lothringische Völker — viel kräftiger als irgendwo 
im Reich, kräftiger auch als die südlicheren Bewohner der 
lothringisch- deutschen Grenzländer im Westen, den Einfluß 
der mittelalterlichen französischen Kultur. Namentlich 
Holland, das seit dem 1ö. Jahrhundert mehr und mehr seine 
Signatur auf die kleinen Lehnstaaten in den jetigen Nieder- 
landen gedrückt hat. Im 14. Jahrhundert tritt das besonders 
stark hervor: der gräfliche Hof der holländischen Hennegauer 
und Bayern war französisch gefärbt, die geisfige Kultur 
richtete sich nach Frankreich, die Verwaltung wurde immer 
mehr nach französischem Muster eingerichtet. Dann kamen 
im 15. Jahrhundert die Burgunder Herzöge, geborene 
Franzosen, die allmählich das ganze Niederland beherrschten 
und immer mehr französierten. Im 16. Jahrhundert hat die 
französische Kultur ihren schon mächtigen Einfluß noch 
weiter verstärken können, wobei die zunehmende politische 
Entfremdung von Deutschland, das im Kriege gegen Spanien 
nach schwachen Ansäßen zu Hilfsleistung sich bald gänzlich 
zurückzog, mitgewirkt hat. Das ist im 17. und 18. Jahr- 
hundert immer weiter gegangen. Die niederländischen 
Regenten eben dieser letten Zeit sprachen und schrieben 
französisch, kleideten sich nach der französischen oder eng- 
lischen Mode, lebten nach französischem Muster. Die unter 
den Großmächten Europas des 17. und der ersten Hälfte des 
18. Jahrhunderts stolz auftretende niederländische Republik 
sah mit einer gewissen Mißachtung auf das herabgekommene 
Heilige Römische Reich, von dem sie sich 1648 völlig los- 
gesagt hafte; das aufkommende Preußen des 18. Jahrhunderts 
schien ihr ein Emporkömmling, die deutsche Kultur des 
18. Jahrhunderts wurde bei uns wenig beachtet, nur einzelne 
Literaten kannten sie. Dann kam noch dazu die eigentliche 
„französische“ Periode von 1795 bis 1815, als ganz Holland 
faktisch von Frankreich abhängig und seit 1810 selbst durch 
förmliche Annexion französisch wurde. Das neue Königreich 
der Niederlande von 1815 wollte, wiewohl die Hilfe von 
Bülows preußischen Truppen im Jahre 1815/4 und Waterloo 
anerkennend, vom damaligen Deutschland nur wenig wissen: 
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die Kultur wurde noch immer stark von der französischen 
beeinflußt; man orientierte sich noch immer lieber westwärts 
nach dem eleganten und liberalen Frankreich, nach dem poli- 
tischen, industriellen und kommerziellen Musterlande England; 
die behutsam vorgeschlagene Zollunion mit Preußen wurde 
schroff abgewiesen. Vor 1870 sprach in den gebildeten 
Kreisen Hollands jedermann französisch, nur wenige Personen 
deutsch; die Erlernung der deutschen Sprache mußte hinter 
der der französischen, selbst hinter der englischen zurück- 
stehen; die deutsche Kultur wurde noch immer viel weniger 
beachtet und bedeutend niedriger geschätt als die französische 
und englische. Im Jahre 1870 waren die Sympathien Hollands 
überwiegend französisch und jedenfalls scharf anti-preußisch. 
Das hat sich alles seit 1870 freilich erheblich geändert, aber 
was Jahrhunderte vorbereitet haben, kann in einem halben 
Jahrhundert nicht vernichtet, nur geschwächt werden. Wir 
Holländer, obschon in den legten zwanzig Jahren der deutsche 
Einfluß sich auf allen Gebieten in Holland hat fühlen lassen 
und vor dem Kriege noch stets wachsend war, fühlen uns 
noch immer in kultureller Hinsicht den Franzosen nahe ver- 
wandt, in politischer — ich spreche nicht von der werdenden 
republikanischen Staatsform Deutschlands — den Eng- 
ländern, mit denen wir die stolze persönliche Freiheitsliebe, die 
konstitufionell-monarchische Regierungsform gemein haben, 
wenn .auch mit vielleicht noch stärkerer republikanischer 
Betonung der lokalen Selbstregierung als in England. 

Und natürlich gestatteten wir als älteres Volk, älterer 
Staaf, uns auch selbst nach 1870 einen etwas kritischen Blick 
auf die neue und natürlich mit den Fehlern eines neuen, 
jungen Volkes behaftete Entwicklung der deutschen Gesell- 
schaft, der deutschen Kultur, des immer höher empor- 
steigenden deutschen Staates, von dem mein Freund Lamprecht 
‚schrieb und träumte. Denn Deutschland war wirklich neu, 
nicht mehr das Land Goethes, sondern der Staat Bismarcks. 

Aber ich will hier nicht näher darauf eingehen. Ich habe 
nur scharf hervortreten lassen wollen, warum in den Jahren 
des Weltkrieges die holländischen Sympathien Deutschland 
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gegenüber nur schwach waren. Eine kleine Minderheit äußerte 
sie hauptsächlich, aber, leider, nicht sehr klug oder auch nur 
geschickt, im deutschgesinnten Blatte „de Toekomst“, wurde 
jedoch in den Hauptorganen der holländischen Presse im 
allgemeinen ziemlich wohlwollend aber kühl beachtet. 

Die Sympathien Hollands waren aber auch keineswegs 
für England, den alten Konkurrenten, den glücklichen Mit- 
bewerber des. 17., den mächtigen, bald übermächtigen Freund 
des 18. Jahrhunderts, der uns im 19. völlig überflügelt hatte. 
Aber das waren weit zurückliegende Zeiten, und schon Johann 
de Witt hat einmal gesagt, daß, selbst wenn der Teufel auf 
diesen (englischen) Inseln regierte, seine Republik gute Be- 
ziehungen mit ihnen unterhalten müßte. Und gute Beziehungen 
hatten wir im 19. Jahrhundert zu England, wiewohl die Freund- 
schaft immer etwas kühl blieb und nicht ohne den bitteren 
Beigeschmack einer gewissen freundschaftlichen Untertänig- 
keit: eine Schaluppe hinter der Fregatte. Es war vielmehr der 
Burenkrieg, der lette (1899—19%02), gewesen, der England 
und seine imperialistische Politik den Holländern besonders 
unsympathisch gemacht und ihren Widerwillen erregt hat. 
Die holländischen Sympathien wendeten sich im Weltkrieg 
auch, wie oben angedeutet, nicht so sehr zu Belgien, das 
man bemitleidefe, aber nicht liebte, oder zu dem fernen 
Italien, dessen zweideutige Haltung man schon im Anfang 
ziemlich scharf beurteilte, sondern zu Frankreich. Waren 
es gewisse liebenswürdige Eigenschaften der französischen 
Nation? Oder waren es die jahrhundertelangen Kultur- 
bande? Wer will es sagen? Meiner Meinung nach sind 
es beide gewesen. Einen Ententesieg wünschte man jedoch, 
wie ich oben schon sagte, in Holland ebensowenig wie einen 
deutschen, ausgenommen eine Minderheit, die allerdings 
beträchtlich stärker war als die geradezu deutschgesinnte. 
Namentlich in dem Tagblatte „De Telegraaf“, dem der später 
im Krieg berühmt gewordene, in Deutschland wohl berüch- 
tigte Zeichner Raemaekers seine Kunst zur Verfügung stellte. 

Die große Mehrheit der holländischen Bevölkerung aber 
hoffte mit Sehnsucht auf die viel verschrieene „Partie remise“, 
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die von Anfang an bei den kriegführenden Mächten wenig 
Anklang fand. Es gab Augenblicke im Weltkrieg, da dieser 
Ausgang möglich, ja wahrscheinlich schien, selbst vielleicht 
noch anfangs 1918. Aber bald hat sich dann das immer 
jJaunische Kriegsglück gewendet, und jest stehen wir mitten 
in den Ereignissen, die der Deutsche vielleicht besser kennt 
und beurteilt als ein Neutraler. Was man in Holland von den 
Folgen eines Ententesiegs befürchtete, ist in noch höherem 
Maße eingetroffen, als man es sich vorgestellt hatte. Mittel-, 
_ Südost- und Osteuropa in Gärung und Verwirrung, Umsturz 
nach allen Seiten, die Staatsautorität allenthalben geschwächt — 
meiner Ansicht nach die Hauptursache des ganzen Umsturzes; 
denn Autorität muß sein in der menschlichen Gesellschaft. 

Für uns Holländer sind die wichtigsten politischen Fragen, 
die jett zu lösen sind, wie für die ganze Welt, erstens die des 
ersehnten Friedens, dann die des geplanten Völkerbundes. 

Aber ist es nicht einer der hervorragendsten Staats- 
männer aller Zeiten, der gesagt hat: dieWelt wird am Ende nicht 
durch Sentimente, sondern durch Interessen regiert? 

Von den holländischen politischen Gefühlen war schon 
die Rede. Über die holländischen Interessen wird noch ein 
Wort zu sagen sein. Der Frieden wird jedenfalls kommen, 
der Völkerbund wahrscheinlich auch. Aber wie werden sie 
beide aussehen? 

Wir Holländer fürchten schon lange, daß die „lieblichen 
Geläute* des Friedens in Deutschland nur schwach gehört 
werden. Doch werden wir, wie die Deutschen, den Frieden, 
wenn nicht freudig und in Feststimmung, doch von Herzen’ 
willkommen heißen als das Ende einer Periode, die auch 
für uns voll Elend und Verlust, voller Furcht und. Gefahr 
gewesen ist. 

Erwägen wir die innerpolitischen und sozialen Zustände 
Hollands im Krieg, so ist für die Entwicklung geistigen 
Lebens eine solche Zeit offenbar nicht besonders günstig. 
Die geistigen, die wissenschaftlichen, künstlerischen, litera- 
rischen Erscheinungen sind in der Kriegszeit schon deshalb 
‘nicht besonders hervorgetreten. Es fehlte im allgemeinen 


an der Geistesruhe: von einem wirklich nationalen Kriegs- 
geist, der zu hohen nationalen Kundgebungen Anlaß gibt, 
war natürlich bei uns keine Rede. Wir führten keinen Krieg. 
Unsere Gelehrten, unsere Künstler, unsere Autoren haben 
gewiß auch in dieser schweren Zeit weiter gearbeitet, weiter 
gedacht und geschaffen, aber ihre Gedanken und Studien 
standen fortwährend unter dem Einfluß der welterschütternden 
Freignisse, die jeden Tag auch die Luft der Studierzimmer, 
des Ateliers, der Schreibstube mit ihrem Drang und Klang 
erfüllten und den Geist abzogen von den Dingen der 
Wissenschaft, der Kunst. Doch fanden viele dieser Männer 
und Frauen auch den Trost, jedenfalls die augenblickliche 
Befriedigung, die das Sichzurückziehen „in angello cum 
libello* eben in solchen Zeiten bietet, und so wurde doch 
manches geschaffen, das dem geistigen Leben Vorschub 
leistete oder später vielleicht leisten wird. Wenn ich in dieser 
Hinsicht etwas ganz besonderes nennen soll, das der Krieg 
in Holland hervorgebracht hat, dann würde es die Erzeugung 
der den Kriegs- und den politischen Ereignissen gewidmeten 
Zeichenkunst sein, die sich in Holland entwickelt hat, nament- 
lich in der Tages- und Wochenpresse. Daneben sind die 
schönen internationalen Rechtsstudien meines LeidenerKollegen 
Van Vollenhoven und die sozial-politischen Kriegsschriften 
der früheren Finanzminister während des Krieges Van Gyn 
und Treub und des Präsidenten der Niederländischen Bank 
Vissering zu nennen. Übrigens ist zu bedenken, daß der Krieg 
mit seinen Folgen von hohen Drucklöhnen und zunehmender 
Papiernot, die eben die Zeitungen und Zeitschriften bedeutend 
eingeschränkt hat, mit dem Stocken des immer lebhaften 
ausländischen Bücherhandels auch die holländischen Verleger 
und Buchhändler nicht zur Drucklegung neuer Ausgaben und 
zu wichtigen Handelsunternehmungen ermutigen konnte. Es 
wurde in den Kriegsjahren in Holland wenig gedruckt und 
ebensowenig wurden Bücher gekauft. Das geistige Leben 
Hollands im Krieg wäre Stilleben zu nennen. 

Schon lange vor dem Waffenstillstand hat man in Holland, 
das von alters her nicht besonders militärisch gesinnt war 
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vornehmlich von demokratischer und sozialdemokratischer 
Seite darauf gedrungen, daß das für unsere Kräfte allzu 
große Heer bei den von unseren Grenzen weif entfernten 
Kriegsereignissen zu Land wo nicht gänzlich demobilisiert, 
doch beträchtlich eingeschränkt werden sollte. Dabei kam 
denn auch mit immer größerer Kraft der Wunsch nach Demo- 
kratisierung der Wehrmacht zur Sprache. Aber die militärischen 
Behörden unter Führung des gleich im Anfang des Krieges 
ernannten bewährten General-Oberbefehlshabers zu Land 
und See Snyders und die Regierung selbst weigerten sich, 
die Verantwortung auf sich zu nehmen, solange der Krieg 
faktisch noch nicht beendet war. Bald nach dem Waffen- 
stillstand wurde aber die lange ersehnte Demobilisation ver- 
ordnet und allmählich zustande gebracht. 

Da erhob sich natürlich auch die Frage: braucht Holland 
überhaupt eine Armee und eine Marine? Können wir nicht 
mit einer kleinen, sehr kleinen Anzahl Soldaten zur Erhaltung 
der Ruhe und einer kleinen Küstenmarine auskommen? Es 
waren auch viele da, die noch immer meinten, der Völker- 
bund würde den ewigen Frieden bringen und den kleinen 
Staaten jedenfalls erlauben ihre Armeen stark zu verringern, 
wenn nicht aufzulösen. Man fragte sich schon im Krieg 
mißmutig: was würde unsere anfänglich artilleristisch und mit 
Flugmaschinen nur dürftig ausgerüstete Armee wider die 
Millionenheere der Großmächte ausrichten können? Die im 
Krieg bei vielen stark aufkommende pazifistische Gesinnung, 
die sich in dem Bunde „Frieden durch Recht“ fortwährend 
kräftig in vielen Flugschriften geäußert hat, eifrig für den 
Frieden arbeitete, schrieb, sprach und in Bern und Stock- 
holm unaufhörlich konferierte, wirkte dabei mit. Was hat 
die Armee im Krieg faktisch anders getan als die Grenz- 
wache halten, der Douane helfen und übrigens sich im wenig 
ermüdenden Garnisondienst vier Jahre lang schrecklich zu 
langweilen? Was hat die Marine anders getan als die 
Küste abpatrouillieren? So fragte man höhnisch. Man 
verkannte dabei völlig die große nationale Bedeutung 
dieser. bescheidenen Dienste. Man dachte nicht daran, daß 
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ein halbverteidigter Staat, eben in Kriegszeiten, jedem in 
die Hände fällt, der ihn nehmen will. Namentlich die Marine 
gab zu heftiger Kritik Anlaß. Was nütten denn diese für 
den jetigen Seekrieg untauglichen oder jedenfalls wenig 
bedeutenden Kreuzer und kleinen Schlachtschiffe? War nicht 
das Personal der Marine seit Jahren überhaupt schon in 
gefährlicher sozialistischer Gärung und hatte man es nicht 
mit bedeutenden Reservekräften aus der stille liegenden 
Handelsmarine schnell ergänzen müssen? Könnte man im 
Notfall nicht mit in Kriegsschiffe umgewandelten Handels- 
fahrzeugen und außerdem mit einer großen Anzahl Torpedo- 
schiffen und U-Booten zur Küstenverteidigung auskommen? 
jedenfalls mußte, meinte man, auch bei der Marine demokra- 
tisiert und vieles Alte geradezu aufgeräumt werden. Es ist 
schon bezeichnend, daß im Lande De Ruyters und Tromps 
solche Fragen aufkommen konnten. Die Demobilisation 
wurde im Frühjahr 1919 größtenteils durchgeführt mit einst- 
weiligem erheblichen finanziellen Zuschlag von Staatswegen 
an die Demobilisierten selbst, um ihnen den Wiederübergang 
ins Zivilleben zu erleichtern und ihren Familien so viel wie 
möglich entgegenzukommen. 

Die neue Regierung vom September 1918 sprach sich 
dahin aus, daß sie, wenn einstweilen nicht für Verringerung, 
doch für eine gewisse Demokratisierung der Wehrkräfte 
gestimmt sei. Der Oberbefehlshaber aus der Kriegszeit zog 
sich zurück und machte einem vielleicht mehr dieser Richtung 
zuneigenden Nachfolger Pla. Auch der neue Kriegsminister 
bekannte sich zum neuen Geist. Reorganisation der Armee 
wurde eine der dringendsten politischen Aufgaben der nächsten 
Zeit. Noch mehr war das der Fall bei der gleich nach dem 
Krieg wieder schnell abgerüsteten Marine. Es war nicht 
leicht, einen neuen Marineminister zu finden anstatt des 
militärischen Vorgängers, einen Mann, der, wie man meinte, 
nur die Liquidation der Marine zu leiten haben würde. Aber 
glücklicherweise besann man sich darauf, daß von einer Liqui- 
dation der Marine bei der evidenten Notwendigkeit der 
Küstenverteidigung, selbst beim eventuellen Zustandekommen 
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des geplanten Völkerbundes, jedenfalls im Niederländisch - 
Indischen Inselreich für uns überhaupt keine Rede sein könnte. 

Alle diese Heeres- und Marinefragen hielten und halten 
noch bis auf diesen Augenblick die Gedanken vieler in ängst- 
licher Spannung. Es sind für uns Haupftfragen der nächsten 
Zukunft. Und ebenso die Frage von Niederländisch-Indien 
selbst. Auch diese hatte im Lauf des Krieges viele Gemüter 
in Erregung gebracht. Würde man die Kolonien verteidigen, 
sie überhaupt behalten können nach dem Kriege oder in 
gewissen leicht vorher zu sehenden Kriegsfällen im fernen 
Osten? Schon lange vor dem Kriege hatte man in Holland 
erwogen, was für die Verteidigung dieser Inseln zu tun sei, 
und der berühmte Atjeh-Eroberer Van Heutz hatte als 
Generalgouverneur schon kräftige Hand angelegt und ließ auch 
nachher nicht mit ernsten Warnungen nach. Aber nicht allein 
‘die Verteidigung, auch die innerliche Gestaltung dieser 
Kolonien, insbesondere des von 40 Millionen bewohnten Java 
hatte schon lange die besten und edelsten Geister Hollands 
beschäftigt. Mitregierung der europäischen Bevölkerung, die 
bis jett von Batavia und dem Haag aus ziemlich autokratisch 
regiert wurde, Mitregierung oder jedenfalls Teilnahme des 
indischen Elements daran wurde eine brennende Frage, 
und die Gärung bei dem von sozialistischen Tendenzen 
vielfach ergriffenen europäischen Bevölkerungsteil Javas, bei 
den seit Japans Emporsteigen von denselben Tendenzen 
und national-indischen Neigungen erfüllten einheimischen 
Völkern selbst nahm in der auch da schwer empfundenen 
Kriegszeit überhaupt bedenklich zu. Auch im fernen Indien 
hatten nämlich die Kriegsnachrichten, die Befürchtungen 
aller Art, die gesellschaftlichen Beschwerden, die Tendenzen 
der neuen Zeit starke Wirkungen. Demgegenüber nahm die 
niederländische Regierung in Batavia unter dem energischen 
Generalgouverneur Graf Van Limburg Stirum eine entgegen- 
kommende, aber feste Haltung an, mit vollkommener Zu- 
stimmung der fakfisch von ihr abgeschnittenen Regierung 
im Mutterlande. Es wurden Maßregeln getroffen, die sozia- 
listischen Aufwiegler, die auch das indische Heer und die 


indische Marine mit Erfolg bearbeiteten, aus Indien zu ent- . 
fernen oder unschädlich zu machen, die gefährlichen Gärungs- 
symptome unter der javanischen Bevölkerung zu unterdrücken. 
Aber zu gleicher Zeit wurden die ersten Reformen eingeführt, 
namentlich durch Errichtung eines halb parlamentarischen 
„Volksraads“, zusammengesett aus hervorragenden euro- 
päischen und indischen Elementen, und durch Organisation 
der selbständigen Gemeinderegierung in den vornehmsten 
Städten Javas. So klingt auch da unter dem Äquator die 
Glocke der neuen Zeit. Und sie läutet eine Zukunft ein, 
welche, abgesehen von der materiellen Ausbeutung, die jahr- 
hundertelang das ferne Land für Holland ‘von so hohem 
Wert gemacht hatte, die geistige und gesellschaftliche Empor- 
hebung des Inländers als Hauptsache hervorheben wird, die 
Holland dort zu betreiben hat. Auch auf diese Weise strebt 
Holland danach, das alte Wort des berühmten General- 
gouverneurs des 17. Jahrhunderts Coen zu bewähren: Es 
kann in Indien etwas Großes erreicht werden.“ 


Aber wie sah es eigentlich im Krieg in Holland selbst 
aus? Man hat geflissentlich verbreitet, daß Holland im Krieg 
reich und blühend gewesen ist, ein Land, wo Milch und 
Honig floß. Mit Eifersucht hat man, besonders von franzö- 
sischer und belgischer Seite, geredet von den ungeheuren 
Reichtümern, die die schlauen Holländer sich im Krieg, sogar 
auf Kosten der Kriegführenden, erworben hätten. 

Im ersten Kriegsjahre war es nicht so schlimm bei uns. 
Man verkehrte noch ziemlich frei mit den eigenen Kolonien, 
wenn schon nicht ungehindert durch die englische Zensur 
selbst über Familienbriefe in den Mails auf holländischen 
Schiffen, und durch eine scharfe Kontrolle dessen, was man 
„Kontrebande* zu nennen beliebte, die dann unter dem viel- 
deufigen Namen „kKondifionelle Kontrebande* einen: ganz 
außerordentlichen Umfang annahm. Man trieb noch Handel 
mit Amerika, wenn schon die Nordsee sich mit Tausenden 
von englischen und deutschen Minen füllte, und der englische 
Kanal bald verschlossen wurde, so daß nur der Weg um 
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Schottland und Irland herum zulett nur noch durch eine 
immer schmaler werdende „Geule“* in der Nordsee zu be- 
nuten war. Der Handel mit England und Frankreich nahm 
schnell ab. Der Landhandel mit Deutschland aber blieb 
noch lange lebhaft, die unentbehrlichen deutschen Kohlen 
und die deutschen Rohstoffe kamen anfänglich noch in 
beträchtlichen Mengen zu uns; unser Vieh, unsere Gemüse, 
unsere Fische, unser Zucker, Tee und Kaffee kamen dafür 
in peinlich ausgerechneten Quantitäten nach Deutschland. Der 
Handel hatte übrigens seine aufgespeicherten Vorräte, und 
die würden — meinte man damals — am Ende den scharfen 
und schnell verlaufenden Krieg wohl überdauern. Man konnte 
anfänglich selbst die Hunderttausende geflüchteter Belgier 
. ohne Mühe in unseren Städten und Dörfern ernähren und unter- 
sfügen, in dazu eingerichteten hölzernen Häuserkomplexen und 
in ganzen hölzernen belgischen Ansiedlungen auf dem Lande, 
wiewohl man schon Amerikas Hilfe dazu anrufen mußte. 
Aber der Krieg dauerte länger, viel länger als man erwartet 
hatte, und auch der Tauschhandel mit Deutschland wurde von 
der Entente als Blockadebruch angesehen und wenn möglich 
verhindert. Im zweiten Kriegsjahre sah man schon hier und 
da gewisse Artikel, wenn nicht von dem Markt völlig ver- 
schwinden, doch fühlbar abnehmen. Der Verkehr mit den 
eigenen Kolonien wurde immer schwerer, zulegt beinahe nur 
möglich durch unvollkommene drahtlose Telegraphie. Die 
kolonialen Produkte Niederländisch-Indiens hatten keinen 
. Absat mehr nach Europa, suchten — denn die Haut muß 
schwiten — einen neuen Weg nach Amerika, Australien, 
Japan, China oder verdarben schnell im tropischen Klima 
mit großem Verlust für die Besiger. Als der Kanal von 
Suez von den Engländern bei der Bedrohung von Palästina 
und Arabien aus durch türkisch-deutsche Heeresabteilungen 
gänzlich abgeschlossen wurde, und die niederländischen 
Handels- und Kriegsschiffe nur um die Südspigße von 
Afrika kamen — wie vor 1869 — oder auf dem größeren 
Umweg durch den Panamakanal Niederländisch-Indien mit 
großer Mühe und hohen Kosten erreichen konnten, als 
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die Rohstoffe für Industrie, Ackerbau und Viehzucht in 
Holland zu versagen anfingen, als die Kohlen und das 
Getreide aus Deutschland oder England und Amerika auf- 
hörten eingeführt zu werden, als der Viehstand augenschein- 
lich schnell abnahm und Fleisch und Fett knapp zugemessen 
wurden — da fing es an schlimm zu werden, da der 
holländische Boden bei weitem nicht genug Getreide für 
die Bevölkerung aufbringt, und unsere einzigen Kohlen- 
minen, die limburgischen, auch bei schärfster Exploitafion 
nicht genügend sind für ein Drittel der Industrie. Der 
heimliche Zwischenhandel, der „Kettenhandel*, wie man in 
Holland sagt, nahm daraufhin eine riesige Entwicklung; die 
Schmuggelei, in welcher die Holländer wie die Engländer 
und Amerikaner seit jeher eine, wenn man sagen darf, 
bewunderungswürdige Schlauheit zeigten, blühte; die an- 
geborene Kunst des Hamsters wurde schnell vom Menschen 
vervollkommnet; „la cigale, ayant chante tout ’ete“ wandelte 
sich beinahe um zu einer „fourmi“. Eine allgemeine Ver- 
teuerung wurde bald fühlbar. Dazu kam der beängstigende 
Druck der immer steigenden Steuerbeschwerden. Denn der 
vier Jahre hintereinander einer Bevölkerung von rund sechs 
Millionen zur Last fallende Unterhalt einer Armee von einer 
halben Million Soldaten an den Grenzen, an der Seeküste, 
auf der holländischen Wasserlinie, die Unterstüßung der zu 
Hause gebliebenen Weiber und Kinder dieser Wehrmänner von 
Staats wegen, die immer steigenden Bedürfnisse der vom 
Stillstand der Industrie und des Handels schwer betroffenen 
ärmeren Bevölkerung kosteten dem niederländischen Staat, 
den Gemeinden, den Wohlhabenden ungeheure Summen. 
Im dritten und vierten Kriegsjahre steigerte sich das alles in 
täglich höherem Maße. 

Der Deutsche hat selbst am eigenen Leibe erfahren, 
was das alles bedeutet und hat es viel schlimmer gehabt 
als wir. Er weiß aber vielleicht nicht, daß die scharf 
fortgesette Hungerblockade, die in späteren Zeiten als 
eine Missetat verzeichnet werden wird, so gut wie der 
verschärfte LI-Bootkrieg, der vielleicht die notgedrungene 
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deutsche Antwort darauf war, auch uns, wiewohl wir neutral 
blieben im Krieg, getroffen hat. Auch in Holland hat die 
schreckliche Verteuerung, das Elend des auch uns sich an- 
kündigenden Hungers, der zunehmende Mangel an den ersten 
Lebensbedürfnissen, das schändliche Treiben dabei einer 
schmuggelnden und feilschenden Bandet), die sich auf Kosten 
der Gesellschaft bereicherte, die Gesellschaft, das gesell- 
schaftliche Leben selbst verdorben, ja bedenklich auseinander 
gerissen. Was Deutschland im vierten Kriegsjahre durch- 
gemacht hat ist unerhört, ist schrecklich; aber was wir damals 
geliffien haben, wäre auch für uns auf die Dauer kaum zu 
tragen gewesen. Namentlich die ärmere Bevölkerung be- 
klagte sich lebhaft und es kam auch bei uns häufig schon 
zu Hungerdemonstrafionen, ja zu Plünderungen, die dann 
und wann den Charakter einer förmlichen Empörung an- 
nahmen. Die Regierung suchte, wie in Deutschland, durch 
die Einrichtung einer genauen Verteilung der Lebens-, der 
Heizungs- und Beleuchtungsmittel, der Kleidungsstoffe, der 
Rohstoffe für die Industrie usw., die drohenden Gefahren dieses 
Zustandes zu bekämpfen. Das konnte nafürlich nicht geschehen 
ohne zu allgemeiner Kritik, zu wachsender Unzufriedenheit 
Anlaß zu geben. Bedenkliche Gärungen entstanden unter 
dem vielgeplagten Volke, das die Notwendigkeit vieler 
Zwangsmaßregeln nicht einzusehen pflegt und nur die 
drückende Last fühlt. Die schnelle Entwicklung des Staats - 
und Gemeindebetriebes brachte natürlich seine unumgäng- 
lichen Fehler und Beschwerden mit, die hauptsächlich der 
Regierung in die Schuhe geschoben wurden. Eine zu- 
nehmende Verwirrung auch im inländischen Verkehr, in 
den inländischen Geschäften, in der inländischen Industrie 
gesellte sich zu den ausländischen Beschwerden dieser Art. 
Auch ließen die Sozialisten und Kommunisten natürlich nicht 
nach, diesen Zustand als die notwendige Konsequenz des 
verderblichen Kapitalismus, der im Grund verdorbenen 
bürgerlichen Gesellschaftsordnung auszubeuten. 


1) Man nennt sie in Holland die O. W. er (Oorlogs-Winst = Kriegs- 
gewinnler). 
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Die auch in Deutschland jett wohlbekannten Folgen für 
die Gesellschaft hingen damit eng zusammen. Auch wir 
in Holland haben ein allgemeines Sinken der Moral erfahren; 
auch in Holland ward und wird geraubt und gestohlen 
wie niemals zuvor; jede Zeitung hat ihre wohlgefüllte Tages- 
rubrik von lokalen Nachrichten über Raub, Einbruch, Raub- 
mord u. dgl.; die Gefängnisse sind zu klein geworden. Ein 
Leidener Schulmeister erzählte mir, daß die Kinder seiner 
Schule gelernt hätten, Diebstahl nicht länger als ein Verbrechen 
anzusehen, die Arbeit aber als eine verfluchte, möglichst 
abzulegende Gewohnheit einer des paradiesischen Glücks 
verlustigen Gesellschaf. Die von einer rücksichtslosen 
Spekulation ausgebeutete Wohnungsnot — die Folge auch 
des Mangels an Stein, Holz und sonstigem Baumaterial — 
hat schreckliche Formen angenommen. 
| Die niederländische Staatsschuld ist bei alledem von 
einigen hundert Millionen zu viel mehr als zwei Milliarden 
Gulden emporgestiegen, die Steuern von nicht ganz 10 bis 25 
und mehr Prozent der Einkünfte der Steuerpflichtigen. Und die 
Staatsschulden nehmen noch immer zu, noch immer steigt 
der Prozentsat der Steuer, und die Regierung sucht Tag für 
Tag nach neuen Steuergebieten, nach möglichster Erhöhung 
der schon bezahlten Steuerbeträge. Und es ist bekannt, wie 
schlau die Finanzkünstler aller Zeiten und aller Länder sind, 
wenn es gilt, die Steuerschrauben anzuziehen; man kennt 
jest überall die Mittel, dem schlauesten Steuerpflichfigen 
beizukommen. Es ist ein förmlicher Wettkampf der Schlauheit 
zwischen Steuerbeamten .und Steuerpflichtigen. Selbst die 
bestverschlossenen Geldschränke werden in neuerer Zeit 
wie mit Radiumstrahlen durchsucht; kein Gewinn entgeht 
dem durch hundert Augen spürenden und spähenden Staat; 
kein Mehrwert wird von ihm unbeachtet gelassen. 

Und dazu kommt noch, daß das Nationalvermögen 
in Holland zu einem sehr beträchtlichen Teil seit Jahrzehnten 
in für höchst solide angesehenen russischen, österreichischen 
und ungarischen Papieren festgelegt war, die leider namentlich 
seit der russischen und der ungarischen Sowjet-Revolution 
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und dem österreichisch-ungarischen Zusammenbruch scharf 
angegriffen sind, daß die Mark- und Kronenkurse sehr 
bedeutend herabgesunken sind, und zahlreiche Coupons 
uneingelöst beiben. Wie viele Witwen und Waisen, wie viele 
religiöse, gesellschaftliche und Armenstiftungen sind dadurch 
ruiniert. Wie viele große und kleine Vermögensbestände 
sind bedeutend geschmälert bis auf ein Drittel, die Hälfte, ja 
noch weniger ihres früheren Betrags. Und das in einer Zeit, 
wo der früher 2!/, Gulden entsprechende Reichstaler den 
Kaufwert eines Guldens und darunter besitt. 

Wer also meint, daß Holland, wiewohl es immer noch 
besser daran ist als Deutschland, Österreich oder Ungarn, 
jett etwa ein bevorzugtes, ein blühendes Land sei, ist weit 
von der Wahrheit entfernt. Auch wir sehen mit Besorgnis 
in die Zukunft, auch bei uns sitt Frau Sorge in tausend 
Häusern am Kamin, namentlich bei den mittelmäßig Wohl- 
habenden und Beamten aller Art, Lehrern u. dgl. mit mittleren 
Einkommen. Die Lohnarbeiter, könnte man sagen, haben 
es besser, weil, wie auch in Deutschland, durch den Druck 
von unten, durch wirksame sozialistische Einwirkung an- 
getrieben, die Löhne schnell in die Höhe gekommen, ja 
verdoppelt, verdreifacht sind. Gewissermaßen ist das auch 
so, aber es ist nicht zu vergessen, daß auch die Preise sehr : 
bedeutend gestiegen sind, die Lohnerhöhung also für einen 
beträchtlichen Teil nur in der Vorstellung besteht. Doch ist 
nicht zu leugnen, daß die verhältnismäßig üppigere Kleidung 
der unteren Klassen, die jedem bei uns auffallen muß, und 
die tägliche Überfüllung der Reisegelegenheiten, der Kinos 
usw. auf eine fühlbare Hebung der Lebenshaltung der 
Lohnarbeiter weist. 

Daß eine große und dauernde Umwälzung der Lohn- 
verhältnisse auf die ganze gesellschaftliche Lage einen un- 
geheuren Einfluß üben und eine förmliche Umwälzung zur 
Folge haben wird, ist ganz sicher zu erwarten. Eine neue 
ökonomische Krisis droht in absehbarer Zeit. 

Und nicht allein Lohnerhöhung spielt dabei eine Rolle. 
Verkürzung der Arbeitszeit wird in den letten Jahren auch 
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in Holland von allen Seiten ernstlich angestrebt, ja ist zum 
großen Teil schon erreicht. Das hat angefangen schon seit 
vierzig Jahren mit Abschaffung oder jedenfalls ernstlicher 
Verringerung aller Sonntagsarbeit, anfänglich aus religiösen, 
später auch aus allgemein gesellschaftlichen Gründen. Man 
kann jett sagen, daß von Sonntagsarbeit in Holland nicht 
mehr die Rede ist. Nur im Verkehrswesen ist man aus leicht 
zu verstehenden Gründen noch nicht so weit vorgeschritten: 
die Frachtboote liegen natürlich schon lange stille, die 
Passagierschiffe meistenteils auch, die Eisenbahnen aber 
haben ihren Sonntagsdienst nur zum Teil verringert; die 
Post hat ihre Bestellungen zu einer einzigen und nur für 
Briefe, nicht für Drucksachen, eingeschränkt, ihre Gebäude . 
übrigens für den ganzen Sonntag geschlossen: nur eine» 
halbe Stunde sind sie für den Empfang postlagernder Briefe 
geöffnet; der Telegraphen- und Telephondienst ist auf ein 
paar Stunden beschränkt. Aber so weit wie in England, 
wo am Sonntag Städte und Dörfer ausgestorben scheinen, 
wird man in Holland, selbst aus den auch hier so wirksamen 
religiösen Gründen, nicht so bald gehen. Einstweilen. ist der 
Sonntag in Holland der große Sporttag zu Land und zu 
Wasser, der große Versammlungstag geworden. Aber an 
den Sonntag knüpft sich schon der sogenannte „englische 
Samstag“, das Wochenende (Week-end), das Samstags am 
Mittag anfängt und seit zwei oder drei Jahren in Holland in 
immer größerem Umfange eingeführt wird. Wer am Samstag 
nach 12 oder 1 Uhr Arbeiter braucht, kann sie nicht mehr 
bekommen; die Verkaufsläden haben angefangen täglich von 
12 bis 2 und Samstags von 12 Uhr ab zu schließen; die 
öffentlichen und Privatkontore und -Büros ebenfalls. Es ist 
zu erwarten, daß innerhalb absehbarer Zeit der Sonntag 
schon Samstags am Mittag seinen Anfang .nehmen wird, 
damit, wie man sagt, der Sonntag ganz frei bleibt für die 
körperliche und geistige Entwicklung. Denkt man dabei an 
die uralte Auffassung, daß der Montag Morgen auch noch 
nicht als ein: richtiger Arbeitstag anzusehen sei, daß jedenfalls 
auch aus religiösen und gesellschaftlichen Gründen das Reisen 
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am Sonntag zu vermeiden sei oder gar als unerlaubt gilt, 
dann ist nicht einer, sondern sind zwei Ruhetage in der 
Woche erreicht. 

Und dazu kommt dann noch die besonders in den leßten 
zwei Jahren unter dem wachsenden sozialistischen Einfluß 
schnell vorgeschrittene Bewegung für den achtsfündigen, ja 
bald sechsstündigen Arbeitstag. Auch diese Bewegung ist 
in den lebten Kriegsjahren in Holland außerordentlich schnell 
und stark gewachsen. Von den Sozialisten seit lange eifrig 
gepredigt, auch von den fortgeschrittenen Liberalen kräftig 
gefördert, jet auch von der Regierung in Stadt und Land 
Hals über Kopf angenommen, ist die völlige Einführung 
der achtstündigen Arbeitszeit allenthalben, in der Industrie, 
im Handel, selbst für die häusliche Arbeit der Dienstboten 
nur eine Frage der Zeit. Die Industrie, insbesondere die 
Großindustrie widersett sich einstweilen noch kräftig. Sie 
wendet ein, daß beim unaufhörlichen Steigen der Löhne, 
der Verkürzung der Arbeitszeit eine große Abnahme und 
Verteuerung der Produktion unvermeidlich folgen wird, und 
die Preise demzufolge ungeheuerlich wachsen werden, was 
die Konkurrenz mit Ländern, wo die Löhne nicht so hoch 
gestiegen sein werden und die genannte Verkürzung nicht 
eingeführt sein sollte, geradezu unmöglich machen wird. Aber 
es scheint nicht, daß der Widerstand der Industriellen viel aus- 
richten wird; die sozialistische Auffassungswe&ise hat auch in 
Holland alle Arbeiter angesteckt, sowohl die von kirchlicher 
als die von atheistischer oder gleichgültfiger Gesinnung, und 
am Ende wird man nachgeben müssen. Ob das mit der 
Dienstbotenfrage auch der Fall sein wird, ist noch abzuwarten, 
aber daß auch in dieser Hinsicht wichtige Änderungen vor 
der Türe stehen, ist in Holland keine Frage mehr. Der 
Dienstbotenmangel macht sich in Holland seit den Kriegsjahren 
ernstlicher fühlbar als je zuvor. Die höheren Löhne der Väter 
und Brüder halten eine Anzahl der Mädchen, die früher sich 
als Dienstboten vermieteten, jet zu Hause; der Mangel an 
jungen Männern, die in der Kriegszeit im Heere festgehalten 
wurden, hat die Möglichkeiten der Frauenarbeit außerordent- 
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lich vermehrt, wodurch ebenfalls viele Hunderte von der 
„Sklaverei“ der dienstlichen Hausarbeit abgelenkt werden. 
Schon jett ist es in Holland sehr schwer, namentlich Küchen- 
mädchen und Hausmädchen zu bekommen, selbst für schweres 
Geld, und auch hier sind die Löhne so hoch gestiegen — 
und noch mehr wird gefordert — daß Haushaltungen unter 
ö bis 4000 Gulden (um 6000 Mark) Einkommen vielfach dem 
„Luxus“ eines Dienstboten entsagen müssen. Mädchen- 
und Hausfrauenbünde stehen sich ziemlich feindschaftlich 
gegenüber. 

Das läuft alles natürlich auf eine gründliche Veränderung 
auch im häuslichen Leben hinaus. Wie man diese Schwierig- 
keiten besiegen wird, ist noch unklar, aber daß man auch in 
dieser Hinsicht vor ganz neue Verhältnisse zu stehen kommt, 
ist außer Frage. Entweder wird man eine Art amerikanischer 
Haushaltung mif stark ausgedehnter Maschinenarbeit einführen 
müssen, oder man wird die männlichen Arbeitskräfte, die 
durch Frauenkonkurrenz frei werden, mehr verwenden müssen. 
Und wenn nicht allein im öffentlichen Leben, sondern im 
Hause selbst alles sich ändert, vieles Alte neuen Verhältnissen 
weichen muß, wenn — wie es in Holland jest der Fall ist — 
auch die Heiratsverhältnisse vom guten alten Weg abweichen, 
Malthusianismus und Ehescheidung in allen Klassen an der 
Tagesordnung sind, das Verhältnis zwischen Eltern und 
Kindern täglich an Innigkeit verliert, da kann man ohne 
Übertreiben sagen: eine neue Welt kommt. Denn wenn nicht 
nur die politischen, sondern auch die Familienverhältnisse, die 
häuslichen Zustände, die Bedingungen des Alltaglebens zu 
schwanken anfangen — die Religion tat dasselbe schon vor 
längerer Zeit — da kann man sagen, daß das Alte ver- 
schwindet, das Neue kommt. 

Und das hat der Krieg getan. Es hatte freilich alles 
schon vor dem Krieg angefangen, aber dieser hat es 
. blendend schnell zur Entwicklung gebracht. In 5 Jahren ist 
man, wie man sagt, weiter gekommen als es sonst in 3 
der Fall gewesen wäre; Ilolsunc zarno «rarror ist in ge- 
wissem Sinne auch hier bestätigt. Unsere Vorfahren im 
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achtzigjährigen Krieg rühmten den Krieg, der sie reich und 
mächtig gemacht hatte. Man wird von mir, der ich in der 
alten Zeit aufgewachsen bin, nicht erwarten, daß ich dasselbe 
tue und die kommende neue Zeit preise. Aber kommen 
tut sie. u 

Wie das Neue am Ende aussehen wird? Wer wird es 

uns sagen können ? 

„Groß ist die Zeit und gewaltig, 

Doch wehe wenn unsere Herzen nicht rein sind; 

Wie werden im riesigen Kampf wir bestehen.“ 
Das ist für uns alle die Hauptsache in dieser ernsten, dieser 
für Tausende und Abertausende greulichen und finstern Zeit: 
rein und warm das Herz, frei und kühl der Kopf, damit 
wir die neuen kommenden Dinge ruhig empfangen können! 

Wird diese neue Zeit sozialistisch gefärbt sein oder 
doch hauptsächlich in der individuellen Richtung der alten 
Zeit fortfahren? Das ist die Frage auch bei uns, die Frage, 
die man sich bei allem täglich stellt. 

Dabei ist erstens zu bedenken, daß die aus der Not 
des Krieges, des verringerten Verkehrs, des stockenden 
Handels, der vielfach gehemmten Industrie entstandenen 
zeitlichen Organisationen das ganze Handels-, Industrie-, 
Verkehrswesen auch bei uns unverkennbar in die sozialistische 
Richtung getrieben haben. Die Staatsdistribution haft in der 
Kriegszeit die Organisation staatlicher Betriebe, z.B. der 
Bäcker, der Fleischer, der Müller, der Schuhmacher, der 
Schneider, der Milch- und Ölhändler jedenfalls zeitweilig zur 
Folge gehabt; die Not der Zeit hat Fabrikanten, Kaufleute, 
Bankiers, den Mittelstand, Bauern in Trusts, Kartells, zu 
Kooperation in allen Formen gebracht, wie es schon vor 
dem Kriege die Tendenz war. Mit dem Frieden wird das 
alles oder jedenfalls vieles davon wieder mehr oder weniger 
in normale Formen zurückgebracht werden können, ist es 
zum Teil schon, und die Rechte der persönlichen Initiative . 
werden wieder zur Geltung gebracht werden. Dagegen sagt 
man auch bei uns von sozialistischer oder halb-sozialistischer 
Seite: die Gesellschaft, durch den Krieg sozusagen zufälliger- 


weise schneller in die Richtung des Sozialismus gestoßen 
als es anders der Fall gewesen wäre, ist jest nicht mehr im 
stande, die weitere Entwicklung in dieser Richtung zu hemmen. 

Es ist nicht möglich zu entscheiden, wer hier Recht haben 
wird. Aber ganz gewiß ist es, daß man nach dem Kriege, 
vielleicht morgen, vielleicht übermorgen auch bei uns eine 
ökonomische Krisis durchzumachen haben wird, die am Ende 
entscheiden soll, ob wirklich das den liberalen Bestrebungen 
folgende Zeitalter der individuellen Initiative der Vergangen- 
heit angehört, und im Gegensat dazu sozialistische oder gar 
kommunistische Betriebsformen die Gesellschaft beherrschen 
werden. | 

Mitten in dieser politisch und ökonomisch überaus 
schweren Zeit hat die niederländische Regierung es unter- 
nommen — ich würde beinahe sagen, hat es gewagt — eine 
eingreifende Staatsreform durchzuführen: ich meine die Ein- 
führung des allgemeinen Wahlrechts mit Stimmpflicht, von dem 
man in Holland, wiewohl man seit mehr als einem Viertel- 
jahrhundert auf dem Wege war, noch eine beträchtliche Strecke 
entfernt geblieben war. Im Jahre 1916/7 wurde die Reform 
ohne nennenswerten Widerstand durchgesett und damit das 
Wählervolk um 40°/, vermehrt, d.h. mit einer übergroßen 
Zahl Wähler aus den Arbeiterkreisen. Das Resultat der 
Neuwahlen vom Sommer 1918 war zunächst, wie erwartet 
wurde, ein jäher Umschwung der Parteiverhältnisse, zumal 
da auch das Prinzip der proportionellen Parteirepräsentation 
eingeführt war. 

Wir haben in Holland eine ungeheure Parteizersplitterung 
zu Konstatieren. Hatte man vor 50 Jahren recht eigentlich, 
wie in England, nur zwei Parteien, eine liberale und eine 
konservative, und war dabei nur von zwei neuen, einer 
calvinistischen oder, wie sie sich nannte, anti-revolutionären 
und einer katholischen die Rede, die damals aber noch 
kaum über das embryonale Stadium hinaus waren, so sind 
wir, während wir 1915 schon sieben Parteien hatten, jett so 
glücklich, deren gegen dreißig große und kleine zählen zu 
können. 

22 
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Da sind die Liberalen, seit 1900 etwa verteilt auf drei 
Fraktionen: die mehr oder weniger konservativen Frei- oder 
Altliberalen, die Unionsliberalen, die Freisinnig-Demokraten. 
Die Sozialisten scheiden sich in Mitglieder der alten, seit 
etwa 1880 bestehenden Sozialdemokratischen Arbeiterpartei, 
der Sozialdemokratischen Partei, die den deutschen Un- 
abhängigen entspricht, der Christlich- Sozialen Partei. Dazu 
kommen noch die Korimunisten und Anarchisten. Allen 
diesen, zusammen in der Hauptsache die Linke des Par- 
laments bildenden Elementen stehen in Holland die so- 
genannten Kirchlichen oder Klerikalen gegenüber, die haupt- 
sächlich mit drei Parteien die Rechte bilden: die Katholiken 
von konservativer oder auch radikaler Gesinnung, die demo- 
kratisch gestimmten Anti-Revolutionäre streng calvinistischer 
Überzeugung, die mehr konservativen Christlich-Historischen, 
die im allgemeinen Anhänger der Niederländisch-Reformierten 
Kirche sind. Dazu kommen noch die sogenannten Neutralen, 
die sich größtenteils demokratisch äußern: die Partei des 
ökonomischen Bundes, die Mittelstandspartei, die Land- 
parteien, die Vertreter kleiner Wählergruppen, der Polizei, 
und sekundär der Wehrmachtsdemokratisierung, der Volks- 
wohlfahrt usw. 

Von 1897 bis 1917, also in zwanzig Jahren, hatte sich 
die Anzahl der Wähler, in Zusammenhang auch mit der 
schnell anwachsenden Bevölkerung des Landes und dem 
zunehmenden Interesse am Stimmrecht, beziehungsweise dem 
politischen Interesse in den unteren Klassen von ungefähr 
600000 bis zu ungefähr einer Million gehoben. Die Grund- 
gesetrevision von 1917 brachte die Wählerzahl auf nahezu 
1!;, Millionen. Kann es wundernehmen, daß vor den Wahlen 
vom ö- Juli 1918 für die Zweite Kammer, die im Unterschiede 
zu der von den Provinzialstaaten gewählten Ersten Kammer 
direkt von der Bevölkerung gewählt wird, niemand sagen 
konnte, was bei diesem Zuwachs von 50°, herauskommen 
würde? Aber das Eine wurde schon mit Gewißheit erwartet: 
mit der liberalen Herrschaft, vielleicht mit der ganzen liberalen 
Staatswirtschaft war es vorbei. Und so war auch der Aus- 
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gang: die Liberalen wurden zwischen der kirchlichen und 
den sozialen Parteien fürchterlich mitgenommen. Die liberale 
Partei, die seit mehr als einem halben Jahrhundert ihre 
Signatur auf das niederländische Staatswesen gedrückt hatte, 
mußte, wie es schon ein paarmal zuvor der Fall gewesen 
war, der übrigens nicht großen katholischen und orthodox 
protestantischen Mehrheit weichen, und sah sich durch den 
Zuwachs der bis jeßt in Parlament, Provinzialstaaten und 
Gemeinden nur schwach vertretenen Sozialisten plößlich zu 
einer kleinen Minderheit herabgedrückt; selbst einzelne Kom- 
munisten konnten durchkommen. 

Es sei erlaubt einige Ziffern zu geben. 

Die liberale Partei, 1917 noch in ihren drei Fraktionen 
89 Mitglieder stark, brachte es in der 100 Mitglieder zählenden 
Zweiten Kammer nur zu 15 mit 5 vom Ökonomischen Bund, 
die Sozialdemokraten, 1915 auf 15 gestiegen, nachdem sie 
1897 4, 1901/9 7 gehabt hatten, kamen jebt auf 22 mit noch 
2 Unabhängigen, 1 Kommunisten und 1 christlichen Sozialisten, 
also zusammen 26. Die Katholiken kamen von 25 1917 auf 
50, die Antirevolutionäre von 11 auf 15, die Christlich- 
Historischen von 9 auf 7. Von den kleineren neutralen 
Parteien bekamen sechs jede einen Vertreter, die anderen 
fielen aus, da sie die festgestellte Stimmenanzahl nicht: 
erreichen konnten. Die Sozialisten und Kommunisten, wenn 
ich diese feindlichen Brüder noch einmal zusammenrechnen 
darf, stiegen von den 1344000 abgegebenen Stimmen auf 
546000, die Klerikalen auf 670000, von welchen 405000 
auf die Katholiken kamen. Die Kirchlichen besetten also 
beinahe die Hälfte der Zweiten Kammer. Obschon sie mit 
50 Stimmen von den 100 keine eigentliche Mehrheit be- 
saßen, rechneten sie auf die Unterstügung der Liberalen 
gegen die Sozialdemokraten und übernahmen im September 
1918 die Regierung unter der Führung des katholischen 
Limburgers Ruys van Beerenbroek als Premier mit dem 
anfirevolutionären früheren Premier Heemskerk als Justiz- 
minister und dem christlich-historischen Dr. De Visser im 
neuen Unterrichts- und Kunstministerium. 
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Die lette liberale Regierung des greisen Cort van der 
Linden, der in den Kriegsjahren die Geschicke des nieder- 
ländischen Staates mit so großem Talent zwischen den ge- 
fährlichen Klippen geleitet hatte, mußte also noch vor dem 
Kriegsende einer übrigens nur auf schwachen Füßen stehenden 
katholisch-calvinistischen Regierung weichen. Und das kann 
nicht wunderbar scheinen, wenn man bedenkt, daß die Be- 
völkerung Hollands noch immer zu einem kleinen Drittel 
katholisch, zu einem etwas größeren Drittel orthodox-reformiert 
oder geradezu calvinistisch ist, während das lette kleine 
Drittel hauptsächlich zwischen . drei liberalen Gesinnungen 
verschiedener Farbe und Grade und den sozialistisch- 
kommunistischen Überzeugungen geteilt ist. 

Die Sozialisten, die seit dreißig Jahren nur einzelne Re- 
präsentanten im Parlament hatten, bilden jett ungefähr ein 
Viertel der aus 100 Mitgliedern zusammengesetten Zweiten 
Kammer, haben also infolge der Wahlreform an Bedeutung sehr 
zugenommen und stärker als alle Liberalen zusammen. Als 
die Sowjet-Revolution in Rußland durchbrach, als Deutsch- 
land sich plößlich republikanisierte, als die russischen Sowjets 
in den deutschen Räterepubliken nachgeahmt zu werden 
drohten, hat man sogar in Holland an eine sozialistisch- 
kommunistische Schilderhebung gedacht, die bei der so ge- 
stiegenen Anzahl der Mitglieder dieser Parteien unter ge- 
wissen Umständen im Lande selbst und in Deutschland und 
Rußland etwas zu versprechen schien, ja von da aus an- 
gestiftet wurde. Der bekannte holländische Sozialist Troelstra, 
seit Jahren der anerkannte Führer seiner Partei, hat selbst 
in der Zweiten Kammer am 10. November 1918 — also 
im Zusammenhang mit den deutschen Ereignissen — 
prahlend, aber etwas vorlaut die nahe Revolution öffentlich 
angekündigt. Aber seine eigene Partei hat ihn im lebten 
Augenblick verlassen, während die kleine rührige kommu- 
nistische Minderheit unter der Führung des Kommunisten 
Wynkoop schon ihr Waffengeschrei erhob. Der sozia- 
listische Führer kam nach einigen Tagen einer urplößlichen 
Krankheit mit der kläglichen Ausrede, daß er sich in 


— 3090 — 


der Volksstimmung „geirrt“ hätte, und zog sich einstweilen 
zurück. | 

Seitdem ist bei uns kaum mehr von Revolution, höchstens 
von Streiks mit mehr oder weniger politischem Anstrich faktisch 
die Rede; einzelne kommunistische Anläufe haben bald auf- 
gehört; die neue katholisch-calvinistische Regierung haf durch 
energische militärische Maßregeln und durch die rechtzeitige 
Organisation freiwilliger Bürgerwehren in den Städten und 
Dörfern die revolutionäre Gesinnung einzelner Elemente des 
von Nafur wenig revolutionären, vielmehr konservativen 
und ruhigen holländischen Volkes beschwichtigen können. 
Jest ist die Gefahr für solche Auftritte vielleicht vorbei, wie- 
wohl Troelstra, Wynkoop u. a. noch immer von einer nahen 
Revolution, einer Arbeiterrevolution reden. Niemand kann 
demnach sagen, was geschehen sein würde, wenn in Deutsch- 
land, wenn an unseren Grenzen, im gärenden Belgien z.B. 
die kommunistischen Tendenzen, von Rußland aus auch in 
Holland mit heimlichen Waffensendungen, schwerem Geld 
und anderen effektiven Propagandamitteln gestüßt, in dem 
gefährlich desorganisierten Zustand der ganzen Welt wieder 
aufgekommen wären. 

Können wir uns ganz ruhig schlafen legen? Keines- 
wegs sollte ich meinen; denn die Geschichte lehrt, daß eine 
entschlossene Minderheit immer selbst eine nicht allzu sorg- 
lose Mehrheit in die Revolution zu treiben vermag. Aber 
die Neuwahlen für die Provinzialstaaten im Frühjahr 1919, 
auch wieder nach allgemeinem Stimmrecht, Stimmpflicht und 
proportioneller Parteivertretung, zeigten — offenbar unter dem 
Einfluß der revolutionären Versuche vom November 1918 und 
der wiederum zuvor angekündigten neuen Bedrohungen dieser 
Art im Februar und März 1919 — einen fühlbaren Rückgang 
der für Sozialdemokraten und Kominunisten aufgebrachten 
Stimmen im Lande. Sie sanken auf 280 000 und 20000 Stimmen 
herab, namentlich zum Vorteil der christlich - historischen 
und der freisinnig-demokratischen Partei. In sieben von 
den elf Provinzen erhielten die Kirchlichen die Mehrheit, 
die also bald in die Erste Kammer kommen oder 
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bleiben wird; nur drei Provinzen erhielten eine liberale 
Mehrheit; Friesland war halb liberal und halb kirchlich. Bei 
den auf gleichem konstitutionellen Boden im Mai ver- 
anstalteten Abstimmungen für die Gemeinderäte im ganzen 
Lande sah man nach den weniger revolutionär gestimmten 
Erklärungen der sozialdemokratischen Führer, einschließlich 
Troelstras, wieder einen unverkennbaren Fortschritt der 
sozialdemokratischen Partei: fast allenthalben kam eine mehr 
oder weniger beträchtliche Anzahl Sozialdemokraten und 
selbst Kommunisten in diese Räte, namentlich in den größeren 
Städten, aber auch in vielen Dörfern. In Amsterdam z.B. 
sanken die Liberalen von 22 auf 10, die sozialistischen 
Parteien aber stiegen hier von 15 auf 20 der 25 Rats- 
mitglieder; im Haag nahmen die Sozialdemokraten noch 
mehr zu. Im allgemeinen wird man annehmen können, daß 
die Sozialdemokraten jett über ein Fünftel, mit den Kom- 
munisten zusammen über ein Viertel der Stimmen verfügen. 

Und eine neue Reform erwartet uns noch: die Ein- 
führung des Frauenwahlrechts. Die Frauen sind schon 1918 
für wählbar erklärt worden und siten jeßt seit wenigen 
Monaten oder Wochen in der Zweiten Kammer, in den 
Provinzialstaaften, in den Gemeinderäten. Es wird nicht 
lange dauern können, vielleicht kein Jahr, bis auch das all- 
gemeine Stimmrecht den Frauen unbedingt zuerkannt wird. 
Was dann die Folgen sein werden, das kann wiederum 
niemand sagen. Aber, so weit meine Kenntnis der nieder- 
ländischen Frau reicht — aber welcher Mann kennt die 
Frauen? —, ist es nicht wahrscheinlich, daß die revolutionären 
Tendenzen dabei gewinnen werden. Eher das Gegenteil; 
denn ich halte die große Mehrheit der niederländischen Frauen 
für kirchlich und konservativ gesinnt, jedenfalls dem Sozia- 
lismus, in welcher Form auch, entschieden abgeneigt. Meine 
Erwartung vom aktiven Frauenstimmrecht ist also, daß die 
kirchlichen Parteien in allen Regierungskörpern auf Jahre 
hinaus eine bedeutende Mehrheit erhalten werden. 

Und was werden uns der Frieden und der neue Völker- 
bund bieten ? 
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Der Frieden, dessen von der Entente den Besiegten 
vorgeschriebene Bedingungen auch in Holland einen ent- 
täuschenden Eindruck gemacht haben, ist jedenfalls bald zu 
erwarten. Denn die Welt sehnt sich nach dem Frieden. 
Man wußte zuvor, daß der Sieger, wer von den beiden 
kämpfenden Parteien es sein mochte, dem Besiegten das 
„vae victis“ nachdrücklich in die Ohren schreien würde. 
Aber man hatte Vertrauen auf Wilsons 14 Punkte, die doch 
seit November 1918, wie beim Waffenstillstand überein- 
gekommen war, Mäßigung versprachen. Die Enttäuschung, 
das Entseten, die sich Deutschlands bemächtigten, als 
die Friedensbedingungen von Versailles bekannt gegeben 
wurden, fanden auch in Holland wie in anderen neutralen 
Ländern lebhaften Widerhall. Man sieht auch da völlig ein, 
daß eine unveränderte Durchführung dieser Bedingungen 
Deutschland für mindestens ein halbes Jahrhundert in 
menschenunwürdige Sklaverei und erzwungene Armut nieder- 
drücken würde. Man sieht auch in Holland ein, daß Fluß- 
schiffahrtsakten, wie sie in diesem Frieden vorgeschrieben 
werden, für uns einen bedeutenden Rückgang bezeichnen 
würden und z.B. unsere eigene Rheinfahrt — man sagte mir, 
daß unsere Rheinschiffe ein Drittel der ganzen Rheinschiffahrt 
ausmachen — beträchtlich schmälern würden, zumal wenn 
das Wasser vom Mittelrhein in die französischen Kanäle ab- 
geleitet werden kann. Man sieht ein, daß ein geknechtetes 
und der Entente auf Jahre rettungslos ausgeliefertes Deutsch- 
land für unsere Interessen ein Hinterland bedeutet, dessen 
Bestehen oder Nichtbestehen für unseren Handel und unsere 
Industrie für längere Zeit gleichgültig wäre. Was würden 
Rotterdam und Amsterdam, Utrecht und Dordrecht, Groningen 
und Deventer ohne ein sich bald wieder aufrichtendes Deutsch- 
land sein? Man ruft uns von der Ententeseite zu: Neu- 
orientierung nach Westen! Aber das wäre jebt eine künst- 
liche Orientierung, die vielleicht durchzuführen wäre, wenn 
England und Amerika mitzuhelfen geruhten, die, wenn sie 
die Orientierung nach Osten förmlich ausschließen würde, 
doch der natürlichen, von unserer. geographischen Lage 
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gebotenen Orientierung widersprechen würde. Aber, wie der 
Frieden auch ausfallen möge, Deutschland wird auch in 
Holland einer scharfen Ententekonkurrenz gegenüberstehen. 
Schon vor dem Kriege arbeitete in Holland die propa- 
gandistische „Alliance Francaise“; im Kriege selbst entstand 
die Gesellschaft „Hollande-France“, beide darauf gerichtet, 
die alten kulturellen Bande enger zu knüpfen und zu erneuern 
mittelst Vorträgen, Lesezirkeln, Bücheraustausch, geselligen 
Kunstabenden. Französische Zeitungen und Broschüren, 
Bücher und Kunstsachen wurden in Massen auf den hollän- 
dischen Markt geworfen. Man ist darauf bedacht, die Unter- 
richtsverhältnisse, die gegenseitigen wissenschaftlichen Be- 
ziehungen miteinander in bessere Übereinstimmung zu bringen, 
wie das Deutschland gegenüber lange vor dem Kriege schon 
der Fall war. Man schickt sich an wie die Schweiz so auch 
Holland von Frankreich aus wiederum kräftig in geistiger 
Richtung zu beeinflussen, wie das neue vergrößerte und 
wiederhergestellte Belgien so viel wie möglich französiert 
werden soll mit gewaltsamer Unterdrückung aller vlämischen 
Tendenzen, die als „böse germanische Auswüchse“ aus- 
zuschneiden sind. Und es bleibt nicht bei kultureller Propa- 
ganda. Französische, englische, amerikanische Geschäfte 
haben schon während des Krieges, und jett erst recht 
neue Bande in Holland angeknüpft, die schwachen alten er- 
heblich verstärkt. Mit Erstaunen sah man im lebten Kriegs- 
jahre englische und französische Commis-voyageurs die 
verschwundenen deutschen erseten. Französische, englische, 
amerikanische Filialen werden eben jet, eben in diesem 
Augenblick in unseren Häfen und Städten errichtet, wie es 
früher in überwältigender Art von deutscher Seite geschah. 
Deutschland, das vor dem Kriege in Holland eine überaus 
starke, ja übermächtige ökonomische Stellung einnahm, wird 
genau zusehen müssen, wie es den holländischen Markt 
wenigstens zum Teil für sich behalten kann; denn es ist 
immer schlimm, einen verlorenen Markt wieder zu erobern. 
Deutschland wird nicht allein diesen „friedlichen“ ökonomischen 
Krieg mit allem Ernst, mit aller Kraft führen müssen, sondern 
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auch in kultureller Hinsicht fortwährend darauf bedacht sein 
müssen, wie es seine unverkennbar mächtige Stellung in 
wissenschaftlicher Hinsicht, in der Kunst, in der Literatur 
hier in Holland und anderswo in der Welt verteidigen kann; 
denn verteidigt muß sie jett werden, damit sie nicht schnell 
in Verfall gerate. „Groß ist die Zeit und gewaltig“, aber 
die Herzensreinheit genügt in dieser bösen Zeit nicht, „im 
riesigen Kampf zu bestehen“. Es muß gearbeitet werden, 
stramm und mit aller Kraft gearbeitet wie vielleicht nie 
zuvor, und von allen, von Kaufleuten und Industriellen, von 
Gelehrten und Künstlern, von Bauern und Arbeitern aller 
Art, von Männern und Frauen. Nur dann wird Deutschland 
wieder in ökonomischer Hinsicht das Deutschland werden, 
das wir gekannt haben; nur dann wird Deutschland den 
neuen friedlichen Krieg wider die ganze Welt bestehen 
können und vielleicht am Ende den friedlichen Sieg erringen. 
Hier gelte das „Viel Feind, viel Ehr“ in besserem Sinne als 
vorher. Und der Sieg würde auch Holland zugute kommen. 

Was ein selbständiges, durch Industrie und Handel, 
Gelehrsamkeit und Kunst bliühendes Deutschland für uns 
bedeutet, hat die Zeit nach 1870 bewiesen. Wir sind seitdem 
auch selbst bedeutend emporgekommen, und das verdanken 
wir zwar nicht gänzlich — wir haben es auch selbst er- 
rungen —, doch jedenfalls für einen beträchtlichen Teil dem 
mächtigen und blühenden Hinterlande. Ein einstweilen ge- 
schwächtes Deutschland müssen wir als unverkennbares Er- 
gebnis des Krieges dahinnehmen, weil es nicht möglich ist, 
die Augen am lichten Tag zu schließen, aber ein geknechtetes, 
ein armes, ein niedergeworfenes Deutschland wäre auch für 
Holland wie für die ganze Welt ein nicht zu überschendes 
Unglück. Darum: ein Gewaltfrieden, kein Rechtsfrieden, 
wie Wilsons Punkte verhießen, ist auch für uns Holländer 
vom Übel. Heute oder morgen vielleicht werden wir wissen, 
ob dieses Übel iiber Deutschland kommen wird und in welchem 
Maße. 

Und der Völkerbund? Man hatte sich diesen auch 
in Holland anders gedacht als den Versailler Entwurf. 
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Man hatte gehofft, daß nach den schönen Reden in der 
Kriegszeit von dem Recht, dem Recht der Menschlichkeit, 
das man gegen die „Hunnen“ zu verteidigen hatte, etwas 
besseres herauskommen würde als dieser geradezu im- 
perialistische Ententebund, in dem die kleinen Nationen 
den größeren .. förmlich unterstellt sind. 

Aber weder der Frieden noch der Völkerbund kann am 
Ende so aussehen, wie sie uns vor einigen Wochen vor- 
gelegt worden sind. Niemand kann wissen, was morgen 
geschehen wird, auch nicht der Historiker, dieser rück- 
wärts gewandte Prophet. Der Historiker aber weiß, daß es 
im deutschen Volke — wie Frieden oder Völkerbund auch 
ausfallen werden — herrliche Elemente gibt, die, was auch 
geschehen sei und noch geschehen möge, sich Raum suchen 
werden: Elemente von Arbeitskraft, Arbeitsfähigkeit, Arbeits- 
genie in allen Richtungen, materiell und geistig, die ihm 
unter den Völkern der Welt immer einen hervorragenden 
Pla versichert haben und die gewiß nach einigen Jahren 
Deutschland, das deutsche Volk, mit neuen Grenzen, von 
fremden Flecken — wie es in unserm eigenen niederländischen 
Volksliede heißt — geläutert wieder zu einer der führenden 
Nationen in der neuen Welt machen werden. Nicht in 
schmählicher Isolierung, sondern mit anderen Völkern zu- 
sammen in fruchtbarer, vielseitiger Zusammenwirkung wird 
Deutschland dann in absehbarer Zeit wieder an der Spite 
der Weltentwickelung, der Weltgeschichte mit fortschreiten. 
Das ist meine tiefste Überzeugung, die Überzeugung der 
großen Mehrheit meines Volkes. Das deutsche Volk ist tief 
gefallen, aber einmal wird es aufstehen und sich wieder er- 
heben zu seinem eigenen Glück und zum Glück der Welt. 
In dieser Erwartung schließe ich mit dem alten deutschen 
Bergmannsruf: Glück Auf in die neue Zeit! 
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l. Italien bis zum Ausbruch des Weltkriegs. !) 


Das. Italien,?) mit dem wir leben, nennt sich „das dritte 
Italien“ (La terza Italia). Was es sein will, bringt es mit 
dem Namen deutlich zum Ausdruck. Der neue italienische 
Einheitsstaat soll in derselben Weise eine Gipfelung der 
italienischen Geschichte darstellen, wie das einst das Römische 
Weltreich des Altertums als erstes Italien und das päpstliche 
Weltreich des Mittelalters als zweites Italien getan haben. 
Die Italiener von heute sehen sich ganz im Spiegel ihrer 
eroßen Vergangenheit und nichts kränkt. sie mehr, als daß 
der schönheitstrunkene Besucher geneigt ist, vor den reichen 
Gaben, die Natur und Geschichte über das Land ausgeschüttet 
haben, das lebendige und schaffende Volk der Gegenwart 
zu übersehen. „Nein, nein“, so hat der dichterische Herold 
.des jüngsten Italiens Gabriele d’Annunzio ausgerufen, „wir 
wollen nicht ein Museum sein, ein Gasthof, eine Sommer- 
frische, ein preußisch blau übermalter Horizont für internationale 
Honigmonde, ein Liebesmarkt, wo man kauft und verkauft, 
‚feilscht und betrügt. Unser Genius ruft uns, um unsern 
Stempel auf die ungegossene und verworrene Masse der 
neuen Welt zu drücken! Über unsern Himmel zieht wieder 
jener Hauch, der in den wundervollen Terzinen atmet, in 
denen Dante den Flug des römischen Adlers darstellt; o 
Bürger, den Flug eures Adlers.“ 

Diese tönenden Worte sind nicht nur ein Protest, sondern 
auch ein Programm. Die Mission des dritten Italiens wird 
darin verkündet und sie ist gewiß nicht klein. Die hoch- 
fliegenden Gedanken Giuseppe Mazzinis leuchten daraus 
hervor, die Gedanken einer Befreiung der Völker von den 
"fesselnden Banden einer lastenden Staatstyrannei. Die sich 
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als die Träger dieser Mission fühlen, glauben, daß das 
italienische Volk dazu berufen sei, dem großen Befreiungs- 
werk unentbehrliche Dienste zu leisten. Sie glauben an eine 
neue Weltstellung des italienischen Volkes, und es ist das 
vornehmste Ziel des neuen italienischen Nationalismus, diese 
Weltstellung zu erkämpfen. Das Programm ist mehr Klang 
als Inhalt, aber in diesem Volke, dem das Wort so viel 
bedeutet, wird es, immer wieder ausgesprochen, zu einer 
lebendigen Kraft und begeisternd und berauschend und 
willensbildend wirkt es auch auf das staatliche Handeln. 

. Indessen die Wirklichkeit stand zu dem weitgehenden 
Anspruch in einem argen Mißverhältnis, und es hängt wohl 
damit zusammen, daß die Italiener bezüglich der Anerkennung 
ihrer Leistungen besonders empfindlich sind. Weder die 
sittliche noch die materielle Kraft entspricht dem Wollen 
und immer wieder folgte dem Rausche der Begeisterung eine 
tiefe Niedergeschlagenheit und Enttäuschung. In solchen 
Zeiten der Ernüchterung kommt dann die andere Seite des 
italienischen Volkscharakters zum Durchbruch: der auf die 
Wirklichkeit eingehende Skeptizismus. Man begreift und 
bereut, man sammelt sich. Aber langsam gewinnt damit auch 
wieder das phantastische Wollen Boden und Schritt für Schritt. 
vordringend die Oberhand. Man berauscht und begeistert 
sich von neuem und um nicht wieder einen Fehlschlag zu 
erleiden, greift man zu den Mitteln listiger Berechnung und 
täuschenden Doppelspiels, wie sie in der italienischen Ge- 
schichte eine so große Rolle gespielt haben. In einem selt- 
samen Gegensa& zwischen Wollen und Können, zwischen 
Anspruch und Durchführung, zwischen Wort und Tat bewegt 
sich die Entwickelung des dritten Italiens. 
| Unter dem stolzen Wort „Italien wird sich selbst machen“ 

(Italia fara da se) hat sich die nationale Einigung vollziehen 
sollen. In Wahrheit haben nicht nationales Wollen und 
Können das Einheitswerk zum Abschluß gebracht, sondern 
fremde Hilfe. Was Italien dazu lieferte, waren einerseits die 
revolutionäre Verschwörerei Mazzinis und die nationale 
Leidenschaft der Masse, verkörpert.durch Garibaldi, anderseits 
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die machiavellistische Staatskunst Cavours. Den Ausschlag 
aber gaben die Waffenerfolge Frankreichs und Preußens und 
der moralische und diplomatische Beistand Englands. Nicht 
als ein eignes Werk der italienischen Nation, sondern als 
ein Produkt der internationalen Politik ist der italienische 
Einheitsstaat erstanden, und in den besonderen an diesem 
Aufbau beteiligten italienischen Kräften ist es begründet, 
wenn das neue Italien in der Gestalt einer liberalen, demo- 
kratischen und antiklerikalen Monarchie in die Reihe der 
Großmächte eintrat. . 

Es kann nicht verwundern, daß der neue nationale 
- Einheitsstaat nach den Demütigungen und Niederlagen, die 
ihm während des Risorgimento widerfahren waren, recht 
kleinlaut begann. Das furchtbare Finanzelend, das ihm mit 
auf den Weg gegeben wurde, zwang ihm die größte Zurück- 
haltung auf und so ist die Politik der siebziger Jahre eine 
Kette von versäumten Gelegenheiten. Albanien, Tunis und 
Ägypten sind Italien damals vergeblich angeboten worden, 
Gebiete, deren Besit ihm das Übergewicht im Mittelmeer 
verschafft hätten; im Mittelmeer, das Italiens Lebensraum ist. 
Auf das Mittelmeer hätten seine Augen von vornherein 
gerichtet sein müssen. An seinen Küsten war der Boden, 
zu dem er seine schnell wachsende Bevölkerung hinleiten 
konnte, da der eigene Boden nicht genug Ernährungsmög- 
lichkeiten bot. Hier erstanden einer weitblickenden nationalen 
Politik Ziele, denen es lohnte nachzugehen. Italien hat sie 
fahren lassen, weil es sich nicht die Kraft zutraute, sie zu 
verwirklichen. Aber es unterblieb auch, was für alles andere 
die Grundlage hätte sein müssen: die ernste Arbeit im Innern. 
Denn mehr als in irgend einem andern Lande Mittel- und 
Westeuropas bedurften in Italien die wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse der Reform. Was geleistet wurde, war 
im Grunde nur Flickwerk, eine notdürftige und ungenügende 
Kleinarbeit, die da und dort Unerträgliches zu beseitigen 
suchte. Das Verhängnisvollste aber war, daß der gewaltig 
sich entfaltende nationale Ehrgeiz in einer Richtung Betätigung 
erstrebte, wo er sich in eine Sackgasse verrennen mußte. 
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Die Erinnerung an die Fremdherrschaft des Hauses Habsburg 
wirkte als lebendige Kraft nach und steigerte sich infolge 
des Mangels eines positiven staatlichen Ziels seit der Mitte 
der siebziger Jahre zu der irredentistischen Bewegung, die mit 
unrealen und gefühlsmäßigen Motiven die Einverleibung der 
„unerlösten“ Gebiete Südtirols, des österreichischen Küsten- 
landes, zumal Triests sowie Istriens und Dalmatiens mit 
der halben Million Italiener (die bis 1914 auf mehr als 
3/, Million angewachsen sind) in den italienischen Einheitsstaat 
forderte.) 

Da brachte die Beseßung Tunesiens seitens Frankreichs, 
der die Ägyptens seitens Englands folgte, eine Wendung. - 
Italien sah sich seiner aussichtsvollen Zukunftskolonien beraubt 
und schloß sich nun dem deutsch-österreichisch-ungarischen 
Bündnissystem an, um mit dieser Rückendeckung die Welt- 
stellung zu erringen, die ihm bisher versagt geblieben war. 
In einem erbitterten Zollkrieg entlud sich die neue Feindschaft 
gegen das französische Brudervolk, doch kennzeichnet es 
den rein staatlichen Charakter dieses Gegensates, daß die 
irredentistische Bewegung sich keineswegs auf die Wieder- 
gewinnung Nizzas und Savoyens ausdehnte, die Napoleon Ill. 
im Sinne seiner „Trinkgeldpolitik* als Gegengabe für die 
der italienischen Einigung geleisteten Dienste gefordert hatte; 
das romanische Gemeinschaftsgefühl blieb auch jett bestehen. 
Auch das von England beherrschte Malta wurde nicht in das 
irredentistische Programm einbezogen. Aber in umfassenden 
kolonialen Plänen suchte der Nationalismus nunmehr Be- 
täfigung: nichts Geringeres als die Errichtung eines Kolonial- 
reiches, das von der Küste des Roten Meeres im Rücken 
Ägyptens sich nach Tripolis erstrecken sollte, war das lette 
Ziel. Sogleich jedoch zeigte sich, daß Italien weder die 
moralische noch die staatliche Kraft zu einer solchen weit- 
greifenden Politik besaß. Das große koloniale Unternehmen 
endete mit der Katastrophe von Adua (189%), und deren 
Folge war ein vollständiger moralischer Zusammenbruch. 

Nun begann eine Zeit echterer innerer Arbeit. Giolitti, 
der Staatsmann, und Luzzatti, der Volkswirt, wirkten zu- 
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sammen für die Regeneration der jVolks- und Staatskräfte, 
aber bald bereitete man sich in einer neuen machiavellistischen 
Politik auch für die Rolle auf der Weltbühne vor. Der 
Dreibund blieb der Rückhalt, indessen enger denn je schloß 
man sich England an und zugleich söhnte man sich mit 
Frankreich aus und näherte man sich Rußland. Das hatte in 
den neuen Weltverhältnissen, in der ausbrechenden Spannung 
zwischen Deutschland und England und in der folgenden von 
England betriebenen Einkreisung eine besondere Bedeufung. 
Denn es führte wie von selbst zu einer schrittfmäßigen Heraus- 
lockerung Italiens aus dem mitteleuropäischen Bündnissystem 
und zu einer erneuten Wendung gegen das verhaßte Öster- 
reich- Ungarn, dem Italien immer offener auf dem Balkan 
entgegentrat. So wuchs ein neues Kraftgefühl heran, gestütt 
auf den finanziellen Aufschwung und auf die industrielle 
Entfaltung, die namentlich mit deutscher Hilfe erzielt wurden, 
und es steigerte sich in der jüngsten Generafion zu dem 
großmannsüchtigen Anspruch, ein den andern großen Nationen 
gleichwertiges Herrenvolk zu sein. Aus der Angst heraus, 
wieder eine versäumte Gelegenheit zu erleben, brach man, 
die Regierung mitreißend, mitten in dem marokkanischen Welt- 
konflikt (1911) den Tripoliskrieg vom Zaun und seßte so 
den Fuß in das östliche Mittelmeer nach dem afrikanischen 
Kontinent hinüber, und indem man auch die Zwölfinseln an 
der Südwestküste Kleinasiens als Faustpfand in Besit nahm, 
gab man zu erkennen, welche weiteren Pläne Verwirklichung 
finden sollten. ?) 

Das war echte und rechte „Terza Italia“. Mehr noch als 
das Was sprach das Wie. Die Welt sollte sehen, daß man 
etwas war, und überall suchte man sich deshalb und zwar 
mit Geräusch bemerkbar zu machen. Man lärmte hierhin 
und dorthin. Man wollte das Zünglein an der Wage des 
Mächtesystems sein und glaubte, die Rolle des Welten- 
‘Schiedsrichters spielen zu können. Bei alledem blieb Italien 
doch den Ententemächten näher, und in immer neuen Ein- 
schränkungen wurde der Dreibundvertrag völlig entwertet. 
Es war nur das legte Glied einer langen Kette, wenn Italien 
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in dem großen Weltringen seine Bundesgenossen im Sfich 
ließ und schließlich sogar die Waffen gegen sie erhob.5) 

Man muß der Regierung das Zeugnis ausstellen, daß 
sie zunächst ernstlich bestrebt war, die Neutralität zu wahren. 
Nicht nur San Giuliano, der Minister des Auswärtigen bei 
Kriegsausbruch, sondern auch Sonnino, sein Nachfolger, der 
dann den Bruch mit den Verbündeten vollzog, erkannten 
Verpflichtungen vertraglicher Art an. Aber alle Gewissens- 
bedenken verstummten bald vor der lauten Stimme der Träger 
und Vorkämpfer der Mission des Dritten Italiens. Man wollte 
in dem großen Völkerstreite nicht beiseitebleiben; das schien 
mit der Ehre und Bedeutung der italienischen Nation unver- 
einbar. Die „Intervention“ war das Programm, um das sich 
der Nationalismus sammelte. Von dem Kriege erwartete 
man die Wiedererstehung. Er sollte die verweichlichte Nation 
wieder ihrer Väter würdig machen, die einst die Welt regiert 
hatten; er sollte ihre Söhne zu neuen Ruhmestaten über die 
Alpen und über das Meer führen. Unter dem Banner des 
„Sacro Egoismo“ sollte sich die Mission Italiens zum Heile 
der Menschheit erfüllen. 

Die Regierung, der Ministerpräsident Salandra an der 
Spitße, hat dieser anschwellenden Kriegsströmung immer 
geringeren Widerstand entgegengestellt. Ja, sie hat sich von 
dem leidenschaftlichen nationalen Verlangen schließlich an- 
stecken lassen und zulest mit Bewußtheit die Dinge zu dem 
erstrebten Ziele geführt: zum Kriege an der Seite der Entente- 
mächte, deren leichter Sieg mit der ausschlaggebenden 
Beihilfe Italiens sicher schien. Es war eine Minderheit, die 
den verhängnisvollen Schritt erzwang; das hat die Regierung 
später, als es um die italienische Sache böse stand, zu- 
gegeben.) Aber der nationale Wille war in ihren Reihen 
und als der Entschluß gefaßt war, da haben sich die 
neutralitätsfreundlichen Parteien der Einheitsfront eingefügt 
und ohne innere Widerstände konnte die Regierung ihren‘ 
Eroberungskrieg führen. Nur die Sozialdemokratie verharrte 
in der Opposition. Dagegen unterwarfen sich die Anhänger 
Giolittis, des politischen Altmeisters, der die italienischen 
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Ansprüche in friedlicher Verständigung mit der verhaßten 
Donaumonarchie zum Ziele führen wollte, und in dem Taumel 
einer leichtfertigen Siegesgewißheit erstickten die Äußerungen 
politischer Besonnenheit und Ehrenhaftigkeit. 


1. Der italienische Imperialismus und seine Wirksamkeit 
bis zum Vertrag von S. Jean de Maurienne.’) 


Die Motive für Italiens Eintritt in den Weltkrieg waren 
rein imperialisfisch. Darüber können die gegenteiligen Ver- 
sicherungen der italienischen Staatsmänner während des 
Krieges und nach dem Kriege nicht hinwegtäuschen. Das 
Londoner Abkommen vom 26. April 1915, das den Anschluß 
an die Entente binnen Monatsfrist festsette, sicherte Italien 
das gesamte Südtirol bis an den Brenner, das österreichische 
Küstenland, Istrien, das dalmatinische Festland, die Mehrzahl 
der dalmatinischen Inseln, den beherrschenden albanischen 
Hafen Valona und das Protektorat über den zu neutrali- 
sierenden albanischen Staat; kaum daß es sich dafür hatte 
gewinnen lassen, das kroatische Gebiet von Fiume zu 
respektieren und Serbien einen Zugang zum Meere vorzu- 
behalten. Es waren das Gebiete, deren Erwerbung durch 
das nationale Prinzip nur teilweise begründet war, denn allein 
das Trentino und das Land am untern Isonzo sind vorwiegend 
von Italienern bewohnt, im übrigen bilden die wenigen noch 
italienischen Städte am östlichen Gestade der Adria nur 
Inseln im slawischen Meer. Was die Vereinbarung bedeutete, 
liegt auf der Hand: sie war auf die Zertrümmerung Österreich- 
Ungarns aufgebaut und in der Tat war die Zurückdrängung. 
der Monarchie in das Donaugebiet und die Gewinnung der 
Alleinherrschaft in der Adria das eigentliche Kriegsziel Italiens. 

Indessen geht der zweite Teil dieses Programms über 
den ersten wesentlich hinaus, denn er betrifft ‘auch die 
Daseinsbedingungen der südslawischen Stämme, mit denen 
die Entente von vornherein verbündet war oder die sie dem 
Habsburgerreiche abspenstig machen ’wollte. Rußland wie 
Frankreich und England brachten den südslawischen Wünschen 
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nach der Aufrichtung eines einheitlichen ostadriatischen 
Staatswesens große Sympathien entgegen, und es war. 
vorauszusehen, daß sich bei der endgültigen Regelung dieser 
Fragen große Schwierigkeiten geltend machen würden. Aber 


- auch in der südlichen Adria schuf Italiens Teilnahme am 


Kampfe starke Konfliktmöglichkeiten. Hier nämlich stieß 
das italienische Ausdehnungsverlangen auf den griechischen 
Staat, der seinerseits von nationalen Wünschen erfüllt war 
und das Ziel verfolgte, das gesamte Griechentum der Balkan- 
halbinsel und Aegaeis zu einer nationalen Einheit zusammen- 
zuschließen. So wie Istrien und Dalmatien gegenüber den 
Südslawen, waren Südalbanien und Nordepirus die Kampf- 
gegenstände gegenüber den Griechen, und zu diesen Ländern 
traten noch die kleinasiafischen Gebiete. Denn Italien gedachte 
nicht nur den Dodekanes zu behalten, den es während des 
Tripoliskrieges besest hatte, sondern darüber hinaus auf dem 
kleinasiatischen Festlande festen Fuß zu fassen, um an der 
erwartefen Teilung der Türkei einen gleichwertigen Anteil 
zu haben. Das war das zweite Hauptkriegsziel. Auf diese 
selben Gebiete erhoben aber auch die Griechen, gestüßt auf den 
nationalen Grundsaß, Anspruch, und es war demgegenüber 
ein wichtiger Erfolg des italienischen Imperialismus, daß der 
Londoner Vertrag Italien nicht nur den Besit der Zwölfinseln 
bestätigte, sondern ihm auch Vorrechte im südwestlichen 
Gebiete des kleinasiatischen Festlandes gewährte. Im übrigen 
geht es auf diese italienisch-griechische Rivalität zurück, wenn 
die römische Regierung sich immer wieder der Hereinziehung 
Griechenlands in das Ententesystem widersette und bezüglich 
der Kriegführung auf dem Balkan lange Zeit eigne Wege ging. 

Alle diese Machtziele hatten auch einen bedeutsamen 
wirtschaftspolitischen Inhalt. Mit der Alleinherrschaft in der 
Adria und im besondern mit dem Besite Triests verknüpfte 
sich die Erwartung, daß Italien die Vermittlerstellung wieder- 
gewinnen werde, die Venedig einst zwischen Europa und 
der Levante eingenommen hatte, und man rechnete, daß 
damit für Italien nicht nur das Übergewicht im östlichen 
Mittelmeer errungen würde, sondern auch ein gesteigerter 
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Anteil an dem Handelsverkehr mit dem fernen Osten durch 
den Suezkanal hindurch. In demselben Sinne war das Ziel 
der kleinasiatischen Politik nicht so sehr die Gewinnung einer 
militärischen Position als die Erwerbung von Gebieten, die 
Rohstoffe wie Kohle, Petroleum und Eisen besiten; Rohstoffe, 
die Italien fehlen und deren es zur Entfaltung seiner Industrie 
dringend bedarf. Demgegenüber traten die kolonialen Ziele 
einigermaßen zurück. Sie erstreckten sich auf eine Beseitigung 
der von England und Frankreich im Sudanvertrag von 1899 
bewirkten Abschnürung Tripolitaniens und auf eine Erweiterung 
des Kolonialbesites am Roten Meer. Auch die Besserung und 
Hebung der Stellung des Italienertums in den französischen 
Kolonien Nordafrikas stand auf dem umfassenden imperia- 
listischen Programm; dieser Punkt offenbar in der weit- 
blickenden stillen Rechnung, daß die französischen Besitungen, 
die die unfruchtbar gewordene Schwesternation nicht zu be- 
völkern vermochte, dereinst noch von Italien übernommen 
‘ werden könnten. Aber die Regierung hat sich in dem 
Londoner Grundvertrag damit begnügt, nur im Falle einer 
Ausdehnung der französischen und englischen Kolonial- 
besitungen in Afrika auf Kosten Deutschlands sich das grund- 
sätliche Recht auf Kompensationen zuerkennen zu lassen; 
auch in den späteren Verhandlungen hat sie darauf verzichtet, 
diese Forderungen zu konkretisieren. 

In der sicheren Erwartung, das große Programm mit 
dem unzweifelhaften Siege der Entente mühelos zur Ver- 
wirklichung bringen zu können, hat Italien den Bruch mit 
seinen früheren Verbündeten vollzogen und ist in den Kampf 
gegen die Mittelmächte eingetreten. Im ganzen aber verfolgte 
die Regierung die Politik, sich gegenüber den neuen Bundes- 
genossen eine Art von Selbständigkeit zu bewahren, wie 
sie denn zumal hinsichtlich Deutschlands viel weniger weit- 
gesteckte Ziele verfolgte als England und Frankreich; sie 
beschränkte sich deshalb auch auf die Kriegserklärung an 
Österreich-Ulngarn. Indessen war eine solche Politik der 
Selbständigkeit auf die Dauer nur durchführbar, wenn Italien 
für sich große Waffenerfolge errang und der Entente aus- 
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schlaggebende Hilfsdienste leistete. Da aber tro& ständig 
gesteigerter Anstrengungen das Gegenteil der Fall war, 
verschob sich Schrift für Schritt das Verhältnis zu den über- 
legenen Kampfgenossen und schließlich wurde aus der freien 
Stellung eine völlige Abhängigkeit. Nicht wenig wirkte dazu 
die wirtschaftliche Unselbständigkeit mit, die mit den Erfolgen 
des deutschen Unterseebootkrieges immer fühlbarer wurde, 
“ zumal hinsichtlich der unentbehrlichen Kohlenzufuhr, und der 
leidenschaftliche Ansturm der Kriegspartei, die den Krieg 
nicht erbittert genug geführt wissen konnte, lenkte die Dinge 
in die gleiche Richtung. 

So vollzog sich die weitere Entwickelung in doppelter 
Weise. Auf der einen Seite schloß sich die Regierung immer 
enger an das Ententesystem an, auf der andern ließ sie sich 
jede einzelne Nachgiebigkeit mit neuen Zugeständnissen an 
ihr imperialistisches Programm bezahlen. Durch die inneren 
und äußeren Verhältnisse gedrängt, erklärte sie am 21. August 
1915 der Türkei den Krieg und in der gleichen Zwangslage 
trat sie am ö0. November der Londoner Erklärung vom 
ö. September 1914 bei, durch die sich die Partner zum Ver- 
zicht auf den Abschluß eines Sonderfriedens verpflichteten 
Ja, sie tat nach langem Sträuben am 26. August 1916 den 
legten Schritt, indem sie auch Deutschland, zu dem sie nur 
die diplomatischen Beziehungen abgebrochen hatte, den Krieg 
erklärte. Das bedeutete die Beteiligung Italiens am Balkan- 
unternehmen, von dem es sich bis dahin geflissentlich fern- 
gehalten hatte. Der Lohn aber, den die Ententemächte für 
diese Nachgiebigkeit gewährten, war die formelle Anerkennung 
der italienischen Ansprüche auf die kleinasiatischen Vilajets 
Smyrna, Konia und Adana. In dem Vertrag von S. Jean de 
Maurienne vom 21. April 1917 wurde das erweiterte Ver- 
ständigungswerk zum Abschluß gebracht, und Italien folgerte 
daraus noch ein weiteres Recht. Zur Überraschung der 
eignen Verbündeten sprach es einige Wochen später das 
Protektorat über Albanien aus, mit dem Ergebnis, daß nun die 
ententefreundlichen Südslawen mit einer Kundgebung hervor- 
traten und die Freiheit des adriatischen Meeres proklamierten. 
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II. Die innerpolitische Entwicklung bis zum Eintritt 
des Kabinetts Orlando.°) 


Damit war der Gipfel der imperialistischen Kriegspolitik 
erklommen. Und der Entwickelung der auswärtigen Politik 
entsprach die innere. Mit dem Entschlusse zum Kriege hatten 
die besonnenen neutralitätsfreundlichen Elemente ihre Tätig- 
keit eingestellt; das Feld behaupteten die „Interventionisten“. 
Während das allmächtige Parlament zu einer Bewilligungs- 
maschine des Budgetprovisoriums herabsank, gewann die 
Kriegspartei die schlechthin beherrschende Stellung, und in 
einem Phrasenüberschwang und einer Selbstüberschäßung, 
die seltsam genug anmuten, rückte man sich selbst in dieser 
Weltenwende an die Spite der Völker. Es waren die Tage, 
da das Giornale d’Italia in Rom nach antikem Vorbilde Italien 
als den „Nabel der Welt“ feierte, und da das florentiner 
Nuovo Giornale sich zu der Behauptung verstieg, daß 
Italien den entscheidenden Kern des antideutschen Bündnis- 
systems bilde. 

Zwei in sich gegensäßliche Gruppen waren die Wort- 
führer dieser’ leidenschaftlichen Kriegspropaganda. Über die 
‚größte Stoßkraft verfügte der Block der Linken, der die 
Radikalen, die Republikaner und die Reformsozialisten um- 
faßte, während die „offiziellen“ Sozialisten?) weiter ihre pazi- 
fistischen Wege gingen ebenso wie die streng marxisfischen 
Syndikalisten. So klein die Gruppen waren — Republikaner 
und Reformsozialisten verfügten in der Kammer nur über 
86 Abgeordnete —, so bedeutend war ihr Einfluß. Sie fühlten 
sich im romanischen Gemeinschaftsgeiste als Vorkämpfer 
der Demokratie gegen die vermeintlichen Autokratien Mittel- 
europas und führten, in engem Zusammenarbeiten mit der 
französischen Nachbarrepublik, einen haßverblendeten Feld- 
zug gegen diese grundsäblich gesehenen Widersacher. Für 
die lebten Zwecke dieser irredentistischen Radikalen galt 
auch jet noch das Wort, das der Minister Mancini 1883 
über sie gesprochen hat: „Was sie wollen, ist nicht Triest 
und Trient, sondern der Untergang der Monarchie.“ 


Ganz anders geartet war die zweite Gruppe der Kriegs- 
treiber, die der Nationalisten. Ohne eigentliche parteimäßige 
Organisation hatten sie nicht nur bei den Konservativen 
sondern auch bei den Liberalen Anhänger. Auch ihre Zahl 
war nicht groß, aber durch emsige Arbeit in der Presse und 
Publizistik faßten sie zumal im höheren Bürgertum festen 
Fuß und wirkten in dessen Kreisen zugunsten einer stärkeren 
Politisierung. Das Ziel dieser monarchistischen Interventio- 
nisten war die straffere Zusammenfassung der politischen 
Kräfte und die Steigerung der Machtstellung Italiens. Sie 
waren, nicht ohne Berührung mit den Ideen des englischen 
Liberalismus, ebenso scharfe Gegner der staatsauflösenden 
Freiheitsideen französischer Herkunft wie der sozialen Ge- 
dankenwelt deutschen Gepräges, und es bleibt wunderbar 
genug, daß sie sich trotdem mit den Radikalen zu engem 
Bündnis zusammenfanden. Aber auch sie bekämpften erbittert 
die beiden Zentralmächte, die ihnen die Hauptgegner ihres 
imperialistischen Programms schienen. 

Hinter beiden Gruppen. stand treibend und hetend das 
englische und französische Gold, das sich in reichen Strömen 
in die unergründlichen Taschen gewissenloser Politiker und 
in die weitgeöffneten Türen der Redaktionsstuben ergoß, und 
in Rennell Rodd und Camille Barrere besaßen die beiden 
verbündeten Ententemächte die geeigneten Persönlichkeiten, 
die als amtliche Vertreter die Organisäfion in ihrer Hand 
vereinigten. Einen wertvollen Rückhalt für die internationale 
Einwirkung bildete dabei das Freimaurertum, das zu den 
antiklerikalen Traditionen die romanische Solidarität auf seine 
Fahnen geschrieben hatte.!) Meisterhaft verstanden es die 
Kriegstreiber, den rein imperialistischen Charakter ihrer 
Politik vor den Massen des Volkes zu verschleiern und ihre 
Ziele volkstümliich zu machen. So wurde der Triester 
Republikaner Salvatore Barzilai als Symbol des Irredentismus 
in das Ministerium Salandra hineingezogen wie später der 
Reformsozialist Leonida Bissolati als die Verkörperung des 
Demokratismus in das Kabinett Boselli. Schrankenlos 
herrschte die Kriegsleidenschaft. Giolitti, der politische 
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Altmeister der vorangehenden Generation, geriet in völlige 
Isolierung, und selbst seine nächste Gefolgschaft wagte nicht 
gegen den Strom zu schwimmen. Nur die beiden linken 
Gruppen des Sozialismus verharrten in der grundsäßlichen 
Ablehnung der schroffen Kriegspolitik, doch mußten ihre 
Waffen gegenüber dem über sie verhängten Zensursystem 
und den sonstigen Knebelungsmaßnahmen versagen. Das- 
selbe galt für die Gruppe von Politikern, die in einem 
katholischen Interesse ihren Zusammenhalt hatte und tapfer 
eine besonnene, zum Entgegenkommen bereite Gesinnung 
zu betätigen suchte. 

Dem starken Druck des Interventionismus ist schließlich 
sogar das Ministerium Salandra erlegen, das den Eintritt 
in den Krieg vollzogen hatte, aber durch alte Dreibundüber- 
lieferungen belastet schien. Es mußte am 29. Juni 1916 dem 
Ministerium Boselli weichen, das dem imperialistischen Ver- 
langen ein noch weitergehendes Entgegenkommen bezeigen 
‚sollte. In der Tat erfüllte das neue Kabinett die ihm zugedachte 
Aufgabe als das gefügige Werkzeug der Interventionisten. 
Wie Boselli nach außen den Bruch mit Deutschland vollzog, 
so hielt er nach innen mif unerbittlicher Strenge die be- 
sonnenen Elemente nieder, die angesichts der geringen 
militärischen Erfolge vor einer Überspannung des Bogens 
warnten. Folgerichtig erwuchs jener Zustand einer Diktatur, 
wie er in keinem andern Land sich stärker entwickelt und 
unerschüttert bis zum Kriegsende fortbestanden hat. 

Auch innerpolitisch bedeutet der Hochsommer 1917 den 
Höhepunkt der kriegstreiberischen Entwickelung. Seitdem 
bröckelte die interventionistigche Machtstellung ab. Der Vor- 
stoß gegen Orlando, den Minister des Innern im Kabinett 
Boselli, an dem man als einem aus Giolittis Kreisen stammen- 
den Staatsmann Anstoß nahm, scheiterte, und angesichts dieser 
Vergewaltigungsversuche wie einer bedrohlichen Zunahme 
der revolutionären Stimmung bei den Massen stellte sich 
der fanatischen Kriegspartei nun eine Partei der maßvollen 
Patrioten entgegen. Anhänger Giolittis, Katholiken und 
Sozialisten, fanden sich da zusammen und der Schuß der 
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bedrohten Selbständigkeit und Verantwortung des Parlaments 
wurde der Schlachtruf. Das Ergebnis des entbrennenden 
- Kampfes war der Sturz Bosellis und die Nachfolge Orlandos 
(50. Oktober 1917). Nicht als ob damit eine grundsäßliche 
Schwenkung hinsichtlich der Fortführung des Krieges voll- 
zogen war. Schon das Verbleiben Sonninos als auswärtiger 
Minister bewies, daß man entschlossen war, an der Seite 
der Entente auszuharren, um mit deren Hilfe doch noch die 
Hauptziele zu erreichen, die allein auf dem Wege des Sieges 
über die Mittelmächte zu verwirklichen waren. Aber die 
weitere Kriegspolitik sollte sich fortan in den Grenzen halten, 
die mit der Kriegslage in Einklang standen, und es sollte 
die Möglichkeit bestehen, von da aus auf die hartnäckigen 
- Verbündeten einzuwirken. 


IV. Vom Durchbruch von Karfreit bis zum Ende 
des Krieges. !!) 


In dieser Lage erfolgte der militärische Zusammenbruch 
am Isonzo und in Friaul. Vollends er wirkte im Sinne eines 
Burgfriedens auf der Grundlage einer maßvollen Kriegsziel- 
politik und bis in die Reihen der Sozialdemokratie erscholl 
der Ruf durchzuhalten. Ja in dieser schwersten Stunde des 
italienischen Volkes erstand der Missionsgedanke zu neuem 
Leben, der die Menschen der „Terza Italia“ wie eine Glaubens- 
gewißheit beseelte. 850 Abgeordnete aller Parteien wandten 
sich damals mif der dringenden Mahnung an die Nation, 
zusammenzustehen in dem einzigen Gedanken: „Italien kann 
nicht besiegt werden, es muß in ‘der Welt seine zivilisatorische 
Aufgabe weiter erfüllen.“ Bis zur Überspannung wurden die 
Kräfte zusammengenommen und mit der gesteigerten Hilfe 
der Verbündeten gelang es, der gefährlichen Krise Herr zu 
werden. Die innere Zersetung war troßdem nicht aufzuhalten. 
Die Massen begannen die Gefolgschaft zu verweigern und 
es bleibt ewig schade, daß die militärische Kraft der Mittel- 
mächte nicht mehr ausreichte, den gegen Italien geführten 
Schlag zu erneuern und den immer schwächer werdenden 
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Kriegswillen des italienischen Volkes endgültig zu brechen. 
Es ist kein Zweifel, daß Italien seit der militärischen Kata- 
strophe im Oktober und November 1917 nahe daran war, in 
der Weise zu erliegen, wie Deutschland und seine Verbündeten 
schließlich erlegen sind. Indessen so wie die Dinge geworden 
waren, hat die Niederlage von Karfreit bezüglich der italie- 
nischen Kriegszielpolitik in einer seltsamen Verkettung zu 
der Wendung geführt, aus der Österreich-Ungarns Zerfall 
und damit die Niederlage Deutschlands herausgewachsen ist. 

Die Schwenkung betraf die adriatische Frage und das 
Verhältnis Italiens zu den Südslawen. Die im Londoner Ver- 
trage vom 26. April 1915 zum Ausdruck gebrachte politische 
Rechnung fußt auf einem Zusammenspiel Italiens, das die 
Stellung der bestimmenden Großmacht in der Adria einnimmt, 
mit einem von diesem überwachten Nebeneinander der 
Trümmer der österreichisch-ungarischen Monarchie und eines 
mit weiteren Rechten ausgestatteten Serbien; es ist der 
Standpunkt der Großmacht, die in dem von ihr beanspruchten 
Meeresraum nur in bestimmten engen Grenzen andere 
Staaten dulden will. Die schwere Niederlage, die das unter- 
schätte Donaureich mit deutscher Hilfe Italien beigebracht 
hatte, schien es nun aber nötig zu machen, neben den mili- 
tärischen Waffen mehr als bisher die politischen zu handhaben, 
d.h. den südslawischen Ansprüchen entgegenzukommen. 
Unter englischer Einwirkung traten die beiden Partner in Ver- 
ständigungsverhandlungen. Von italienischer Seite wurde eine 
Unterstüßung der südslawischen Pläne in Aussicht gestellt, 
und ein „Kongreß der unterdrückten Nationen Österreich- 
Ungarns“ tagte im April 1918 in Rom, wenn es auch für den 
noch tastenden Kurs der italienischen Regierung bezeichnend 
war, daß Sonnino den Verhandlungen geflissentlich fern blieb. 
Es war der erste Schritt auf der Bahn, die zwar zum Siege 
der Entente führte, aber für Italien ein Zurückgehen von den 
vornehmsten Kriegszielen bedeutete. 

Da brachte das unerwartete, über alle optimisfischen 
Hoffnungen hinausgehende gänzliche Verschwinden Österreich- 
Ungarns von der Landkarte eine völlige Wandlung in die 
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gesamte adriatische Rechnung. Ein selbständiger National- 
staat, der das ganze Südslawenfum zusammenfaßte, trat in 
die Geschichte. Zu einem solchen aber mußte Italien durch- 
aus anders Stellung nehmen als zu der vorher vorhandenen 
Mehrzahl südslawischer Einzelstaaten. Es mußte um jeden 
Preis verhindern, daß das neue einheitliche Südslawien zu 
derselben Gleichwertigkeit in der Adria aufstieg, die Österreich- 
Ungarn vor dem Kriege besessen hatte und um deren 
Beseitigung willen Italien in erster Linie in den Krieg 
eingetreten war. Mit diesem Programm aber schien es 
unverfräglich, dem gefährlichen Rivalen Fiume zu überlassen, 
das mit Leichtigkeit das hinterlandslose Triest totmachen 
und seinerseits den erstrebten Vermittlungsverkehr nach dem 
Donaugebiet und nach Mitteleuropa an sich ziehen konnte. 
Mit der ihm eignen Hartnäckigkeit hielt Sonnino zwar auch 
jest an seinem Werke, dem Londoner Vertrag, fest, der 
Fiume den Kroaten zugewiesen.hatte, und in dem Kriegsrat 
vom 26. Dezember 1918, der die Richtlinien für die italienischen 
Forderungen auf dem Friedenskongreß aufstellte, wußte er 
gegenüber der Auffassung des Generalissimus Diaz seinen 
Standpunkt durchzuseten.!?) Aber unter dem starken Druck 
der öffentlichen Meinung und unter der Einwirkung der fort- 
schreitenden Entwickelung erhob schließlich auch die Regierung 
die Einverleibung Fiumes auf ihr Programm. Der Geist des 
dritten Italiens heischte sein Recht und behauptete das Feld. 

In dieser Lage jedoch enthüllte sich das wahre Gesicht 
der machtpolitischen Interessengemeinschaft, deren Schlägen 
Deutschland erlegen war. Fiume würde Italien verweigert. 
Sowohl in der halb grundsäßlich, halb wirtschaftlich be- 
stimmten Haltung des amerikanischen Präsidenten als in der 
politischen Stellungnahme Englands und Frankreichs kam 
es zum Ausdruck, mit welcher Gesinnung Italien zu rechnen 
hatte. Der Machtgegensa& der Mittelmeervölker brach in 
dem Augenblick durch, wo es um die Neuordnung der Welt 
ging, und Italien sah sich isoliert. Derselbe Geist rücksichts- 
loser Selbstsucht machte sich in dem Bestreben Frankreichs 
geltend, die neue deufsch-österreichische Republik an dem 
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Zusammenschluß mit Deutschland zu hindern und vielmehr eine 
Donaukonföderation wiedererstehen zu lassen. Der Mailänder 
„Corriere della Sera“ machte sich in der bezeichnenden Klage 
Luft: „Frankreich richtet seinen Feind, Deutschland, zugrunde 
— es richtet unseren Feind, Österreich, wieder auf.“ Man 
sah sich um die wertvollsten Früchte des gemeinsam er- 
rungenen Sieges betrogen, und als nun gar starke griechische 
Truppen mit einem interalliierten Anstands-Detachement in 
Smpyrna landeten, das Italien durch den Vertrag von S. Jean 
de Maurienne vorbehalten war, da kannte die Enttäuschung 
keine Grenzen mehr. Ohnmächtig mußte man es hinnehmen, - 
daß dieses Abkommen vom 21. April 1917 von seiten der 
Entente-Verbündeten als nicht bindend bezeichnet wurde, weil 
die Ratifikation durch die russische Revolutionsregierung 
unterblieben war, und von neuem erscholl das Geschrei, das 
vor dem Abfalle Italiens die Luft erfüllt hatte, nur daß es 
sich jet mit der gleichen heißblütigen Heftigkeit gegen die 
Kriegsgenossen richtete wie damals gegen die einstigen 
Bundesgenossen. Nun auf einmal sollte es wahr sein, was 
vorher als unmöglich angesehen worden war; daß Italien von 
seinen Kolonien her Englands Machtstellung in Ägypten 
treffen könne, und mif scharfen Worten erklärte die gesamte 
Presse eine Hegemonie Frankreichs in Europa für unerträglich. 

Mit all diesen Erfahrungen hängt es zusammen, wenn 
die Gegner des Imperialismus in den Monaten nach dem 
Waffenstillstand mehr und mehr Boden gewannen. Wurden 
schon im Lager der Kriegstreiber Stimmen lauf, die sich 
gegen den wahnwibigen Gewaltfrieden wandten, weil er die 
Welt den Angelsachsen und ihrer verblendeten französischen 
Gefolgschaft auslieferte, und weil in Deutschland auch das 
italienische Interesse getroffen wurde, so fanden die Beschlüsse 
von Versailles seitens der Sozialdemokraten und der Katho- 
liken eine grundsäßliche Ablehnung. Wie bei uns bemächtigte 
man sich auch in diesen Kreisen eines nicht chauvinistfischen 
Italienertums der Ideen, wie sie Wilson verkündete und wie 
sie zugleich der Papst mehrmals formuliert hatte. Indessen 
die Entscheidung gaben sie nicht. Die Führung behielt der 
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Imperialismus, und eben weil das Ministerium Orlando- 
Sonnino infolge seiner starren Haltung, die dem italienischen 
Sonderinteresse gegenüber den überlegenen Verbündeten 
schwere Hemmnisse bereitete, das Programm des italienischen 
Imperialismus nicht durchzuseten vermochte, richtete sich der 
Unmut auch gegen die Regierung.'?) 

Wiederum hatte sich somit eine Lage ergeben, wo das 
Dritte Italien in furchtbar getäuschter Hoffnung phantastische 
nationale Träume zerflattern sah. Es hatte mit seinen Ver- 
bündeten gesiegt und stand doch nicht besser da denn zuvor. 
Kein ruhiger Beurteiler hat daran gezweifelt, daß es so 
kommen würde. Italien ist nicht das, was es sein will. Das 
zeigen uns auch die wirtschaftlichen und snzialen Verhältnisse, 
wie sie sich während des Krieges gestaitet haben. 


V. Die wirtschaftliche Entwicklung während des 
Weltkrieges. !*) 


Am drückendsten ist wieder die finanzielle Sorge ge- 
worden. Vom Beginn der selbständigen Geschichte waren 
die Finanzen ein schwacher Punkt im Dasein des italienischen 
Einheitsstaales; erst im Anfang des 20. Jahrhunderts war es 
möglich, Überschüsse gegenüber den Ausgaben zu erzielen 
und die Zinsen der Staatsanleihe auf 31/, und 4 ®/, zu steigern. 
Der Tripoliskrieg von 1911 mit seinen einmaligen Ausgaben, 
die etwa 1 Milliarde Lire betrugen, und den hohen Kosten der 
Besetung und Erschließung der neuen Kolonie hatte das 
mühsam wiederhergestellte finanzielle Gleichgewicht von 
neuem ins Schwanken gebracht. Die Kriegsbereitschaft in 
den zehn Monaten der Neutralität erschütterte bereits die 
Grundlagen des italienischen Finanzsystems, der Krieg selbst 
führte Italien in die finanzielle Knechtschaft Frankreichs und 
Englands und in der späteren Phase auch Amerikas. Bei 
einem Nationalvermögen von 200 Milliarden Lire ist die 
Verschuldung von 13,656 bei Kriegsausbruch auf 71 Milliarden 
bei Kriegsende angewachsen, woran die auf nahezu 60 Milli- 
arden berechneten Kriegsausgaben den Haupfanteil haben.'!5) 
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Seit Jahren werden von der Regierung in den Kammern 
Maßnahmen zur Beseitigung dieses unerträglichen Zustandes 
erörtert. Man befürwortet die Herstellung einer finanziellen 
Einheitsfront des Vierverbandes zur Tilgung der Kriegs- 
schulden; ein Plan, der namentlich von Luzzatti vertreten 
wird. Ja, man legt es England und Frankreich nahe, die 
von deren Seite gegebenen 151/, Milliarden Lire dem armen 
Italien ganz zu erlassen, ohne das die Entente niemals den 
Sieg erkämpft hätte.1°) Zugleich will man durch eine gründliche 
Steuerreform die staatlichen Einnahmequellen steigern. Zwar 
hat der Finanzminister Meda kurz vor Kriegsausgang eine 
Übersicht über die staatliche Besteuerung veröffentlicht, !’) die 
ein höchst günstiges Bild zu geben scheint. Danach betrugen 
die Steuereinnahmen während des Krieges (in 1000 Lire): 


1914/15 1915/16 1916/17 1917/18 


Direkte Steuern . . 592447 720878 1057951 1491656 

Register-, Stempel- | gog775 337906 448357 562438 
u. Geschäftssteuern 

indirekte Steuern. . 464895 641505 922185 982428 


Monopole . . . . 521289 661747 801024 1081975 
1877554 25618586 5229495 4118497 


Indessen fußen diese Ziffern auf den außerordentlichen Kriegs- 
steuern, die lediglich für die Steigerung des Wirtschaftssystems 
kriegerischen Charakters bezeichnend sind und mit der Be- 
endigung des Krieges sich wesentlich verändert haben. Die 
Reform des Steuerwesens ist um so nofwendiger, als derselbe 
Staatsmann letthin darlegte, daß, während der italienische 
Staat vor dem Kriege eine jährliche Ausgabe von 1860 Mill. 
Lire hatte, er künftig mit einem Mehrfachen dieses Jahres- 
betrages zu rechnen hat. Man denkt deshalb an die Ein- 
führung einer progressiven Einkommensteuer und einer 
Erbschaftssteuer, dazu an die Einführung zahlreicher neuer 
Monopole, gegen die aber bereits eine heftige liberale 
Opposition eingesett hat: Auch mit dem staatlichen Kredit- 
system steht es sehr ernst. Der Notenumlauf der Banca 
d’ Italia ist vom Kriegsausbruch bis zum November 1918 von 
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1750 auf 9110 Millionen Lire gestiegen und die Golddeckung 
in demselben Zeitraum von über 70 auf unter 10°, ge- 
sunken. 1) | 
Dieses Bild erscheint noch trüber, wenn wir uns die 
Entwicklung des italienischen Wirtschaftslebens unter dem 
Einfluß des Krieges vergegenwärtigen. Italien war bis 1914 
im großen und ganzen noch Landbaustaat. Nach der Statistik 
von 1911 gehörten 5 Millionen Italiener gewerblichen Berufen, 
11 Millionen landwirtschaftlichen Betrieben an. Das hat sich 
seitdem wesentlich geändert: Italien hat sich industrialisiert. 
Aber dieser umstürzende Prozeß hat sich in der ungesunden 
Treibhausluft der Kriegskonjunktur abgespielt, die industrielle 
Blüte ist — man kann schon sagen: war — eine Scheinblüte. 
Es ist bezeichnend, daß die eigentlich bodenständige italienische 
Industrie, die Seidenindustrie, durch den Krieg vielmehr starke 
Einbuße erlitten hat und in Rücksicht auf die ostasiafische 
Konkurrenz noch sehr viel ungünstigeren Zeiten entgegen- 
sieht. Statt dessen sind Milliarden in die künstlich nach 
Italien verpflanzte Schwerindustrie gesteckt worden. Die 
Apenninhalbinsel verfügt weder über Kohle noch über Eisen. 
Zwar sind in jüngster Zeit die reichen Wasserkräfte für die 
Erzeugung von Elektrizität in großem Umfange nutbar 
gemacht, aber es fehlen doch nahezu alle Voraussetungen 
für eine konkurrenzfähige Fortführung der Industrien. Wie 
unecht die industrielle Entfaltung ist, lehrt die buchstabentreue 
Übernahme ungesunder amerikanischer Vorbilder. Fast das 
gesamfe italienische Wirtschaftsleben ist in die Hände zweier 
Riesentrusts übergegangen, der Ansaldo- und der Ilva- 
gruppe, die über 800 Millionen Lire Kapital verfügen. Sie 
erstrecken sich auf die gesamte Schwerindustrie, haben nahezu 
das ganze Rhedereiwesen an sich gezogen und beherrschen 
auch die Banken. Solange der Krieg dauerte, war dieser 
Zustand möglich. Nun aber, wo die Montanindustrie keine 
hinreichende Beschäftigung mehr findet, stellt sich heraus, 
daß hinsichtlich des Rohstoffbezugs wie der Absabmöglich- 
keiten eine Konkurrenzfähigkeit mit dem begünstigten Aus- 
lande ausgeschlossen ist. ‚Die Folgen machen sich bereits 
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bemerkbar. Gewaltige Kapitalverluste treten. ein und eine 
gefährliche Arbeitslosigkeit greift Plaß. 

Es ist dabei nicht ohne Bedeutung, daß der Krieg noch 
eine andere reichlich fließende Erwerbsquelle für das italienische 
Wirtschaftsleben zum Versiechen gebracht hat, den Fremden- 
verkehr. Man hat berechnet, daß in den Jahren vor dem Kriege 
die. fremden Reisenden 600 bis 700 Millionen Lire jährlich ins 
Land gebracht haben. Diese großen Beträge sind bis auf 
kleine Bruchteile dahingeschmolzen, und wenn man während 
des Krieges über Mittel nachgedacht hat, mit deren Hilfe der 
wichtige Verkehrszweig noch gewinnbringender organisiert 
werden könne, !’) so läßt der herabgekommene Zustand der 
Eisenbahnen und sonstigen Verkehrsverhältnisse in Ver- 
bindung mit der Teuerung und den Ernährungsschwierig- 
keiten heute für längere Zeit eine Wiederherstellung des 
touristischen Verkehrs ausgeschlossen erscheinen, geschweige 
denn eine Steigerung. 

Wie ungesund sich das Wirtschaftsleben Italiens während 
der Kriegszeit gestaltet hat, zeigt schließlich ein kurzer Blick 
auf die Handelsstatistik. Die regelmäßige Passivität der 
Bilanz ist in den besonderen italienischen Produktions- 
verhältnissen begründet. Der Stand von 1915 wies einen 
Einfuhrbetrag von 5645,6 und einen Ausfuhrbefrag von 
2511,6 Millionen Lire auf, so daß die Ausfuhr um mehr als 
eine Milliarde hinter der Einfuhr zurückblieb. Die Ziffern von 
1914 bis 1918 aber lauten folgendermaßen (in Millionen Lire): 


Einfuhr Ausfuhr on 
1914 ... 2 925,8 2 210,4 712,9 
1915 .-. 4 708,5 2 580,4 2 170,1 
19116 ... 850,2 8 088,2 5 802,0 
1917 . . ... 18991,2 ö 808,5 10 682,7 
1918 . . . 14101,6 2 485,5 11 618,1 


Bei diesen Zahlen ist bemerkenswert, daß Deutschland, das 
1915 noch in der Einfuhr wie in der Ausfuhr Italiens an der 
Spite stand, nicht mehr darin figuriert, während die Vereinigten 
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Staaten den Löwenanteil an sich gerissen haben. Im lebten 
Rechnungsjahre hat die Union für 6226 Millionen Lire nach 
Italien exportiert, während das sonst führende England erst 
mit 2189 folgt. Die Gefahr des ungeheuerlichen Mißverhält- 
nisses zwischen Einfuhr und Ausfuhr wird dadurch aufs 
deutlichste dargetan. 

Auch der Handel Italiens hat sonach mit einer großen 
- Ungunst zu rechnen und es kommt erschwerend hinzu, daß 
kein Land relativ so hohe Verluste an seiner Handelsflotte 
erlitten hat wie Italien. Es verlor mit 361 Schiffen und 
1574000 Tonnen 45°/, seines Bestandes und konnte durch 
Beschlagnahme, Bau und Kauf nur etwa die Hälfte davon 
‚erseten. Wir können es nach alledem wohl verstehen, daß 
man in Kammer und Presse unermüdlich Mittel und Wege 
erörtert, wie den schweren wirtschaftlichen Gefahren zu 
begegnen sei, die das Land in den Abgrund zu reißen 
drohen, und daß namentlich eine Wiederherstellung der 
wichtigen wirtschaftlichen Beziehungen zu Deutschland ins 
Auge gefaßt wird. 


VI. Die soziale Entwicklung während des 
Weltkrieges. ?°) 


Das ist alles um so bedeutungsvoller, als Italien schon 
vor dem Kriege außer Stande war, allen seinen Söhnen hin- 
reichend Arbeit und Brot zu verschaffen. Die ländlichen Besiß- 
verhältnisse mit dem Überwiegen der Latifundien und die 
unzulängliche Bodenausnußung ?!) haben zusammen mit der 
starken Zunahme der Bevölkerung die hohen Auswanderungs- 
zahlen hervorgerufen, die für das dritte Italien charakteristisch 
sind. Von 155000 im Jahre 1881 sind sie in ununterbrochener 
Linie auf 872000 im Jahre 1915 angewachsen. 1914 haben noch 
479000 Italiener den heimatlichen Boden verlassen und 1915 
bis zum absolufen Auswanderungsverbot noch 146000. Zwar 
sind 85,5°/, von diesen Auswanderern in die Heimat zurück- 
gekehrt, nachdem sie in mühseliger Arbeit einige Spargroschen 
haben beiseitelegen können, aber es lebten vor dem Kriege 
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doch nahezu 43/, Millionen Italiener im Auslande (bei 35 Mill. 
Einwohnern im nationalen Italien), davon 15°, in Europa 
und 80°/, auf amerikanischem Boden. Die lebenswichtige 
Frage beschäftigt seit einigen Monaten von neuem die 
italienischen Patrioten, und es ist anzunehmen, daß sie künftig 
eine noch größere Rolle spielen wird als in der Vergangen- 
heit, zumal wenn man daran denkt, daß die mitteleuropäischen 
Länder der italienischen Einwanderung verschlossen sein 
werden. Das ganze Problem aber rückt insofern noch in 
ein besonderes Licht, als diese italienische Zuwanderung 
durchaus nicht überall als eine willkommene Darbietung 
wertvoller Arbeitskräfte angesehen wird. Das Verbot der 
Analphabeten-Einwanderung, das die Vereinigten Staaten 
von Amerika am 2. Februar 1917 ausgesprochen haben, richtet 
sich in erster Reihe mit gegen die Süditaliener, und es war 
nicht unberechtigt, wenn damals der Mailänder „Avanti“, das 
sozialdemokratische Hauptorgan Italiens, einen scharfen 
Angriff gegen die Kulturpolitik der Regierung und der 
herrschenden Klassen richtete, „die in der Verfolgung des 
Blendwerks einer verderblichen, großmäuligen und törichten 
Größenwahnspolitik die Mittel des Landes vergeuden und 
das Volk nicht aus der erniedrigenden Knechtschaft des An- 
alphabetismus zu befreien verstanden“. 

Und dazu der ungeheure Druck, der auf dem gesamten 


“ Wirtschaftsleben lastet und dessen Überleitung in die Friedens- 


verhältnisse die. größten Hindernisse in den Weg stellt. Ob- 
schon Produktion und Lebensmittelzufuhr den Bedarf decken, 
greift eine steigende Teurung Pla. Ursache dafür sind die 
gewaltige Steigerung des Notenumlaufs, der schlechte Stand 
der Valuta, die Schwäche der Staatsfinanzen, die den Abbau 
der Preise erschwert, und die Unsicherheit der kapitalistischen 
Verhältnisse. Aus der Teurung aber folgen Arbeiterausstände, 
immer neue Lohnforderungen, Preissteigerungen für die 
heimischen Produkte, Verminderung der Ausfuhr und über- 
haupt zunehmende innere Verwirrung. Es scheint, als ob 
Italien außerstande sei, die Wunden zu heilen, die der Krieg 
seinem Volkskörper geschlagen hat. 


2 


In der Tat: ein seltsames Schicksal erwartet den Sieger. 
Seit dem Beginn des Jahres 1919 mehren sich die Anzeichen, 
daß die Vereinigten Staaten von Amerika in umfassenden 
Maßnahmen die Durchdringung der italienischen Volks- 
wirtschaft betreiben, und schon hat sich ein amerikanisch- 
italienisches Wirtschaffskomitee gebildet, dem sich zahlreiche 
Verbände angeschlossen haben. Der frühere Minister des 
Auswärtigen Tittoni,?) der die italienische Kriegspolitik 
immer untersfüßt hat, zugleich jedoch, der Regierung nicht 
angehörig, die Möglichkeit besitt, sich freier zu äußern, hat 
vor einigen Wochen im Senat ausgerufen: „Wehe uns, wenn 
wir nach Vernichtung der deutschen Hegemonie bemerken 
sollten, daß man sie durch andere Hegemonien ersett hat, 
die vielleicht nach außen weniger brutal, aber in Wirklichkeit 
genau so fyrannisch sind. Wehe vor allem, wenn sich etwa 
hinter diesen neuen Hegemonien eine gewaltige plutokratische 
Koalition, ein kolossales Finanzmonopol zur wirtschaftlichen 
Ausbeutung der ganzen Welt verbergen sollte!“ Vieles deutet 
darauf hin, daß diese Sorge keineswegs unbegründet ist. 
Schon spricht man auch in Italien davon, daß die Aus- 
wanderung künftig unterbunden werden solle, um einem 
rücksichtslosen Großkapitalismus billige Arbeitskräfie zu 
gewährleisten. ?3) 

So erhebt sich für den ruhigen Beurteiler wohl die 
Frage, ob die trostlosen sozialen Verhältnisse, unter denen 
der italienische Arbeiter vor dem Kriege vielfach noch gelebt 
hat, und an deren Bekämpfung der Staat gegangen war, 
wieder zur allgemeinen Regel werden. Wie auf Grund 
parlamentarischer Untersuchungen festgestellt worden ist, gab 
es in Italien noch Haushalte, die bei einer Arbeitstätigkeit von 
drei Familienmitgliedern zu einem jährlichen Gesamtverdienst 
von 57ö_Lire gelangten und auf dieser Basis ihr Jahresbudget 
mit einem Fehlbetrag von 24 Lire abschlossen, die für sieben 
Personen jährlich 2 Pfund Salz, 1'/;, Pfund Fleisch und für 
80 Centesimi Essig verbrauchen durften. Wird die Arbeiter- 
schaft solche Entwicklungsperspektiven ruhig hinnehmen ? 
Man wird das bezweifeln. Die heftigen Verschiebungen, die 
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die wirtschaftliche und gesellschaftliche Struktur in Italien wie 
in den übrigen kriegführenden Ländern erfahren hat, wirken 
ohnehin erregend, und auch das Bürgertum ist davon erfaßt. 
Das alles schafft einen Boden, auf dem der Bolschewismus 
gedeiht, vollends in Italien, wo radikale sozialistische Theorien 
längst schon eine große Rolle spielen. | 


VIl. Italien und der Ausgang des Weltkrieges. 


Es sind somit schwere Erschütterungen im italienischen 
Staatsleben für die nächsten Jahre zu erwarten. An erster 
Stelle scheint dabei die Monarchie gefährdet. Nur wenige 
Menschen würden dem gegenwärtigen Könige eine Träne 
nachweisen; denn sein schwächliches Nachgeben gegenüber 
jedem starken Druck hat seine Stellung nach allen Seiten hin 
untergraben. Aber auch als Institution füllt das italienische 
Königtum keinen Pla aus, der sonst leer wäre und dessen 
Leere das Staatsleben beeinfrächtigen würde, und man darf 
geradezu sagen, daß die monarchische Verfassungsform im 
Grunde nur noch vorhanden ist, weil so wenig Gebrauch 
von ihr gemacht wird, mag es auch im Augenblick beinahe 
zu ihren Gunsten sprechen, daß die Beseitigung der Monarchie 
vieles aufs Spiel seen würde, was im staatlichen Interesse 
bestehen bleiben sollte. Nicht von dieser Seite drohen dem 
staatlichen Dasein die eigentlichen Gefahren, vielmehr liegen 
sie wie bei uns in dem furchtbaren Klassengegensat, der zu 
einer gewaltsamen Entladung zu drängen scheint. Obschon 
der Parlamentarismus in Italien tatsächlich bereits besteht, 
wenn er auch noch keine verfassungsmäßige Geltung hat, so 
ist doch mit erbitterten innerpolitischen Kämpfen zu rechnen, 
die zu einer völligen Ulmgestaltung der politischen und 
sozialen Verhältnisse führen können und sich vielleicht in 
einer ähnlichen oder sogar noch weitergreifenden Revolution 
äußern werden, wie wir sie im Augenblick der Niederlage 
erlebt haben. 

Das italienische Parteileben, wie es war, bildet dagegen 
keinen wirksamen Schuß, denn es fehlte bisher noch an fest 
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umgrenzten Parteien, die im Sinne einer ruhig fortschreiten- 
den Entwicklung Träger der Regierung sein könnten. Die 
politische Leitung ruhte vielmehr vorwiegend in den ständig 
wechselnden Gefolgschaften einzelner Persönlichkeiten, die 
durch Beredsamkeit, geschicktes Auftreten und geschäftliche 
Rouline zu einer führenden Stellung gelangt sind. Der 
persönliche Ehrgeiz dieser Advokaten, Professoren und 
Journalisten spielte eine weit größere Rolle, als das sachliche 
politische Interesse; die lange Reihe der Ministerstürze spricht 
für diese Tatsache eine beredte Sprache. Es bedarf der 
Überwindung dieses „Transformismus“, wie die Italiener das 
System wechselnder Parteibildung nennen, wenn die inner- 
politischen Auseinanderseßungen fruchtbar für das italienische 
Staatsleben werden sollen. Dafür aber sind nicht geringe 
Aussichten vorhanden. Schon die Tatsache, daß das italie- 
nische Parteileben niemals so vergiftet war wie anderwärts, 
wirkt in dieser Richtung, wie denn ethische Faktoren immer 
in der Parteipolitik mitgespielt haben, wenn sie auch infolge 
des herrschenden Systems nicht recht zum Ausdruck ge- 
kommen sind.?!) Auch die Reform des Wahlrechts wird eine 
bedeutende Wirkung üben. Zwar hatte ein neues Wahlgeset 
bereits vor dem Kriege unter dem lebten Ministerium Giolitti 
(1912) das Wahlrecht auf die vordem ausgeschlossenen An- 
alphabeten ausgedehnt, soweit sie das 0. Lebensjahr erreicht 
oder den Militärdienst abgeleistet hatten, und damit die Zahl 
der Wahlberechtigten auf 95°/, der 21 Jahre alten männlichen 
Bevölkerung gesteigert, aber die Beibehaltung des alten 
Wahlsystems zusammen mit dem persönlichen Charakter der 
Parteipolitik hatte die heilsame Wirkung nicht recht zur Geltung 
kommen lassen. Die neue Reform auf der Grundlage des 
Listenwahlverfahrens und des Frauenwahlrechts, deren Ver- 
wirklichung sicher erscheint,?°) wird in Verbindung mit der 
Änderung der politischen Verhältnisse auf die künftige Zu- 
sammensetung der Volksvertretung einen starken Einfluß 
üben.?) Nicht nur die sozialistischen Parteien werden 
davon einen bedeutenden Gewinn haben, sondern auch die 
neue katholische Partei wird daran beteiligt sein, und zumal 


— 345 — 


daraus werden sich wichtige Folgen für die weitere inner- 
politische Entwicklung Italiens ergeben. 

Es ist bekannt, daß das feindselige Verhältnis zwischen 
der Kurie und Italien in den Jahren vor dem Welitkriege be- 
gonnen hatte, sich einigermaßen abzumildern.?””) Das war 
für das innerpolitische Leben Italiens nicht ohne Bedeutung. 
Denn während früher den gläubigen Katholiken jede Be- 
teiligung an den Wahlen schlechtweg verboten war — das 
„Non expedit* (es ist nicht förderlich) Pius’ IX. vom Jahre 
1868 bildete dafür die Grundlage — gab der Vatikan seit 
1891 und vollends seit 1904, namentlich unter dem Eindruck 
der radikal-sozialistischen Strömungen, einem entgegen- 
kommenden Verfahren Raum, und an den Wahlen von 1915, 
auf denen das heutige Parlament fußt, hat sich die katholische 
Wähllerschaft ausdrücklich beteiligt und zwar in der Weise, 
daß in 550 von den gesamten 508 Wahlkreisen das „Non 
expedit* aufgehoben worden war. Allerdings hielt die 
Kurie insoweit an ihrem grundsäßlichen Standpunkt fest, als 
sie der Bildung einer klerikalen Partei ihre Zustimmung auch 
jett. noch versagte. Aber in der Glut des Daseinskampfes 
haben sich die Beziehungen zwischen Vatikan und Quirinal 
weiter gebessert. Es scheint, daß der bis zur bedingungs- 
losen gegenseitigen Ausschließung gesteigerte Zwist nun 
seiner Beilegung entgegengeht. Nicht nur die Haltung der 
katholischen Laienbevölkerung, sondern-auch die des Klerus 
während des Krieges spricht eine beredte Sprache. Nachdem 
von Anfang an zumal die junge Geistlichkeit mit nationalem 
Bekenntnis für Italiens Sache eingetreten war, hat auch der 
hohe Klerus schließlich seine Teilnahme an den militärischen 
und nationalen Veranstaltungen nicht mehr verweigert. Das 
Auftreten des greisen Kardinals Bacilieri von Verona beim 
Eintreffen der amerikanischen Truppen wurde im „Giornale 
d’Italia* dahin kommentiert, daß der. italienische Katholizismus 
seiner Vergangenheit Abbitte leiste und Italien um Ver- 
zeihung bitte. | 

Die Wandlung kam auch in politischer Hinsicht zum 
Ausdruck. Unter den Augen des Staates bildete sich nun 
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eine einheitliche katholische Organisation (Ulnione popolare), 
die dem Papste unmittelbar untersteht, und für die im be- 
sondern die Enzykliken zur sozialen und Arbeiterfrage maß- 
gebend sind. Die katholische Gruppe in der Volksvertretung 
bemühte sich eifrig für die Versöhnung der beiden Lager, 
und im Ministerium selbst wirkte ihr Führer, der Finanz- 
minister Filippo Meda. Schließlich entstand im Dezember 
1918 mit päpstlicher Erlaubnis die katholische Volkspartei, 
die sich in ausgezeichneter Organisation über ganz Italien 
verbreitete und durch zwei christlich-soziale Gewerkschaften 
auch in der Arbeiterschaft festen Fuß faßte.?) Der Vatikan 
gab so dem Katholizismus innerhalb des leidenschaftlich be- 
kämpften italienischen Nationalstaats als Partei den Weg frei 
mit dem alleinigen Vorbehalt, daß keine Priester ins Parla- 
ment traten. Kein Wunder, daß man daran ging, auch das 
Rechtsverhältnis zwischen Italien und der Kurie auf eine neue 
Grundlage zu stellen. Schon in den Herbstmonaten 1914 
wurde über geheime Verhandlungen berichtet, die einen Aus- 
gleich zwischen Quirinal und Vatikan zum Gegenstand hatten; 
sie sind noch vor Ausbruch des Krieges zum Stillstand ge- 
kommen. ??) Mitte Dezember 1918 jedoch, nach der Beendi- 
gung des Krieges, verkündefe das dem Ministerium des Aus- 
wärtigen nahe stehende „Giornale d’Iialia* von neuem, ein 
Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhle und Italien sei als 
wahrscheinlich zu betrachten, und alles deutet darauf hin, daß 
in der Tat Verhandlungen über eine neue grundsäßliche Ver- 
ständigung eingeleitet worden sind. Mögen die großen 
Schwierigkeiten, die dem Ausgleichswerk entgegenstehen, 
den Abschluß noch verzögern, mit dem Zustandekommen 
in absehbarer Zeit ist wohl zu rechnen,3®) wenn man auch 
in Rechnung stellen muß, daß die Initiative vorwiegend auf 
seiten des Vatikans und der von ihm beeinflußten katho- 
lischen Kreise liegt. Die Folgen für die weitere italienische 
Entwicklung können kaum unterschätt werden. 

Nicht diese inneren Auseinandersetungen jedoch, die 
sich anspinnen und die das Dasein des italienischen Volkes. 
und Staates tief beeinflussen werden, geben den Schlüssel 


zur Beantwortung der Frage, was der Weltkrieg für die 
Entwicklung Italiens bedeutet. Für ein solches Urteil muß 
vielmehr die Stellung maßgebend sein, die Italien im Zu- 
sammenleben der Völker gewonnen hat. Da aber kann kein 
Zweifel sein, daß Fürst Bülow recht behalten hat, der im . 
September 1914, als Volk und Regierung Italiens in den 
Bündnispflichten schwankend wurden, den Italienern folgende 
Rechnung aufmachte3!): „Der Kern der Sache ist, daß, ebenso- 
sehr wie das Schicksal Österreichs, die Zukunft Italiens von 
dem Siege unserer Waffen abhängt. Die italienische Groß- 
machtstellung, Unabhängigkeit und Einheit stehen und fallen 
mit der deutschen Machtstellung. Eine Schwächung Deutsch- 
lands würde auf die italienische Stellung im Mittelmeer und 
damit auf die italienische Gesamtposition eine unvermeidliche 
und tiefgehende Wirkung ausüben.“ Der hervorragende 
Kenner Italiens hat buchstäblich recht behalten: Italien hat 
mif Deutschland seinen nafürlichen Rückhalt verloren; es ist 
geschlagen, obschon es mit gesiegt hat. Mit Schmerz er- 
kennen das bereits heute einsichfige Politiker. Die Turiner 
„Stampa“, das Giolitti nahestehende Organ, erörterte im 
März 1919 das Ergebnis des Weltkriegs und stellte fest, daß 
der Zusammenbruch Deutschlands Italien seiner vornehmsten 
Aufgabe beraubt habe, das Gleichgewicht zwischen englischer 
und deutscher Macht zu bilden. „Die Tragik unseres natio- 
nalen Schicksals hat es gefügt, daß wir mit eignen Händen 
unsere Macht zerstört haben, die im Spiel des Ausgleichs 
der Kräfte begründet lag. Heufe sind wir verblutet und ver- 
armt, indem wir eine dieser beiden Kräfte zerstört haben.“ 
So urteilt der italienische Patriot. Der deutsche Historiker 
möchte noch weiter gehen. Ihm erscheint das Ergebnis, das 
Italien aus dem Kriege heimgebracht hat, wie eine Rache der 
Geschichte für die von verwerflicher Großmannsucht be- 
herrschte Treulosigkeit gegenüber den Verbündeten. Ge- 
wogen und zu leicht befunden: das Schicksal Italiens ist 
verdient. 

Der deutsche Politiker aber wird es bei diesem. Urteil 
nicht bewenden lassen, denn die Politik kennt nicht die Be- 
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eriffe Rache, Lohn und Strafe. Er sieht in Italien einen 
Schicksalsgenossen des eignen gedemüfigten Vaterlandes. 


Die Wahrscheinlichkeit ist nicht gering, daß Deutschland und 


Italien, die so oft in der Geschichte gemeinsame Wege ge- 
wandelt sind, im Unglück geläutert, noch einmal Weggenossen 
werden. Nicht freilich in dem Sinne und in der kurzen Frist, 
wie mancher Deutsche, dessen politisches Urteil in den Be- 
eriffen der alten Staatenwelt wurzelt, erwartet und erstrebt. 
Aber die geographischen Bedingungen, die politischen und 
wirtschaftlichen Interessen werden sich in ihrem natürlichen 
Schwergewicht geltend machen, und die neuen zur Herrschaft 
drängenden Schichten werden dafür sorgen, daß die ferza 
Italia ihr Gesicht wandelt. Dann ist die Stunde gekommen, 
wo auch das Problem „Südtirol“, dessen diktatorische Be- 
handlung im Stile eines rücksichtslosen Imperialismus der 


inneren Wiederannäherung der beiden einstigen Verbündeten 


schroff entgegensteht, eine gerechte Lösung erfahren kann. 
Von da eröffnen sich die weiten Perspektiven einer neuen 
deutsch-italienischen Lebensgemeinschaft, die sich der über- 
schattenden Idee des Völkerbundes einordnet und in gegen- 
seitiger Förderung die beiden Völker einem neuen Aufstieg 
zuführt. 


Nachtrag.”) 


Die Entwicklung der letten Monate hat sich ganz in den 
Richtlinien weiterbewegt, die in der Zeit des Waffenstillstands 
und Friedensschlusses bestimmend geworden waren. Der 
_ ungeheuren nationalen Enttäuschung über das Ergebnis des 
Krieges für Italien mußte das Ministerium Orlando -Sonnino 
weichen, das den nationalen Ansprüchen nicht zum Siege 
hatte verhelfen können. An seine Stelle trat am 24. Juni das 
Kabinett Nitti-Tittoni. Mit seinen Zugeständnissen an die 
Partei Giolitfis erklärte es sich innerpolitisch als die Regie- 
rung, die nach vier Jahren zum erstenmal wieder sich von 
den kriegstreiberischen und interventionistischen Strömungen 
fernhieltl. Trogdem konnten auch die neuen Männer keine 
anderen Wege verfolgen als die Vorgänger gegangen waren, 
nur daß es ihnen oblag, auf der einen Seite entschiedener, 
auf der andern elastischer als das schließlich in starre Ab- 
hängiekeit von der Entente verfallene Ministerium Orlando- 
Sonnino das italienische Interesse zu vertreten. Im übrigen . 
mußte sich Italien notgedrungen mit der Rolle einer zweiten 
Macht im Gefolge der überlegenen Verbündeten abfinden. 

‚. In der Tat hatte das Programm, mit dem die Regierung 
hervortrat,3°) ganz imperialistischen Charakter. Es forderte 
eine der Ausdehnung der Westmächte entsprechende Besser- 
stellung Italiens in der Adria und im Mittelmeer, die An- 
erkennung der italienischen Ansprüche auf ein weiteres 
Kolonialgebiet und einen Anteil an den Rohstoffquellen, dazu 
schließlich günstige Handelsverträge und den Schuß der Aus- 
wanderung. Alle Nachrichten, die über die Pariser Verhand- 
Jungen während der Sommermonate bekannt geworden sind, 
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deuten darauf hin, daß das neue Ministerium dabei vorsichtig 
die wirtschaftlichen Interessen in den Vordergrund zu rücken 
geneigt war. In realpolitischer Rechnung nahm es Rücksicht 
auf die wirtschaftliche Zwangslage, in der sich Italien befand, 
und in Verbindung damit vor allem auf die Vereinigten 
Staaten, und das bedeutete zugleich ein leises Zurücktreten- 
lassen der territorialen Interessen am adriatischen Gegen- 
gestade. Mochte man mit dieser kühlen und ausweichenden 
Politik namentlich in bezug auf koloniales Weiterkommen 
Erfolge erzielen, so begehrten nationaler Überschwang und 
staatliche Großmannsucht nun. erst recht auf. Aus dieser 
Stimmung ist der garibaldinische Zug Gabriele d’ Annunzios 
nach Fiume hervorgewachsen, der echte Ausdruck der „Terza 
Italia“, die sich über alles hinwegsett und nur die nationale 
Leidenschaft sprechen läßt. 

Wird das abenteuerliche Ulnternehmen die erhoffte Wir- 
kung haben? Die ganzen Machtverhältnisse schließen aus, 
daß der italienische Nationalismus seine hochfliegenden Pläne 
verwirklicht sehen wird, aber formell wird man ihm entgegen- 
kommen, und das bedeutet doch einiges. Die große Geste, 
die dieses Volk braucht, ist ausgeführt. Der nationalen 
Leidenschaft ist Genüge geschehen; auch die Regierung hat 
ihr in Kundgebungen Rechnung getragen.’') Für das Weitere 
werden die politischen und wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
wieder die Führung haben. Zur demokratischen Fundierung 
der schicksalsschweren Entscheidungen hat das Ministerium 
sich entschlossen, die Kammern aufzulösen und Neuwahlen 
auf Grund des neuen Wahlrechts auszuschreiben. In kurzer 
Frist hat somit das italienische Volk die Möglichkeit, die 
Wege selbst zu bestimmen, auf denen es weiterschreiten will. 

Das ist um so bedeutungsvoller, als auch die Wellen 
der inneren Entwicklung sich in den letten Monaten keines- 
wegs geglättet haben. Die Staatsschuld ist bis Mitte Oktober 
auf fast 100 Milliarden Lire. angewachsen und es ist dringender 
denn je Notwendigkeit, durch heilende Maßnahmen der 
Finanznot entgegen zu wirken. Zwar hat das abgetretene 
Parlament in seiner Sommerfagung manche wertvolle Einzel- 
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arbeit geleistet, insonderheit die Zwangsanleihe an Stelle 
einer Vermögensabgabe beschlossen, die zusammen mit der 
erwarteten deutschen Kriegsentschädigung einige Luft schaffen 
wird. In wirtschaftlicher Hinsicht aber macht sich die angel- 
sächsische Diktatur immer drückender geltend und die Ver- 
hältnisse liegen so, daß die weitestgehende Unterstüsung 
des Auslandes unentberlich ist. In demselben Maße jedoch, 
. wie die finanziellen und wirtschaftlichen Nöte auf den unteren 
Schichten lasten, radikalisiert sich die Arbeiterschaft. Während 
der letten Wochen hat die bolschewistische Richtung in der - 
Sozialdemokratie die Oberhand gewonnen und die Gefahr 
der Revolution ist eher gewachsen denn geringer geworden. 
Kein Wunder, daß immer wieder Stimmen laut werden, die 
dem italienischen Volke dringend die Notwendigkeit einer 
völligen geistigen Erneuerung vorhalten. Das Bürgertum 
müsse dem Proletariat große Zugeständnisse machen und 
sich brüderlich mit ihm zusammentun; das Proletariat aber 
müsse zum eignen Heile und zum Heile der Nation der 
revolutionären Bewegung entsagen und unermüdlich arbeiten: 
so mahnen diese Patrioten. „Können Bürgertum und Prole- 
tariaf sich nicht zu diesen von eiserner Notwendigkeit auf- 
erlegten Opfern entschließen, so sind wir alle, so ist das 
Land verloren.“ 35) 


Anmerkungen. 


1. Vortrag gehalten am 24. Mai 1919. 

2. Zur allgemeinen Orientierung über die jüngste Entwickelung 
und die gegenwärtigen Zustände Italiens sei auf folgende drei Werke 
verwiesen: Ludo M. Hartmann, 100 Jahre italienischer Geschichte 1815 
bis 1915. (Die Grundlagen des modernen Italien.) München 1916. — 
P.D. Fischer, Italien und die Italiener. Betrachtungen und Studien über 
die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Zustände Italiens. 2. Aufl. 
Berlin 1901. — Albert Pingaud, L’ Italie depuis 1870. Preface de E. Denis. 
Paris 1918. (Bibliotheque d’ histoire et de politique.) — Dazu mein Aufsap: 
Italien und die europäischen Mächtegruppen (Das Größere Deutschland, 
Jahrgang 1914 Nr. 25 vom 12. September); sowie Oskar Müller, Irrung 
und Abfall Italiens. Leipzig 1915. (Zwischen Krieg und Frieden 28.) 
— Vom geographischen Standpunkt: Alfred Rühl, Die Grundlagen des 
italienischen Imperialismus. Berlin 1917. (Meereskunde, Heft 159.) — Das 
Zeitungs- und Zeitschriftenmaterial, das den nachfolgenden Ausführungen 
zugrunde liegt, habe ich der von mir selbst angelegten zeitgeschichtlichen 
Sammlung des Historischen Instituts der Universität Leipzig entnommen. 
— Während der Drucklegung des Vortrags werde ich auf den Aufsaß Karl 
Federns aufmerksam: Geschichtliche Probleme der italienischen Politik. 
Das Mittelmeerproblem (Europ. Staats- und Wirtschaftszeitung, Jahrgang 
1919 Heft 51—52). Er ist in der Hauptsache ein Referat über ein um- 
fassendes, anonym erschienenes italienisches Werk, das der. auswärtigen - 
Politik Italiens vor dem Kriege gewidmet ist: Politica Estera Italiana. 

ö. Michael Mayr, Der italienische Irredentismus. Sein Entstehen 
und seine Entwicklung vornehmlich in Tirol. 2. Aufl. Innsbruck 1917. 

4. Diese Dinge behandelt Albert Dauzat in seinem Buche: L’ Ex- 
pansion italienne. Paris 1914. 

ö. Severus (= Maximilian Claar), Zehn Monate italienischer 
Neutralität. Gotha 1915. (Perthes’ Schriften zum Weltkrieg 8.) — Otto 
Röse, Im römischen Hexenkessel 1915. Stuttgart 1915. 

6. Minister Nitti in einer Parlamentsrede am 20. Oktober 1917. 

7. Wilhelm N. Doerkes-Boppard, Das Ende des Dreibundes. Nach 
diplomatischen Aktenstücken und Quellen. Berlin 1916. — Dazu die 
Aufsäse von Philipp Hiltebrandt, Der italienische Imperialismus und sein 
Ende (Deutsche Rundschau, Januar 1918) und von mir über „Italiens 
Lage.“ (Deutsche Politik, Jahrgang 1917 Nr. 52 vom 28. Dezember.) 


8. E. W. Mayer, Die innerpolitischen Mächte Italiens. (Preußische 
Jahrbücher 160, April 1915.) Vgl. dazu den allgemein gerichteten Aufsaß 
von Robert Michels: Demographisch-statistische Studien zur Entwicklungs- 
geschichte Italiens. (Schmollers Jahrbuch 32.) 

9. Die Trennung der italienischen Sozialisten in die beiden Gruppen 
der offiziellen und der Reformsozialisten erfolgte 1912 im Anschluß an 
die tripolitanische Unternehmung, die von dem reformsozialistischen 
Flügel lebhaft gebilligt und gefördert wurde. Die spätere Abspaltung 
der Syndikalisten bezweckte die Schaffung eines Gegengewichtes gegen 
die Reformsozialisten. 

10. Einige höchst beweiskräftige Unterlagen bietet ein Aufsaß in 
der „National-Zeitung“ Nr. 111 vom 11. Mai 1915. — Vgl. im allgemeinen 
Karl Heise, Entente-Freimaurerei und Weltkrieg. Ein Beitrag zur Historie 
des Weltkriegs und zum Verständnis der wahren Freimaurerei. Basel 1919. 

11. Oskar Müller, Wie sollen wir Italien sehen? (Deutsche Politik, 
Jahrgang 1919 Nr. 50 vom 2. Juli.) 

12. Mitteilung des Giornale del Popolo vom 19. Juni 1919. 

15. Über die weitere Entwicklung vgl. den Nachtrag. 

14. Die folgende Darstellung beruht in der Hauptsache auf den 
statistischen Materialien amtlichen und nicht amtlichen Charakters, wie 
. sie durch die italienische Tagespresse weitergegeben worden sind. 

15. Eine spätere Berechnung beziffert die Kriegsausgaben bis zum 
50. Juni 1919 auf etwa % Milliarden Lire, wozu noch etwa 10 Milliarden 
für die Abwickelung treten würden. Die feste elaatsschuid betrug danach 
am 51. Mai 1919 77°], Milliarden. 

16. Mit der im Mai 1919 von der Union Bewähren neuen Anleihe 
im Betrage von 750 Millionen Lire erreicht die Gesamtschuld Italiens an 
Amerika den Betrag von ungefähr 5'/. Milliarde. 

17. Nuova Äntologia vom 16. September 1918. 

18. Am 51. Mai 1919 betrug der Papierumlauf für Rechnung des 
Staates 6747 Millionen Lire in Banknoten und 2282 Millionen in Kassen- 
scheinen. 

19. Vgl. den Aufsat des Senators Maggiorino Ferraris in der von 
ihm geleiteten „Nuova Antologia* vom 16. August 1917. 

20. Auch für diesen Abschnitt gilt die Anmerkung 14. 

21. Über die Rückständigkeit der landwirtschaftlichen Verhältnisse 
Italiens vgl. Rudolf Leonhard, Die landwirtschaftlichen Zustände in Italien. 
Hannover 1915. 

22. Im Sommer 1919 wurde er es von neuem als Nachfolger 
Sonninos. Vgl. den Nachtrag. 

25. Darauf wies am 11. Januar 1919 warnend der „Secolo“ hin. 

24. Zu den in Anmerkung 8 angegebenen Aufsäten vgl. noch 
Robert Michels, Der ethische Faktor in der Parteipolitik Italiens. (Zeit- 
schrift für Politik 5.) 

25. In der Sommertagung hat die Kammer die Reform auf dieser 
Grundlage zum Abschluß gebracht. 

26. Das verfassungsmäßige Erneuerungswerk erstreckt sich auch 
auf die Kolonien und es ist im April 1919 sogar die Verleihung des 
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italienischen Bürgerrechtes an die Eingeborenen Libyens angekündigt 
worden. | 

27. Vgl. dazu den d. Band der Quellenpublikation Hubert Bastgens: 
Die römische Frage. Dokumente und Stimmen. Freiburg i. B. 1919. — 
Über die allgemeinen Zusammenhänge hat sich Albert Werminghoff 
verbreitet: Weltkrieg, Papsttum und römische Frage. Halle 1918. (Aus- 
landstudien Heft 8—10). 

28. Inzwischen ist durch den Gründungskongreß zu Bologna Mitte 
Juni 1919 das organisatorische Werk zum Abschluß gebracht worden. 

29. Der Artikel 15 des Londoner Vertrags vom 26. April 1915, der 
die Entente zur Fernhaltung des Papstes von allen Fragen des Friedens 
verpflichtete, sowie die scharfe, gegen die Kurie gerichtete Rede Orlandos 
vom 21. November 1915 und die Antwort des Abgeordneten Meda vom 
ö. Dezember 1915 lassen erkennen, daß die Verhandlungen damals ab- 
gebrochen waren. 

80. Im September 1919 ging die Meldung durch die Presse, die 
Aussöhnung sei auf der Grundlage eingeleitet, daß der Heilige Stuhl 
als souveräne Macht anerkannt werde und einen Streifen Landes zur 
Küste käuflich erwerben dürfe, der dann neutralisiert werde; Kardinal 
Gibbons habe bereits erhebliche Summen für diesen Kauf gesammelt. 
Das wäre eine Lösung im Sinne der sogenannten „kleinen territorialen 
Frage“ 

ö1. Interview vom 7. September, in allen größeren deutschen Tages- 
zeitungen abgedruckt. 

82. Geschrieben Mitte Oktober 1919. 

85. Rede Tittonis vom 28. Juni im italienischen Senat. — Über die 
politischen Vorgänge des Sommers vgl. Oskar Müller, Vom Wesen der 
italienischen Politik. (Deutsche Politik, Jahrg. 1919 Nr. 41 vom 10. Oktober.) 

54. Derselbe Minister Nitti, der am 20. Oktober 1917 mit einer 
gewissen Kritik in der Kammer festgestellt hatte, daß eine Minderheit 
den Eintritt Italiens in den Krieg erzwungen hätte (vgl. S. 524), erklärte 
nun Mitte Oktober 1919, Italien habe als Großmacht im Weltkrieg nicht 
beiseite stehen können. | 

85. Leitartikel der „Stampa“ vom 19. Juni 1919. 
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A. von Freytagh-Loringhoven: 
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I. Ständewesen und Parteien. 


Um ein richtiges Verständnis für den politischen und 
sozialen Aufbau der Bevölkerung Rußlands zu gewinnen, 
ist es notwendig von der Tatsache auszugehen, daß er zu 
zarischer Zeit auf streng ständischer Grundlage beruhte. Die 
persönlichen Bevorrechtungen oder Benachteiligungen der 
Angehörigen der einzelnen Stände waren allerdings im Laufe 
der Jahre bis auf wenige bedeutungslose Reste fortgefallen. 
Insbesondere hatte die Gesetgebung des Jahres 1906 mit den 
Überbleibseln früherer Zustände gründlich aufgeräumt. Aber 
immer noch gliederte das Geset die Bevölkerung in Adel, 
Geistlichkeit, städtische Klasse, Bauernschaft, und immer noch 
war jeder dieser Stände korporativ zusammengefaßt und 
hatte wichtige öffentliche Funktionen zu erfüllen. Es bestand 
eine ständische Selbstverwaltung, und zugleich waren die 
Organe derselben als Träger staatlicher Rechte und Pflichten 
tätig. So waren einerseits die Häupter des Adels, die Adels- 
marschälle, kraft ihres Amtes Vorsißende oder Mitglieder 
einer ganzen Reihe staatlicher Behörden und vor allem war 
die Kreisverwaltung in sehr erheblichem Maße an die Person 
der Kreis-Adelsmarschälle gebunden. Andererseits wieder 
waren die Organe der bäuerlichen Selbstverwaltung im 
Dorf und in der mehrere Dörfer umfassenden Gemeinde 
gleichzeitig Unterorgane des Staates auf polizeilichem und 
fiskalischem Gebiet. Von besonderer Wichtigkeit war diese 
Sachlage für die Bauernschaft, da hier die Zugehörigkeit 
zum Stande mit wirtschaftlichen Interessen insofern eng ver- 
bunden war, als nur Bauern das Recht hatten, sogenanntes 
Anteilland zu erwerben. Unter diesen Begriff aber fiel das 
gesamte im Eigentum der bäuerlichen Gemeinden stehende 
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Land, das dank der Stolypinschen Agrarreform in das 
Eigentum der einzelnen Gemeindemitglieder übergehen sollte. 
Ebenso wurde nur Bauern im Sinne des Geseßes beim 
Erwerb sonstigen Landes die durch die gleiche Agrarreform 
vorgesehene weitgehende staatliche Hilfe erwiesen. 

Diese gesetlichen Bestimmungen über das Ständewesen 
waren durch die Entwickelung längst überholt. Die politische 
und soziale Stellung des einzelnen befand sich vielfach in 
schroffistem Widerspruch zu seiner vom Geset festgehaltenen 
formalen Zugehörigkeit zu diesem oder jenem Stande. Vor 
allem hatten sich im Laufe der Jahre zwei neue Stände 
gebildet, die von größter Bedeutung für das öffentliche Leben 
waren und doch keinerlei Berücksichtigung im Geset fanden. 
Der eine von ihnen war die sogenannte Intelligenz, der andere 
die Fabrikarbeiterschaft. Jene, die die Angehörigen der freien 
Berufe und ebenso die zahlreiche Beamtenschaft der Selbst- 
verwaltungskörper umfaßte, zu der man vielfach auch einen 
sehr wesentlichen Teil der Staatsbeamtenschaft zählte, hatte 
sich ursprünglich aus Personen gebildet, die meist dem Adel 
angehörten, während sich ihr in der Folge überwiegend 
Elemente anschlossen, die der Geistlichkeift oder dem 
Bürgerstande entstammten. Aber diese, wie jene verloren 
sehr bald jegliche Verbindung mit ihrem ursprünglichen 
Stande, und der von ihnen im Staatsdienst häufig er- 
worbene Adel schlug keine Brücke zu den Vertretern des 
älteren landsässigen Adels. Nicht sehr viel anders stand es 
um die Fabrikarbeiterschaft, die zum allergrößten Teil aus 
_ der Bauernschaft hervorgegangen war. Ursprünglich aller- 
dings pflegte der Bauer, der in die Stadt übersiedelte, den 
Zusammenhang mit seiner Familie und seinem Dorfe zu 
wahren. Soweit die Verteilung des Landes unter den Dorf- 
genossen nach der Kopfzahl vor sich ging, wurde auch der 
Abgewanderte berücksichfigt und es war eine häufige Er- 
scheinung, daß er nach Verlauf einer gewissen Zeit wieder 
zur Scholle zurückkehrte. Allmählich aber begann sich das 
zu ändern. Der Zusammenhang mit dem Dorfe wurde immer 
lockerer, um schließlich ganz verloren zu gehen. Es bildete 
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sich ein städtisches Proletariat, das ebensowenig Verbindung 
mit dem flachen Lande hatte, wie sein westeuropäisches Vorbild. 

Ungeachtet dieser Entwickelung verblieb der Intellektuelle 
ebenso wie der Fabrikarbeiter formell Angehöriger eines der 
vier geseßlichen Stände. Das Recht gab ihm keine Organi- 
sation, die seiner wirklichen sozialen und wirtschaftlichen Lage 
entsprochen hätte. Mehr als das, es untersagte ihm jeglichen 
Zusammenschluß, der ihm die Befriedigung seiner Bedürfnisse 
ermöglicht hätte. Denn bis zur Revolution des Jahres 1905 
waren Bestimmungen in Kraft, als deren Quintessenz man sehr 
wohl das absolute Koalitionsverbot bezeichnen könnte. Dieses 
Verbot galt ebenso für den wirtschaftlichen, wie für den poli- 
tischen Zusammenschluß. Gerade dieser UImstand sollte weit- 
tragende Bedeutung für die weitere Entwickelung gewinnen. 

Da ein legaler Zusammenschluß nicht möglich war, 
ergab sich als Folge das Streben nach Zusammenschluß im 
Widerspruch zum Geset, der nun naturgemäß auf rein 
politischem Boden erfolgte und ebenso naturgemäß von den 
oppositionellen und revolutionären Parteien betrieben wurde. 
Die starke Politisierung des russischen Lebens, die jede 
Erscheinung unter rein politischen Gesichtspunkten beurteilt 
sehen will, wird man gerade auf diesen Entwickelungsgang 
zurückführen müssen. Die Bevölkerung war über den ihr vom 
Geset gewiesenen Rahmen hinausgewachsen, sie bedurfte 
einer neuen Organisafion. Aber es wurde ihr eine solche 
nicht‘ nur nicht gegeben, ihr wurde auch die selbsttätige 
Schaffung der notwendigen Lebensformen untersagt. Da 
war es nicht anders möglich, als daß ihre lebendigen Kräfte 
sich in Widerspruch zum geltenden Geseß stellten, daß ihre 
Betätigung polifischen Charakter erhielt, und daß schließlich 
ihre ganze Kraft sich auf die Bekämpfung der Regierung 
konzentrierte. 


ll. Parteibildung bis 1905. 


Unter den in Rußland herrschenden Verhältnissen kann 
es nicht wundernehmen, wenn der Zusammenschluß der 
oppositionellen Richtungen zunächst in der Form von Ver- 
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Land, das dank der Stolypinschen Agrarreform in das 
Eigentum der einzelnen Gemeindemitglieder übergehen sollte. 
Ebenso wurde nur Bauern im Sinne des Gesetes beim 
Erwerb sonstigen Landes die durch die gleiche Agrarreform 
vorgesehene weitgehende staatliche Hilfe erwiesen. 

Diese gesetlichen Bestimmungen über das Ständewesen 
waren durch die Entwickelung längst überholt. Die politische 
und soziale Stellung des einzelnen befand sich vielfach in 
schroffstem Widerspruch zu seiner vom Geset festgehaltenen 
formalen Zugehörigkeit zu diesem oder jenem Stande. Vor 
allem hatten sich im Laufe der Jahre zwei neue Stände 
gebildet, die von größter Bedeutung für das öffentliche Leben 
waren und doch keinerlei Berücksichtigung im Geseß fanden. 
Der eine von ihnen war die sogenannte Intelligenz, der andere 
die Fabrikarbeiterschaft. Jene, die die Angehörigen der freien 
Berufe und ebenso die zahlreiche Beamtenschaft der Selbst- 
verwaltungskörper umfaßte, zu der man vielfach auch einen 
sehr wesentlichen Teil der Staatsbeamtenschaft zählte, hatte 
sich ursprünglich aus Personen gebildet, die meist dem Adel 
angehörten, während sich ihr in der Folge überwiegend 
Elemente anschlossen, die der Geistlichkeift oder dem 
Bürgerstande entstammten. Aber diese, wie jene verloren 
sehr bald jegliche Verbindung mit ihrem ursprünglichen 
Stande, und der von ihnen im Staatsdienst häufig er- 
worbene Adel schlug keine Brücke zu den Vertretern des 
älteren landsässigen Adels. Nicht sehr viel anders stand es 
um die Fabrikarbeiterschaft, die zum allergrößten Teil aus 
_ der Bauernschaft hervorgegangen war. Ursprünglich aller- 
dings pflegte der Bauer, der in die Stadt übersiedelte, den 
Zusammenhang mit seiner Familie und seinem Dorfe zu 
wahren. Soweit die Verteilung des Landes unter den Dorf- 
genossen nach der Kopfzahl vor sich ging, wurde auch der 
Abgewanderte berücksichtigt und es war eine häufige Er- 
scheinung, daß er nach Verlauf einer gewissen Zeit wieder 
zur Scholle zurückkehrte. Allmählich aber begann sich das 
zu ändern. Der Zusammenhang mit dem Dorfe wurde immer 
lockerer, um schließlich ganz verloren zu gehen. Es bildete 
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sich ein städtisches Proletariat, das ebensowenig Verbindung 
mit dem flachen Lande hatte, wie sein westeuropäisches Vorbild. 

Ungeachtet dieser Entwickelung verblieb der Intellektuelle 
ebenso wie der Fabrikarbeiter formell Angehöriger eines der 
vier geseßlichen Stände. Das Recht gab ihm keine Organi- 
sation, die seiner wirklichen sozialen und wirtschaftlichen Lage 
entsprochen hätte. Mehr als das, es untersagte ihm jeglichen 
Zusammenschluß, der ihm die Befriedigung seiner Bedürfnisse 
ermöglicht hätte. Denn bis zur Revolution des Jahres 1905 
waren Bestimmungen in Kraft, als deren Quintessenz man sehr 
wohl das absolufe Koalitionsverbot bezeichnen könnte. Dieses 
Verbot galt ebenso für den wirtschaftlichen, wie für den poli- 
tischen Zusammenschluß. Gerade dieser LImstand sollte weit- 
tragende Bedeutung für die weitere Entwickelung gewinnen. 

Da ein legaler Zusammenschluß nicht möglich war, 
ergab sich als Folge das Streben nach Zusammenschluß im ° 
Widerspruch zum Geset, der nun naturgemäß auf rein 
politischem Boden erfolgte und ebenso nafurgemäß von den 
oppositionellen und revolutionären Parteien betrieben wurde. 
Die starke Politisierung des russischen Lebens, die jede 
Erscheinung unter rein politischen Gesichtspunkten beurteilt 
sehen will, wird man gerade auf diesen Entwickelungsgang 
zurückführen müssen. Die Bevölkerung war über den ihr vom 
Geset gewiesenen Rahmen hinausgewachsen, sie bedurfte 
einer neuen Organisation. Aber es wurde ihr eine solche 
nicht nur nicht gegeben, ihr wurde auch die selbsttätige 
Schaffung der notwendigen Lebensformen untersagt. Da 
war es nicht anders möglich, als daß ihre lebendigen Kräfte 
sich in Widerspruch zum geltenden Geset stellten, daß ihre 
Betätigung politischen Charakter erhielt, und daß schließlich 
ihre ganze Kraft sich auf die Bekämpfung der Regierung 
konzentrierte. 


ll. Parteibildung bis 1905. 
Unter den in Rußland herrschenden Verhältnissen kann 
es nicht wundernehmen, wenn der Zusammenschluß der 
oppositionellen Richtungen zunächst in der Form von Ver- 
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schwörungen und Geheimbünden stattfand. In größerem 
Umfange läßt sich diese Erscheinung zuerst in den sechziger 
Jahren beobachten. In dieser Zeit entstand eine ganze Reihe 
terrorisfischer Organisationen, die sich den politischen Um- 
sturz zum Ziele setten. Das wirtschaftliche Moment blieb 
hierbei so gut wie unberücksichtigt, bis im Jahre 1879 eine 
Spaltung der stärksten und einflußreichsten jener Organisa- 
tionen, der Semlja i Wolja erfolgte, und unter der Führung 
des durch deutsche Gedankengänge stark beeinflußfen 
Plechanow eine Gruppe sich bildete,. die den Kampf um 
politische Ziele für schädlich erklärte und sich die Soziali- 
sierung des Bodens zum Ziele sette. Wenige Jahre später 
bekannte derselbe Plechanow sich zum Marxismus und 
begründete 1885 die russische sozialdemokratische Partei. 
Zunächst freilich gewann sie Anhänger nur unter den im 
Auslande lebenden Angehörigen der Intelligenz. Erst in den 
neunziger Jahren griff die neue Partei nach Rußland selbst über 
‚und schlug Wurzeln innerhalb der Arbeiterschaft, die dank der 
vom Finanzminister Graf Witte eingeleiteten Industrialisierung 
des Reiches ‚stark angewachsen war. In wenigen Jahren ge- 
lang es ihr bestimmenden Einfluß zu gewinnen. Lohnkämpfe 
und Streiks waren die Folge. Insbesondere fand 1896 ein 
großer Streik der Petersburger Textilarbeiter statt, und von 
diesem Ereignis ab datiert man den Beginn der sozialdemo- 
kratischen Bewegung in Russland. | 

Zunächst fehlte der russischen Sozialdemokratie jeder 
selbständige Zug. Sie war nichts, als eine Nachbildung der 
deutschen Partei, und alle in ihrer Mitte zutage tretenden 
Strömungen spiegelten blos die deutsche Entwickelung wieder. 
Dies gilt ebenso für die orthodoxe Richtung, wie für den 
Revisionismus, dessen Führer Peter Struve war. Ein Unter- 
schied ergab sich hier nur insofern, als seine Anhänger aus 
der Partei ausschieden. Ein deutsches Vorbild hatte auch der 
gleichfalls gegen Ende der neunziger Jahre aufgetretene Öko- 
nomismus. Erst auf dem bekannten Londoner Kongreß der 
russischen Sozialdemokratie im Jahre 1905 trat eine Strömung 
zutage, die man als rein russisch und wenigstens in gewissem 
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Sinne selbständig bezeichnen könnte. Hier war es, wo der 
Bolschewismus geboren wurde. Heutzutage darf als bekannt 
vorausgesett werden, worum es sich handelte: die Mehrheit 
unter der Führung Lenins verlangte eine strafle Zentralisation 
der Partei, die ihr den Charakter eines Geheimbundes verliehen 
hätte und trat zugleich für Anerkennung revolutionärer Kampf- 
methoden ein, während die Minderheit Autonomie der Pro- 
‚vinzialverbände und evolutionäre Taktik wollte. Das und 
nichts anderes waren ursprünglich die Streitpunkte zwischen 
den beiden Fraktionen der Partei, und nur sehr allmählich 
gelangte Lenin und mit ihm seine Anhänger zu dem anarcho- 
kommunistischen Programm, das sie heute vertreten. 

Die Sozialdemokratie gewann bestimmenden Einfluß auf 
die Fabrikarbeiterschaft. Aber neben ihr bildete sich eine 
andere Partei, die sich als die berufene Führerin der über- 
wiegenden Masse des russischen Proletariats, nämlich der 
Bauernschaft ansah. Das waren die Sozialrevolutionäre. 
Sie konstituierten sich um 1900 und stüsten sich auf die 
Überlieferungen der sogenannten Narodniki, jener Geheim- 
bündler der sechziger Jahre, deren Ursprung letten Endes 

- im linken Flügel des Slawophilentums der vierziger Jahre zu 
suchen ist. Sie unterschieden sich von den Sozialdemokraten 
im wesentlichen in drei Punkten. Einerseits ist ihnen der 
Vertreter des russischen Proletariats nicht der Fabrikarbeiter, 
sondern der durch den Agrarkommunismus verelendete Bauer. 
Andererseits lehnen sie die evolufionistische Lehre des 
Marxismus ab und glauben, daß der Sieg nur durch gewalt- 
same Revolution erfochten werden könne. Endlich bestreiten 
sie die Richtigkeit der von den Sozialdemokraten vertretenen 
Lehre, daß Rußland gleich Westeuropa über den Kapitalismus 
zum Sozialismus gehen müsse. Sie glauben vielmehr, daß 
Rußland dank seiner völkischen Eigenart dieser weite Weg 
erspart werden, und daß es gesfüßt auf die Mirverfassung 
sich unmittelbar zum sozialistischen Staat werde umbilden 
können. Auch diese Partei spaltete sich in zwei Gruppen, 
die Maximalisten und Minimalisten, die man in Deutschland 
sehr zu Unrecht häufig mit den sozialdemokratischen Bolsche- 
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wisten und Menschewisten verwechselt hat. Die Maximalisten 
stellten ein radikales Maximalprogramm auf und näherten 
sich dadurch praktisch allerdings den Bolschewisten, während 
die gemäßigten Minimalisten vielfach mit den Menschewisten 
zusammengingen. Grundsäßlich aber standen beide durchaus 
im Widerspruch zu jenen. | 

Da der wesentlichste Programmpunkt der Sozialrevolu- 
tionäre in der Enteignung allen privaten Grundbesites und ° 
seiner Übergabe an die Bauernschaft bestand, gewannen sie 
begreiflicherweise zahlreiche Anhängerschaft auf dem flachen 
Lande. Aber selbstverständlich konnte von einer Beherrschung 
der Bauernschaft durch sie, die der der Arbeiterschaft durch 
die Sozialdemokraten entsprochen. hätte, nicht die Rede sein. 
Dem standen ebenso die geringe. geistige Entwickelung der 
Bauern, wie ihre große Zahl, die gewaltigen Entfernungen 
und die dünne Besiedelung Rußlands entgegen. 

Sehr viel weniger fortgeschritten als die Organisierung 
der revolutionären Gruppen war die der bürgerlichen Oppo- 
sition. In den neunziger Jahren hatte sich eine „Partei des 
nationalen Rechts“ gebildet, die jedoch einflußlos blieb und 
bald verfiel. An ihre Stelle trat 1905 der „Bund der Befreiung“, 
in dem sich die Intelligenz mit den Vertretern der ländlichen 
und städtischen Selbstverwaltung zusammenfand. Er sette 
sich die Einführung einer Konstitution zum Ziele, das jedoch 
ausschließlich mit geseßlichen Mitteln angestrebt werden sollte. 

Das waren die Organisationen, die vor der Revolution 
des Jahres 1905 bestanden. Troßdem die Sozialdemokratie 
ebenso wie die Partei der Sozialrevolutionäre in ihrem 
Programm das wirtschaftliche Moment voranstellte, trugen 
sie doch alle rein politischen Charakter. Denn ihr unmittel- 
bares Ziel war die LUlmgestaltung der Staatsverfassung, 
während ihnen selbst die Verwirklichung ihrer wirtschaftlichen 
Wünsche nur in ferner Zukunft vorschwebte. Freilich gab es 
daneben einen Verband der Vertreter des Handels und der 
Industrie ebenso wie einen Verband der Grundbesiter. Aber 
. beide spielten nur eine sehr geringfügige Rolle und vermochten 
keinesfalls in Wettbewerb mit den politischen Parteien zu treten, 
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Ill. Von der ersten Revolution bis zum Weltkriege. 


Die Revolution von 1%5 verschärfte noch den rein 
politischen Charakter des russischen öffentlichen Lebens. 
Gerade weil die gesetliche Organisation der Bevölkerung 
überlebt war, weil eine andere an ihre Stelle nicht hatte 
treten können, fiel den politischen Parteien eine weit größere 
Rolle zu, als das heutzutage in anderen Ländern der Fall 
ist. Zwar bildete sich während der Revolution ein Verband 
der Verbände, der berufsständischen Charakter hatte. Ebenso 
entstand schon damals ein Rat der Arbeiterdeputierten. Doch 
jener verlor alle Bedeutung, sowie die Verfassung bewilligt . 
war, und die politischen Parteien sich ungehindert entfalten 
konnten. Auch dieser spielte nur zeitweise eine maßgebende 
Rolle. Die Arbeiterschaft ließ sich von ihm bestimmen, und 
während einiger Monate empfing das ganze revolutionäre 
Rußland. von ihm die Parole. Damals schien seine Macht so 
fest gegründet, daß er mit dem Gedanken umging, die 
Regierung des Grafen Witte verhaften zu lassen. Aber diese 
kam ihm um wenige Stunden zuvor, und ein nach seiner 
Festnahme zusammengetretener zweiter Rat der Arbeiter- 
deputfierten vermochte keinen Einfluß mehr auf den Gang 
der Ereignisse zu erlangen. So blieb denn das Schwer- 
gewicht bei den politischen Parteien, die sich nun endgültig 
konsolidierten. | 

Die rechtsstehenden Gruppen der Bevölkerung waren 
durch die Ereignisse überrascht. Ihnen hatfe vor der Revo- 
lution jede Organisation gefehlt. Den Vorsprung, den die 
oppositionellen und revolutionären Elemente vor ihnen besaßen, 
konnten sie nun um so weniger einholen, als unter dem 
Einfluß der siegreichen Revolufion der gewaltige Ruck nach 
links durch das russische Volk ging, der stets in solchen 
Fällen zu beobachten ist. Zwar bildete sich ein „Verband 
des russischen Volkes“, der ein absolutistisches Programm 
aufstellte und zugleich das nationale Moment um so stärker 
betonte, als der Umsturz unter der Führung von Personen 
nicht russischer Herkunft vor sich gegangen war. Aber er 
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vermochte zunächst keinen Einfluß zu erlangen. In der ersten 
und zweiten Duma gab es nur so vereinzelte Monarchisten, 
daß sie zu einer Fraktionsbildung nicht fähig waren. Erst 
nachdem die zweite Duma aufgelöst, und am 16. Juni 1907 
ein neues Wahlgeseß erlassen war, gelang es den Rechten 
in den Vordergrund zu treten. In der dritten Duma verfügten 
sie bereits über 147 Stimmen, von denen 51 den äußersten, 
70 den gemäßigten Rechten und 26 den Nationalisten gehörten. 
In der vierten Duma, die im Dezember 1912 zusammentrat 
und bis zum Ausbruch der März-Revolution tagte, war ihre 
Zahl auf 185 angewachsen. Bei Ausbruch des Krieges zählten 
sie gar 201 Anhänger, da inzwischen der rechte Flügel der 
Oktobristen sich ihnen angeschlossen hatte. 

Ähnliche Schicksale hatte die Partei der Oktobristen, 
in der sich Großgrundbesig und gemäßigtes Bürgertum 
zusammenschlossen. Sie war unmittelbar nach Bewilligung 
der Verfassung von Vertretern der Selbstverwaltungskörper 
begründet worden, die im Gegensa& zu den Kadetten 
die Autonomie der Grenzmarken ablehnten und die Einheit 
Rußlands aufrecht erhalten wollten. Das war der Ausgangs- 
punkt der Oktobristen, dank welchem Umstande sie von vorn- 
herein als Träger nationaler Ideale erschienen. Im übrigen 
stellten sie sich auf den Boden der geltenden Verfassung 
und lehnten ebenso ihre Aufhebung wie ihren weiteren Ausbau 
in demokratischem Sinne ab, eine Stellungnahme, die sie 
nach außen hin dadurch zum Ausdruck brachten, daß sie sich 
als Partei des 17. Oktober, des Tages, an dem die Verfassung 
bewilligt war, bezeichneten. In der ersten und zweiten Duma 
waren auch sie nur schwach vertreten. Dagegen bildeten 
sie in der dritten Duma mit 154 Mitgliedern die weitaus 
stärkste Partei. Auf sie sfüßfe sich denn auch Stolypin, bis 
er allmählich weiter nach rechts hinüberglitt und engere 
Fühlung mit dem rechten Flügel des Hauses nahm. Das 
Zusammengehen mit der Regierung und das immer wieder- 
holte Zurückweichen vor Stolypins stets anwachsenden 
Forderungen hatte ihnen jedoch bereits den inneren Halt 
ebenso wie die äußere Popularität geraubt. Schon in die 
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vierte Duma zogen sie geschwächi ein, und hier kam es dann 
zu einer Spalfung in drei Gruppen, von denen die eine sich 
den Rechten anschloß, während ihr Zentrum, unter der Be- 
zeichnung der Landschafts-Oktobristen in der Stärke von 
64 Köpfen, zusammen mit den nur 20 Mann zählenden Links- 
Oktobristen versuchte, die frühere verfassungsmäßige Politik 
fortzuführen. 

Im Gegensa& zu Rechten und Oktobristen erlebten die 
bürgerlich radikalen Kadetten, die aus dem „Bunde der Be- 
freiung“ hervorgegangen waren und vor allem die Intelligenz 
in ihren Reihen vereinigten, ihre Glanzzeit in der ersten Duma. 
Sie zählten nicht weniger als 180 Abgeordnete und waren 
hier bedingungslos führend. Gleichzeitig von der Regierung 
und den Linken bekämpft, verloren sie jedoch nach der 
Auflösung der ersten Duma an Einfluß und schon in der 
zweiten gelang es ihnen nicht, die Führung zu bewahren. 
Nachdem vollends das Wahlrecht geändert worden war, 
vermochten sie in die dritte Duma nur noch 54 Abgeordnete 
zu entsenden. Ihnen schlossen sich 28 Vertreter der neu 
gebildeten Partei der Progressisten an, die sich im Grunde 
nur durch schwächlichere Haltung von ihnen unterschieden. 
Dank dem Umstande, daß in ihrer Mitte Wissen und politische 
Schulung in reicherem Maße vertreten waren, als bei den 
anderen Parteien, daß sie eine Reihe bemerkenswerter Persön- 
lichkeiten aufzuweisen hatten, und daß an ihrer Spibe der 
taktisch außerordentlich geschickte Miljukow stand, spielten sie 
immerhin eine grössere Rolle, als ihnen ihrer Zahl nach zukam. 
In die vierle Duma zogen sie ungeschwächt ein, und als der 
Krieg ausbrach, zählten sie 55 Stimmen, die Progressisten 
gar 44. Das Anwachsen dieser Partei erklärt sich wohl in 
erster Linie aus einer gewissen Schwächlichkeit der liberalen 
Kreise, die sich scheuten, für die von der Regierung heftig 
befehdeten Kadetten einzutreten und es vorzogen, den Pro- 
gressisten ihre Sfimme zu geben, die im Grunde dasselbe 
wollten, aber den Machthabern weniger verhaßt waren. 

Einen noch stärkeren Rückgang als die Kadetten hatien 
die linken Parteien aufzuweisen, die sich in der Duma 
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einerseits als Sozialdemokraten, andererseits als Arbeits- 
gruppe zusammengeschlossen hatten. In dieser Arbeits- 
gruppe vereinigien sich alle die Elemente, die zu den alten 
Narodniki in Beziehung gestanden hatten, wobei die führende 
Rolle den Sozialrevolutionären zufiel. In der ersten Duma 
traten diese beiden Gruppen hinter den Kadetten zurück, in 
der zweiten rissen sie die Führung an sich, in der dritten 
hingegen verfügten sie nur noch über 53 Stimmen, Beim 
Ausbruch des Krieges gar nur über 24. 

Die angeführten Zahlen geben ein deutliches Bild von 
der Verschiebung, die in den russischen Parteiverhältnissen 
in der Zeit von der ersten Revolution bis zum Kriegsausbruch 
vor sich gegangen war. Das Schwergewicht war von der 
äussersten Linken des Parlaments zur äußersten Rechten 
hinübergeglitten. In sehr wesentlichem Maße erklärt sich das 
selbstverständlich durch das abgeänderte Wahlrecht, das die 
städtische Bevölkerung in den Hintergrund drängte und dem 
Großgrundbesi& ein Übergewicht über die Bauernschaft ver- 
lieh. Daneben müssen aber noch zwei Momente berück- 
sichtigt werden. Als das erste von ihnen darf die immer 
‚und überall beobachtete Neigung der Massen bezeichnet 
werden, sich den bestehenden Machtverhältnissen zu fügen 
und den Trägern der Macht anzuhangen. 1905 ging die 
große Menge der letten Endes unpolitischen Mitläufer mit 
Kadetten und Sozialdemokraten, 1907 und erst recht 1912, 
während der Wahlen für die vierte Duma, stimmten sie für 
die Rechten und die Nationalisten. Das zweite Moment aber, 
das zu dieser Verschiebung beitrug, ist in dem Anwachsen 
des Nationalismus zu suchen. | 


IV. Nationalismus, Neoslawismus, Reaktion. 


Als Väter des heutigen russischen Nationalismus sind 
die Slawophilen der vierziger Jahre anzusehen, dieselben 
Slawophilen, auf die die Sozialrevolutionäre ihren Stammbaum 
zurückführen können. Sie standen ursprünglich im Gegensaß 
zur absolutisfischen und reaktionären Regierung Nikolais 1. 
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Da ihnen aber die Ablehnung westeuropäischer Ideen und 
die Betonung der russischen nationalen Eigenart mit dieser 
gemein waren, ergaben sich bald Verbindungslinien. Im 
Laufe der Zeit wurde das Band, das sich zwischen ihnen 
und der Regierung schlang, immer enger und enger. Nach- 
dem sie noch 1877/78 die Regierung wider deren Willen in 
den Türkenkrieg hineingetrieben hatten, wurden sie schon in 
den achtziger Jahren zu einem unselbständigen Werkzeug 
der zarischen Minister. An die Stelle der slawophilen oder 
panslawistischen Richtung trat derPanrussismus, einProgramm, 
das auf außenpolitische Wirksamkeit so gut wie ganz ver- 
zichtefe und statt dessen nicht nur die Russifizierung der 
Fremdstämme, wie Polen, Balten, Finnländer usw., sondern 
auch die Verwandlung der Ukrainer und Weißrussen in Groß- 
russen sich zum Ziele sete. Dadurch büßte der Panslawismus 
die letten. Sympathien der liberalen Kreise ein. Denn diese 
waren stets für die Fremdstämme eingetreten, deren harte 
Behandlung durch die Regierung ihren Grundsäten wider- 
sprach, und an denen sie zuverlässige Bundesgenossen zu 
finden hofften. Eine große Rolle spielte hierbei auch die philo- 
semitische Stellungnahme der Liberalen, in deren Mitte das 
jüdische Element sehr bald eine führende Stellung errang. 
Nach Niederwerfung der Revolution machte nun Stolypin 
den von vollstem Erfolge gekrönten Versuch, eine nationale 
Bewegung ins Leben zu rufen und sich auf sie zu stüßen. 
Die Vorbedingungen hierfür lagen nicht nur im allgemeinen 
Zuge der Zeit, sondern auch einerseits in der Kränkung, die 
das russische Nationalgefühl soeben durch die Niederlage 
im Japanischen Kriege erlitten hatte, andererseits in der 
geschickt verwerteten Tatsache, daß die Revolution vielfach 
von fremdstämmigen, insbesondere jüdischen Elementen ge- 
macht war. Das Anwachsen der nationalistischen Stimmung 
war so stark, daß nicht nur die Oktobristen ihr nachgeben 
mußten, daß vielmehr auch die Kadetten mit ihr zu rechnen 
begannen. Da sie aber schon allein mit Rücksicht auf ihre 
fremdstämmigen Bundesgenossen den von der Regierung 
vertretenen panrussischen Nationalismus nicht annehmen 
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konnten, mußten sie nach einem anderen BUSWER suchen. 
Den fanden sie im Neoslawismus. 

Man erinnert sich noch der Erregung, mit der die gesamte 
slawische Welt, vor allem aber die russische Öffentlichkeit 
auf die Annexion Bosniens und der Herzegowina im Jahre 
1908 reagierte. Damals erkannten die Kadetten, daß eine 
bürgerliche Partei auf eine führende Rolle nur dann Anspruch 
erheben kann, wenn sie den übermächtigen nationalen In- 
stinkten Rechnung trägt. So ließen sie denn die Ideale der 
alten Slawophilen wieder aufleben und versuchten an die 
Stelle des innerpolitischen Nationalismus den außenpolitischen, 
an die Stelle des Panrussismus den Neoslawismus zu seten. 

Im Kreise der eigenen Partei gelang ihnen das. Das 
ist eine Tatsache, deren Bedeutung nicht unterschätt werden 
darf. Denn hier wurde die Grundlage für den Imperialismus 
und den Deutschenhaß geschaffen, der Rußlands Stellung im 
Weltkriege bestimmt hat. Zugleich aber zeigte dieses Ver- 
halten der taktisch immer sehr geschickten Kadetien, wie 
ungeheuer stark die nationale Bewegung in Rußland geworden 
war. Wenn sogar sie, die grundsäßlich kosmopolitisch gesinnt 
waren, sich zum Nationalismus, sei es auch in veränderter 
Form, bekennen mußten, so lag es auf der Hand, zu einem 
wie bedeutsamen Faktor im öffentlichen Leben dieser geworden 
war. Zusammen mit der Verschiebung der Machtverhältnisse 
im Parlament erklärt er in ausreichendem Maße den Um- 
schwung der Stimmung, der sich binnen wenigen Jahren in 
Rußland vollzogen hatte. Ä 

Einer verständigen weitblickenden Regierung wäre es 
nun ein Leichtes gewesen, die öffentliche Meinung und das 
Parlament in der Hand zu behalten. Es hätte genügt, nach 
der Niederwerfung der Revolution und der Wiederherstellung 
der Ordnung eine Säuberung der Behörden von den unfähigen 
und unredlichen Beamten vorzunehmen, die sich dort fest- 
 gesegt haften. Und wären dann die Versprechungen des 
Oktobermanifestes auch nur in bescheidendstem Maße ver- 
wirklicht worden, ‚wäre auf politischem und namentlich auf 
wirtschaftlichem Gebiet der schwerlastende Druck nur um 
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einiges gemildert worden, so brauchte von den oppositionellen 
N Parteien nichts gefürchtet zu werden. Aber aus dem ein- 
getretenen Stimmungsumschwung wurde der Schluß gezogen, 
daß die Zugestfändnisse des Jahres 1905 nunmehr in vollem 
Umfange rückgängig gemacht werden könnten. Es sette 
eine Reaktion ein, die selbst in sehr gemäßigten Kreisen 
Unzufriedenheit weckte, ja die ursprünglich weit über die von 
Stolypin gehegten Pläne hinausging und ihn selbst erst all- 
mählich in ihre Bahn zog. Das Ergebnis war, daß eine neue 
oppositionelle und revolutionäre Stimmung das Land erfaßte. 

Im Februar 1914 wurde der durchaus konservative, aber 
maßvolle Nachfolger des im Herbst 1911 ermordeten Stolypin, 
Kokowzow, gegen seinen Willen verabschiedet. An seine Stelle 
trat Goremykin, der bereits 1906 Premierminister gewesen war 
und damals in schärfstem Kampf mit der ersten Duma ge- 
standen hatte. Zugleich begannen die reaktionären Minister 
Maklakow und Schtscheglowitow immer schroffer hervorzu- 
treten. Die Praxis sowohl der Verwaltungsbehörden als 
auch der Gerichte nahm einen offen verfassungsfeindlichen 
Charakter an. Die oppositionelle Presse wurde mit Geld- 
strafen und Verboten bedrückt, Vereine wurden aufgelöst, 
Versammlungen untersagt, Abgeordnete für Reden zur 
Rechenschaft gezogen, die sie in der Duma gehalten hatten. 
Gerüchtweise verlautete, daß die Duma entrechtet und in eine 
Institution mit nur beratender Stimme verwandelt werden 
würde. Das wurde geglaubt, die Erregung wuchs. Die 
gemäßigten Parteien schlossen sich mit der Opposition zu- 
sammen, und zum erstenmal seit Bestehen der Duma fand 
sich Anfang Mai 1914 eine Mehrheit, die einzelne Budget- 
posten mit der ausgesprochenen Absicht einer politischen 
Demonstration ablehnte. 

Scharfe Reibungen ergaben sich insbesondere auch auf 
dem Gebiet der Heeresverstärkung. Schon Ende 1915 war 
es bekannt geworden, daß die Regierung eine Anleihe von 
21/, Milliarden Francs in Frankreich aufgenommen hatte, die 
zum Bau staatlicher Bahnen dienen sollte. Dann kamen die be- 
kannten Artikel Ssuchomlinows in den „BirshewyjaWedomosti“ 


über die Kriegsbereitschaft Rußlands. Zugleich wurden neue 
sehr weitgehende Heereskredite in die Duma eingebracht. Die Re 
Opposition, die die Kriegsgefahr kommen sah, erhob Wider- 
spruch. Aber gestüst auf die Rechten gelang es der Regierung, 
ihre Forderungen zuerst in Geheimsigungen des Budgetaus- 
schusses und dann in einer einzigen Vollversammlung der 
Duma durchzubringen. Namens der Opposition protestierte 
Miljukow sowohl gegen die Kredite an sich als auch gegen 
die Art ihrer Behandlung. Aber vergeblich. Als die Duma 
in die Sommerferien ging, war der Krieg beschlossene Sache. 


V. Der Kriegsausbruch. 


Er war es um so mehr, als die inneren Zustände immer 
bedrohlicher wurden. PoincareE kam nach Petersburg, um 
die gegen Deutschland gerichtete Verständigung zu besiegeln. 
Zugleich aber waren ungeheure politische Streiks in beiden 
Hauptstädten ausgebrochen. Niemand zweifelte daran, daß 
sie nichts anderes darstellten, als die Vorboten der unmittel- 
bar bevorstehenden zweiten Revolution. Schon war es zu 
blutigen Zusammenstößen in den Straßen Peterburgs und 
Moskaus gekommen. Da traf die Nachricht von der Kriegs- 
erklärung Österreichs an Serbien ein. Mit einem Schlage 
hörten die Streiks auf, und als am 8. August die Reichsduma 
zu feierlicher Situng zusammentrat, stellten alle Parteien sich 
einmütig hinter die Regierung. Das taten insbesondere auch 
Kerenski im Namen der Arbeitsgruppe und Tschcheidse für 
die Sozialdemokraten. Beide betonten, daß sie die innere 
Politik der Regierung nach wie vor nicht billigten. Beide 
behielten sich vor, nach Beendigung des Krieges die Opposition 
wieder aufzunehmen. Aber beide erklärten, daß sie zwar 
zusammen mit den Sozialisten aller anderen Länder gegen 
den Krieg Einspruch erhöben, daß sie aber troßdem seine 
siegreiche Durchführung im Interesse des Proletariats fördern 
würden. Denn nur auf diesem Wege könnten Europa und 
das Slawentum vor der Bedrohung durch den preußischen 
Militarismus geschüßt werden. 
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Daß die anderen Parteien, unter ihnen auch die Kadetten 
in der gleichen Weise, nur ohne Vorbehalte oder mit 
schwächeren Vorbehalten Stellung nahmen, verstand sich von. 
selbst. Aber es muß besonders hervorgehoben werden, wie 
geschickt die Taktik der russischen Regierung gewesen war, 
die in keiner der Parteien den Gedanken erwachen ließ, als 
sei Rußland schuld am Kriegsausbruch. Niemand zweifelte 
daran, daß Deutschland nicht nur formell als erster den Krieg 
erklärt, sondern daß es ihn auch materiell hervorgerufen 
habe. Die Regierung hatte es meisterhaft verstanden die 
Stimmung zu beeinflussen und die öffentliche Meinung für 
sich zu gewinnen. Warme Sympathien schuf sie sich ins- 
besondere auch durch den bekannten Aufruf des Großfürsten 
Nikolai Nikolajewitsch an die Polen, der den innerpolitischen 
Wünschen aller. der Kreise entgegenkam, die unter neo- 
slawistischem Einfluß standen. Denselben Erfolg hatte die 
Erteilung der Genehmigung zur Begründung eines Bundes 
der Landschaften und Städte, dessen Aufgabe es sein sollte, 
das Sanitätswesen im.Heere zu heben, Speiseanstalten zu 
errichten, Liebesgaben zu sammeln usw. War doch ein 
Zusammenschluß der. Selbstverwaltungskörper von den 
liberalen Kreisen stets angestrebt, von der Regierung immer 
abgelehnt worden, beides selbstverständlich in der Voraus- 
sicht, daß er letten Endes doch politischen Charakter an- 
nehmen würde. 

Weniger einheitlich war die Stimmung inmitten der poli- 
tischen Emigranten, die im verbündeten oder neutralen Aus- 
lande lebten. Überwiegend erklärten sie sich für den Krieg, 
aber immerhin machten sich hier auch Stimmen gegen ihn 
geltend. Nicht weniger als zwei im Auslande herausgegebene 
Zeitungen, die der Arbeitsgruppe nahestanden, sprachen sich 
gerade in diesem Sinne aus. Aber der Eindruck, den das 
machte, wurde durch die Tatsache aufgewogen, daß die 
meisten Führer den entgegengesetzten Standpunkt einnahmen. 
Das tat insbesondere der durch seine Enthüllungen über das 
Spitzeltum innerhalb der revolutionären Parteien bekannte 
Burzew, der sogar unverzüglich nach Rußland zurückkehrte, 
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freilich nur um an der Grenze verhaftet und sehr bald darauf 
zur Verbannung nach Sibirien verurteilt zu werden. Immer- 
hin blieb seine Stellungnahme nicht ohne Wirkung. Und 
tiefen Eindruck rief es hervor, daß Fürst Peter Kropotkin, der 
zwar an der Spite der anarchistischen Gruppe stand, aber 
auch in den Kreisen der Sozialrevolutionäre großes Ansehen 
genoß, zur Unterstügung der zaristischen Regierung aufrief. 
Ähnlich gestaltete sich die Lage bei den Sozialdemokraten. 
Auch hier entbrannten Streitigkeiten, doch auch hier neigte sich 
die Wage zugunsten des Krieges. Insbesondere war es der 
Begründer der Sozialdemokratie Plechanow, der sich zu 
einem patriotischen Standpunkt bekannte. Mit voller Energie 
gegen den Krieg sprachen sich nur die Bolschewisten aus, 
deren geistiges Haupt Lenin, in der Schweiz lebend, auch 
jet seinen pazifistischen und antimilitaristischen Grundsätzen 
treu blieb. 


Vl. Der fortschrittliche Block und seine Gegner. 


Die von der Regierung mit äußerstem Geschick geschürte 
Kriegsbegeisterung begann jedoch langsam einer gewissen 
Enttäuschung Plat zu machen. In den .liberalen Kreisen hatte 
man auf eine politische Amnestie gehofft. Sie blieb aus. 
Sehr bitter empfand man es auch, daß der Presse mannig- 
fache Beschränkungen auferlegt wurden, die sich durch die 
Kriegsnotwendigkeiten nicht rechtfertigen ließen. Man miß- 
billigte die Politik der gegen die galizischen Ukrainer ge- 
richteten Unterdrückungen. Man empörte sich über die vom 
Höchstkommandierenden, dem Großfürsten Nikolai Nikolaje- 
witsch und seinem Stabschef General Januschkewitsch ins 
Werk gesette systematische Verfolgung der Juden im west- 
lichen Operationsgebiet. Aus andern Gründen begann im 
rechten ebenso wie im linken Lager die Kriegsbegeisterung 
nachzulassen. Dort dämmerte die Erkenntnis, daß der Krieg 
‚bei längerer Dauer zu unerwünschten inneren Umwälzungen 
führen müsse. Troß allen auch in den Reihen der Rechten ver- 
tretenen Deutschenhasses witterten sie den gefährlichsten Feind 
in England. In ihren Zeitungen erschienen Bemerkungen über 
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die Ulntätigkeit des Verbündeten, über die Zurückhaltung 
seiner Flotte, über die geringe Zahl seiner Landungstruppen, 
und es hieß, daß einflußreiche Kreise bei Hofe sich für einen 
Sonderfrieden mit Deutschland einsetten. Während aber alle 
solche Gerüchte von der liberalen Presse bereitwillig auf- 
genommen wurden, protestierte dieselbe Presse lebhaft, als 
wiederum von rechts her der Vorwurf der Kriegsmüdigkeit 
gegen die Sozialdemokraten und Sozialrevolutionäre erhoben 
wurde. Sie protestierte auch, als die Regierung am 22. Januar 
1915 eine Mitteilung über eine sozialdemokratische Ver- 
schwörung veröffentlichte, die sich gegen die Fortführung des 
Krieges richtete. Und als deren Teilhaber vor Gericht gestellt 
wurden, tat die kadettische Presse alles, was in ihren Kräften 
stand, um die Anklage als unberechtigt und den verurteilenden 
Spruch des Gerichts als unbegründet erscheinen zu lassen. 

Am 9. Februar 1915 wurde die Duma auf Andrängen der 
Mittelparteien wieder zu kurzer Tagung einberufen. Die Rechten 
und die gemäßigten Gruppen wiederholten die Erklärungen, 
die sie ein halbes Jahr zuvor abgegeben hatten. Aber 
inmitten der Linken frat nun ein schroffer Stimmungs- 
umschwung zutage. Sowohl Kerenski als auch Tschcheidse 
stellten sich jett auf den Boden des internationalen Sozia- 
lismus. Sie sprachen sich mit aller Schärfe gegen eine Fort- 
führung des Krieges aus und forderten den unverzüglichen 
Abschluß des Friedens. Im Gegensat zu ihnen erklärte der 
Sozialdemokrat Mankow, daß im Interesse der Vernichtung des 
Militarismus das Wort Friede erst gesprochen werden dürfe, 
wenn das deutsche Junkertum niedergeworfen sein würde. 

Mankow wurde aus der Fraktion ausgeschlossen. Da- 
gegen wurde die Veröffentlichung der Reden Kerenskis und 
Tschcheidses vom Dumapräsidium untersagt. 

So waren die von der Regierung gegen die sozialistischen 
Fraktionen erhobenen Beschuldigungen durch die Tatsachen 
gerechtfertigt worden. Sozialdemokraten wie Sozialrevolutio- 
näre hatten sich von ihrer ursprünglichen Stellungnahme los- 
gesagt und waren von den übrigen Parteien, die wenigstens 
äußerlich noch zusammenhielten, abgerückt. 
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Die Duma wurde von neuem vertagt: Als sie am 
1. August 1915 wieder zusammentrat, war die Stimmung auch 
bei den Mittelparteien eine andere geworden. Die Desorgani- 
sation des Transportwesens hatte im Innern, namentlich in den 
Großstädten, zu Verpflegungsschwierigkeiten und wachsender 
Teuerung geführt. Zugleich hatte man sich davon überzeugen 
müssen, daß die öffentliche Meinung über die Kriegslage 
von Anfang an systematisch getäuscht worden war. Der 
Durchbruch von Gorlice und die Kette von Niederlagen der 
russischen Heere, die sich an ihn geknüpft hatten, ließen 
erkennen, wie die Dinge in Wahrheit standen. Die Befürch- 
tung erwachte, daß der Krieg verloren gehen könnte. Zu- 
gleich aber erwachte die Erkenntnis, daß die Regierung nun 
mehr denn je der Unterstügung der Parteien bedürfe, und daß 
aus dieser Sachlage mit Aussicht auf Erfolg Ansprüche ab- 
geleitet werden könnten. Es begann eine Annäherung aller 
Parteien, deren Kriegslust aufrichtig war, angefangen mit den 
Nationalisten und gemäßigten Rechten und endend mit den 
Kadetten. Gemeinsam griffen sie den Kriegsminister Ssuchom- 
linow an, den die öffentliche Meinung für die militärischen 
Mißerfolge verantwortlich machte. Gemeinsam verlangten sie 
eine wirtschaftliche Mobilisierung des Landes, vor allem eine 
stärkere Inanspruchnahme der Industrie für die Zwecke des 
Krieges und gemeinsam forderten sie, daß an die Spite der 
Regierung Männer treten möchten, die das Vertrauen des 
Landes besiten. Auf dieser Grundlage wurde am 6. Sep- 
tember ein gemeinsames Programm vereinbart, und die Par- 
teien, die sich auf dieser Grundlage zusammengeschlossen 
hatten, bezeichneten sich fortan selbst als fortschrittlicher 
Block. ‘ 

Die Bildung dieses Blockes bedeutete unbestreitbar einen 
Triumpf der Kadetten; denn letten Endes waren es ihre 
Forderungen, die nun von allen Parteien des Blockes an- 
genommen wurden. Das einzige Zugesfändnis, das sie 
ihrerseits machen mußten, bestand darin, daß sie auf ihre 
alte Forderung eines parlamentarischen Kabinetts verzichteten 
und sich damit begnügten, die Berufung solcher Männer in 
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die Regierung zu verlangen, die das Öffentliche Vertrauen 
genießen. | 

Die äußersten Rechten machten den Versuch, im Gegen- 
sab zum fortschrittlichen Block einen schwarzen Block zu 
bilden. Gleich ihren Gegnern zogen sie ihre Gesinnungs- 
genossen auch in der ersten Kammer, im Reichsrat, heran. 
Aber das machte auf die öffentliche Meinung keinen Eindruck, 
da die ihnen zuneigenden Gruppen wenig zahlreich waren 
und ohnehin Hand in Hand zu gehen pflegten. 

Jedenfalls war das Ergebnis der Herbsttagung 1915, 
daß sich nun endgültig drei politische Gruppen bildeten. 
Die äußerste Rechte betonte nach wie vor ihren Kriegswillen 
und ihre Deutschfeindlichkeit. In Wirklichkeit begann sie 
immer zielbewußter auf einen Sonderfrieden hinzuarbeiten, 
wobei sie freilich nicht so sehr mit der öffentlichen Meinung 
und den Parlamenten rechnete, als vielmehr ihre Verbindungen 
bei Hofe ausnütte, und insbesondere den bekannten und 
berüchtigten Raspufin seinen rätselhaften Einfluß auf den 
Zaren und dessen Umgebung gebrauchen ließ. Maßgebend 
war für sie die Furcht vor inneren Umwälzungen. Gerade 
diese LImwälzungen strebte hingegen der fortschrittliche Block 
an, in dem die Kadetten immer mehr und mehr die Führung 
an sich rissen. Für sie war das englische Beispiel mit 
seinem Imperialismus nach außen und Parlamentarismus nach 
innen maßgebend. Neben ihnen aber standen die Linken, 
die sich nunmehr offen als Gegner des Krieges bekannt 
hatten. | 

Die stärkste Stellung unter diesen drei Gruppen ge- 
 wannen sehr bald die Rechten. Mochten sie sich in der 

Duma in der Minderheit befinden, so geriet doch der Zar 
immer mehr und mehr unter ihren Einfluß. In ausgesproche- 
nem Gegensat zu den Forderungen des fortschrittlichen Blocks 
wurden gerade die Minister verabschiedet, die das Vertrauen 
der Öffentlichkeit noch besaßen. So mußte der Landwirt- 
schaftsminister Kriwoschein nicht minder als der Ober- 
prokureur des Synods Ssamarin gehen, und an beider Stelle 
traten ausgesprochen reaktionär gesinnte Männer. Zugleich 
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wurden die Kongresse der Rechten ohne weiteres genehmigt, 
die der Mittelparteien hingegen behindert und verboten. | 


Vi. Die Märzrevolution. 


Diese Gruppierung blieb in Kraft, bis im März 1917 die 
Revolution ausbrach. Inzwischen war die wirtschaftliche Zer- 
rüttung des Landes fortgeschritten, die Unzufriedenheit mit 
der Politik der Regierung hatte immer weiter um sich 
gegriffen. Dementsprechend wuchs bei Hofe die Neigung 
zum Abschluß eines Sonderfriedens. Den aber wollte der 
fortschrittliche Block um jeden Preis hintertreiben. Er wußte 
sich darin eins mit den Vertretern der Entente, vor allem mit 
dem englischen Botschafter Sir George Buchanan, zu dem er 
von vornherein in den engsten Beziehungen gestanden hatte. 
Genaue Daten über die Verhandlungen, die der Block mit 
dem Botschafter gepflogen, sind zurzeit noch nicht bekannt. 
Ebensowenig weiß man, welche Vorbereitungen getroffen 
waren, um den drohenden Sonderfrieden abzuwenden. Aber 
man wird kaum fehlgehen, wenn man annimmt, daß eine 
Palastrevolution geplant war, in deren Ergebnis der Zar 
durch seinen gefügigeren Bruder Michael ersett werden’ 
sollte. Das parlamentarische Regime sollfe Pla& greifen, und 
das kadettische Ministerium, das die Zügel der Regierung 
übernommen hätte, würde den Krieg mit aller Anspannung 
fortgeführt haben. 

Unabhängig vom fortschriftlichen Block hegten die 
Linken gleichfalls revolutionäre Pläne, die jedoch sehr viel 
weiter gingen, als die der Mittelparteien. Sie wollten einen 
wirklichen Umsturz, der aber nicht zur Fortführung des 
Krieges, sondern zum Friedensschluß geführt hätte. Über 
die Einzelheiten auch ihrer Pläne ist ebensowenig bekannt, 
als darüber, wie weit ihre Vorbereitungen gediehen waren. 

Jedenfalls erfolgte der Ausbruch der Revolution unab- 
hängig sowohl vom Block als von den Linken. Er war ein 
Werk des Zufalls und wurde, so seltsam es klingen mag, durch 
den Innenminister Protopopow wenn nicht hervorgerufen, so 
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doch beschleunigt. Protopopow wollte die Entscheidung er- 
zwingen, noch bevor alle Vorbereitungen beendet sein würden, 
und hoffte, die Revolution auf solche Weise niederzuschlagen. 
Aber die Ereignisse gingen über ihn hinweg. Verpflegungs- 
schwierigkeiten führten zu Straßenkrawallen, aus den Krawallen 
wurde eine Revolte, aus der Revolte eine Revolution. Die 
Truppen meuterten und gingen zu den Aufständischen über, 
und am 12. März hatte die Revolution gesiegt. 

Nun suchten die Parteien die ihnen entglittenen Zügel 
wieder zu erfassen. Die Duma sette einen Vollzugsausschuß 
nieder, in den Angehörige sowohl des fortschrittlichen Blocks 
als auch der Linken hineingewählt wurden. Die Rechten hin- 
gegen verschwanden spurlos von der Bildfläche. Viele unter 
ihnen legten ihre Mandate nieder, weil sich jett herausstellte, 
daß sie im Solde der Regierung oder gar der politischen 
Polizei gestanden hatten. Andere zogen sich freiwillig vom 
öffentlichen Leben zurück. 

Zugleich mit dem Dumaausschuß bildete sich der erste 


Arbeiter- und Soldatenrat, in dem ausschließlich die linken 


Parteien vertreten waren. Der Rat, der bald aus rund 
2500 Köpfen bestand, sette gleichfalls einen Vollzugsausschuß 
nieder, der in der Folge ein Büro aus sich ausschied, das 
tatsächlich die Geschäfte leitete. 

Der Vollzugsausschuß der Duma trat in Beziehungen zu 
dem des Rates und schlug ihm die Bildung eines Koalitions- 
ministeriums vor. Der Rat, der nun als Vertreter der sozia- 
listischen Parteien zu handeln begann, obgleich diese ihre 
Vertrauensmänner auch im Vollzugsausschuß der Duma siten 
hatten, lehnte diesen Vorschlag jedoch ab, und zwar mit der 
Begründung, daß zunächst nur die Verwirklichung eines 
solchen Reformprogrammes möglich sei, das den Absichten 
auch der bürgerlichen Parteien entspreche, und daß daher 
für die Sozialisten keine Veranlassung vorliege, die Verant- 
wortung jett schon zu übernehmen. Deshalb sei zunächst 
ein bürgerliches Ministerium zu bilden, während der Rat sich 
nur das Recht der Kontrolle vorbehalten wolle. Dement- 
sprechend wurde denn auch das erste revolutionäre Ministe- 
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rium aus Angehörigen des fortschrittlichen Blocks gebildet. 
Als einziger Sozialist trat ihm Kerenski bei, der das Porte- 
feuille der Justiz übernahm. Schon in den ersten Tagen 
erwies es sich, daß der Rat die Aufsichtsrechte, die er 
sich vorbehalten hatte, sehr energisch und durchaus aktiv 
auszuüben gedachte. Er schrieb dem Ministerium diese 
und jene Maßnahmen vor, er zwang es zu Schritten, die 
nicht in den Plänen der Regierung gelegen hatten, er handelte 
. offen über ihren Kopf hinweg. Schon zwei Monate nach 
dem Siege der Revolution kam es zu einem offenen Zu- 
sammenstoß, der dadurch hervorgerufen war, daß das 
Ministerium erklärte, den Krieg Hand in Hand mit den Ver- 
bündeten fortführen zu wollen, während der Arbeiter- und 
Soldatenrat verlangte, daß die Regierung für Rußland auf 
Eroberungen und Entschädigungen verzichte und denselben 
Verzicht der Entente aufdränge. Das Ergebnis war ein 
Zurückweichen der Regierung und der Eintritt einer Anzahl 
von Sozialdemokraten und Sozialrevolutionären in das 
Ministerium. 

Im Juli kam es zu einer zweiten Krise, die dadurch 
entstand, daß die sozialistischen Minister den auf Autonomie 
hindrängenden Ukrainern weitgehende Zugeständnisse ge- 
macht hatten. Die bürgerlichen Mitglieder des Ministeriums 
sahen darin einen Eingriff in die Rechte der künftigen ver- 
fassunggebenden Versammlung und traten zurück. Kerenski 
übernahm an Stelle des Fürsten Lwow das Präsidium und 
brachte einen Kompromiß zuwege, nach dem freilich alle 
rechts von den Kadetten stehenden Bürgerlichen aus dem 
Ministerium ausschieden, die Kadetten und Progressisten aber 
von neuem ihre Vertreter in das Ministerium entsandten. Doch 
der Kompromiß vermochte die Tatsache nicht zu verdecken, 
daß tiefgehende Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
bürgerlichen und den sozialistischen Mitgliedern des Kabinetts 
bestanden. Diese Meinungsverschiedenheiten drehten sich 
hauptsächlich um drei Punkte. Die Bürgerlichen wollten den 
Krieg fortführen, die Sozialisten verlangten, daß ein Druck 
auf die Entente ausgeübt werde, um mit möglichster Be- 
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schleunigung und unter Aufgabe der imperialistischen Kriegs- 
ziele einen allgemeinen Frieden zu schließen. Im Zusammen- 
hang damit wollten die Bürgerlichen eine Wiederherstellung 
der Disziplin im Heere, während die Sozialisten sich zwar 
gegen den Vorwurf wehrten, seine Zersebung zu fördern, sie 
in Wahrheit aber unter dem Deckmantel der Schlagworte 
von der Demokratisierung und Revolutionierung der Truppen 
eifrig betrieben. Endlich vertraten die Bürgerlichen den 
Standpunkt, daß grundstürzende Reformen der verfassung- 
gebenden Versammlung vorbehalten bleiben müßten. Die 
Sozialisten hingegen wollten mit möglichster Beschleunigung 
eine Reihe ihrer Programmpunkte verwirklichen. Insbesondere 
wollten sie unverzüglich den privaten Grundbesiß enteignen 
und der Bauernschaft übergeben und ferner die Autonomie 
der Grenzmarken anerkennen. 


VI. Kampf und Sieg der Bolschewisten. 


Im Juli war es auch, als die Bolschewisten stärker in 
den Vordergrund zu treten begannen und sich offenkundig 
in Gegensaß nicht nur zu den bürgerlichen, sondern auch zu 
den anderen sozialistischen Parteien stellten. Schon im Mai 
hatten sie Unruhen veranstaltet, nun riefen sie einen Auf- 
stand hervor, dessen Niederwerfung mehrere Tage in Anspruch 
nahm. Und immer schärfer unterstrichen sie die Punkte ihres 
Programms, die sie von allen anderen Gruppen schieden. 
Sie verlangten sofortigen Abschluß des Friedens ohne 
Rücksichtnahme auf die Bundesgenossen, sie forderten den 
Übergang der Staatsgewalt an die Arbeiter- und Soldaten- 
räte und die unverzügliche Übergabe alles öffentlichen und 
privaten Landes an die Bauern,. aller Fabriken an die 
Arbeiter. Auf dieser Grundlage führten sie eine lebhafte 
Agitation namentlich unter dem Proletariat und den Garni- 
sonen der Großstädte. Sehr bald hatten sie wesentliche 
Erfolge zu verzeichnen. Das trat nicht nur anläßlich der 
von ihnen veranstalteten Unruhen hervor. Mit noch größerer 
Deutlichkeit zeigte es sich bei den Kommunalwahlen in 
den Großstädten, vor allem in Petersburg. 
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Diese Wahlen geben ein anschauliches Bild von dem 
Kräfteverhältnis der Parteien. Im Juni erwies es sich, daß in 
Petersburg 25°, der abgegebenen Stimmen auf die Kadetten 
entfallen waren, 60 /, auf die Sozialrevolutionäre und Minder- 
heitssozialdemokraten, 17°), auf die Bolschewisten. Zwei 
Monate darauf hatten die Kadetten zwar ihren Stimmsab 
gewahrt, dagegen hatten die verbündeten Sozialrevolutionäre 
und Sozialdemokraten nicht weniger als 20°/, der gesamten 
Stimmenzahl an die Bolschewisten abgeben müssen, die nun 
schon über mehr als ein Drittel aller Mandate verfügten. Im 
September erfochten sie einen weiteren, sehr bedeutsamen 
Sieg, indem sie das Präsidium im Petersburger Rat an sich 
rissen, und in den ersten Tagen des November konnten sie 
sich davon überzeugen, daß auf dem nun zusammentrefenden 
Kongreß aller russischen Arbeiter- und Soldatenräte ihnen die 
Mehrheit gehören würde. Da sie damit die Arbeiterschaft und 
die Truppen der Provinz nicht minder als die der Hauptstadt 
hinter sich hatten, wagten sie nichts, als sie am 6. November 
die Fahne des Aufstandes entrollten. Zwei Tage später 
waren sie die Herren von Petersburg ebenso wie von 
Moskau. Die einstweilige Regierung wurde gestürzt und an 
ihre Stelle trat der Rat der Volksbeauftragten. 

Nunmehr blieb den Bolschewisten nur noch übrig, sich 
mit der verfassunggebenden Versammlung abzufinden, deren 
Abgeordnete allmählich in Petersburg einzutreffen begannen. 
Als sich am 15. Dezember erwies, daß zwar bloß 12 Kadetten, 
dagegen 127 Mitglieder des Blocks der Sozialrevolutionäre 
und Sozialdemokraten und nur 59 Bolschewisten gewählt 
waren, und als nach allen einlaufenden Meldungen kein 
Zweifel daran bestehen konnte, daß die noch ausstehenden 
Wahlen dieses Zahlenverhältnis nicht wesentlich ändern 
würden, vertagten sie den Zusammentritt der Konstiftuante 
auf den 18. Januar 1918 und verliehen zugleich der Wähler- 
schaft das Recht, die Abgeordneten abzurufen und Neuwahlen 
anzuseben. 

Doch am Ergebnis vermochte das nichts zu ändern. 
Zwar wuchs die Zahl der bolschewistischen Mandate an, 
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aber die Mehrheit blieb bei den Gegnern. So wurden die 
von der Räteregierung eingebrachten Anträge, die die An- 
erkennung der durch die Novemberrevolution geschaffenen 
Zustände bezweckten, verworfen. Die Bolschewisten ant- 
worteten darauf schon am 20. Januar mit der Auflösung der 
verfassunggebenden Versammlung. 

Seit die Bolschewisten die Gewalt an sich gerissen 
haben, sind fast zwei Jahre verstrichen. Troßdem läßt sich 
von den Vorgängen, die sich während dieser Zeit in Rußland 
abgespielt haben, ein klares und vollständiges Bild nicht 
gewinnen. Gewiß sind zahlreiche Nachrichten darüber zu 
uns gedrungen, wie die neuen Herren in ihrem unglücklichen 
Vaterlande hausen. Eine Menge von Einzelheiten sind uns 
aus den Berichten von Augenzeugen bekannt geworden. Wir 
wissen, daß auf politischem Gebiete ein schonungsloser Terror 
herrscht, wie die Geschichte ihn nie gekannt hat. Wir wissen : 
insbesondere, daß Lenin die Diktatur des Proletariats in furcht- 
barster Form aufgerichtet hat. Wir wissen auch, daß das Wirt- 
schaftsleben des Landes gänzlich verwüstet ist. Es ist bekannt, 
daß die meisten der angeblich sozialisierten Fabriken wegen 
Mangels an Heizstoffen und Rohmaterialien stillgelegt sind 
und daß infolgedessen im ganzen Lande ein unerhörter Waren- 
hunger herrscht. Ebenso ist bekannt, daß die Landwirtschaft 
darniederliegt, daß aller Boden, der sich in den Händen des 
Großgrundbesißtes und der öffentlichen Korporationen befand, 
in die Hände der Bauernschaft übergegangen ist, daß jedoch 
dabei nicht etwa eine Sozialisierung des Landes stattgefunden 
hat, sondern bloß eine Verteilung des Raubes unter die be- 
nachbarten Bauern, die den Großgrundbesiter vertrieben oder 
getötet hatten. Wir wissen weiter, daß das bolschewistische 
Regiment nur noch mit Gewalt aufrechterhalten werden kann 
und daß es sich ausschließlich auf das Lumpenproletariat der 
Städte, auf die lettischen Bataillone, die einst zur Bekämpfung 
der deutschen Truppen gebildet wurden, und auf gemietete 
Chinesen und Koreaner stüßt. Lange Zeit freilich hat auch 
die Arbeiterschaft der Großstädte zum Bolschewismus 
gehalten. Aber schon seit Monaten ist sie abtrünnig geworden 
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und von allen Orten werden Aufstände und Streiks gemeldet. 
Ebenso unzweifelhaft ist es, daß die Bauernschaft in schärfster 
Opposition zum Bolschewismus steht. Sie weigert sich, die 
bolschewistischen Behörden anzuerkennen, sie lehnt es ab, 
ihre Erzeugnisse in die Stadt zu bringen. Immer wieder 
müssen bewaffnete Requisitionsabteilungen auf das flache 
Land entsandt werden, und immer wieder kommt es dabei 
zu Aufständen der Bauern, die in Strömen von Blut erstickt 
werden. Die antibolschewistischen Elemente haben sich denn 
auch zusammengefunden. Der einstige Kommandant der 
Schwarzmeerflotte, Admiral Koltschak, hat in Sibirien dem 
bolschewistischen Regiment ein Ende gemacht. Er hat sich 
mit der Entente verständigt und rückt, von ihr untersfüßt, auf 
die Wolgastädte los. Im Einverständnis mit ihm kämpfen im 
Süden die Truppen des Generals Denikin und im Norden 
marschiert eine zum großen Teil aus ehemaligen Offizieren 
bestehende Freiwilligenarmee im Bunde mit den Finnländern 
gegen Petersburg. Über den Fortgang der militärischen 
Operationen erfährt man freilich nur weniges, und dieses 
wenige ist nicht immer zuverlässig. Immerhin darf damit 
gerechnet werden, daß in absehbarer Zeit der Bolschewismus 
niedergeworfen werden, und daß Rußland wieder in die Reihe 
der zivilisierten Staaten zurückkehren wird. Freilich rückt die 
schwankende Haltung der Entente, die: die versprochene 
Unterstüßung bald gewährt, bald verweigert, diesen Zeitpunkt 
immer weiter hinaus. 

Das alles genügt aber nicht, um sich ein einigermaßen 
klares und vollständiges Bild von den inneren Zuständen zu 
machen, die gegenwärtig in Rußland herrschen. Insbesondere 
ist es kaum möglich, ein Schema der sozialen und politischen 
Struktur des russischen Volkes zu entwerfen. Das allerdings 
liegt zu einem erheblichen Teil nicht so sehr an dem Mangel 
an Nachrichten, als an der Tatsache, daß es dort eben 
an einer solchen Struktur, an einem wirklichen Aufbau 
vollkommen fehlt, und daß vielmehr ein brodelndes Chaos 
herrscht. | 
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IX. Gegenwart und Zukunft des Bürgertums. 


Die von Lenin aufgerichtete Diktatur des Proletariats 
verfolgt zugestandenermaßen das Ziel, das Bürgertum aus- 
zurotten. Soviel sich erkennen läßt, ist ihm das in weit- 
gehendem Maße gelungen. Die massenhafte Flucht der 
bessergestellten Kreise in das Ausland konnte daran nichts . 
ändern. Denn die Flüchtlinge haben ihr Vermögen nur zu 
einem sehr geringen Teil zu bergen vermocht. Soweit es 
in Grundbesis, in Staatspapieren, in industriellen Unter- 
nehmungen angelegt war, ist es ein für allemal verloren. 
Mögen also die Vertreter des Bürgertums ihr Leben gerettet 
haben, ihre wirtschaftliche Macht ist jedenfalls dahin. Dasselbe 
gilt von dem Teil des Bürgertums, der in Rußland zurück- 
geblieben ist. Nach allen von dort eintreffenden Nachrichten 
herrscht gerade in diesen Kreisen ein Elend, das jeder Be- 
schreibung spottet. Nur die Überläufer, die in die Dienste 
der bolschewistischen Regierung getreten sind, befinden sich 
in günstigerer Lage. Freilich soll ihre Zahl sehr erheblich 
sein. Und sie wird aller Wahrscheinlichkeit nach noch stärker 
anwachsen, da die bolschewistischen Gewalthaber, vor allem 
Lenin selbst, zur Überzeugung gelangt sind, daß das 
wirtschaftliche Leben des Landes sich ohne Mitarbeit des 
Bürgertums nicht aufrechterhalten läßt. Infolgedessen sind 
sie seit Monaten eifrig bestrebt, die Vertreter des Bürgertums 
durch Zusicherung persönlicher Unantastbarkeit ebenso wie 
hoher. Gehälter in ihre Dienste zu ziehen. 

Es mag sein, daß unter diesen Ulmständen gewisse 
Gruppen des Bürgertums, vor allem die akademisch geschulte 
Intelligenz, die bolschewistische Zeit überleben und imstande 
sein werden, beim späteren Wiederaufbau Rußlands mitzu- 
arbeiten und den Kern für die Neubildung des Bürgertums 
abzugeben. Es bedarf aber kaum der Erwähnung, daß es 
sich jest für sie jedenfalls nur darum handelt, ihr Leben zu 
fristen, und daß von irgend einer politischen Betätigung 
ihrerseits nicht die Rede sein kann. Vor allem kommt ein 
Fortbestehen der einstigen bürgerlichen Parteien, insbesondere 


der Kadetten, im Rahmen des bolschewistischen Staates gar 
nicht in Betracht. Eine Parteipresse gibt es nicht, ebenso- 
wenig gibt es Parteiorganisationen. Soviel bekannt, suchten 
die Angehörigen der bürgerlichen Parteien sich anfangs 
dadurch zu sichern, daß sie sich für Sozialrevolutionäre 
ausgaben. Dann aber, als auch diese Partei Gegenstand 
erbitterter Verfolgungen wurde, erklärten sich diejenigen, die 
nicht zu den Bolschewisten überlaufen wollten, für parteilos. 
Bürgerliche Parteien gibt es demnach zurzeit nur außerhalb 
Rußlands, in der Emigration, in der sich bekanntlich eben 
auch der einstige Kadettenführer Miljukow befindet. 


X. Sozialrevolutionäre und Minderheitssozialisten. 


Sehr viel günsfiger ist die Lage der sozialistischen 
Parteien, insbesondere der Sozialrevolutionäre. Ihnen streckten 
die Bolschewisten unmittelbar nach ihrem Siege die Hand 
zur Versöhnung entgegen. Äußerlich trat das sofort darin 
zutage, daß zwar die ganze einstweilige Regierung verhaftet 
wurde, daß aber nur die bürgerlichen Minister im Gefängnis 
verblieben, während ihre sozialistischen Kollegen entlassen 
wurden. Es traten denn auch in den Rat der Volkskommissare 
zunächst mehrere Mitglieder des alten sozialistischen 
Blocks ein. Allmählich aber ergab sich von neuem eine 
Entfremdung, aus der schließlich bittere Feindschaft erwuchs. 
Es fehlt an zuverlässigen Daten über die einzelnen Peripetien 
des Verhältnisses zwischen den Bolschewisten und ihren 
einstigen politischen Freunden. Nur soviel ist bekannt, daß 
diese zeitweise nicht weniger erbitterten Verfolgungen aus- 
geseßt waren als die Anhänger der bürgerlichen Parteien. 
. Dazwischen wurden immer wieder Verständigungsversuche 
gemacht, die jedoch nur vorübergehend zu einer Einigung 
führten. Auch scheint es, als sei das Verhältnis in den ver- 
schiedenen Gegenden Rußlands verschieden. So heißt es . 
nach den lebten aus Petersburg eingetroffenen Nachrichten, 
daß die Sozialrevolutionäre in erbitterten Kämpfen mit den 
Bolschewisten stehen, und daß unter ihrer Leitung fortwährend 
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Streiks und Putsche gegen das herrschende Regiment unter- 
nommen werden. Aus anderen Städten hingegen wird 
gemeldet, daß die Sozialrevolutionäre die schwerere Gefahr 
in der durch Koltschak, Denikin und die Freiwilligenverbände 
verkörperten antibolschewistischen Reaktion sehen und des- 
halb bereit sind, sich hinter die Bolschewisten zu stellen. 
Jedenfalls aber darf gesagt werden, daß die sozialrevolutionäre 
Partei fortbesteht und voraussichtlich nach Wiederherstellung . 
der Ordnung in Rußland eine sehr erhebliche Rolle spielen 
wird. Allerdings darf man der Tatsache nicht allzuviel Gewicht 
beilegen, daß sie in der verfassunggebenden Versammlung 
zehnmal so stark wie die Kadeften und mehr als zweimal so 
stark wie die Bolschewisten vertreten war. Damals stimmten 
für sie nicht nur ihre wirklichen Anhänger, sondern auch alle 
jene Millionen, die von den Kadetten nichts mehr erwarteten 
und von den Bolschewisten alles fürchtefen. Sogar die Zahl 
ihrer wirklichen Anhänger war dank dem Kultus, der noch zur 
Zeit der Wahlen mit der Person ihres Führers Kerenski ge- 
trieben wurde, unnafürlich angewachsen. Ist erst wieder eine 
kräftige Staatsgewalt vorhanden, steht insbesondere ein Mann 
vom Schlage Koltschaks an der Spite, dann wird auch die. 
Anziehungskraft der Sozialrevolutionäre stark nachlassen, um 
so mehr, als der Beweis ihrer Unfähigkeit, die Ordnung im 
Staate aufrecht zu erhalten, durch den Bankerott der Kerenski- 
schen Regierung unwiderleglich erbracht ist. Aber wie gesagt, 
stark und einflußreich wird die Partei aller Wahrscheinlichkeit 
bleiben. Sie wird es schon deshalb, weil sie le&ten Endes doch 
die Partei der russischen Bauernschaft ist, dieser Millionen, 
die an Zahl die gesamte übrige Bevölkerung übertreffen. 

So gut wie nichts kann zur Zeit über die Minderheits- 
sozialisten gesagt werden. In den aus Rußland einlaufenden 
Nachrichten werden sie kaum erwähnt, und man empfängt 
den Eindruck, als wären sie von der politischen Bühne ganz 
abgetreten. Ihre Anhängerschafft ist augenscheinlich zum 
allergrößten Teil entweder zu den Bolschewisten oder zu 
den Sozialrevolutionären übergelaufen. 
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Xl. Bolschewisten und Bolschewismus. 


Ein seltsames, nicht leicht zu überschauendes und nicht 
leicht darzustellendes Gebilde ist die Partei der Bolschewisten. 
Vom orthodoxen Marxismus, so wie ihn die westeuropäische, 
insbesondere die deutsche Sozialdemokratie heute bekennt, 
hat sie sich völlig gelöst. Trogdem legen ihre Führer den 
„ denkbar größten Wert auf die Tatsache, daß ihre Anschau- 
ungen sich ganz auf der Lehre von Karl Marx aufbauen. 
Alles, was sie vorbringen, findet sich in den Schriften des 
Begründers der Sozialdemokratie. Wenn sie nach einer 
Diktatur des Proletariats rufen, wenn sie das Absterben des 
Staates als eines Werkzeuges der Klassenherrschaft voraus- 
‚sagen, wiederholen sie damit tatsächlich nur Äußerungen 
von Marx selbst. Freilich kann dem zweierlei entgegen- 
gehalten werden. Erstens handelt es sich dabei um mehr oder 
weniger gelegentliche Aussprüche, zweitens hat unbestreitbar 
der heutige parteiamtliche Marxismus eine gewisse Selbst- 
ständigkeit den Marxschen Lehren gegenüber gewonnen. 
Daraus ergab sich für die Bolschewisten die Notwendigkeit, 
sich von der sozialdemokratischen Lehre, so wie sie inter- 
nationale Geltung erlangt hat, und von der sozialdemokra- 
tischen Partei zu lösen. Ja, sie legten auch den alten Namen 
ab und begannen sich selbst als Kommunisten zu bezeichnen. 
Aber sie rechtfertigen das, wie Lenin es bald nach seinem 
Eintreffen in Rußland im April 1917 tat, damit, daß die offizielle 
Sozialdemokratie den von ihr geführten Namen durch Ver- 
wässerung der reinen Lehre schwer kompromittiert habe. 

Unter weiteren Gesichtspunkten wird man daher zugeben 
müssen, daß der Leninsche Kommunismus recht eigentlich 
erst die Vollendung der Sozialdemokratie bedeutet. Mag 
die Berufung auf Marx und auf Engels, der ebenso gern 
herangezogen wird, berechtigt sein oder nicht, mag die Partei 
ihren ursprünglichen Idealen treu geblieben sein oder ihnen 
entsagt haben, letten Endes wird sich nicht leugnen lassen, 
daß Lenins Standpunkt durchaus folgerecht ist. Die kon- 
sequent durchgeführte sozialdemokratische Theorie muß 
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unweigerlich zum Kommunismus führen. Und daß das gerade 
in Rußland erkannt und im Rahmen der Möglichkeit ver- 
wirklicht wird, ist mehr als bloßer Zufall. Es ist eine unaus- 
weichliche Folge der russischen Denkart, deren bezeichnendster 
Zug die radikale Logik ist, die schnurgerade auf ihr Ziel 
hinstrebt, ohne sich jemals durch tatsächliche Schwierigkeiten 
behindern zu lassen. Der aufgeklärtere, praktischer denkende 
Europäer erkennt ohne weiteres, daß der reine Kommunismus 
eine Utopie bedeutet, die nicht verwirklicht werden kann. 
Der Russe läßt sich durch derartige Bedenken nicht irre 
machen. Hat er einmal die sozialdemokratischen Voraus- 
seßungen angenommen, so zieht er alle logisch notwendigen 
Schlüsse, ohne sich durch ihre Undurchführbarkeit beirren zu 
lassen. Ebensowenig stört es ihn, daß die Verwirklichung 
dieser Gedanken die Anwendung eines schonungslosen 
Terrors, das Vergießen von Strömen unschuldigen Blutes 
verlangt. Dem russischen Doktrinär ist bei all seiner Weich- 
heit der einzelne Mensch immer nur Mittel zum Zweck, und 
in der russischen Geschichte sind so häufig gewaltsame 
Umwandlungen durchgesett worden, daß sie seiner Vor- 
stellungswelt geläufig sind und er vor ihnen nicht zurück- 
scheut. Der seltsame Widerspruch aber, daß durch Anwendung 
schonungsloser Gewalt ein Zustand hergestellt werden soll, 
unter dessen Herrschaft jede Gewaltanwendung ausgeschaltet 
ist, berührt ihn nicht. 

Das ist es ja, was der Bolschewismus anstrebt. Es soll 
zunächst der sozialistische Staat aufgerichtet werden, der, 
wie Lenin sich ausdrückt, „ein Büro und eine Fabrik“ dar- 
stellt. Ulm ihn aufzurichten und aufrecht zu erhalten, muß 
eine Diktatur des Proletariats in Kraft gesett werden, mittels 
derer jeder Widerstand des Bürgertums für jet und immer 
unmöglich gemacht wird. Mit voller Sicherheit aber kann 
das nur erreicht werden, wenn die Bourgeoisie vollkommen 
vernichtet wird. Der sozialistische Staat aber ist nicht Selbst- 
zweck. Vielmehr soll er nur einen Übergangszustand dar- 
stellen, in dessen Rahmen die Menschheit sich an ein neues 
Denken und Empfinden gewöhnt, dank welchem der Staat 
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. überflüssig wird. Infolgedessen wird er absterben, und an 
seine Stelle werden freie Gemeinden treten, in deren Rahmen 
jeder Zwang ausgeschlossen ist. Diese freien Gemeinden 
werden sich dann zu größeren Verbänden zusammentun, und 
im Endergebnis wird die ganze Welt von einem Netz solcher 
Kommunen bedeckt sein. 

Es ist vielleicht nicht zu kühn zu sagen, daß die kultur- 
geschichtliche Bedeutung des Bolschewismus gerade in dieser 
folgerechten und darum utopischen Ausgestaltung des Sozia- 
lismus liegt. Dank dem Kampf, der zwischen seinen An- 
hängern und denen des offiziellen Sozialismus geführt wird, 
ebenso aber dank dem Ulmstande, daß der Kern der bolsche- 
wistischen Lehre troß allem, was in letter Zeit darüber ge- 
schrieben und geredet wurde, immer noch sehr wenig bekannt 
ist, wird diese Tatsache heutzutage meist übersehen. Aber 
in einer späteren Zeit wird sie zweifellos klar erkannt werden. 
Und dann wird aus ihr, wird aus den blutigen Erfahrungen 
des russischen Bolschewismus sich vielleicht die Überwindung 
auch des westeuropäischen Sozialismus ergeben. Die zivili- 
sierte Welt wird dann Rußland dafür zu Dank verpflichtet 
sein, daß es unter unsagbar schweren Opfern den Beweis 
für die praktische Unhaltbarkeit der sozialistischen Lehre 
erbracht hat. Sie wird sich dann damit begnügen dürfen, die 
einzelnen im Sozialismus unbestreitbar enthaltenen gesunden 
und lebenskräftigen sozialen Gedanken zu verwirklichen. 

Im übrigen kann es fraglich erscheinen, ob im gegen- 
wärfigen Augenblick noch von einer bolschewisfischen Partei 
in Rußland gesprochen werden darf. Soviel sich übersehen 
läßt, fällt die Partei mit dem staatlichen Mechanismus zu- 
sammen. Sie ist gegenwärtig der russische Staat, und ihre 
Organe sind es, die den Staat leiten. Alle die Vollzugs- 
ausschüsse, in deren Hand die Regierung liegt, und alle die 
Kommissionen, die in Tätigkeit sind, sind zugleich staatliche 
Behörden und Parteiorgane. Es hat sich eine weitausgedehnte 
bolschewistische Bürokratie gebildet und die gesamte übrige 
Bevölkerung ist für diese nur noch Objekt. Man empfängt den 
Eindruck, als wären alle diejenigen, die wirklich als Partei- 
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mitglieder bezeichnet werden dürfen, bereits ausnahmslos in 
einer oder mehreren der unzähligen Kommissionen unter- 
gebracht. Zugleich läßt sich nicht verkennen, daß diese ganze 
bolschewisfische Bürokratie sich zu einer neuen Bourgeoisie 
ausgewachsen hat. Denn aus allen Nachrichten, die man 
nicht nur den in Deutschland und dem sonstigen Auslande 
erscheinenden russischen Blättern, sondern auch den bolsche- 
wistischen Organen selbst entnehmen kann, ergibt sich der 
Eindruck, daß die bolschewistischen Beamten tatsächlich 
bereits eine Oberklasse bilden, die sich durch ihre Lebens- 
haltung schroff von der Masse unterscheidet. Ihnen schließen 
sich die zweifelhaften Elemente an, die tro& allen Kommunismus 
durch Spekulation und Raub ein bedeutendes Vermögen an- 
gesammelt haben. Das ist eine Tatsache, die in doppelter 
Hinsicht interessant ist. Einerseits liefert sie den Beweis 
dafür, daß keine Gesetgebung imstande ist, eine wirtschaft- 
liche und soziale Differenzierung hintanzuhalten. Anderer- 
seits muß damit gerechnet werden, daß diese Revolutions- 
gewinnler einen sehr wesentlichen Teil des künftigen russischen 
Bürgertums darstellen werden. 

Neben der bolschewistischen Bürokratie gibt es selbst- 
verständlich die große Masse der Mitläufer, die sich eben 
zur bolschewisfischen Partei zählen, ohne doch im eigentlichen 
Wortsinne zu ihr zu gehören. Diese Mitläufer füllen die 
Reihen der roten Armee, sie werden zur Besetzung der 
zahllosen untergeordneten Posten in den Exekutivbehörden 
verwendet. Insofern haben auch sie aufgehört, Parteimitglieder 
zu sein und sind zu staatlichen Organen geworden. 

Ob sich nach Niederwerfung der bolschewistischen Herr- 
schaft eine bolschewistische Partei im eigentlichen Sinne des 
Wortes wieder bilden wird, läßt sich natürlich nicht mit Sicher- 
heit voraussagen. Selbstverständlich werden die Mitläufer 
ungesäumt abfallen und es ist wohl anzunehmen, daß die große 
Masse auch der einst überzeugten Anhänger, ernüchtert durch 
all das Furchtbare, das die letzten zwei Jahre gebracht haben, 
sich von ihr abwenden wird. Dann wird vielleicht ein kleines 
Häuflein von Fanatikern übrig bleiben, das durch nichts zu 
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belehren ist und das bis zulest dafür eintreten wird, daß der 
Bolschewismus der Welt das Heil gebracht hätte, wenn man 
ihn nur hätte gewähren lassen. Es mag sogar sein, daß 
dieses Häuflein im künftigen politischen Leben Rußlands eine 
gewisse Rolle spielen wird. Doch allzu groß wird sie schwer- 
lich sein. 


Xi. Ein Ausblick. 


Bismarck sagt, man könne auch von dem scharfsinnigsten 
Sfaatsmanne nicht mehr verlangen, als daß er einen Zeitraum 
von etwa drei Jahren im voraus übersehe und für ihn seine 
Maßnahmen treffe. Diese Beschränkung gilt sogar unter der 
Voraussetung des Bestehens normaler Verhältnisse. Gegen- 
wärtig gibt es solche in Rußland weniger noch als irgendwo 
auf der Welt. Das ganze Reich hat sich in ein Chaos auf- 
gelöst und die Grundlagen seines sozialen und wirtschaft- 
lichen Lebens sind vollkommen umgestürzt. Unter solchen 
Umständen wäre es eine Tollkühnheit, wollte man im Ernst 
versuchen vorauszusagen, wie sich dort die Dinge in Zukunft 
gestalten werden. Immerhin darf davon ausgegangen. werden 
daß zuerst die bürgerlich-sozialistische, dann die bolsche- 
wistische Republik bankerott gemacht hat. Daher ist wohl 
anzunehmen, daß das Land zu seinem Ausgangspunkt zurück- 
kehren und die Monarchie wieder aufrichten wird. Ob es 
die konstitutionelle oder die parlamentarische Monarchie sein 
wird, bleibe dahingestellt. Jedenfalls aber wird sie wirtschaft- 
lich auf der Grundlage des Privateigentums aufgebaut werden 
müssen. Freilich wird der Umsturz, der sich inzwischen 
abgespielt hat, nicht ungeschehen gemacht werden können. 
Insbesondere wird es nicht möglich sein, das von den Bauern 
geraubte Land seinen ursprünglichen Besitern wiederzu- 
geben. Es wird in bäuerlicher Hand verbleiben, aber nicht 
nach sozialisfischen, sondern nach privatrechtlichen Grund- 
säten. Und das Privateigentum wird nach all den miß- 
glückten Sozialisierungsversuchen der letten Jahre sicherlich 
wieder zu Ehren kommen, mögen daneben auch weitgehende 
soziale Gesichtspunkte in Kraft treten. Das wird schon des- 
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halb der Fall sein, weil die wirtschaftliche Wiederaufrichtung 
Rußlands nur mit Hilfe des ausländischen, insbesondere des 
amerikanischen Kapitals möglich sein wird. Und dessen 
Träger werden selbstverständlich Bürgschaften für seine Un- 
antastbarkeit verlangen. Sind doch sogar die Bolschewisten 
‚bereit, eine solche Bürgschaft zu gewähren. 

Liegen die Dinge aber so, dann kann kaum ein Zweifel 
daran bestehen, daß auch der soziale Aufbau der Bevölkerung 
Rußlands sich zwar in vielem von dem früheren unterscheiden, 
aber doch auf denselben Grundlagen beruhen wird. Sehr 
bedeutsam wird unzweifelhaft der Fortfall des Großgrund- 
besites sein. Aber ein städtisches Bürgertum und eine 
städtische Intelligenz werden sich bestimmt wieder bilden. 
Und inmitten der Bauernschaft, in deren Hände nun sämt- 
licher Grund und Boden übergegangen ist, wird sicherlich 
eine Differenzierung entstehen, die zur Bildung jener länd- 
lichen Mittelschicht führen wird, deren Fehlen sich früher so 
schmerzlich bemerkbar machte. Diese Mittelschicht wird es 
vielleicht sein, die dem Reiche den bisher mangelnden 
inneren Schwerpunkt geben wird. 

Auf der Basis dieser Neugestaltung der sozialen Ver- 
hältnisse wird dann gewiß auch ein neues politisches Leben 
aufblühen, werden sich neue politische Parteien bilden. Jene 
ländliche Mittelschicht wird möglicherweise das Material für die 
Bildung einer konservativen Partei liefern. An einer solchen 
Partei fehlte es bisher in Rußland. Denn die sogenannten 
Rechten waren nicht konservativ, sie waren nichts anderes 
als gouvernemental. Das städtische Bürgertum und die 
Intelligenz werden voraussichtlich nach wie vor in kadetfischem 
Fahrwasser segeln. Schwieriger zu beantworten ist dagegen 
die Frage, welches in Zukunft das politische Bekenntnis der 
Kleinbauern und der Fabrikarbeiterschaft sein wird. Daß sie 
nach dem Bankerott der Revolution wieder zu ihren alten 
Parteien, zu den Sozialrevolutionären und Sozialdemokraten 
zurückkehren sollten, ist auf den ersten Blick schwer glaub- 
lich, weil es aller Logik ins Gesicht schlüge. Aber die 
Geschichte entwickelt sich nicht logisch, und die Massen 
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handeln nicht logisch. Daher muß es als durchaus wahr- 
scheinlich bezeichnet werden, daß diese Parteien von neuem 
aufleben. Der Hoffnung, daß das nicht der Fall sein wird, 
und daß an ihre Stelle neue Gruppierungen freten werden, 
die sich unter Verzicht auf jegliche Utopie eine Besserung 
der Lage jener Schichten zum Ziele seten, steht die psycho- 
logisch wohlbegründete Tatsache entgegen, daß die Massen 
nicht zu gewinnen sind, wenn man ihnen nicht Ziele zeigt, 
die eine absolute Glückseligkeit verheißen. Solche Ziele 
aber müssen notwendig utopisch sein. | 

Dieses Bedürfnis nach der Utopie ist es wohl auch in 
erster Linie, das eine sichere Voraussage des Kommenden 
auf politischem Gebiet so ungemein erschwert. Mit ihm muß 
auch für Rußland gerechnet werden, und ihm ist es zu danken, 
wenn die Umrisse des Baues, der sich aus dem jeßigen 
Chaos neu erheben soll, sich nicht deutlicher erkennen lassen. 
Nur an einem wird man unbedingt festhalten dürfen, an dem 
Glauben, daß das Chaos etwas Vorübergehendes ist und 
daß an seine Stelle wieder ein Gebilde treten wird, das von 
der ordnenden Menschenhand geschaffen und das des 

denkenden Menschengeistes würdig ist. 
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Am 21. Juli 1914 hielt der Universitätsprofessor der 
Geschichte in Upsala, Nils Eden, — damals einer der Führer 
der schwedischen Linksliberalen und gegenwärtig schwedischer 
Ministerpräsident — in einer Versammlung seiner Partei- 
‘ freunde einen politischen Vortrag, in dem er u. a. erklärte, 
daß der Weltfriede für längere Zeit durchaus gesichert er- 
scheine. Diese seine tröstliche Versicherung wurde jedoch, 
wie bekannt, nur allzu bald durch die Ereignisse Lügen 
gestraft. Kaum 14 Tage nach seiner Rede war der Weltkrieg 
in vollem Gange. 

Nicht ohne Absicht habe ich meine Schilderung der 
politischen und sozialen Entwicklung Schwedens seit 1914!) 
gerade mit den Worten begonnen, die der jetige leitende 
Staatsmann Schwedens unmittelbar vor Ausbruch des Welt- 
krieges an öffentlicher Stelle zu seinen Landsleuten äußerte. 
Kennzeichnen doch diese Worte ganz vortrefflich die Auf- 
fassung, die man damals in Schweden fast allgemein be- 
züglich der weltpolifischen Lage hegte. Nicht nur für die 
große Masse des schwedischen Volkes, die sich im Laufe 
einer mehr als hundertjährigen, ununterbrochenen Friedens- 
periode das außenpolitische Denken nahezu vollständig ab- 
gewöhnt hatte, sondern auch für die meisten schwedischen 
Politiker kam der Ausbruch des Weltkrieges wie ein Blit aus 
heiterem Himmel. 

Welche Stellung hat nun die öffentliche Meinung Schwe- 
dens damals den beiden kriegführenden Mächtegruppen 
gegenüber eingenommen? Um diese Frage richtig be- 
antworten zu können, muß man sich vor allem die außen- 
und innerpolitische Lage vergegenwärtigen, in der sich 
Schweden Ende Juli 1914 befand. 


!) Vortrag, gehalten am 27. Juni 1919. 
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Zwei Ereignisse sind es, die den entscheidenden Wende- 
punkt in der neuesten politischen und sozialen Entwicklung 
Schwedens bezeichnen: die Auflösung der schwedisch- 
norwegischen Union im Jahre 1%5 und die wenige Jahre 
später beginnende Demokratisierung der schwedischen Volks- 
: verfrefung. 

Die Auflösung der schwedisch-norwegischen Union war 
für Europa ein Ereignis von außerordentlich bedeutender 
Tragweite. Die gegen Deutschland gerichtete Einkreisungs- 
politik König Eduards VII. von England hatte einen ihrer . 
ersten großen Erfolge errungen. Dasjenige Staatengebilde 
im europäischen Norden, das sich bisher wie ein fester Damm 
zwischen die östliche und westliche Gruppe der im Entstehen 
begriffenen Entente geschoben hatte, war in zwei Teile aus- 
einandergefallen, die isoliert dem Drucke einer über sie 
hereinbrechenden Sturmflut des Ententeimperialismus kaum 
zu widerstehen vermochten. Die skandinavische Halbinsel, 
die als außenpolitische Einheit mit ihrer Bevölkerung von 
mehr als 7'/, Millionen Seelen bisher eine Macht zweiten 
Ranges gewesen war, drohte jett, nach ihrer Spaltung, zu 
einer „Quantite negligeable“, d. h. zu einem willenlosen Spiel- 
ball in den Händen der Entente zu werden. An die Stelle 
des Unionsherrschers Oskar Il., der mehr als ein Menschen- 
alter hindurch unermüdlich für eine kulturelle und politische 
Annäherung der Völker Nord- und Südgermaniens zu wirken 
gesucht hatte, trat nunmehr in Norwegen ein König von 
Englands Gnaden, ein Schwiegersohn jenes Britenherrschers 
Eduard VII., der seit jeher die Vernichtung Germaniens als 
das „Ceterum censeo“ der englischen Politik betrachtet hatte. 

Die unheilvollen Folgen des norwegischen Thronwechsels 
offenbarten sich schnell. Das durch den Unionsbruch von 
1905 scheinbar unabhängig gewordene Königreich Norwegen, 
dessen Bevölkerung schon früher lebhafte, geschichtlich zu 
erklärende Sympathien für die angelsächsischen Vettern 
besessen hatte, dessen Lebensmittelzufuhr hauptsächlich auf 
die westlichen Seewege angewiesen war, dessen lange Küsten- 
linie völlig von der englischen Flofte beherrscht wurde, und 
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dessen blühender Handels- und Schiffahrtsverkehr in hohem 
Grade auf der Mitbeteiligung des englischen Kapitals beruhte, 
verwandelte sich immer mehr in einen britischen Schuß- und 
Vasallenstaat. Hierdurch geriet das vollkommen isolierte 
schwedische Reich in eine sehr bedrohliche Lage. Im Westen 
dehnte sich der wirtschaftliche und politische Einfluß Groß- 
britanniens fortan bis an die schwedisch-norwegischen Grenz- 
berge aus, während gleichzeitig im Osten das russische 
Zarenreich, der vielhundertjährige Erbfeind Schwedens, durch 
allmähliche Beseitigung der Autonomie des Großfürstentums 
Finnland sein unumschränktes Machtgebiet planmäßig immer 
näher an die schwedisch-finnländischen Grenzpfähle heran- 
schob. Ä | 

Wenn die Schweden sich der ihnen drohenden politischen 
und wirtschaftlichen Erdrosselungsgefahr anfangs zumeist 
nicht klar bewußt wurden, so hing das damit zusammen, 
daß nach der russischen Herbstrevolution von 1%5 vorüber- 
gehend in Finnland ein frischerer Wind zu wehen begann. 
Kaum waren jedoch die reaktionären und imperialistischen 
Elemente Rußlands im Jahre 1907 am Zarenhofe abermals 
zur Herrschaft gelangt, so schritten die russischen Nationa- 
listen zu einem neuen Angriff auf die verfassungsmäßige 
innere Selbständigkeit Finnlands und zur Wiederaufnahme 
ihrer alten Expansionspläne, betreffend den Erwerb eines 
eisfreien Hafens in Nordnorwegen sowie der nördlichsten 
Provinzen Schwedens mit ihrem Milliardenreichtum an un- 
erschöpflichen Erzfeldern und endlosen Urwäldern. Eines 
der ersten Anzeichen des neuen russischen Kurses war, daß 
auf den zu Finnland gehörigen Älandsinseln, die nicht nur 
den Eingang zum Bottnischen und Finnischen Meerbusen 
beherrschen, sondern zugleich auch den strategischen Schlüssel 
zur mittelschwedischen Ostsee bilden, eine militärische Funken- 
station errichtet wurde, obwohl Rußland sich im Pariser 
Frieden vom 30. März 1856 ausdrücklich hatte verpflichten 
müssen, die Älandsinseln nicht mehr zu befestigen und 
daselbst Militär- und Marineeinrichtungen weder beizubehalten 
noch neu zu schaffen, 
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Dieses Vorgehen der russischen Regierung, das zu dem 
Inhalt der während des Krimkrieges von Schweden-Norwegen 
abgeschlossenen Sicherungsverträge in einem auffälligen 
Widerspruch stand, stellte die beiden ehemaligen Unions- 
länder vor die unabweisliche Notwendigkeit, ihre politischen 
Beziehungen zum Auslande neu zu regeln. Vor allem 
handelte es sich um-den durch die Unionsauflösung hinfällig 
gewordenen sogenannten Stockholmer Novembertraktat von 
1855, in dem Schweden-Norwegen sich verpflichtet hatte, 
keinen Teil der skandinavischen Halbinsel an Rußland ab- 
zutreten, wogegen Frankreich und England der Union eine 
bewaffnete Unterstüßung für den Fall eines russischen An- 
grifis zusicherien. Nachdem Norwegen Ende 1%7 für sich 
selbst der Aufhebung des Novembertraktats zugestimmt und 
zugleich mit Deutschland, Frankreich, England und Rußland 
einen seine territoriale LInversehrtheit gewährleisienden Ver- 
trag abgeschlossen hatte, trat auch Schweden mit den Nord- 
und Ostseestaaten in Verhandlung. Am 25. April 1908 kamen 
in Berlin zwischen Schweden, Dänemark, Deutschland, Frank- 
reich, England und den Niederlanden, an demselben Tage auch 
in Petersburg zwischen Schweden, Dänemark, Deutschland 
und Rußland Verträge zustande, in denen diese Mächte sich 
gegenseitig ihren Länderbesi an der Nord- und Ostsee ver- 
bürgten. Gleichzeitig unterzeichneten Schweden, England und 
Frankreich in Stockholm eine Deklaration, die für Schweden 
die Wirksamkeit des Integritätstraktats von 1855 aufhob. 

Die Ereignisse der nächsten Jahre erwiesen allerdings 
deutlich, daß die Abmachungen von 1908 im Grunde nichts 
weiter als diplomatische Gesten ohne jeden realen Hinter- 
grund gewesen waren. Rußland, das als eine der wichtigsten 
Figuren auf dem politischen Schachbrett der Entente jett 
von seinen ehemaligen westeuropäischen Gegnern aus den 
Tagen des Krimkrieges nichts mehr zu befürchten brauchte, 
seßte nach einem klardurchdachten Programm seine staats- 
rechtlichen, verkehrspolitischn und militärischen Vor- 
‚bereitungen fort, um sich eine feste Basis für seine skandi- 
navischen Expansionspläne zu schaffen. Das autonome 
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Großfürstentum Finnland wurde durch allmähliche Unter- 
drückung seiner verfassungsmäßigen Sonderrechte zu einer 
russischen „Grenzmark“ degradiert und seiner bisherigen 
Eigenart als Pufferstaat zwischen Schweden und Rußland 
völlig beraubt. Das finnländische Eisenbahnnet wurde aus 
strategischen Rücksichten durch eine Brücke über die Newa 
mit dem russischen verbunden und von diesem Knotenpunkt 
aus strahlenförmig nach dem Bottnischen Meerbusen und 
nach Nordskandinavien hin ausgedehnt. Ferner wurde 
Schweden mit einem dichten Netz russischer Geheimagenten 
überzogen, die, als Scherenschleifer verkleidet, das ganze 
Land durchzogen, um dessen Straßen, Brückenübergänge, 
 Kabellinien und Verpflegungsmöglichkeiten auszukundschaften, 
bei dieser ehrenwerten Tätigkeit freilich öfters, namentlich 
1912 und 1915, abgefaßt wurden, wobei es sich herausstellte, 
daß die russische Gesandtschaft in Stockholm die Rolle 
einer großen Zentrale für den Spionagedienst des russischen 
Generalstabs spielte. 

Eigentlich sollte man vermuten, daß das schwedische 
Volk — angesichts der soeben erwähnten Vorgänge und der 
durch die Einkreisungspolitik der Entente sich immer ernster 
gestaltenden Weltlage — damals alles aufgeboten hätte, um 
durch einen beschleunigten Ausbau der schwedischen Wehr- 
kraft rechtzeitig zu Wasser und zu Lande einen festen 
Schutwall gegen etwaige feindliche Angriffe des: russischen 
Nachbarreiches zu errichten. Man kann sich deshalb auch 
unwillkürlich nicht eines gewissen Befremdens erwehren, 
wenn man feststellen muß, daß Schweden Ende Juli 1914 
nur ein unvollkommenes militärisches Verteidigungswesen 
besaß. Jedes Befremden hierüber muß jedoch sofort schwinden, 
wenn man sich die innerpolitische Entwicklung Schwedens 
in den letten Jahren vor Ausbruch des Weltkrieges vergegen- 
wärtigt. 

Seit 1866 besaß Schweden eine Volksvertretung im 
modernen Sinne. An die Stelle des alten, seit 1455 be- 
stehenden Ständereichstags traten damals zwei Kammern, 
die aus allgemeinen Wahlen hervorgingen und alljährlich 
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zusammentraten. Die Erste Kammer, deren Mitglieder von 
den Provinziallandtagen oder Stadtverordnetenkollegien auf 
neun Jahre gewählt wurden, war vornehmlich als Vertreterin 
der höheren Bildung, des größeren Besites und der reiferen 
Lebenserfahrung gedacht, weshalb hier nur solche Männer 
wählbar waren, die mindestens über ein Vermögen von 
80000 Kronen verfügten oder ein Einkommen von 4000 Kronen 
besaßen und ein Alter von 35 Jahren erreicht hatten. Die 
Zweite Kammer, die von allen Stimmberechtigten auf drei 
Jahre gewählt wurde, war vor allem als Vertreterin des bäuer- 
lichen und städtischen Mittelstandes gedacht, weshalb hier 
für das aktive und passive Wahlrecht nur ein Älter von 21 
und 25 Jahren sowie ein Vermögen von 1000 Kronen oder 
ein Jahreseinkommen von 800 Kronen vorgeschrieben waren 
und die Abgeordneten außerdem Diäten erhielten. Beide 
Kammern waren gleichberechtigt. Faßten sie jedoch bei 
Budget- und gewissen anderen Fragen abweichende Be- 
schlüsse, so sollte die Streitfrage durch gemeinsame Ab- 
stimmung mittels einfacher Stimmenmehrbeit entschieden 
werden, was mit einer Bevorzugung der Zweiten Kammer 
gleichbedeutend war, da diese über eine größere Mitglieder- 
zahl als die Erste Kammer verfügte. 

Die Reichstagsordnung von 1866, die mehr als 40 Jahre 
lang in Kraft blieb, war der Ausbildung einer strafferen 
Organisation im innerpolitischen Leben Schwedens sehr 
förderlich. Durch Einführung eines besonderen Minister- 
präsidiums erhielt die Regierung 1876 eine größere Einheit- 
lichkeit und einen Wortführer für ihren allgemeinen politischen 
Standpunkt. Vor allem aber entstanden jett besondere Partei- 
gruppen mit deutlich ausgesprochenen Wünschen und Zielen. 
Die älteste Reichstagsfraktion, die seit 1867 bestehende „Land- 
mannpartei“, seßte sich ursprünglich in der Hauptsache aus 
radikal-demokratisch gesinnten Bauern zusammen, machte 
aber im Laufe der Zeit verschiedene Wandlungen durch. 
Nachdem sie sich 1888 auf Grund der Zollfrage in eine 
schußzöllnerische und eine freihändlerische Gruppe gespalten 
hatte, schlossen sich beide Teile 1895 wieder zu einer großen 
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Partei zusammen. Diese nahm indessen infolge des Aus- 
scheidens zahlreicher Mitglieder bald einen gemäßigt-kon- 
servativen Charakter an und verschmolz 1912 mit der seit 
1906 bestehenden, ebenfalls gemäßigt-konservativen „Natio- 
nalen Fortschrittspartei* zu einer konservativen „Landmann- 
und Bürgerpartei“. Die von ihr abgesplitterten liberalen 
Elemente vereinigten sich 1900 mit der 1895 entstandenen 
„Radikalen Fortschrittspartei* zu einer großen „Liberalen 
Sammlungspartei“, die ein buntes Gemisch von gemäßigt- 
liberalen Reformfreunden, überzeugten Pazifisten, fanafischen 
Abstinenzlern, leidenschaftlichen Anhängern des englischen 
Parlamentarismus, eifrigen Radikaldemokraten und verkappten 
Republikanern aufwies, und die in den letten Jahren vor 
Ausbruch des Weltkrieges bald als Oppositions-, bald als 
Regierungspartei die inner- und außenpolitische Entwicklung 
Schwedens entscheidend beeinflußte. Die sozialdemokratische 
Partei endlich, die 1889 nach deutschem Vorbilde gegründet 
wurde, spielte im Reichstage, in den Hjalmar Branting 1897 
als erster sozialistischer Abgeordneter einzog, anfangs eine 
ziemlich bescheidene Rolle, erlangte aber seit Beginn unseres 
Jahrhunderts infolge der zunehmenden Industrialisierung des 
Landes schnell einen bedeutenden Einfluß im öffentlichen 
Leben und bildete in der legten Zeit vor Ausbruch des Welt- 
krieges oftmals sogar das Zünglein an der Wage. Gleichsam 
die offizielle Repräsentanfin der Interessen des schwedischen 
Arbeiterstandes, huldigte sie in der Theorie marxistischen, 
antimilitaristischen, republikanischen und abstinenzlerischen 
Anschauungen, war aber im Grunde nichts anderes als eine 
radikale Linkspartei mit starkem bürgerlichem Einschlag, die 
in der Praxis häufig mit den Linksliberalen zusammenging. 
Ihre politische Haltung entsprach im großen Ganzen der 
unserer deutschen Mehrheitssozialisten. Im übrigen hatte 
sich auch in Schweden bereits vor 1914 ein kleiner links- 
sozialistischer Flügel gebildet, der kommunistische und anti- 
parlamentarische Bestrebungen vertrat, und dessen Absplitte- 
rung nur durch die geschickte Taktik des sozialistischen 
Parteihäuptlings Branting verhindert wurde, 
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Die soeben von mir kurz angedeutete Entwicklung des 
schwedischen Parteiwesens seit 1866 wurde für die Frage der 
Landesverteidigung von eminenter Bedeutung. Das unermüd- 
liche Bestreben König Oskars Il., das veraltete schwedische 
Heerwesen durch ein den neuzeiflichen Anforderungen ent- 
sprechendes, dem preußisch-deutschen nachgebildetes zu 
erseten, stieß bei der Volksvertretung lange auf unüberwind- 
lichen Widerstand. Die Landmannpartei machte jede Militär- 
reform von der Abschaffung der bäuerlichen Grundlasten 
abhängig, während die Linksliberalen und Sozialisten in 
Wort und Schrift die angeblich drohende „Militarisierung“ 
und „Verpreußung“ Schwedens auf heftigste bekämpften. 
Nur durch Verzicht auf ?/,, der militärischen Grundsteuern 
vermochte die Regierung 1885 eine geringfügige Erhöhung 
der Dienstzeit von 50 auf 42 Tage und der Wehrpflicht von 
6 auf 12 Jahre zu erkaufen. Erst angesichts der stetig zu- 
nehmenden Spannung zwischen Norwegen und Schweden 
und der im benachbarten Großfürstentum Finnland beginnenden 
Russifizierung brach sich allmählich in einsichtigen liberalen 
und bäuerlichen Kreisen die Überzeugung Bahn, daß eine 
Stärkung der schwedischen Wehrkraft die unabweisbare 
Pflicht eines jeden Vaterlandsfreundes sei. So wußte denn 
der energische Kriegsminister Baron Rappe, der während 
des Krieges 1870/71 und auch später auf französischer Seite 
mehrfach mit großer Auszeichnung gekämpft hatte, und der 
bei den zumeist franzosenfreundlichen Liberalen sehr beliebt 
war, 1892 auf einem außerordentlichen Reichstage die An- 
nahme einer Vorlage durchzuseßen, welche die Dienstzeit auf 
90 Tage und die Wehrpflicht auf 20 Jahre erhöhte, wogegen 
der Rest der militärischen Grundsteuern allmählich ab- 
geschrieben werden sollte. Einen weiteren wichtigen Schritt 
auf dem Wege zur Einführung einer zeitgemäßen Heeres- 
verfassung bedeutete ein Reichstagsbeschluß von 1901, der 
die Dienstzeit bei der Infanterie auf 240, bei den Spezial- 
waffen auf 5658 Tage vermehrte, die bisherige Wehrordnung 
vollständig aufhob und eine durchgreifende Organisation des 
Heerwesens nach’ modernen Grundsäten anordnete. Ebenso 
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bewilligte der Reichstag seit Anfang der 1890er Jahre wieder- 
holt bedeutende Geldmittel für den Ausbau der Kriegsflotte 
sowie für die Anschaffung von Gewehren, Munition und Ge- 
schüben, während gleichzeitig die Modernisierung der seit 
1820 am Westufer des Wettersees angelegten Zentraliestung 
Karlsborg kräftig gefördert, seit 1901 in der Nähe von Luleä 
zum Schuße der nordschwedischen Eisenbahnlinien die große 
Lagerfestung Boden erbaut und bei Gotenburg wie auf der 
Insel Gotland neue Befestigungsn errichtet wurden. 

Im Zusammenhang mit der Ausdehnung der militärischen 
Dienstpflicht trat naturgemäß die Frage einer demokratischen 
Abänderung der Reichstagsordnung von 1866 immer mehr in 
den Vordergrund des innerpolitischen Interesses. Von dem 
richtigen Gedanken ausgehend, daß größeren Pflichten auch 
größere Rechte entsprechen müßten, brachte die Regierung 
seit Beginn der 1890er Jahre wiederholt Gesetentwürfe über 
eine Erweiterung des bestehenden Wahlrechts ein. Doch 
erwies sich eine befriedigende Lösung des Problems längere 
Zeit als unmöglich, da die Liberalen für das Prinzip der 
einfachen Majoritätswahl eintraten, während die Konservativen 
jede Erhöhung der Wählerzahl von einer Einführung der 
Verhältniswahl abhängig machten. Erst 1907 kam durch 
Kompromiß ein Geset zustande, das für die Reichstags- und 
Gemeindewahlen das Verhältniswahlsystem, für die Zweite 
Kammer das allgemeine und gleiche Wahlrecht, jedoch mit 
Erhöhung der Altersgrenze von 21 auf 25 Jahre, sowie für 
die Erste Kammer eine Herabsetung des Wählbarkeitszensus 
auf 50000 bzw. 8000 Kronen, eine Verkürzung der Mandats- 
dauer auf sechs Jahre, eine Demokratisierung der kommunalen 
Wahlskala und auch Diäten einführte. Dieses Geseb wurde 
199 vom Reichstag endgültig bestätigt. 

Im Herbst 1911 sollten die ersten Reichstagswahlen auf 
Grund des neuen Wahlgesetes stattfinden. Alle Parteien 
entfalteten eine leidenschaftliche Propaganda, um die neuen 
Wählermassen für sich zu gewinnen. Während des Wahl- 
kampfes spielte die Militärfrage eine große Rolle. Die 
Liberalen forderten nicht nur die Einführung eines parlamen- 


tarischen Regierungssystems nach englischem Muster und 
die Verlegung des innerpolitischen Schwerpunktes in die 
Zweite Kammer, sondern vor allem auch eine Verminderung 
der Ausgaben für Heer und Flotte. Die konservative 
Regierungspartei trat nicht nur für die bisherige verfassungs- 
mäßige Gileichberechtigung beider Kammern, sondern vor 
allem auch für einen wirksamen Schuß der Landesneutralität 
durch Reformierung des Verteidigungswesens ein. Die 
Sozialisten endlich stellten ein nicht nur äußerst radikales, 
sondern zugleich auch direkt militärfeindliches Programm auf. 
Das Wahlergebnis, das von den Linksparteien jubelnd als 
ein entscheidender „demokratischer Durchbruch“ begrüßt 
wurde, brachte den Liberalen und Sozialisten einen gewaltigen 
Stimmenzuwachs, den Konservativen aber viele Mandats- 
verluste. Infolgedessen nahm das seit 196 am Ruder 
befindliche gemäßigt-konservative Ministerium Lindman 
seine Entlassung, und an seine Stelle trat zum erstenmal 
für längere Zeit ein liberales Kabinett, an dessen Spite der 
liberale Parteihäuptling und Advokat Staaff stand, und dem 
bezeichnenderweise zwei Zivilisten als Kriegs- und Marine- 
minister angehörten. 

Da die Liberalen nicht über die absolute Mehrheit im 
Reichstage verfügten, bot die neue Regierung alles auf, um 
sich den parlamentarischen Beistand der Sozialisten zu 
sichern. Bereits Ende 1911 wurde ein nur aus Zivilisten 
bestehender Läandesverteidigungsausschuß eingesebt, der vor 
allem die Möglichkeit finanzieller Ersparnisse im Heer und 
Marinewesen prüfen sollte. Auch wurde damals, troß des 
protokollarischen Einspruchs des seit 1907 regierenden Königs 
Gusfav V., die Einstellung der Arbeiten an einem im Frühling 
des Jahres vom Reichstag bewilligten Panzerschiffs verfügt. 

Diese Zugeständnisse des Ministeriums: erregten in allen 
nationalen Kreisen des Landes tiefe Verstimmung, und 
Anfang 1912 entstand im ganzen Reiche eine große Volks- 
bewegung, welche die zum Panzerschiffbau erforderlichen 
Geldmittel in wenigen Wochen durch freiwillige Gaben auf- 
brachte, 
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Troß alledem richtete die Regierung, die immer mehr 
unter den Einfluß der radikalen Elemente geriet, nach wie 
vor ihr Hauptaugenmerk auf eine fortschreitende Demokrati- 
sierung der schwedischen Staatseinrichtungen. Anstatt im 
Hinblick auf die immer ernster werdende Weltlage die außen- 
politischen Warnungsrufe des berühmten Forschungsreisenden 
Sven Hedin, der bekannten Staatsrechtslehrer Prof. Pontus 
Fahlbeck und Prof. Rudolf Kjellöen sowie anderer schwedischer 
Vaterlandsfreunde zu beherzigen, träumte und redefe man 
im Regierungslager nur von einem ewigen Völkerfrieden 
und sette in allen Landesverteidigungsfragen die bisherige 
Verschleppungstaktik fort. Hiermit war allerdings ein großer 
Teil der eigenen Parteigenossen keineswegs einverstanden. 
Schon Ende 1915 stellte es sich heraus, daß die meisten 
liberalen und sogar einige sozialistische Mitglieder des 
Landesverteidigungsausschusses nicht nur keine militärischen 
Ersparnisse, sondern im Gegenteil einen durchgreifenden 
Ausbau der Wehrkraft, unter gleichzeitiger Verlängerung der 
Dienstzeit für Heer und Marine, wünschten. Allein auch jeßt 
wollte der Ministerpräsident Staaff, der vollendete Typus 
eines Doktrinärs, nicht nachgeben. Er bekannte sich zwar 
in einer großen politischen Rede zu dem Standpunkte der 
liberalen Ausschußmehrheit, betonte aber zugleich, daß er die 
neue Wehrvorlage, vor allem die Frage der Dienstzeit, erst 
nach den nächsten Neuwahlen, also frühestens Anfang 1915, 
dem Reichstag zur Entscheidung zu unterbreiten beabsichtige. 

Seine Erklärung wirkte in Schweden wie ein ins Pulver- 
faß geschleuderter Funke. Angesichts der hochbedenklich 
gewordenen politischen Lage in Europa schlossen sich die 
städtischen und ländlichen Anhänger einer verstärkten Wehr- 
kraft, Konservative wie Liberale, zu einer großen National- 
partei zusammen, die eine schleunige Erledigung der Ver- 
teidigungsfrage forderte. Am 6. Februar 1914 zogen mehr 
als 50000 Bauern aus allen Teilen des Reiches mit wehenden 
Bannern in den schneebedeckten Hof der Stockholmer Königs- 
burg, um ihrem Landesherrn unentwegte Treue zu geloben 
und ihm ihre Bereitwilligkeit zu erhöhten Opfern für Schwedens 
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Freiheit, Sicherheit und Unabhängigkeit zu erklären. Tief- 
bewegt erwiderte ihnen der Monarch, daß er an ihrer Seite 
mit aller Kraff für das gemeinsame Ziel einer sofortigen 
Lösung der Wehrfrage arbeiten werde. 

Diese bäuerliche Kundgebung erregte im Schoße der 
Regierung und ihrer Gesinnungsgenossen lebhaftesten Un- 
willen. Lärmende Gegendemonstrationen fanden statt. Der 
Ministerpräsident Staaff hielt den Bauern, als sie auch bei 
ihm vorsprachen, eine richtige Strafpredigt. Der Sozialisten- 
führer Branting und der linksliberale Führer Prof. Eden 
unterzogen in der Zweiten Kammer die Rede des Königs 
einer überaus scharfen Kritik. Ja noch mehr! Das Gesamt- 
ministerium, das jett den günstigen Augenblick zur Einführung 
des parlamentarischen Systems für gekommen erachtete, 
richtete an den Landesherrscher „bedeutsame Vorstellungen“ 
wegen seiner angeblich „unkonstitutionellen“ Rede und ver- 
langte von ihm ein schriftliches Gelöbnis, daß er in politischen 
Fragen nie wieder eine öffentliche Erklärung abgeben werde, 
falls sie nicht zuvor vom Kabinett genehmigt worden sei. 
Allein König Gustav erwiderte kurz und bündig, daß er sich 
niemals seines verfassungsmäßigen Rechtes berauben lassen 
werde, in sorgenvollen Stunden „sich frei zum schwedischen 
Volke auszusprechen“. 

Die Folge seiner Antwort war, daß das Ministerium 
Staaff sofort zurücktrat. Am 11. Februar kam es in Stock- 
holm zu bedenklichen Straßendemonstrationen, bei denen laute 
Hochrufe auf die „Republik Schweden“ und auf „Präsident 
Staaff“ ertönten. Schon nach wenigen Tagen gelang es 
jedoch dem Provinzialgouverneur von Hammarskjöld, aus 
Männern aller bürgerlichen Parteien ein neues Kabinett zu 
bilden, das sich die sofortige Lösung des Landesverteidigungs- 
problems zum Ziel sette.e. Anfang März wurde die Zweite 
Kammer aufgelöst. Ein überaus heftiger Wahlkampf ent- 
brannte. Bei den Neuwahlen verloren die Liberalen, deren 
rechter Flügel übrigens mit den Konservativen zusammen- 
ging, viele Mandate an die Sozialisten und an die neue 
Nationalpartei. Die lettere war fortan die relativ stärkste 
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Partei im Reichstage. Die absolute Mehrheit erlangte sie in- 
dessen nicht, so daß die Annahme der im Mai von Hammar- 
skjöld.. eingebrachte Wehrvorlage am Widerstand der ver- 
einigten Sozialisten und Linksliberalen zu scheitern drohte. 

Da brach plößlich der Weltkrieg aus! Die erste Kunde 
hiervon wirkte auf die große Masse des schwedischen Volkes, 
die so lange in einem fast ununterbrochenen außenpolitischen 
Winterschlafe gelegen hatte, geradezu niederschmetternd. 
Schweden glich in den nächsten Tagen einem großen Toll- 
haus. Jedes Gerücht, mochte es auch noch so unsinnig sein, 
wurde geglaubt und weitererzählt. Die einen wußten ganz 
genau, daß die russische Flotte die bedeutende Handelsstadt 
Hernösand an der nordschwedischen Ostseeküste beschossen 
und einen Angriff auf die Insel Gotland unternommen habe, 
die anderen noch genauer, daß die Deutschen der schwedischen 
Regierung ein drohendes Ultimatum gestellt und die dänische 
Hauptstadt Kopenhagen aufs fürchterlichste bombardiert hätten. 
Kein schwedisches Schiff wagte damals den schützenden 
Hafen zu verlassen, und an einzelnen Orten entstand eine 
völlige Panik: So flüchteten z. B. aus Karlskrona, dem 
Hauptkriegshafen Schwedens an der Ostseeküste, binnen 
48 Stunden mehr als 6000 Personen, also etwa der vierte 
Teil der gesamten Stadtbevölkerung, in das Innere des 
Landes. 

In einem auffälligen Gegensat zu der damaligen Kopf- 
losigkeit des schwedischen Volkes stand die ruhig abwägende 
Haltung der schwedischen Regierung. Ihr erstes Bestreben 
war, die durch die Ereignisse von 1905 auf der skandinavischen 
Halbinsel entstandene Kluft nach Möglichkeit zu überbrücken. 
Nachdem sie bereits am öd. August eine Neutralitätserklärung 
an die kriegführenden Mächte erlassen hatte, brachte sie 
kurz darauf einen Burgfrieden mit Norwegen zustande. 
Beide Nachbarreiche verpflichteten sich feierlich, bei krieger- 
ischen Konflikten, in die das eine oder das andere Land 
etwa verwickelt werden könnte, nicht als Feinde gegen- 
einander aufzutreten. Einen weiteren Schritt auf dem Wege 
zur Wiederbelebung des seit 1905 stark in den Hintergrund 
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getretenen nordischen Zusammengehörigkeitsgefühls bildete 
eine aut Schwedens Anregung Mitte Dezember 1914 in der 
südschwedischen Hauptstadt Malmö veranstaltete Zusammen- 
kunft der drei skandinavischen Könige und ihrer Außen- 
minister, die, wie es in dem offiziellen Communique heißt, 
den einmütigen Neutralitätswillen der drei Reiche und ihren 
lebhaften Wunsch nach fortdauerndem Zusammenwirken zum 
Schutze der gemeinsamen Interessen ergab. Ein geistvoller 
schwedischer Politiker hat diese Malmöer Konferenz als „ein 
effektvolles Ausstattungsstück mit ziemlich magerer Handlung“ 
bezeichnet und sogar behauptet, daß sie, wider den Willen 
ihrer schwedischen Veranstalter, den Charakter einer gegen 
Deutschland gerichteten Kundgebung erhalten habe. Wie 
dem auch sein mag, — eine gewisse Bedeutung wird man ihr 
kaum absprechen dürfen. Indem nämlich der Schwedenkönig 
Gustav V. damals zum ersten Male seit den Ereignissen von 
1905 den Nachfolger seines Vaters auf dem norwegischen 
Throne innerhalb der schwedischen Landesgrenzen als seinen 
Gast willkommen hieß, brachte er gleichsam symbolisch zum 
Ausdruck, daß die Schweden den Norwegern den Unions- 
bruch verziehen hätten, und legte so das erste Samenkorn 
zu jener allskandinavischen „Entente cordiale“, deren erste 
schüchterne Triebe im weiteren Verlauf des Weltkrieges sicht- 
bar werden sollten, und die, wenn die drei Gärtner ihr die 
erforderliche liebevolle Pflege auch weiterhin angedeihen 
lassen, sich vielleicht künftig noch zu einer kräftigen und 
blühenden Pflanze entwickeln kann. 

Zu der Zeit, in der die Malmöer Dreikönigskonferenz 
tagte, hatte das schwedische Volk sich längst von seinem 
ersten Schrecken erholt und zu den beiden kriegführenden 
Mächtegruppen persönlich Stellung genommen. Die noch 
heute in Deutschland weitverbreitete Ansicht, daß hierbei die 
politische Parteizugehörigkeit eine ausschlaggebende Rolle 
gespielt habe, ist durchaus irrig. In allen Parteien Schwedens 
gab es damals Deutschfreunde und Deutschfeinde. Am ein- 
heitlichsten war die Stimmung bei den konservativ gerichteten 
Elementen. Abgesehen von einigen, durch geschäftliche 
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Interessen bedingten Ausnahmen, hegten sie für die Sache 
Deutschlands lebhafte Sympathien und traten teilweise sogar 
in Wort und Schrift nachdrücklich für einen bewaffneten 
Anschluß an die führende Macht des Germanentums ein. 
Bei den Liberalen und Radikalen waren die Anschauungen 
geteilt. Die gebildeten Schichten, für die England das gelobie 
Land des Parlamentarismus und Frankreich der Idealstaat 
der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit war, huldigten 
überwiegend ententefreundlichen Neigungen, während die 
unteren Klassen, infolge ihrer freireligiösen und abstinenzler- 
ischen Tendenzen, zumeist „angelsächsisch* gesinnt waren. 
Mehrere namhafte Vertreter der bürgerlichen Linken waren 
jedoch ausgesprochen deutschfreundlich, ebenso einige Partei- 
organe, wie z.B. die sehr einflußreiche Gotenburger Handels- 
und Seefahrtszeitung, die erst in der späteren Hälfte des 
Weltkrieges ins ententefreundliche Lager überging. Ähnlich 
verhielt es sich bei den Sozialisten. Während Branting, 
dessen große Gefolgschaft und das Stockholmer Hauptorgan 
der Partei aus ihrem blinden Hasse gegen alles Deutsche 
schon damals kaum einen Hehl machten, beobachteten die 
Gewerkschaftsvertreter, die seit langer Zeit in enger Fühlung 
mit der deutschen Arbeiterbewegung standen, wie auch die 
Parteiblätter Süd- und Mittelschwedens vielfach eine zum . 
mindesten neutrale, wenn nicht gar deutschfreundliche Haltung: 
Genug, die große Mehrheit des schwedischen Volkes wünschte 
in diesen Wochen zweifellos aufrichtig einen Sieg der Deutschen, 
zum Teil in der richtigen Erkenntnis, daß der Kampf Deutsch- 
lands um sein eigenes Dasein zugleich ein Kampf für die 
politische und wirtschaftliche Freiheit der kleinen Nationen 
war, zum Teil aber auch aus Besorgnis, daß Rußland, falls 
ihm mit Hilfe der übrigen Ententestaaten die Bezwingung 
Deutschlands. gelänge, sofort zur Wiederaufnahme seiner nur 
vertagten nordskandinavischen Eroberungspläne schreiten 
könnte. | 

Diese Furcht vor der „russischen Dampfwalze“ hatte 
denn auch zur Folge, daß die seit Jahren schwebende Landes- 
verteidigungsfrage nunmehr schnell ihrer Entscheidung ent- 
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gegenreifte. Was die schwedischen Wehrpflichtsfreunde noch 
wenige Tage vor Ausbruch des Weltkrieges kaum zu hoffen 
gewagt hatten, das wurde jetzt, unter dem Druck der äußeren 
Verhältnisse, zum Ereignis. Zwischen den Parteien kam, 
ähnlich wie in Deutschland, ein innerer Burgfriede zustande, 
und bereits Mitte September genehmigte der Reichstag eine 
neue Militärvorlage, die u. a. die Wehrpflicht um 5 Jahre 
verlängerte, die Dienstzeit bei der Infanterie auf 540, bei 
der Marine auf 3560 Tage erhöhte und eine beträchtliche 
Vermehrung des Flottenbestandes verfügte. Nachdem das 
Kabinett Hammarskjöld auf solche Weise seinem Regierungs- 
programm zum Siege verholfen hatte, ersuchte es den König 
um seine Entlassung, erklärte sich dann aber, auf dessen 
Wunsch, zur Weiterführung der Staatsgeschäfte bereit. 

Dieser Entschluß des Monarchen, alle Minister in ihrem 
Amte zu belassen, wurde für die Entwicklung Schwedens 
während des Weltkrieges von folgenschwerster Tragweite. 
Solange es sich nur um die Frage der Wehrreform handelte, 
hatte das Kabinett einen völlig einheitlichen Standpunkt ein- 
genommen. Jetzt aber entstanden, wie es so häufig bei 
Koalitionsregierungen der Fall ist, innerhalb des Ministeriums 
binnen kurzem starke außen- und innerpolifische Meinungs- 
verschiedenheiten, die seine Tatkraft oftmals empfindlich 
lähmten und fremden Einflüssen Tür und Tor öffneten. 

An der Spite des Kabinetts stand Prof. Hjalmar von 
Hammarskjöld, der sich bereits früher als Rechtslehrer, Minister, 
Gesandter und Mitglied des Haager Schiedsgerichts, besonders 
aber 1909 als internationaler Schiedsrichter bei der marrok- 
kanischen Casablanca-Affäre einen europäischen Ruf erworben 
hatte. Einer der hervorragendsten Staatsmänner Schwedens 
seit den Tagen des weltberühmten Kanzlers Axel Oxenstierna, 
war er weder Deutschfreund noch Ententefreund, sondern ein- 
fach ein glühender, nationalschwedischer Patriot, der — 
unbestechlich und um Lob oder Tadel des Auslandes un- 
bekümmert — alles aufbot, um das seinen Händen anvertraute 
schwedische Staatsschiff an den sturmumbrandeten Klippen 
und Riffen des Weltkrieges mit Ehren vorüberzusteuern. 
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Sein Programm lautete: Aufrechterhaltung der Neutralität, so 
lange sich solches mit der Würde des Vaterlandes vereinbaren 
läßt, und peinlichste Wahrung des inneren Burgfriedens. 
Sein Hauptgegner innerhalb des Kabinetts war der Außen- 
minister und langjährige Direktor der Stockholmer Privatbank, 
Knut Wallenberg. Schon damals einer der reichsten Schweden 
und während des Weltkrieges zum Rothschild Schwedens 
geworden, stand er zur frankoskandinavischen und zur anglo- 
skandinavischen Bank sowie zu mehreren anderen Ulnter- 
nehmungen, welche schwedische Finanzinteressen mit denen 
der Entente verketten, als Aufsichtsratsmitglied in aller- 
engster Beziehung, so daß ein Sieg Deutschlands für ihn 
persönlich ein finanzielles Panama bedeuten mußte. Hiermit 
war seine politische Stellungnahme gegenüber den beiden 
kriegführenden Mächtegruppen von vornherein gegeben. Im 
Innersten seines Herzens war er unbedingter Freund der Entente. 
Doch suchte er bei der Führung der diplomatischen Geschäfte 
einer Verstimmung Deutschlands, die auf die Dauer hätte nach- 
wirken können, sorgfältig vorzubeugen. Das A und O seiner 
Politik war, kurz gesagt, Aufrechterhaltung der Neutralität 
um jeden Preis, unter gleichzeitiger Erzielung möglichst 
großer Kriegsgewinne für die schwedische Geschäftswelt. 
| Bereits im August 1914 hatten England, Frankreich und 
Rußland — ähnlich wie das Deutsche Reich — die Erklärung 
abgegeben, daß sie die LInabhängigkeit Schwedens respek- 
tieren und garantieren würden, so lange letteres neutral 
bliebe. Diese feierliche Versicherung der Ententemächte erwies 
sich indes schon nach kurzer Zeit als „ein Feten Papier“. 
In dem Bestreben, Deutschland auszuhungern und politisch 
wie wirtschaftlich zu erdrosseln, schritten sie unfer der Führung 
des meerbeherrschenden Großbritanniens zu einer Reihe von 
Maßnahmen, deren Wirkungen sich auch in Schweden sehr 
unliebsam bemerkbar machten. So wurden englischerseits 
z. B. Kupfer, Wolle, Getreide und zeitweilig sogar Eisenerz, 
einer der schwedischen Hauptausfuhrartikel nach Deutschland, 
als Kriegskonterbande erklärt, für englische Kohle ein Aus- 
fuhrverbot erlassen, auf schwedischem Boden eine ausgedehnte 
30* 
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Handelsspionage mit schwarzen Listen usw. ins Leben ge- 
rufen, die schwedischen Schiffsladungen einer zeitraubenden 
Untersuchung und oft sogar einer Beschlagnahme unter- 
worfen, die schwedisch- amerikanischen Post- und Telegramm- 
sendungen in England geöffnet und zensuriert und schließlich 
sogar, unter gröblichster Verlegung der Völkerrechtsregeln, 
auf englischen Handelsschiffen die schwedische Flagge gehißt. 
Natürlich war Deutschland keineswegs gewillt, diese völker- 
rechtlichen Übergriffe seiner Gegner ruhig hinzunehmen, 
sondern nahm zu Repressalien seine Zuflucht. Es erklärte 
seinerseits gesägte und gehobelte Holzwaren, einen der 
wichtigsten schwedischen Exportartikel nach England, für 
Kriegskonterbande, sperrte den schwedisch-russischen Schiff- 
fahrtsverkehr durch Legung von Minenfeldern an der finn- 
ländischen Küste und ordnete nicht nur eine verschärfte 
Blockade der britischen Küstengewässer, sondern auch eine 
strenge Kontrolle der schwedischen Handelsfahrzeuge an. 
Auf solche Weise geriet der schwedische Seehandel in eine 
Art Zwickmühle. Auf der einen Seite drohte ihm die englische 
Scylla in Kirkwall, Stornoway oder Newcastle, auf der 
anderen Seite die deutsche Charybdis in Swinemünde. 

Zweifellos hätten die Proteste, welche die schwedische 
Regierung damals mehrfach bei beiden Mächten erhob, in 
Deutschland ihre Wirkung nicht verfehlt, wäre die ehrliche 
Neutralitätspolitik Hammarskjölds nicht schon damals wieder- 
holt von seinem Minisferkollegen Wallenberg in einer Weise 
durchkreuzt worden, die auf deutscher Seite arg versfimmen 
mußte. Besonders war man mit Recht über die Riesenmassen 
von Kriegsmaterial entrüstet, die im Winter 1914/15 quer 
durch Schweden nach Karungi, nördlich von Haparanda, und 
von dort aus über die finnländische Grenze nach Rußland 
geschafft wurden; ein Transitverkehr, der zwar manchem 
Vertreter der schwedischen Hochfinanz sehr erheblichen Geld- 
gewinn einbrachte, mit einer ehrlichen Neutralität Deutschland 
gegenüber aber kaum noch zu vereinbaren war. 

Im Frühling 1915 faßte ein bekannter schwedischer 
Schriftsteller das wirtschaftliche und politische Ergebnis der 
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bisherigen Neutralifätspolitik Schwedens folgendermaßen zu- 
sammen: Beträchtliche Gewinne für die einheimischen Jobber, 
große Verluste für das Land in dessen Gesamtheit, wesent- 
liche Preissteigerung für alle Lebensbedürfnisse, Behandlung 
Schwedens seitens der ausländischen Mächte wie eine quantite 
negligeable, völlige politische Isolierung Schwedens und 
Gefährdung seiner Zukunft durch den absoluten Mangel 
an einer weitschauenden und zielbewußten außenpolitischen 
Leitung. 

'In dieser schicksalsschweren Stunde unternahmen nun 
die sogenannten „Aktivisten“ Schwedens, die zwar in der 
Regierung keinen Vertreter besaßen, aber im Lande — und 
zwar bei allen Parteien — über eine nicht unbeträchtliche 
Anhängerschaft verfügten, plößlich einen kräftigen Vorstoß, 
um ihr Vaterland seiner außen- und innerpolitischen Ver- 
sumpfung zu enfreißen. Im Juni veröffentlichten mehrere 
Politiker der jüngeren Aktivistengeneration, die zum Teil der 
Rechten, zum Teil aber auch der Linken und der Sozialisten- 
“ partei angehörten, unter dem Tifel.„Schwedens Außenpolitik 
im Lichte des Weltkrieges“ anonym eine größere Broschüre, 
in der sie nachdrücklich einen sofortigen bewaffneten Anschluß 
Schwedens an Deutschland befürworteten, weil Schweden im 
Weltkriege unbedingt auf die Seite derjenigen Macht treten 
müsse, die gegen den russischen Erbfeind Schwedens, den 
unbarmherzigen Ulnterdrücker des stammesverwandten Groß- 
fürstentums Finnland, zu Felde zöge, und weil sich Schweden 
auch hinsichtlich seiner sozialen und kulturellen Ideale weit 
mehr mit Deutschland als mit dessen romanischen und angel- 
sächsischen Gegnern berühre. 

Der Inhalt dieser Schrift, die in kurzer Zeit sechs Auf- 
lagen erlebte und seit 1916 auch in einer vortrefflichen, etwas 
verkürzten deutschen Bearbeitung aus der Feder des jungen 
deutschen Historikers Friedrich Stieve vorliegt!), erregte in 
Schweden bei ihrem Erscheinen größtes Aufsehen und bildete 
monatelang das allgemeine Tagesgespräch. Die Anhänger 
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des englischen Parlamentarismus entrüsteten sich über das dem 
„reakiionären“ Deutschland gespendete Lob. Die Pazifisten 
gerieten über den Vorschlag, daß Schweden nötigenfalls 
Finnland mit Waflengewalt seinen russischen Peinigern ent- 
reißen solle, in helles Entseten. Die vielen schwedischen 
Franzosenfreunde vermochten es anfangs gar nicht zu fassen, 
wie man es überhaupt wagen konnte, zwischen der „civilisation“ 
der „grande nation“ und der Barbarenkultur der deutschen 
„boches“ einen Vergleich zu ziehen. Der sozialistische Partei- 
papst Branting endlich belegte die an der Abfassung der 
Schrift beteiligten „Genossen“ mit seinem Bannfluch und 
berief ein Ketergericht, das im Herbst zwei der Delinquenten 
und außerdem den bekannten Soziologen, Prof. Gustaf Steffen 
— sozialistisches Mitglied der Ersten Kammer sowie Verfasser 
der berühmten Schriften „Krieg und Kultur“ und „Demokratie 
und Weltkrieg“ — wegen aktivistischer Propaganda zugunsten 
Deutschlands zum Ausschluß aus der Sozialistenpartei ver- 
urteilte. Vor allem aber traten jett die Gegensäte innerhalb 
der Regierung selbst zum erstenmal offen zutage. Der 
Außenminister Wallenberg, der im Juli an eine Abordnung 
des schwedischen Pazifistenkongresses die Aufforderung 
gerichtet hatte, nicht nur Öffentlich, sondern auch privafim 
gegen alle einheimischen Widersacher einer unverbrüchlichen 
Neutralität Front zu machen, mußte es erleben, daß in seiner 
Gegenwart eine Woche später der Ministerpräsident Hammar- 
skjöld einer Depufation desselben Kongresses erklärte, daß 
Schweden auch mit Eventualitäten zu rechnen. habe, unter 
denen die Aufrechterhaltung des Friedens nicht mehr möglich 
‚sei, und daß eine Friedenspolitik „quand möme“, die darin 
bestehe, alles ruhig hinzunehmen, ohne für Schwedens Recht 
und Freiheit etwas zu wagen, äußerst gefährlich für Schweden 
werden könne, da hierdurch leicht die Vorstellung erweckt 
werde, daß Schweden unter allen Umständen den Frieden 
wolle und deshalb ohne alles Risiko nach Gutdünken be- 
handelt werden dürfe. 

Bereits Anfang Juni 1915 hatte der Chefredakteur eines 
südschwedischen Sozialistenblattes die etwas boshafte Be- 
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merkung gemacht, daß Wallenberg und Branting in allem, 
was die Außenpolitik betreffe, „außerordentlich gut“ mitein- 
ander übereinkämen. Die Richtigkeit dieser Bemerkung sollte 
sich bald genug erweisen. Seit dem Zwischenfall beim 
Empfange der schwedischen Friedensfreunde ließ Branting 
— oder wie viele Schweden ihn damals nannten: „Mister“ 
Branting — nichts unversucht, um der ehrlichen Neutralitäts- 
politik Hammarskjölds Steine in den Weg zu legen. Und 
nicht genug damit! Von jeher ein fanatischer Deutschenhasser, 
bot er seinen ganzen Einfluß auf, um England, das in seinen 
Augen der „Ritter Sankt Georg“ war, und die Bundesgenossen 
Englands bei ihrem Kampfe gegen den „Drachen“ Deutsch- 
land zu unterstüben, dessen Sieg er Öffentlich als das Ende 
jeder menschlichen Kultur und Freiheit, sowie jedes Fort- 
schrittes für die Menschheit bezeichnete. Zunächst suchte er 
auf einer Reise nach Frankreich und England als Geheim- 
agent der Entente während eines zweimaligen Aufenthaltes 
in Deutschland die dortige Sozialistenpartei zur Verweigerung 
der Kriegskredite und zum Verzicht auf einen für Deutschland 
annehmbaren Verständigungsfrieden zu bestimmen, wurde 
aber rechtzeitig von den Mehrheitssozialisten als ein ge- 
fährlicher „Pseudoneutraler*“ erkannt, holte sich bei ihnen 
deshalb eine gründliche Abfuhr und mußte sich mit der 
Gewinnung einzelner Linkssozialisten, vor allem Karl Lieb- 
knechts, für seine auf die Schwächung der deutschen Wehr- 
kraft abzielenden Machenschaften begnügen. Gleichzeitig 
begann der ihm blindlings ergebene Teil der einheimischen 
Sozialistenpresse mit dem Beistande ‚mehrerer linksliberalen 
Blätter eine lebhafte Propaganda in deutschfeindlicher Richtung 
zu entfalten. Die schwedischen Kaufleute und Verbraucher 
wurden aufgefordert, deutsche Waren zu boykottieren, und 
in dem Stockholmer Leiborgan des Parteihäuptlings Branting 
erschienenen Berichte von der französischen Front, in denen 
der deutsche „boche“ als feige, schmutig, roh und grausam, 
der französische „poilu“ hingegen als tapfer, elegant, ritterlich 
und human geschildert wurde. Ferner erschien im Herbst 
des Jahres auf französischem Boden eine schwedische so- 
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genannte „Studienkommission“, deren Führer — der jegige 
sozialistische Marineminister, Baron Palmstierna, und der 
frühere liberale Finanzminister, Baron Adelswärd, der trotß 
seiner Eigenschaft als Vorsitender der schwedischen parla- 
mentarischen Friedensgruppe ein notorischer Deutschfeind 
war — bei den französischerseifs veranstalteten Festlich- 
keiten ihren glühenden Ententeenthusiasmus so ungeschminkt 
zum Ausdruck brachten, daß niemand über den wahren 
Charakter der ganzen Veranstaltung im Zweifel sein 
konnte. 

Auf diese kleinen polifischen Vorpostengefechte der 
schwedischen Ententeaktivisten folgte ein energischer Vorstoß. 
Im Mai und Juni 1915 hatte die schwedische Regierung 
mehrere Verordnungen erlassen, die den Engländern und 
Russen höchst unbequem waren, da sie die seit den Winter- 
monaten über Schweden geleitete neutralitätswidrige Durch- 
fuhr von Kriegsmaterial aus England usw. nach Rußland 
empfindlich erschwerten. Auf Wunsch Englands hatten dann 
im Sommer neue Verhandlungen mit Schweden über den 
Transitverkehr stattgefunden, die aber Ende Oktober scheiter- 
ten, weil die schwedischen Delegierten — sämtlich national- 
gesinnfe und aufrechte Männer — die englische Forderung, 
daß die Engländer künftig zur Kontrolle der schwedischen 
Zollämter berechtigt sein sollten, rundweg ablehnten. Allein 
die Engländer wußten sich zu helfen, und so tauchte denn 
Ende November 1915 plößlich die Nachricht auf, daß sich in 
Schweden, unter völliger Umgehung der offiziellen Faktoren, 
eine unter britisch-russischer Oberaufsicht stehende Aktien- 
gesellschaft gebildet hätte, die im Auftrage der Entente den 
ganzen Handels- und Transitverkehr Schwedens mit dem 
Auslande streng beaufsichtigen und zum Lohn dafür eine 
monopolarfige Stellung im schwedischen Geschäftsleben 
besiten sollte. | 

Die Kunde von dieser schwedischen Ententegründung, 
deren offenkundiger Zweck die völlige Lahmlegung des 
schwedisch-deutschen Handelsverkehrs war, erregte in allen 
Kreisen Schwedens, die nicht blindlings auf die Entente 
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eingeschworen waren, tiefste Entrüstung. Die schwedische 
Schiffahrtsvereinigung, die sich in ihren rechtmäßigen Geschäfts- 
interessen durch das neue Unternehmen schwer benachteiligt 
fühlte, erließ einen geharnischten Protest. Ferner kündigte 
der Ministerpräsident Hammarskjöld sofort scharfe Gegen- 
maßregeln an, wobei er betonte, daß die Tendenz der 
schwedischen Aktiengesellschaft in schroffistem Widerspruch 
mit seiner eigenen Neutralitätspolitik stehe, die „schwedisch, 
und zwar nichts anderes als schwedisch“ sein wolle, und 
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daß er keinen Staat im Staate, am allerwenigsten unter 


ausländischer Leitung dulden werde. In der Tat genehmigte 
der Reichstag im Frühling 1916 eine Vorlage, wonach alle 
Abmachungen, durch die das Recht zur Ein- oder Ausfuhr 
von Waren beschränkt würde, ohne vorherige Genehmigung 
der Regierung ungültig sein sollten, wofern diese Be- 
schränkungen den Bestrebungen eines fremden Landes 
dienlich wären. Leider blieb jedoch die Wirkung des an 
und für sich durchaus gutgemeinten Gesetzes eine recht 
geringe, da seine kautschukartigen Bestimmungen manche 
Hinterfür für eine Umgehung offen ließen. Genug, die neue 
Gesellschaft, die unter dem Namen „Transito“ in der ganzen 
Welt bekannt geworden ist, entwickelte sich bald zu einer 
allmächtigen, im Sinne der Entente arbeitenden schwedischen 
Monopoligesellschaft, die bis zur russischen Märzrevolution 
von 1917 prächtig gedieh und ihren Aktionären einen Riesen- 
gewinn brachte, was sich. — nebenbei bemerkt — ganz leicht 
feststellen läßt, da ein großer Teil der schwedischen Zeitungen, 
im Unterschied zu ihren deufschen Kollegen, alljährlich Namen 
und Einkommen der Höchstbesteuerten zu veröffentlichen 
pflegt. Es wird vielleicht interessieren, daß das Einkommen 
des Direktors der Gesellschaft „Transito“, eines Herrn von 
Bildt, von 25800 Kronen im Jahre 1914 auf 1119900 Kronen 
im Jahre 1916, also auf das mehr als Dreiundvierzigfache 
stieg. Und auch die-Hauptteilhaber der — wie man munkelt — 
mit dem Transito-Unternehmen eng liierten „Stockholmer 
Privatbank“ kamen hierbei auf ihre Rechnung. So stieg z.B. 
das Einkommen des Außenministers Knut Wallenberg in den 
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Jahren 1915 bis 1916 von 917 500 Kronen auf 1279200 Kronen, 
während das seines Bruders, des Bankdirektors Markus 
Wallenberg, sich während desselben Zeitraumes von 
1108600 Kronen auf 2058800 Kronen vermehrte, sich also 
sogar verdoppelte. 

Zu derselben Zeit, in der Schweden solchergestalt immer 
mehr in die Gefahr geriet, wirtschaftlich von der Entente 
nach berühmtem Muster „portugalisiert* zu werden, ballten 
sich auch am osteuropäischen Horizont finstere Wetterwolken 
zusammen,die allen nationalgesinntenKreisen desschwedischen 
Volkes schwere Sorge bereiteten. Bereits im Sommer 1915 
tauchten die ersten Gerüchte auf, daß auf den Alandsinseln, 
trot der Pariser Konventionsklausel von 1856, von den Russen 
ausgedehnte Befestigungen angelegt würden. Begreiflicher 
Weise suchten die Staatsmänner, die Diplomaten und die 
Presseorgane der Entente geflissentlich alle jene Meldungen 
zu bestreiten oder wenigstens zu bagatellisieren. Aber die 
warnenden Stimmen der schwedischen Vaterlandsfreunde 
wollten nicht verstummen, und im Frühling 1916 veröffent- 
lichte das gemäfßigtliberale Stockholmer „Aftonbladet“ eine 
Reihe von Artikeln, — sie liegen jest auch als eine stattliche 
Broschüre in deutscher Übersetzung vor!) — in denen, unter 
Anführung genauer Einzelheiten, der offensive und deshalb 
für Schwedens politische Zukunft äußerst bedrohliche Charakter 
der neuen russischen Befestigungen auf den Alandsinseln 
klar nachgewiesen wurde. Die große Unruhe, die infolge- 
dessen in ganz Schweden entstand, fand im Mai ihren 
parlamentarischen Ausdruck in einer Reichstagsinterpellation 
des schon früher von mir erwähnten Rechtssozialisten Prof. 
Steffen. Er ersuchte den Aussenminister Wallenberg um 
Auskunft: 1. ob nach dessen Ansicht die Selbständigkeit 
Schwedens eine wesentliche Einbuße erleiden würde, falls 
Rußland die Älandsinseln in einen festen Stütpunkt für 
militärische Operationen verwandeln würde; 2. wie er vom 
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Schwedischen militärisch- und aussenpolitischen Gesichtspunkt 
die gegenwärtige Lage betreffs Älands auffasse, und 3. was 
er diesbezüglich für notwendig erachte, um dem Reiche 
Schweden im weiteren Verlauf des Weltkrieges die Möglich- 
keit zur Bewahrung einer tatsächlichen Neutralität und einer 
völligen politischen Handlungsfreiheit zu sichern. Der Minister 
erwiderte, daß die Alandsfrage, wie früher, so auch jet für 
Schweden eine Frage „von vitaler Bedeutung“ sei, und 
daß die Regierung demgemäß nichts unterlassen werde, um 
hierbei Schwedens Rechte und Interessen wahrzunehmen. 
Die Führer sämtlicher Reichstagsparteien erklärten ihr Ein- 
verständnis mit seiner Antwort. Ganz Schweden atmete auf. 
Aber die Freude war nur von kurzer Dauer. Es mag dahin- 
gestellt bleiben, ob Wallenberg damals überhaupt energische 
Vorstellungen bei Rußland und dessen Verbündeten erhoben 
hat. Das Eine steht jedenfalls fest, daß von irgend einer 
Wirkung der Maidemonstration des Reichtages nichts zu 
spüren war. Im Gegenteil ließen sich die russischen und 
englischen Unterseeboote in den schwedischen Hoheits- 
gewässern der Ostsee noch gröblichere Neutfralitäts- 
verle&ungen als zuvor zuschulden kommen, während gleich- 
zeitig von Rußland der Ausbau der Alandsbefestigungen 
immer eifriger-. betrieben wurde. | 

Der Grund dieses Vorgehens der Entente sollte sich 
bald genug offenbaren. Die Zeit von Ende August bis 
Anfang September 1916 war bekanntlich einer der wichtigsten 
Wendepunkte in der Geschichte des Weltkrieges. Am 
27. August erklärte Italien offiziell an. Deutschland den Krieg 
und begann Rumänien den Angriff auf die Mittelmächte. Am 
nächsten Tage erklärte Lord Grey in schroffen Worten jedes 
Entgegenkommen in der schwedischen Postfrage für aus- 
geschlossen, falls Schweden nicht einen unbehinderten Transit- 
verkehr für englische Postpakete nach Rußland gestatte. Am 
80. August ließen die vier europäischen Großmächte der 
Entenfe in Stockholm eine aufsehenerregende Note über- 
reichen, auf deren Inhalt ich sogleich noch zurückkommen 
werde. Am 51. August benachrichtigte Rußland die schwedische 
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Regierung von der Legung eines ausgedehnten Minenfeldes 
zwischen den AÄlandsinseln und der gegenüberliegenden 
schwedischen Küste. In der Nacht zum 1. September erfolgte 
der ententistische Staatsstreich in Saloniki, und unmittelbar 
darauf vernahm man, daß an der Westküste Schleswig- 
Holsteins eine englische Landung geplant sei, daß an der 
Westfront eine energische französisch-englische Offensive 
eingesetzt habe, und daß sogar am Isonzo die Italiener, 
troß des üblichen schlechten Wetters, sich zu einer neuen 
Kraftanstrengung aufgeraflt häften. Mit anderen Worten: 
Die Verbandsmächte beabsichtigten augenscheinlich den 
Einkreisungsring um Mitteleuropa völlig zu schließen und 
deshalb das schwedische Reich, das vermöge seiner geo- 
graphischen Lage gleichsam eine Scheidemauer für das 
militfärpolitische Zusammenwirken Englands und Rußlands 
bildete, gutwillig oder mit Gewalt ihren Zwecken dienstbar 
zu machen. 

Sollte aus Schweden jett wirklich ein zweites Griechen- 
land werden? Hjalmar Branting — „Schwedens Venizelos“, 
wie die schwedischen Vaterlandsfreunde ihn seit dieser Zeit 
nennen — wünschte und hoffte es. Aber er hatte sich ver- 
rechnet. Die schon kurz von mir erwähnte Ententenote vom 
80. August ging von der Tatsache aus, daß die schwedische 
Regierung Mitte Juli verschärfte Bestimmungen über die 
Neutralitätswacht der schwedischen Flotte und über den 
Aufenthalt ausländischer Unterseeboote in den schwedischen 
Territorialgewässern erlassen, sowie außerdem eine Minen- 
sperre des sogenannten Kogrundes, d. h. der an der Süd- 
spiße Schwedens gelegenen Fahrrinne verfügt hatte, die 
bisher — zum größten Nachteil Deutschlands — dänischen 
Geschäftsleuten einen lebhaften Transitverkehr mit Kriegs- 
konterbande nach Finnland und Rußland sowie den dort 
internierten britischen Handelsschiffen auf dem bequemen 
Wege rings um die schwedische Küste die Rückkehr nach 
England ermöglicht hatte. Alle diese Julimaßregeln Schwedens, 
so hieß es am Schlusse der Verbandsnote drohend, seien 
mit einer militärpolitischen und wirtschaftlichen Begünstigung 
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Deutschlands gleichbedeutend und deshalb „mit den Pflichten 
einer loyalen und unparteiischen Neutralität wenig vereinbar“. 
Bereits am 9. September erfolgte die schwedische Antwort. 
Sie trägt die Unterschrift des Außenministers Wallenberg, 
atmet aber in jedem Sate den Geist des Ministerpräsidenten 
Hammarskjöld. Sie wies mittels ausführlicher Beweisführung 
die vom Verbande erhobenen Vorwürfe als unberechtigt 
zurück und schloß mit der würdigen Erklärung, daß Schweden 
sich innerhalb des eigenen Territoriums unbedingt die alleinige 
Entscheidung über die Wahrung seiner Neutralitätsrechte 
und über die Erfüllung seiner Neutralitätspflichten vor- 
behalten müsse. 

Wie jedermann sich erinnern wird, nahmen im Herbst 
1916 die militärischen Ereignisse auf den verschiedenen 
Kriegsschauplägen einen für die Entente recht unerfreulichen 
Verlauf. Infolgedessen mußten die Verbandsmächte Schweden 
gegenüber vorläufig gute Miene zum bösen Spiel machen. 
Doch gaben sie das Spiel keineswegs verloren, sondern 
suchten nunmehr auf Umwegen Schweden gefügig zu machen, 
indem sie einerseits seine Einfuhr von Lebensmitteln, Roh- 
stoffen und anderen unentbehrlichen Bedürfnissen auf jede 
Weise erschwerten und andrerseits zielbewußt auf eine 
Schürung der innerpolitischen Parteigegensäte hinarbeiteten. 

Bereits in den ersten Monaten nach Ausbruch des Welt- 
‚krieges hatte in Schweden eine lebhafte Verbandspropaganda 
zur Beeinflussung der dortigen öffentlichen Meinung begonnen. 
Der in Deutschland unter dem Namen „Hansi“ wohlbekannte 
elsässische Maler und Radierer Jean Jacques Walt, der kurze 
Zeit vorher durch seine deutschfeindlichen Karikaturen mit 
dem deutschen Strafgesetbuch in Konflikt geraten und nach 
Frankreich geflüchtet war, tauchte als einer der ersten Entente- 
agenten in Stockholm auf, gründete hier nach dem Vorbild 
der belgischen „Amities francaises“ eine schwedische „Amitie 
franco-suedoise*“ und entfaltete auch später, unter geschickter 
Berücksichtigung der schwedischen Volkspsyche, eine sehr 
erfolgreiche Tätigkeit in deufschfeindlichem Sinne. Ihm folgten 
andere Männer aus verschiedenen Ententestaaten, während 
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gleichzeitig ein im Solde des Verbandes stehendes Stock- 
holmer Telegrammbüro und eine förmliche Sturmflut enten- 
istischer Broschüren den gläubigen Lesern die unsinnigsten 
Schauermärchen über angebliche Greuel- und Schandtaten 
der: deutschen „Hunnen“ auftischten, die hohe Moral der 
Senegalneger, der Anamiten und anderer farbiger „Kultur- 
träger* der Ententearmeen in allen Tonarten priesen, die 
Regierung des edlen Britenvolkes als die uneigennütigste 
Beschüterin der kleinen Nationen rühmten, die russischen 
Maßnahmen an der schwedischen Ostseeküste als einen 
Ausfluß reinster Russenliebe für Schweden bezeichneten und 
überhaupt auf jede Weise für die Entente und gegen die 
ehrliche Neutralitätspolitik Hammarskjölds Stimmung zu 
machen suchten. 

Diese Propaganda war um so gefährlicher, als sie von 
einem großen Teile der sozialistischen und linksliberalen 
Presse Schwedens systematisch unterstüst wurde. Der im 
August 1914 verkündete innere Burgfriede, der seit dem 
Sommer 1915 eigentlich fast nur noch auf dem Papier ge- 
standen hatte, ging im Frühherbst 1916 völlig in die Brüche. 
Die Radikalen, denen die Sache der „freiheitliebenden“ Entente 
zu einer Art Glaubenssa geworden war, die parteilosen 
Vertreter der internationalen Hochfinanz, deren Staatskunst 
sich in dem einen Worte „Geldverdienen“ erschöpfte und die 
sozialistischen Anhänger Brantings, der übrigens in engen 
finanziellen Beziehungen zu der Stockholmer „Neuen Bank“ 
stand, vereinigten sich zu einem eigenartigen Triumvirat, das 
im Einvernehmen mit der Entente auf den Sturz Hammar- 
skjölds hinarbeitete. Eine förmliche Hete begann gegen ihn, 
um seine Stellung zu untergraben. Den Geschäftsleuten 
versicherte man, daß die handelspolitischen Schwierigkeiten 
mit England lediglich auf seine persönliche Gereiztheit, seinen 
Mangel an Geschmeidigkeit und seine Verständnislosigkeit 
für das Wesentliche und Rationelle zurückzuführen sei. Den 
Arbeitern wiederum redete man ein, daß sie deshalb darben 
müßten, weil Hammarskjöld — oder „Hungerskjöld“, wie ihn 
der jegige sozialistische Kultusminister Ryden damals nannte — 
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alle schwedischen Lebensmittel seinen geliebten Deutschen 
schicke. Zwar machte Hammarskjöld im Herbst 1916 noch- 
mals einen ehrlichen Versuch, durch Wiederaufnahme der Ver- 
handlungen mit England eine bessere Versorgung Schwedens 
mit Nahrungsmitteln und Rohstoffen zu erreichen. Aber die 
in London geführten Verhandlungen kamen nicht recht vom 
Fleck, da die britische Regierung Bedingungen stellte, die 
nach der Auffassung Hammarskjölds sich mit der Freiheit 
und Selbstbestimmung Schwedens, also mit dessen Würde 
und Ehre, nicht vereinbaren ließen. 

So standen die Dinge, als der schwedische Reichstag 
Mitte Januar 1917 zusammentrat. Schon in den ersten 
Sisungen kam es zu heftigen Debatten über die Lebens- 
miftel-, Handels- und Neutralitätspolitik der Regierung. Da 
erklärte Deutschland Anfang Februar plötßlich den unbe-. 
schränkten Unterseebootkrieg. Die erste Kunde hiervon übte 
auf die Schweden eine ähnliche Wirkung aus, wie Anfang 
August 1914 der Ausbruch des Weltkrieges. Der Schiffsverkehr 
nach dem Westen wurde völlig eingestellt, der Eisenbahn- 
verkehr wegen des durch die Blockade drohenden Kohlen- 
mangels auf ein Mindestmaß eingeschränkt. Die ententefreund- 
lichen Blätter jammerten und zeterten. Und nun nahte der 
Augenblick der Entscheidung. : Präsident Wilson richtete 
nämlich an Schweden die Aufforderung, sich dem Vorgehen 
der Vereinigten Staaten gegen Deutschland anzuschließen. Die 
schwedische Antwort ist wieder von Wallenberg unterzeichnet, 
stammt aber ganz unzweifelhaft aus der Feder Hammarskjölds. 
Ihr Inhalt bedeutete eine überaus scharfe Verurteilung der 
Wilsonschen Politik. Die Vereinigten Staaten, so heißt es 
in der schwedischen Erklärung, hätten zur Abkürzung des 
Kriegsübels ein Verfahren vorgeschlagen, das durchaus im 
Widerspruch mit dem bisher von Schweden vertretenen 
Grundsat einer unparteiischen Neutralität stehe. Diesen 
Grundsa& aber wolle die schwedische Regierung, gestützt 
aff den Willen der Nation, auch fernerhin gegenüber den 
beiden kriegführenden Mächtegruppen verfolgen und ihn nur 
dann aufgeben, wenn sie durch die Rücksicht auf die Lebens- 


— 426 — 


interessen des Landes und die Würde der Nation dazu 
gezwungen würde. 

Mit diesen mannhaften Worten hatte Hammarskjöld sich 
selbst das Todesurteil gesprochen. Die Entente verlangte 
sein Haupt, und ihre machthungrigen schwedischen Helfers- 
helfer waren nur allzu gern bereit, ihr hierbei Schergendienste 
zu leisten. Der entscheidende Schlag fiel bei der Beratung 
über die von der Regierung verlangten Kredite zur Aufrecht- 
erhaltung einer starken Neutralitätswacht. Die Erste Kammer 
genehmigte die Regierungsforderung von ö0 Millionen Kronen, 
während die Zweite Kammer nur 10 Millionen bewilligte. 
Infolgedessen mußte verfassungsgemäß eine gemeinsame 
Abstimmung beider Kammern stattfinden. Ihr Ergebnis war 
am d. März die Ablehnung der Regierungsforderung mit 187 
gegen 172 Stimmen. Der König bot alles auf, um einen 
Kabinettswechsel und besonders einen Rücktritt Hammarskjölds 
zu verhüten. Und wie er, dachten mehr als °/, Millionen 
seiner Untertanen, die in den nächsten Tagen dem Minister- 
präsidenten in Telegrammen, Adressen und sonstigen Kund- 
gebungen ihre Sympathie und ihr Vertrauen ausdrückten. 
Aber die politischen Gegensäte zwischen Hammarskjöld und 
seinem Kollegen Wallenberg, der, wie sich jett herausstellte, 
schon lange hinter seinem Rücken eine Außenpolitik auf 
eigene Faust betrieben hatte, machten jedes künftige Zu- 
sammenwirken der beiden Männer unmöglich. 

Ende März 1917 trat das Ministerium endgültig zurück. 
Die Stockholmer Ententegesandfen und ihre schwedischen 
Freunde jubelten laut über die „deutsche Niederlage“. In 
ihren Kreisen rechnete man allgemein auf die Ernennung 
eines Kabinetts Wallenberg-Branting oder eines linksliberal- 
sozialistischen Koalitionsministeriums. Allein in dieser 
Hoffnung sah man sich durch die Entscheidung des Königs 
betrogen. Nicht die Radikalen und Ententisten, sondern die 
Gemäßigtkonservativen und Neutralisten kamen ans Ruder. 
An die Spite des neuen Kabinetts traten der Großindustrielle 
Karl Swar& als Ministerpräsident und der Konteradmiral 
Arvid Lindman als Außenminister. Beide waren wohl- 
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erfahrene Politiker und hatten 1906 bis 1911 als Finanz- bzw. 
als Premierminister ihrem Vaterlande manchen wertvollen 
Dienst geleistet. Beide waren nichts weniger als deutsch- 
feindlich gesinnt und hatten früher als Minister mehrfach 
zur Förderung der wirtschaftlichen und kulturellen Wechsel- 
beziehungen zwischen Schweden und Deutschland beigetragen. 
Aber den schwierigen Zeitläuften, in denen sie jest ihr ver- 
anfwortungsvolles Amt übernahmen, war ihre Kraft nicht 
gewachsen, so daß ihnen, troß ihres redlichen Willens, die 
Durchführung ihres Regierungsprogramms, das in der Auf- 
rechterhaltung der unparteiischen Neutralifätspolitik Hammar- 
skjölds gipfelte, nicht gelingen konnte. 

Schon unmittelbar nach ihrem Amtsantritt ereigneten 
sich in Schweden böse Dinge. Die von Branting und von 
dessen Schildknappen im radikalen und sozialistischen Lager 
seit mehreren Monaten ausgestreute Saat trug ihre ersten 
Früchte. Infolge der — übrigens ausschließlich durch England 
verschuldeten — Nahrungsmittelknappheit fanden seit Mitte 
April in vielen Ortschaften des Landes Unruhen stati, die 
mit schweren Ausschreitungen verbunden waren, und die — 
unter Einwirkung der russischen Märzrevolution sowie ein- 
heimischer Agitatoren — sehr bald den Charakter rein 
parteipolitischer Demonstrationen annahmen. Hatten die 
Forderungen der Arbeiter sich ursprünglich bloß auf Erhöhung 
der Brotration und auf Abstellung unzweifelhafter Mißstände 
in der Volksversorgung beschränkt, so verlangten sie nun- 
mehr auch Freilassung der politischen Gefangenen, hohe 
Besteuerung der Kriegsgewinne, Einführung des achtstündigen 
Normalarbeitstages und des Frauenstimmrechts sowie völlige 
Demokratisierung der Ersten Kammer. Das Schlimmste aber 
war, daß die seit Jahren systematisch von den Linkssozialisten 
und den Brantingianern bearbeitete Kriegsmacht, besonders 
die Marine, sich in diesen Tagen vielfach höchst bedenkliche 
Verstöße gegen die militärische Disziplin zuschulden kommen 
ließ. Der geistige Urheber aller dieser Veranstaltungen war 
natürlich „Mister“ Branting, der eben erst aus Petersburg 
zurückgekehrt war, wo er im Auftrage der Entente die neuen 
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russischen Machthaber erfolgreich zur Fortseßung des Krieges 
gegen den „reakfionären mitteleuropäischen Imperialismus“ 
aufgehett hatte, und der jett durch seine geschickte inner- 
politische Regie das wie ein Schilfrohr im Winde schwankende 
Ministerium Swarß zu einer außenpolitischen Kapitulation 
vor England zu bestimmen wußte. Die im Mai 1917 ge- 
schlossene englisch-schwedische Handelsübereinkunft bedeutete 
einen offenen Bruch mit der Hammarskjöldschen Neutralitäts- 
politik, da Schweden einige Erleichterungen im Seeverkehr 
und die Freigabe der in englischen Häfen zurückgehaltenen 
schwedischen Getreideladungen mit empfindlichen Eingriffen 
in sein staatliches Selbstbestimmungsrecht erkaufen mußte. 
Die unausbleibliche Folge hiervon war, daß die Außenpolitik 
Schwedens immer mehr ein ententefreundliches Gepräge er- 
hielt, und daß dementsprechend seine offiziellen Beziehungen 
zu Deutschland sich zusehends verschlechterten. Begünstigt 
wurde diese Entwicklung im übrigen noch durch den Umstand, 
daß.,sich in den nächsten Monaten, bei der Durchführung des 
unumschränkten Unterseebootkrieges und auch sonst, wieder- 
holt Zwischenfälle ereigneten, die auch in den bisher deutsch- 
freundlichen Kreisen Schwedens große Verstimmung hervor- 
riefen. Vor allem ist in solcher Hinsicht das Bekanntwerden 
der „zynischen“ Depeschen des deutschen Vertreters in 
Argentinien, Graf Luxburg, zu erwähnen, deren Übermittelung 
an das schwedische Auswärtige Amt zur Weiterbeförderung 
von der ganzen schwedischen Presse als ein empörender 
Akt deutscher Rücksichtslosigkeit und als ein schnöder Miß- 
brauch schwedischer Gutgläubigkeit bezeichnet wurde. 

Mit um so größerer Spannung sah man im Herbst 1917 
den Neuwahlen zur Zweiten Kammer des schwedischen 
Reichstages entgegen, deren Ergebnis nicht nur für die inner-, 
sondern auch für die außenpolitische Orientierung des Landes 
von größter Tragweite werden mußte. Erhöht wurde die 
Spannung noch dadurch, daß sich im schwedischen Partei- 
wesen seit Ausbruch des Weltkrieges wichtige Veränderungen 
vollzogen hatten. So waren zwei Gruppen zur Vertretung 
der iändlichen Sonderinteressen neu entstanden: ein hoch- 
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konservativer „Reichsbund der Landwirte“ mit ausgeprägt 
christlich-natfionalen und schußzöllnerischen Tendenzen und 
ein mehr gemäfigter „Bauernbund“. So hatten ferner die 
jungsozialistischen Elemente, die schon lange die Schmerzens- 
kinder Brantings gewesen waren, da sie von einem inner- 
politischen Zusammengehen mit den Linksliberalen und einem 
außenpolitischen Anschluß an den Ententekapitalismus und 
Ententeimperialismus nichts wissen wollten, sich einige Zeit 
vor den Wahlen endgültig von den Brantingleuten getrennt 
und eine besondere linkssozialistische Frakfion gebildet, die 
die Umwandlung des Landes in eine kommunistische Republik 
nach dem Vorbilde Sowjetrußlands erstrebte. Der Wahlkampf 
war ein äußerst erbitterter. Er endete mit einem entscheiden- 
den Sieg der ententefreundlichen Elemente. Die Altsozialisten 
Brantingscher Richtung erlangten 86, die Linksliberalen 
62 Mandate. Die Zahl der Linkssozialisten sank von 15 auf 
12, die der Konservativen von 86 auf 58. Außerdem wurden 
ö Vertreter des Reichsbundes der Landwirte und 9 Mitglieder 
des Bauernbundes gewählt. 

Infolge des Wahlergebnisses trat das Kabinett Swarb 
zurück. Der König forderte hierauf die drei großen Parteien 
des Landes auf, im Hinblick auf die gefahrvolle außenpolitische 
Lage ein Sammlungsministerium zu bilden. Die Liberalen 
und Konservativen erklärten sich unter gewissen Bedingungen 
hierzu bereit, die Altsozialisten aber erteilten eine ablehnende 
Antwort. Der Versuch, nunmehr ein liberal-konservatives 
Geschäftsministerium zustande zu bringen, mißlang. Schließ- 
lich kam Mitte Oktober ein liberal-altsozialistisches Kabinett 
zustande. Ministerpräsident wurde der von mir schon mehr- 
mals erwähnte Universitätsprofessor Nils Eden, ein nicht 
unbegabter Historiker, der in jüngeren Jahren der äußersten 
Rechten angehört, sich aber vor etwa einem Jahrzehnt aus 
Zweckmäßigkeitsgründen plößlich den Linksliberalen an- 
geschlossen hatte. Den Posten des Außenministers erhielt 
Johannes Helilner, ein tüchtiger Jurist, zu dessen Charakteristik 
wohl die Angabe genügt, daß er Aufsichtsratsmitglied der 
„Stockholmer Privatbank“ und demnach mit den Brüdern 
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Wallenberg sowie mit den übrigen ententefreundlichen Ver- 
tretern der schwedischen Hochfinanz aufs engste liiert war. 
Zu diesen beiden Männern gesellte sich dann als dritter 
im Bunde der neue Finanzminister, dessen Namen ich 
in meiner Darstellung schon oft genannt habe, nämlich 
Hjalmar Branting. 

Die auswärtige Regierungspolitik Branfings — denn er 
war die eigentliche Seele der neuen Regierung und ist es 
auch nach seinem Ausscheiden (Anfang Januar 1918) bis auf 
den heutigen Tag geblieben — stand den beiden kämpfenden 
Mächtegruppen gegenüber im Zeichen des bewußten Verzichts 
auf eine unparteiische Neutralität. Hatte Schweden bisher, 
namentlich während der Regierungszeit Hammarskjölds, sich 
gegen die Daumenschraubenpolitik Englands und der Ver- 
einigten Staaten energisch zu wehren versucht, so schlug es 
sich jest offen auf die Seite der westlichen Verbandsmächte 
und leistete diesen wertvolle Handlangerdienste. Ich erinnere 
hier z. B. an das berüchfigte Tonnage-Abkommen vom 
28. Mai 1918, das — durch zeitweilige Auslieferung eines 
großen Teils der schwedischen Handelsflotte an die Entente — 
die Wirkungen des deutschen Unterseebootkrieges empfindlich 
abschwächte, die deutsche Seekriegführung überkaupt sehr 
erschwerte und auf solche Weise erheblich zur Verschärfung 
der feindlichen Hungerblockade beitrug. 

Was die östliche Auslandspolitik Brantings betrifft, 
so war sie einerseits durch eine schwächliche und zweideutige 
Haltung gegenüber der russischen Räterepublik, andrerseits 
durch eine überaus rücksichtslose Behandlung des jungen 
finnländischen Staates gekennzeichnet. Zwar war Schweden 
eines der ersten ausländischen Reiche, die Anfang Januar 1918 
nahezu gleichzeitig die kurz vorher erfolgte UInabhängigkeits- 
erklärung Finnlands anerkannten. Als aber dessen Regierung 
einige Wochen später den militärischen Beistand des Nachbar- 
landes oder wenigstens die Überlassung von Waffen und 
Munition erbat, um den auf finnländischem Boden durch ein- 
heimische und russische Bolschewistenhorden entfesselten 
„Roten Aufruhr“ unterdrücken zu können, verhielt sich das 
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„offizielle* Schweden kühl ablehnend!) und benuste die 
schlimme Notlage Finnlands zu einem Versuch, es eines 
vielhundertjährigen Bestandteiles seines Gebiets zu berauben. 
Der neue sozialistische Marineminister Schwedens, Baron 
Palmstierna, entsandte Mitte Februar eine große Flotten- 
expedition nach den Älandsinseln — angeblich zur Erlösung 
der dortigen Bewohner vom „Roten Terror“, in Wahrheit 
jedoch zur Einverleibung der Inselgruppe. Die Aländer, die 
bis zum Spätherbst 1917 stets vaterlandstreue Finnländer 
gewesen waren, dann aber, dank einer überaus geschickten 
reichsschwedischen Propaganda, plößlich ihr „urschwedisches 
Herz“ entdeckt und in einer von fast allen erwachsenen 
Männern und Frauen Alands unterzeichneten Adresse an 
„Schwedens König und Volk* ihre Sehnsucht nach einer 
„Wiedervereinigung* mit dem schwedischen „Mutterlande“ 
ausgedrückt hatten, empfingen ihre reichsschwedischen „Brüder“ 
als „Befreier“. Eine finnländische Regierungstruppe, die vom 
finnländischen Festland her über das Eis nach den Älands- 
inseln marschiert war und bereits bedeutsame Erfolge gegen 
die dort hausende rote Soldateska erzielt hatte, ward 
schwedischerseits durch allerlei Vorspiegelungen zum Ab- 
bruch des Kampfes veranlaßt und dann, wie ein Gefangenen- 
transport, waffenlos über Schweden in die finnländische 
Heimat abgeschoben, während man gleichzeitig mit den auf 
der Insel befindlichen roten Bolschewistenhorden schwedischer- 
seits recht glimpflich umging. 

So hatte es denn den Anschein, als seien die Älands- 
inseln endgültig für Finnland verloren. Da nahte plößlich 
von Süden her die Rettung. Deutschland ahmte seinerseits 
das Beispiel Schwedens nicht nach, sondern erhörte den 
Hilferuf der finnländischen Regierung. Deufsche Truppen 


ı) Im Volke selbst war freilich der alte Schwedengeist noch nicht 
völlig erloschen. Eine größere Zahl von Offizieren und Freiwilligen 
eilte über die Grenze, trat in den finnländischen Heeresdienst und 
kämpfte unter dem finnländischen Oberbefehlshaber Mannerheim wieder- 
holt mii rühmlicher Tapferkeit, vor allem bei der Einnahme von Tammer- 
lors, wo die „schwedische Brigade“ starke Verluste erlitt, 
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und Marinemannschaften besegten Anfang März die Insel- 
gruppe und nahmen von hier aus im nächsten Monat an 
der Befreiung Südfinnlands von der Schreckensherischaft 
des roten Proletariats wirksamen, oft sogar entscheidenden 
Anteil. Die schwedische Regierung aber, die damals sofort 
einen „ernsten Protest“ gegen die deutsche Landung erlassen 
hatte, mußte bald guie Miene zum bösen Spiel machen und 
ihre „militärisch-humanitäre* Hilfsexpedition zurückrufen, 
worauf die Älandsinseln wieder unter die Botmäßigkeit 
Finnlands kamen. 

In Wahrheit hatte die schwedische Regierung freilich 
ihre „Desannexionspläne* nur auf bessere Zeiten vertagt. 
Kaum war Finnland im Spätherbst 1918 durch den Zusammen- 
bruch Deutschlands seiner kräftigsten Stüße gegen schwedische 
Begehrlichkeit verlusfig gegangen, so. trat die Alandsfrage 
in ein neues Stadium. Zwar kam noch Ende Dezember 
zwischen Schweden, Finnland und Deutschland ein Abkommen 
zustande, das die Schleifung sämtlicher Älandsbefestigungen 
verfügte und dessen Ausführung unter deutscher Oberaufsicht 
im Frühling 1919 bereits begonnen hat. Aber schon un- 
mittelbar nach Abschluß des Abkommens zeigte es sich nur 
allzu deutlich, daß es den Schweden tatsächlich nicht so sehr 
um eine strategische Sicherung der mittelschwedischen Ost- 
seeküste gegen einen künftigen Angriff als vielmehr um eine 
politische Einverleibung der Älandsinseln zu tun war. Wieder- 
holte Schritte Finnlands, unter Wahrung der finnländischen 
Hoheitsrechte zu einem Einvernehmen mit Schweden in der 
Älandsfrage zu gelangen, erfuhren stets eine schroffe Zurück- 
weisung. Gleichzeitig nahm die separatistische Haltung der 
Äländer, obwohl die finnländische Regierung ihnen große 
Zugeständnisse in sprachlicher, wirtschaftlicher und kultureller 
Beziehung machte und ihnen sogar die Bewilligung einer 
ausgedehnten inneren Autonomie in Aussicht stellte, immer 
bedenklichere Formen an. Im Spätwinter 1919 begab sich 
eine äländische Delegation über Schweden, wo sie ein 
Gegenstand lebhafter Ovationen war, nach Paris, um — 
unter Berufung auf das Selbstbestimmungsrecht des kaum 
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27000 Seelen zählenden äländischen „Volkes“ — vom 
Obersten Rat der Aliierten die Angliederung der Inseln an 
das schwedische „Mutterland“ zu erbitten; ein Gesuch, dessen 
Bewilligung die schwedische Regierung dann in einer offi- 
ziellen Note vom 22. April an die Versailler Friedenskonferenz 
angelegentlich befürwortete. Dieses Vorgehen Schwedens 
entfesselfe in Finnland natürlich einen Sturm des Unwillens. 
Und zwar waren es bezeichnenderweise gerade die in 
schwedischer Sprache erscheinenden Blätter Finnlands, die 
ihrer Entrüstung in besonders scharfen Worten Ausdruck 
verliehen. 

Das ist der äaugenblickliche Stand der Älandsfrage. 
Durch die Finnlandspolitik der schwedischen Regierung, die 
sich freilich mit der Willensmeinung der überwiegenden 
Mehrheit des schwedischen Volkes — auch der deutschfreund- 
lichen Kreise — durchaus deckt, ist es wirklich dahin ge- 
kommen, daß zwischen den bis 1809 miteinander verbundenen 
Ländern Schweden und Finnland gegenwärtig eine nahezu 
unüberbrückbare politische Kluft gähnt, und daß der anfangs 
so aussichtsvolle Plan, betreffend die Bildung einer aus den 
drei skandinavischen Reichen und Finnland bestehenden 
großen nordischen Kulturgemeinschaft, in weite Ferne gerückt 
zu sein scheint. | 

Was die innere Entwicklung Schwedens seit Mitte Ok- 
tober 1917 betrifft, so stieß die langjährige Forderung einer 
Demokratisierung des politischen und kommunalen Stimm- 
rechts auch unter der neuen Regierung anfangs auf starken 
parlamentarischen Widerstand. Dieser wurde jedoch durch 
die deutsche Novemberrevolution von 1918 schnell aus dem 
Wege geräumt. In ganz Schweden entstand damals eine 
große Erregung. Die Linkssozialisten forderten zur Nach- 
ahmung des deutschen Beispiels auf, und die bürgerlichen 
Kreise befürchteten eine gewaltsame Erschütterung des 
Staates. Diese Sachlage benutte Branting sehr geschickt 
zur Einbringung einer radikalen Verfassungsreformvorlage, 
die durch Kompromißbeschluß beider Kammern mit einigen 
Abänderungen Mitte Dezember 1918 zur Annahme gelangte, 
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und die u.a. das allgemeine gleiche Gemeindewahlrecht für 
Männer und Frauen im Alter von über 25 Jahren einführte, 
allen Gemeindewählern von über 27 Jahren das indirekte 
Wahlrecht zur Ersten Kammer gewährte und die Altersgrenze 
für das Wahlrecht zur Zweiten Kammer von 25 auf 25 Jahre 
herabsette. Eine weitere durchgreifende Reform — und zwar 
eine von allen Seiten freudig begrüßte Reform — war die 
vor einigen Monaten beschlossene Ausdehnung des politischen 
Wahlrechts auf die Frauen: ein Beschluß, der um so be- 
rechtigter erscheint, als die schwedischen Frauen, dank der 
weiblichen Reformgesetgebung früherer Jahre, im allgemeinen 
eine große politische Reife besigen. Dagegen scheiterte 
kürzlich die Einführung des achtstündigen Normalarbeits- 
tages an dem Widerstande der Ersten Kammer. Doch ist 
an einer baldigen Annahme auch dieser Reform nicht zu 
zweifeln, da die inzwischen aufgelöste Erste Kammer nach 
den Neuwahlen im Juli unbedingt eine viel radikalere Zu- 
sammensetung als zuvor aufweisen wird. | 

Ich bin nunmehr am Schlusse meiner Betrachtungen 
angelangt. Fast fürchte ich, daß meine Schilderung der 
politischen und sozialen Entwicklung Schwedens seit 1914 
etwas enttäuscht hat. Mancher hat vielleicht ein Schweden 
zu finden erwartet, in dem der Geist eines Gustav Adolf 
und eines Karl XII. noch heute fortlebi. Statt dessen habe 
ich ein Schweden zeigen müssen, in dem Hjalmar Branting 
— der „beste Advokat der Entente“, wie ihn seine dortigen 
Freunde genannt haben — seit 1914 einen unerbittlichen 
Verleumdungsfeldzug gegen Deutschland geführt hat und noch 
heute führt. Ich habe ferner ein von gewinnsüchtigen Groß- 
kapitalisten beherrschtess Schweden zeigen müssen, das 
während des Weltkrieges zwar aus einem verhältnismäßig 
armen Lande eines der wohlhabendsten in Europa geworden ist, 
das aber seinen jungen Reichtum mit der Preisgabe wichtiger 
Bestandteile seiner außenpolitischen Unabhängigkeit und 
seines innerpolitischen Selbstbestfimmungsrechts erkauft hat. 

Und doch kann ich meine Ausführungen mit einem 
tröstlichen Ausblick in die Zukunft schließen. Niemand, der 
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in den legten Monaten die schwedische Presse aufmerksam 
gelesen hat, kann übersehen haben, daß seit Abschluß des 
Waäffenstillstandes, vor allem aber seit Bekanntwerden der 
Friedensbedingungen :der Entente, ein geradezu auffälliger 
Umschwung zugunsten Deutschlands in der öffentlichen 
Meinung Schwedens eingetreten ist. Das germanische Ge- 
wissen hat sich sichtlich bei unseren schwedischen Stammes- 
verwandten zu regen begonnen. Die schwedische Ärzte- 
schaft, seit jeher in enger Fühlung. mit der deutschen 
Forschung stehend, hat in einer Kundgebung betont, daß 
die Aushungerung Deutschlands eine unermeßliche Gefahr 
für die ganze Kulturwelt bedeute.. Die schwedischen Frauen 
haben, freilich vergebens, durch einen Appell an Wilson die 
Leiden ihrer deutschen Mitschwestern zu erleichtern ver- 
sucht. Viele Hunderttausende von Brotabschnitten und viele 
Tausende von Kronen in kleiner Münze hat die schwedische 
Schuljugend eingesammelt, um den nagenden Hunger ihrer 
kleinen Freunde in Deutschland stillen zu können. Tausende 
von gutherzigen Bauern- und Bürgerfamilien Süd- und 
Mittelschwedens haben ein blasses, abgemagertes deutsches 
Ferienkind bei sich aufgenommen, um es bei kräftiger Kost 
und in gesunder Landluft zu hegen und zu pflegen. Hervor- 
ragende Träger des schwedischen Kulturlebens endlich haben 
in einer Adresse ihr warmes Mitleid mit dem deutschen 
Volke bekundet und dabei die feste Zuversicht ausgesprochen, 
daß es sich bald wiederaufrichten, den ihm gebührenden 
Pla unter den Völkern wieder einnehmen und dann die 
Menschheit zu einem höheren und glücklicheren Kultur- 
zustand führen werde. Denn das sei die durch das Schicksal 
bestimmte historische Aufgabe des deutschen Volkes. 

Nach alledem glaube ich hier mit gutem Gewissen 
sagen zu dürfen, daß in Schweden — zum Leidwesen 
des Herrn Branting — schon heute, um mich in seiner fran- 
zösischen Lieblingssprache auszudrücken, „la  verite est en 
marche“. 


Nachtrag. 


Die politische und soziale Entwicklung Schwedens seit 
Ende Juni 1919 hat sich im allgemeinen in denselben Bahnen 
wie während des Weltkrieges bewegt. 

Die Einführung des politischen Frauenstimmrechts und 
eines demokratischen Wahlrechts für die Erste Kammer — 
beides eine Folgeerscheinung der deutschen Revolution — 
hat, wie sich voraussehen ließ, dem liberal- sozialistischen 
Regierungsblock bei den im Juli stattgehabten Neuwahlen 
auch in der Ersten Kammer eine beträchtliche Mehrheit ver- 
schafft. Hatte hier bis zur Auflösung der Kammer den 
86 Konservativen eine Minderheit von 45 Liberalen, 19 Alt- 
sozialisten und 2 Linkssozialisten gegenübergestanden, so 
verfügt die konservative Fraktion fortan nur noch über 
39 Mandate, während die Zahl der Rechtssozialisten auf 49 
gestiegen, die der Liberalen (41) und der Linkssozialisten 
(5) nahezu die gleiche geblieben ist. Allerdings ist in den 
Freudenbecher der Sieger ein Tröpflein Wermut gefallen. 
Die während des Krieges entstandenen beiden Ägrarparteien, 
die bisher in der Ersten Kammer überhaupt nicht vertreten 
waren, haben nämlich eine überraschend große Zahl von 
Sißen erobert, was zweifellos darauf zurückzuführen ist, daß 
viele rechtsstehende Wähler des platten Landes diesmal für 
die Kandidaten des christlich-nationalen „Reichsbundes der 
Landwirte“ (8 Mandate) oder des etwas weiter links stehenden 
„Bauernbundes“* (10 Mandate) gestimmt haben. Jedenfalls 
wird man unter solchen Umständen annehmen dürfen, daß 
die agrarischen Probleme künftig auch in Schweden eine 
erhöhte Bedeutung gewinnen werden. 

Anfang August trat der Reichstag zu einer außerordent- 
lichen Session zusammen, die noch jett fortdauert. Ihr Ver- 
lauf hat bisher den Erwartungen der Regierung entsprochen. 
Die von ihr vorgelegten Gesetentwürfe über allmählichen 


Abbau der Kriegswirtschaft, Einführung sogenannter „Gleit- 
zölle* für Getreide, vorläufige Verkürzung der akfiven 
militärischen Dienstzeit und Festseung eines achtstündigen 
Normalarbeitstages haben die Zustimmung des kompakten 
Linksblocks in beiden Kammern gefunden. Troßdem läßt 
sich nicht verkennen, daß im Laufe der legten Wochen die 
Temperatur der Jliberal-sozialistischen Freundschaft um 
einige Grade gesunken ist. Der Eifer, mit dem die sozia- 
listische Presse neuerdings das Problem einer Sozialisierung 
einzelner Großbetriebe behandelt, hat manchen liberalen 
Industriellen stußig gemacht, und einzelne Blätter der bürger- 
lichen Linken haben bereits die Frage aufgeworfen, ob sich 
ein liberal-sozialistisches Zusammenwirken auch nach den 
Neuwahlen von 1920 empfehlen dürfte. 

Die außenpolifische Orientierung Schwedens hat sich in 
den legten Monaten kaum verändert. Sie ist durchaus ver- 
bandsfreundlich geblieben. Doch haben die Handelsbeziehungen 
mit Deutschland lesthin sichtlich wieder einen Aufschwung ge- 
nommen, zumal das Tonnage-Abkommen zwischen Schweden 
und den Entenfemächten am 12. Juli außer Kraft getreten ist. 

Eine sehr bedenkliche Zuspitung hat kürzlich die Älands- 
frage erfahren. Obwohl sich fast alle erwachsenen Männer 
und Frauen Alands im Juni durch Volksabstimmung noch- 
mals für den sofortigen Anschluß an Schweden aussprachen, 
hatte die Baltische Kommission der Pariser Friedenskonferenz 
einen Monat später in einem ausführlich begründeten Gut- 
achten eine Lösung des Problems in der Weise vorgeschlagen, 
daß die Älandsinseln unter der Garantie des Völkerbundes 
neutralisiert sowie außerdem zwischen Schweden und Finn- 
land vorläufige Vereinbarungen in der Älandsfrage getroffen 
werden sollen. Hiermit war man jedoch in Schweden keines- 
wegs einverstanden. Vielmehr sette die schwedische Diplo- 
matie während der nächsten Wochen in Paris alle Hebel in 
Bewegung, um den Obersten Rat der Alliierten für die 
schwedischen „Desannexionspläne* zu. gewinnen. Das Er- 
gebnis war, daß Clemenceau Ende September in der fran- 
zösischen Deputiertenkammer erklärte, die Verbandsmächte 
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seien. gewillt, dem schwedischen Reich ihre „guten Dienste“ 
in der Älandsfrage zu leihen. Seine Worte wurden in 
Schweden mit jubelnder Begeisterung begrüßt. In Finnland 
dagegen erscholl ein einmütiger Schrei der Entrüstung. Die 
ganze Presse erklärte rundweg, daß das finnländische Volk 
niemals gutwillig seinen Anspruch auf die historisch, politisch 
und geographisch zu Finnland gehörige Inselgruppe preis- 
geben, sondern nach einer gewaltsamen Lostrennung alles 
‚aufbieten werde, um den schwedischen Räubern mit aus- 
ländischem Beistand wieder ihren Raub abzujagen. Erhöht 
wurde die Erbitterung der Finnländer noch durch die höhnische 
Sprache einzelner reichsschwedischen Blätter, weshalb denn 
auch die Beziehungen zwischen den beiden Nachbarländern 
zur Zeit leider als recht gespannt bezeichnet werden müssen. 

Was schließlich die Frage des Beitritts Schwedens zum 
Völkerbunde betrifft, so wird der schwedische Reichstag 
vermutlich schon im Laufe der nächsten Wochen die end- 
gültige Entscheidung hierüber treffen. Sie wird, wie ver- 
lautet, von der Stellungnahme der beiden anderen skandi- 
navischen Mächte abhängig sein. Überhaupt unterliegt es 
keinem Zweifel, daß die wiederholten interskandinavischen 
Herrscherbesuche und Ministerzusammenkünfte seit 1914 die 
Entstehung eines neuen „Skandinavismus“ begünstigt haben, 
der, im Unterschied zum Skandinavismus der 40er bis 
6er Jahre des vorigen Jahrhunderts, eine längere Lebens- 
dauer verspricht, da er nicht auf einer romantischen Stroh- 
feuerbegeisterung, sondern auf der nüchternen Erwägung 
beruht, daß — angesichts der in Europa durch den Welt- 
krieg hervorgerufenen Umwälzungen — ein engerer Zu- 
sammenschluß der drei skandinavischen Staaten auf wirt- 
schaftlichem, gesetgeberischem und kulturellem Gebiete zu 
einem Gebot dringender Notwendigkeit geworden ist. Gerade 
in den lesten Monaten haben denn auch mehrere inter- 
skandinavische Konferenzen stattgefunden, deren positive 
Ergebnisse vielleicht von großer Tragweite für die politische 
und soziale Entwicklung Schwedens werden dürften. 


Te 


Literatur. 


Meinen Ausführungen liegen in der Hauptsache größere Artikel 
und sonstige Mitteilungen der reichsschwedischen, seit Herbst 1917 auch 
der in schwedischer Sprache erscheinenden finnländischen Zeitungen 
zugrunde. | 
Eine recht gute Übersicht über die einzelnen Vorgänge wie tiber 
die allgemeine Stimmung in Schweden seit 1914 bieten die während des 
Weltkrieges durch die Nachrichtenabteilung des Berliner Auswärtigen 
Amtes herausgegebenen „Wochenberichte der Auslandslektorate“, die 
meines Wissens in allen größeren „Kriegssammlungen“ der Universitäten, 
öffentlichen Bibliotheken usw. Deutschlands vorhanden sind. Die Ab- 
schnitte „Schweden-Dänemark-Norwegen“ und „Finnland“ dieser „Wochen- 
berichte* kommen für das vorliegende Thema natürlich insbesondere 
in Betracht. Da sie eine Fülle von Auszügen aus der schwedischen, 
dänischen, norwegischen und finnländischen Presse bringen, bilden sie 
in ihrer Vielseitigkeit eine unschäßbare Fundgrube für den auf dem 
Gebiete der neuesten nordischen Geschichte arbeitenden Historiker. Vom 
Standpunkte der Geschichtswissenschaft aus ist es deshalb entschieden . 
zu bedauern, daß die Drucklegung dieser „Wochenberichte* 1918 auf- 
gehört hat. | 

Natürlich ist in Schweden während des Weltkrieges eine große 
Zahl von Broschüren, Streitschriften, Ministerreden usw. im Buchhandel 
erschienen. Sie geben manchen wertvollen Aufschluß über die in meinem 
Vortrag berührten Fragen. Da sie jedoch schwedisch geschrieben sind, 
führe ich nur in den wichtigsten Fällen ihre Titel usw. an. Besonders 
hervorheben möchte ich die in Stockholm erscheinende jungkonservative 
Monatsschrift „Det nya Sverige“, deren politische Abhandlungen als 
eine Quelle ersten Ranges für die Zeit seit 1914 bezeichnet werden 
dürfen. Der Herausgeber der Zeitschrift, Dr. Adrian Molin, hat übrigens 
auch die lesenswerte Broschüre „Schweden und der Weltkrieg“ (Stuttgart- 
Berlin, 1916) veröffentlicht. 

Sehr wertvolle Mitteilungen über die Stellung der nordischen 
Staaten zu den beiden Mächtegruppen enthält das geistvolle Buch des 
Norwegers Herm. Harris Aall: „Das Schicksal des Nordens. Eine 
europäische Frage“ (Weimar, 1918). 

Für die politische und soziale Entwicklung Schwedens im letten 
Menschenalter vor Ausbruch des Weltkrieges, die ich in meinem Vortrag 
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nur kurz streifen konnte‘; verweise ich auf die ausführlicheren Angaben 
in meinem Buche „Schweden“ (Gotha, 1917), das als 5. Band der Sammlung 
„Perthes’ Kleine Völker- und Länderkunde“ erschienen ist. 

Meine Zitate aus dem Stockholmer „Aftonbladet* sind stets der 
Ausgabe C (Landsortsupplaga) dieses Blattes entnommen. 


Anmerkungen. 


S. 400: Das Ostseeabkommen von 1%8. Über den vergeblichen 
Versuch Rußlands, damals die Aufhebung der Pariser Konventionsklausel 
von 1856 über eine künftige Befestigung der Alandsinseln zu erlangen, 
ist vor mehreren Monaten eine Reihe wichtiger Dokumente bekannt 
geworden. Wie wir jet wissen, hat Deutschland Ende Oktober 1907, 
jedoch unter der ausdrücklichen Vorausseßung einer späteren Einwilligung 
von schwedischer Seite, in einem Geheimabkommen den russischen 
Wünschen zugestimmt, dann aber, als Schwedens Regierung und Reichs- 
tag sich einmütig für das Fortbestehen der Älandsklausel aussprachen, 
bei den entscheidenden Verhandlungen mit Rußland die schwedischen 
Forderungen ebenso nachdrücklich wie erfolgreich unterstütt. Vgl. hier- 
über die ausführlichen Angaben in der hochinteressanten, anonymen 
Schrift: „Die Aalandfrage. Das Kernproblem der Ostseepolitik“, S. 10 ff. 
und S. 59ff. (Berlin, 1918). Das deutsch-russische Geheimabkommen 
vom 16.j29. Oktober 197 ist, allerdings ohne jeden Hinweis auf die Text- 
- fälschung im vierten Absaß, auch in der amtlichen Publikation: „Dokumente 
aus den russischen Geheimarchiven, soweit sie bis zum 1. Juli 1918 ein- 
gegangen sind“, S.26f. (Berlin, 1918) abgedruckt. 


S. 401: Die russischen Expansionspläne. Eine gute Übersicht 
gibt Pontus Fahlbeck, Svensk och nordisk utrikespolitik, S. 52ff. 
(2. Aufl.; Stockholm, 1912). Vgl. auch die dortige Karte über den strate- 
gischen Ausbau des finnländischen Eisenbahnneges. 


5.410: Das Ergebnis der Malmöer Konferenz. Das Zitat ist 
einem Artikel A. Molins in seiner Monatsschrifi „Det nya Sverige“ 
(Jahrgang 1915) entnommen. Vgl. auch „Aftonbladet* (Stockholm) vom 
22. Juni 1915. 


S. 410/11: Die schwedische Volksstimmung unmittelbar nach 
Kriegsausbruch. Eine gute Charakteristik gibt Pontus Fahlbe ck, Världs- 
kriget och vi, im Septemberheft 1914 der „Statsvetenskaplig Tidskrift.“ 


S. 411: Die Furcht Schwedens vor der „russischen Dampf- 
walze“. Es ist sehr bezeichnend, daß nicht nur die ententistisch orien- 
tierten, sondern auch die meisten deutschfreundlichen oder neutralen 
Blätter nach der Umtaufe der russischen Hauptstadt plößlich „Petrograd*, 
anstatt „Petersburg“, zu schreiben begannen. 
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S. 411: Die schwedische Presse während des Weltkriegs. Die 
Stellungnahme ergibt sich für die Hauptblätter aus der nachfolgenden 
Übersicht. Ein‘ plößlicher Gesinnungswechsel ‘während des‘ Krieges 
hängt in der Regel mit einem Wechsel des Hauptredakteurs oder des 
Besiters zusammen. 

Nya Dagligt Allehanda (Stockholm), konservativ, deutsch- 
freundlich. 

Stockholms Dagblad (Stockholm), gemäßigt-konservativ, neutral- 
wohlwollend. 

Svenska Dagbladet (Stockholm), gemäßigt-konservativ, neutral- 
wohlwollend. 

Aftonbladef (Stockholm), gemäßigt-liberal, deutschfreundlich. 

Sydsvenska Dagbladet (Malmö), gemäßigt-liberal, deutsch- 
freundlich. . 

Svenska Morgonbladet (Stockholm), liberal, erst neutral- wohl- 
wollend, später deutschfeindlich. 

Stockholms-Tidningen (Stockholm),' liberal, offiziös- farblos. 

Göteborgs Handels- och Sjöfartstidning (Gotenburg), liberal, 
erst neutral-wohlwollend, später deutschfeindlich. 

Dagens Nyheter (Stockholm), linksliberal, durchaus deutsch- 
feindlich. 

Social-Demokraten (Stockholm), rechtssozialistisch, Hauptorgan 
Brantings, fanatisch deutschfeindlich. 

Arbetet (Malmö), rechtssozialistisch, erst neutral, später deutsch- 
feindlich. 

Ny Tid (Gotenburg), rechtssozialistisch, erst neutral, später 
deutschfeindlich. | 

Folkbladet Politiken (Stockholm), linkssozialistisch, mit dem 
Bolschewismus sympathisierend. 


S. 412/15: Die Parteigruppierung im Kabinett. Hammarskjöld. 
Zu den Gesinnungsgenossen Hammarskjölds gehörten u. a. der Kriegs- 
minister Oberst Mörcke, der mit einer Deutschen vermählte Finanzminister 
Axel Vennersten und der Justizminister Berndt Hasselrot, zu den An- 
hängern Wallenbergs u. a. der Minister des Innern Oskar von Sydow 
(zurzeit übrigens Mitglied der Internationalen Schleswig-Kommission !) 
und der Marineminister D. Broström, ein sehr reicher Gotenburger 
Schiffsreeder, der in engsten geschäftlichen Beziehungen mit den Entente- 
ländern damals stand und noch heute steht. 


S. 415: Ergebnis der schwedischen Neutralitätspolitik bis Früh- 
ling 1915. Das Zitat aus einem Artikel Molins in der Monatsschrift 
„Det nya Sverige“, angeführt im „Aftonbladet“ vom 24. Mai 1915. 


S. 417: Rechtssozialistische Opposition gegen Branting. Das 
Zitat aus dem Blatt „Skänska Social-Demokraten“, angeführt im „Afton- 
bladet“ vom 9. Juni 1915. Der Chefredakteur der Zeitung, Reichstags- 
abgeordneter Adolf Christiernson, wurde wegen seiner neutralen Haltung 
Deutschland gegenüber 1917 aus der schwedischen Sozialistenpartei 
ausgeschlossen. 


— 42 — 


S. 417: Branting' und die deutschen Sozialisten Spätsommer 
1915. Vgl. den Artikel „Ein Pseudoneutraler“* im rechtssozialistischen 
„Hamburger Echo“ vom 4. September 1915 und den interessanten Leit- 
aufsat im „Aftonbladet* vom 10. September 1915. — Über Brantings 
Beziehungen zu Karl Liebknecht vgl. die Ausführungen im „Aftonbladet“ 
vom 16. Mai 1916. 


S. 418/20: Die schwedische Transito-Gesellschaft. Über die 
militär- und wirtschaftspolitische Bedeutung dieser Ententegründung vgl. 
den sehr aufschlußreichen kleinen Aufsas von Dietrich Schäfer: 
„Schwedens Transito“, in den „Mitteilungen des Unabhängigen Aus- 
schusses für einen Deutschen Frieden“ vom 12. März 1917. — Für das 
Einkommen der Brüder Wallenberg vgl. die statistischen Angaben in 
der offiziösen „Stockholms-Tidningen* vom 7. Juli 1917, für das des 
Direktors der „Transito“- Gesellschaft den Artikel „Aktiebolaget Transito“ 
im „Aftonbladet“ vom 9. Oktober 1917. Über die Beziehungen Brantings 
zur Transito-Gesellschaft vgl. Aall, Das Schicksal des Nordens usw., 
S. 154 fl. 


S. 422/25: Die Verbandsnote. „Aftonbladet“* vom 15. September 
1916 veröffentlicht ihren Wortlaut und den der schwedischen Antwort 
vom 9. September. 


S. 425/24: Die Verbandspropaganda in Schweden. Eine gute 
Übersicht über ihre schwedischen Hauptvertreter und Hauptgegner gibt 
das Buch des Franzosen Lucien Maury, Les problemes scandinaves. 
Le nationalisme suedois et la guerre 1914—1918 (Paris, 1918). Troß der 
vielfach tendenziösen Darstellung ist diese Schrift durchaus lesenswert. 


S. 427f.: Branting als Kriegsheßer in Petersburg nach der 
Märzrevolution von 1917. Vgl. den scharfen Absagebrief des jegigen 
preußischen Finanzministers Dr. Albert Südekum im „Aftonbladet“ vom 
20. Mai 1917. Südekum übt hier an dem unneutralen Verhalten seines 
schwedischen Parteigenossen Branting eine vernichtende Kritik und 
schließt mit den bezeichnenden Worten: „J’appelle un chat un chat et 
Branting un fripon“! 

S. 430ff.: Die Entwicklung der Älandsfrage seit Spätherbst 
1917. Sie gehört unbedingt zu den unerfreulichsten Episoden der neueren 
Geschichte Schwedens und steht in einem merkwürdigen Gegensabt zu 
den schwedischen Überlieferungen aus früherer Zeit. Es unterliegt 
nämlich keinem Zweifel, daß der jetige äländische Separatismus, der 
übrigens weder in politischer oder historischer noch in geographischer 
oder wirtschaftlicher Hinsicht gerechtfertigt erscheint, sehr jungen Datums 
ist und seine Entstehung vornehmlich einer sehr geschickten unterirdischen 
Propaganda von reichsschwedischer Seite verdankt. — Der deutsche 
Leser ist auf Grund der außerordentlich reichhaltigen Aland-Literatur 
der legten Monate imstande, sich über die einzelnen Phasen der Alands- 
frage genau zu unterrichten. Die Rechtsfrage hat der Königsberger 
Völkerrechtslehrer Prof. Max Fleischmann in der hochinteressanten 
Denkschrift: „Die Alandfrage“ (Berlin, 1918) ausführlich erörtert. Eine 
klare und objektive Darstellung der Begebenheiten bis zum Frühling 
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1918 gibt die schon früher erwähnte Schrift: „Die Älandfrage. Das 
Kernproblem der Ostseepolitik“ (Berlin, 1918). Zur Ergänzung sind die 
Veröffentlichungen des finnländischen Juristen John Uggla: „La question 
d’Äland“ (Helsingfors, 1919) und des finnländischen Historikers Prof. 
M. G. Schybergson: „La position d’Äland pendant l’äge historique“ 
(Helsingfors, 1919) heranzuziehen. Über die Zugehörigkeit der Älands- 
inseln zu Finnland ist die Kartenskizze: „A quel pays appartient !'Äland 
au point de vue geographique?“ (Helsingfors, 1919) zu vergleichen, ferner 
der Aufsag von M. G.Schybergson: „Alands ställning i historisk tid“ 
(Finsk Tidskrift, Aprilheft 1919). Den schwedischen Standpunkt vertreten 
u. a. Prof. K. G. Westman in dem Vortrag: „Sverige, Finland och Äland 
vid slutuppgörelsen i Östersjöfrägan“ (Upsala, 1918) und Prof. Sven 
Tunberg in der vor wenigen Monaten erschienenen Schrift: „Alands 
ställning i historisk tid“ (Stockholm, 1919). Die Dokumente, welche die 
schwedische Flottenexpedition nach den Älandsinseln im Februar 1918 
betreffen, sind in dem offiziellen schwedischen Blaubuch: „Älands- 
uppgörelsen“ (Stockholm, 1918) abgedruckt. Zur Beilage Nr. 46 des 
Blaubuchs gibt die schon öfters zitierte Broschüre: „Die Alandfrage. 
Das Kernproblem usw.“, S. 57 f. eine sehr bezeichnende, für das Verhalten 
Schwedens gegenüber den Finnländern nicht eben schmeichelhafte Er- 
läuterung. — Der Wortlaut der schwedischen Regierungsnote vom 22. April 
1919 an die Pariser Friedenskonferenz wurde erst am 20. Mai in der 
Stockholmer Presse veröffentlicht. 


S.454: Die weibliche Reformgeseßgebung in Schweden vor 
1919. Näheres darliber bei Fri Arnheim, Schweden, S. 156 (Gotha, 1917). 


Ergänzungen und Berichtigungen. 


Zu Seite 45 Ergebnis: Die Verhandlungen der Luzerner Konferenz 
brachte die von Jean Debrit in Genf herausgegebene neue Zeitung „La 
Feuille, journal d’Idees et d’Avant-Garde“ Nr. 1 (2. August) ff., die Reso- 
lutionen der Konferenz Nr. 5 des „Bulletin der zweiten Internationale“ 
September 1919; über den Amsterdamer Gewerkschaftskongreß vgl. 
Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften Deutsch- 
lands Nr. 52 vom 9. August 1919. 

S. 9, Z.17 von unten lies: Lassalle. 

S. 115, Z. 14 oben lies: darauf statt: daranf. 

S.148, Z. 9 unten lies: österreichischen. 

5.149, Z. 6 „ lies: geschlossenste. 

5.184, Z. 15 oben lies: Eroberung. 

S. 161, Z.10 „ unten lies: Gemeinbürgschaft. 
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Zu S.168 Z.4 von unten gestatte ich mir auf meinen am 18. Oktober 


1918 niedergeschriebenen Aufruf in der Deutschen Rundschau, November- 
heft S. 179 zu verweisen, eine Schwalbe, die keinen Sommer machen 
konnte, aber immerhin eine Schwalbe. R. Fester. 

S. 171, Z. 15 von oben lies: die Provinz statt: in Provinz. 


“ 


S. 172, Z.11 „ unten lies: Trentino. 
5.175, 2.19 „ »„ lies: Pla ist, daß statt: Plab ist. Daß... 
5.214, Z. 1 „ oben lies: einen Verrat. | 
S. 222, Z.15 „ „ lies: Er statt: Es. 
S.225, Z.10 „ unten lies: Religiosität. 
u. 2210: 5 „ lies: charakteristisch. 
S.226, Z. 7 „ „ lies: berufstätigen. 
5.285, Z. 7 „ „ lies: geltende statt: geltenden. 
S. 258, Z. 5 „ oben lies: er ihm statt: er ihn. 
5.289, Z. 8 „ unten lies: behaupten wußte statt: mußte. 
5.242, Z.15 „ » lies: darstellten. _ 
S.246, 18 „ „lies: Blanc. 
de A „»„ lies: Jouhaux. 
S. 255, Z.10 „ „ lies: Cachin. 
S.275, Z.12 „ oben ist „sehr“ zu streichen. _ 
S.276, Z. ö „ unten lies: mit ihrer Bagage und ohne Waffen 
S.280, Z. 2 „ oben lies: 1916/19 statt 1916/17. 
S.284, 2.17 _ „ unten ist „also“ zu streichen. 
S.286, Z. ö „ oben lies: Arten statt Akte. 
S.2%, Z.15 „ unten lies: fürchteten statt fürchten 
S. 2: E 
S. 2: a 
S. Z. ” 


BESSERE 


w 


oben ist „weit“ zu streichen. 
» lies: auf dem Lande unterbringen, 
unten lies: Kriegsgewinn. 


Druck von Ehrhardt Karras G.m.b.H. in Halle (Saale). 


| 


| 


sa100007822 


B891 ER hen 


0, Google 


Verlag von Max Niemeyer in H 


Jeremy Bentham 


i 
it Ba 


| Gtundaäbe: für ein künftiges Völkerrecht und 
| einen dauernden Frieden 
(Principles of international law) 
übersest von Camill Klatscher 


Mit einer Einleitung über Bentham, Kant und Wundt hrsg. 
von Oskar Kraus, Prof. an der deutschen Universität Prag 


1915. 8°. VI,1858S. MA4— 


W. Cunningham 


Entwicklung der Industrie und des Handels 
. Englands 
Altertum und Mittelalter 


Autorisierte Übersetung von Hilmar Wilmanns 
Mit zwei Tafeln 


1912. 8°. IV, 7895. Geh. M 20,—; gebd. M 23,— 


Adoif Hasenclever 


Geschichte Ägyptens im 19. Jahrhundert 
1795 1914 ° 
1917. 8°. XVI, 497 S. u. 1 Karte. Geh. M 15,—; gebd. M 16,50 


4 EEE. WEGE. | DET I 


Heinrich Löwe 


Das neue Rußland und seine sittlichen Kräfte 
8°. 1915. Geh. M 4,40; gebd. M 5,% 


James Mac Kinnon 


Eine Geschichte der modernen Freiheit 
Autorisierte Übersetung von Hilmar Wilmanns 
Band Il. Einleitung | 


1915. XX, 45808. Geh. M 12,—; gebd. M 14,— 


Druck ‘von Ehrhardt Karras G. m. HN Halle (Saale) | 


£ 
Pr 


Digitized’by Google 


